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EDITORIAL/132: Liebe SB-Leserin und lieber SB-Leser ... (SB)
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Liebe SB-Leserin und lieber SB-Leser

stirnrunzelnd und schmallippig nutzen wir den Veröffentlichungsplatz
des Editorials für eine wichtige Mitteilung, welche wir Ihnen, ob wir
es nun mögen oder nicht, zukommen lassen müssen.

Ab dem 1. Juli 2019 kommen pro Schattenblick-Druckausgabe aufgrund
einer Versandkostenerhöhung der deutschen Bundespost 70 Cent zu den
bisher geltenden Kosten als daraus folgender Aufpreis hinzu. Ein Abo
wird deshalb statt zur Zeit Euro 25,- ab dem Zusendedatum 5. Juli
2019, also mit der 140. Ausgabe, auf Euro 28,- erhöht werden. Dabei
bleibt der Preis mit Euro 8,50 für ein Einzelexemplar
selbstverständlich und hoffentlich nicht nur zum Troste dem
Nichtabonnenten erhalten.

Unverändert bleibt auch die Qualität, die Struktur und die
sozialpolitische Ausrichtung der der Online-Tageszeitung Schattenblick
zugehörigen Wochendruckausgabe.

Ihre Schattenblick-Redaktion


10. Mai 2019
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WALD/389: Hambacher Forst - Termine ... (Michael Zobel)


Rote Linie - Kino - Kirche - Köln - wir machen weiter und werden immer
mehr

von Michael Zobel, 15. Mai 2019



Guten Tag zusammen,

liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, liebe
Mitmenschen,

drei Tage nach der *Roten Linie* am Hambacher Wald. Die Bilder wirken
nach, goßer DANK an 1200 klimabewegte Menschen, die erneut eine
eindrucksvolle Botschaft in die Welt geschickt haben, ein bewegender
Muttertag für Mutter Erde. DANK auch an Hambi support AC für große und
kleine Hilfen, an die Buirer für Buir, an die tollen Menschen, die in
Eigeninitiative die Kuchen- und Kaffeebar gerockt haben. Großes DANKE an
Lotte von der Inde mit ihrer phänomenalen Geschichte, an Dr. Michael
Koch für Text und Musik zu Menschenrechtsverletzungen an den indigenen
Völkern. Ohne Mampf kein Kampf, DANK an Pierrre und sein Team für die
wunderbare Verköstigung.

Es gibt fantastische Fotos und Videos im Netz, hier eine kleine Auswahl:

https://www.facebook.com/HambacherForstBesetzung

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir/

http://www.taz.de/Fuenf-Jahre-Waldspaziergaenge/!5591348/

https://www.aachener-zeitung.de/nrw-region/braunkohle/aktivisten-ziehen-rote-linie_aid-38730219

Wir werden weiter Zeichen setzen, die Bewegung für den Kohleausstieg
und gegen den Klimawandel ist nicht zu stoppen!

Nächste Waldspaziergänge 16. Juni, 14. Juli, 13. Juli Dorfspaziergang
Keyenberg/Kuckum, mehr auf: 

http://www.naturfuehrung.com

Von der Roten Linie zur Roten Linie, am Abend des 12. Mai gab es in
München die Welt-Uraufführung des Kinofilms - ich war rechtzeitig da,
durfte diesen intensiven Film sehen. Danke Karin, am Ende stehende
Ovationen. Bitte fest einplanen, ab ins Kino, nächste Woche in ganz
vielen Lichtspielhäusern, Dienstag Uraufführung in Köln, Ihr könnt
Kontakt mit mindjazz-pictures aufnehmen, um Vorführungen bei Euch
möglich zu machen.

DIE ROTE LINIE - Widerstand im Hambacher Forst

Ab 23. Mai bundesweit im Kino!

https://mindjazz-pictures.de/filme/die-rote-linie-widerstand-im-hambacher-forst/


Es geht weiter, es gibt viel zu tun

Samstag, 18. Mai, Entwidmung der Kirche in Manheim

http://verheizte-heimat.de/2019/05/11/einladung-zum-stillen-protest-gegen-die-entwidmung-der-manheimer-kirche-am-18-mai/

dazu passt die Petition "Die Kirche im Dorf lassen", bitte weiter
verbreiten und unterschreiben, hier mehr Infos

http://verheizte-heimat.de/2018/07/08/unterschriftenaktion-die-kirchen-im-dorf-lassen-findet-grossen-zuspruch-mit-listen-zum-download/

Dienstag, 21. Mai, 17 Uhr, Defend the Sacred, Waldspaziergang mit Eva
Töller und indigenes Ritual für den Schutz des Waldes und die Balance
der Kräfte mit Ladonna Bravebull und Sabine Lichtenfels.

https://www.evensi.com/waldspaziergang-und-ritual-u-schutz-hambacher-waldes-wald-mahnwache/308310803

Mit Tiokassin Ghosthorse, (Cheyenne River Lakota / South Dakota, First
Voices Radio) Leider musste Ladonna Bravebull Allard aus
gesundheitlichen Gründen ihre Europa-Reise absagen. Sie wird per Video
mit uns verbunden sein.

Mittwoch, 22. Mai, 20 Uhr, Köln, Defend the Sacred - Wenn das Leben
siegt, wird es keine Verlierer geben

https://www.suedstadt-leben-koeln.de/veranstaltung.php?id=1350

Das für den Moment,

DANKE für die Unterstützung,

Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 15. Mai 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2019 
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WALD/388: Hambacher Forst - die rote Linie ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 12. Mai 2019

Fünfte Rote Linie unter dem Motto "Wald und Dörfer bleiben!"

1.200 Teilnehmer*innen bei politischem Muttertag und Waldspaziergangsjubiläum
an der Tagebaukante Hambach
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Morschenich/Kerpen-Buir. 12.05.2019. Zwischen dem Hambacher Wald und den
nur noch in ca. 100 Metern Abstand stehenden Braunkohlebaggern des Konzerns
RWE protestierten heute erneut ca. 1.200 rot gekleidete Klimaschützer*innen
mit einer aus Menschen geformten "Roten Linie" für den dauerhaften Erhalt
des Waldes sowie den Schutz der bedrohten Dörfer. Anlass dieser
mittlerweile fünften Roten Linie war das fünfjährige Jubiläum der
Waldspaziergänge, aber auch das weiterhin provozierende Vorgehen des
Kohlekonzerns RWE.

Michael Zobel: "Eva Töller und ich freuen uns, dass unsere Waldspaziergänge
seit fünf Jahren immer mehr Zuspruch erhalten und Menschen jeden Alters und
aus allen Kontinenten die Möglichkeit genutzt haben, die Schönheit des
Waldes und die Bedrohung durch die klimaschädliche und zerstörerische
Braunkohle zu erleben. Annähernd 55.000 Menschen haben wir seit fünf Jahren
durch den Wald geführt. Wir alle gemeinsam wünschen uns, dass dieser Wald
endlich zur Ruhe kommt, aber solange RWE den Wunsch der gesellschaftlichen
Mehrheiten und der Kohlekommission nach dem dauerhaften Erhalt des Waldes
und mehr Klimaschutz ignoriert, machen wir hier weiter und zeigen der Welt,
wie kompromiss- und verantwortungslos der Kohlekonzern nach wie vor
agiert."

Auch Antje Grothus, ehemaliges Mitglied in der Kommission und betroffene
Anwohnerin, ist empört: "RWE hält hier nicht einmal die gesetzlich
vorgeschriebenen und ohnehin zu niedrig bemessenen Sicherheitsabstände
zwischen Wald und Kohlekrater ein. RWE gräbt sich immer näher an den Wald
und die Dörfer heran, trotz Kohleausstieg. Dass unser sog. Landesvater
Laschet sich nicht schützend vor den Wald und die bedrohten Dörfer hier und
am Tagebau Garzweiler stellt, ist aber der eigentliche
gesellschaftspolitische Skandal. Der Ministerpräsident ist gefordert den
Wandel jetzt sozialverträglich zu gestalten und sich auf Bundesebene für
die Abschaltung von 3 GW Braunkohlekraftwerkskapazitäten in Neurath und
Niederaußem stark zu machen, damit auch die Menschen in der Region endlich
zur Ruhe kommen können und keine Dörfer mehr vernichtet werden."

Andreas Büttgen, Buirer für Buir ergänzt: "Der Hambacher Wald soll
dauerhaft erhalten werden. Dafür ist auch der Erhalt der ihn umgebenden
wertvollen Ackerflächen und bereits gerodeten Areale unabdingbar. Die
Kommunen brauchen diese Flächen auch für eine zukunftsfähige und
nachhaltige Strukturentwicklung, damit unsere Heimat perspektivisch wieder
ihre Würde zurückerhält."

Hintergrund:

Die Kommission Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung hatte nach den
massiven Bürger*innenprotesten im Herbst 2018 für den Erhalt des Waldes und
unter dem Druck der Umweltverbände in ihrem Abschlussbericht festgehalten,
dass der "Erhalt des Hambacher Waldes wünschenswert" ist. Laut Rheinischer
Post vom 20. Februar 2019 schloss sich Ministerpräsident Armin Laschet
diesem Wunsch zwar an, bestätigte aber lediglich einen Rodungsstopp bis
2020. Dieser ergibt sich aber ohnehin aus juristischen Notwendigkeiten.

Rote Linie Aktionen finden seit den Klimaschutzverhandlungen in Paris
statt. Die erste Rote Linie Aktion am Tagebau Hambach zählte am 23.10.2016
bereits 1.000 Teilnehmer*innen. Es folgten "Rote Linien" am 19.02.2017 mit
1.200, am 26.08.17 mit 3.000 und am 18.03.18, nach gerichtlich erwirktem
Rodungsstopp durch den BUND NRW, mit 600 Menschen.



Am Abend des 12.05.2019 feierte auf dem internationalen
Dokumentarfilmfestival in München, im deutschen Theater, der Film "DIE ROTE
LINIE - Widerstand im Hambacher Forst" seine Welturaufführung. Die
Premieren Feier findet am 21. Mai in Köln statt. Bundesweiter Kinostart ab
23. Mai. Weitere Termine und Hinweise auf Filmgespräche:

https://www.thurnfilm.de/die-rote-linie

https://www.facebook.com/FilmDieRoteLinie

Teaser:

https://www.facebook.com/FilmDieRoteLinie/videos/1488455791288749/

Mehr Infos:

#RoteLinieWaldundDoerferbleiben

#seidierotelinie

Weitere Informationen finden Sie unter:

http://naturfuehrung.com/

http://www.buirerfuerbuir.de/

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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FRAGEN/021: Hamburgs koloniales Erbe - ein Interview mit Migrationsforscher Prof. Dr. Louis Henri Seukwa (idw)


Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg - 13.05.2019

Hamburgs koloniales Erbe -

ein Interview mit Migrationsforscher Prof. Dr. Louis Henri Seukwa



"Die Aufarbeitung des kolonialen Erbes Hamburgs sollte dem Vierklang
Entschuldigung, Entschädigung, Transparenz und Partizipation folgen", sagt
Prof. Seukwa. Ein Gespräch mit dem Migrationsbeauftragten der HAW Hamburg
über die Aufarbeitung des kolonialen Erbes Hamburgs und die Rolle der
Wissenschaft.
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Prof. Dr. Louis Henri Seukwa
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Katharina Jeorgakopulos: Die Freie und Hansestadt Hamburg hat in
diesem Monat einen Beirat bestellt, um das koloniale Erbe der Stadt
aufzuarbeiten. Was versprechen Sie sich davon und welche Rolle wird der
Beirat bei dieser Aufarbeitung spielen?

Prof. Dr. Louis Henri Seukwa: Die Rolle des Beirats des Hamburger
Senats wurde in der dazugehörigen Presseerklärung zu ihrer Berufung
formuliert. Unter anderem ist darin zu lesen: "Zuallererst wird sich der
Beirat an der Erstellung eines dekolonisierenden Erinnerungskonzepts für
die Freie und Hansestadt Hamburg beteiligen, das gesamtstädtisch und
behördenübergreifend Geltung erlangen soll." Diese Rollenzuschreibung
scheint mir fragwürdig, denn es gehört meines Wissens nach nicht zur
Kernkompetenz eines beratenden Gremiums operative Aufgaben wie die
Erstellung eines Konzepts zu übernehmen.

Angenommen die Beteiligung des Beirats würde sich auf eine konsultative,
also auf eine beratende Funktion, beschränken, bleibt immer noch die Frage
offen, warum nicht die Expertise der Forschungsstelle "Hamburgs
(post-)koloniales Erbe - Hamburg und die frühe Globalisierung" an der Uni
Hamburg einbezogen wird. Der Beirat ist vorrangig mit
migrantisch-diasporischen Expertinnen und Experten aus den vom Kolonialismus
betroffenen Ländern und Gesellschaften besetzt. Das dient der
Sicherstellung eines postkolonialen Perspektivwechsels. Ferner sind
weitere Berufungen möglich. Dennoch scheint mir damit die grundsätzliche
Schwierigkeit nicht adressiert zu sein.

Diese Schwierigkeit lässt sich eher als Verfahrensproblem bezeichnen, das
meines Erachtens aus der Angst vor Macht- und Kontrollverlust heraus
entsteht. Dies könnte dazu führen, dass der Prozess der Aufarbeitung des
kolonialen Erbes Hamburgs den Eindruck einer organisierten Kakophonie
erweckt, in der die Logik und Chronologie der Aktivitäten nicht
nachvollziehbar sind. Eine solche Vorgehensweise mag was das politische
Taktieren angeht effektiv sein, sie ist aber für die Sache nicht
effizient.

Jeorgakopulos: Wie sollte Ihrer Meinung nach, die Aufarbeitung der
kolonialen Vergangenheit aussehen und die "Entwicklung eines
postkolonialen Erinnerungskonzepts für Hamburg" gestaltet sein?

Seukwa: Die Angelegenheit ist zunächst politisch und dann technisch,
wobei das Politische das bestimmende Momentum darstellt. Deshalb ist es
notwendig eine verbindliche politische Ethik der Aufarbeitung zu
implementieren. Diese sollte ohne jegliche List dem Vierklang
"Entschuldigung - Entschädigung -Transparenz und Partizipation" als
Grundlage der Aufarbeitung unserer kolonialen Vergangenheit folgen. Sie
sollte auf einer gerechten und nachhaltigen Versöhnung zwischen den
Kolonisierten respektive ihren Nachkommen aufbauen. Diese Notwendigkeit
scheint mir jedoch jenseits von Absichtserklärungen und politischen
Schlagwörtern das größte Hindernis in diesem Prozess der Aufarbeitung zu
sein. Wenn dies erfüllt ist, bin ich sehr zuversichtlich, dass die
konkrete Gestaltung des Prozesses einer "Entwicklung eines postkolonialen
Erinnerungskonzepts für Hamburg" eine leicht zu bewältigende Aufgabe wird.
Die Erstellung dieses Konzepts - seien wir ehrlich - ist ja vom
Schwierigkeitsgrad her nicht wirklich mit dem "Apollo" Programm der NASA
zu vergleichen.

Von der planerischen Seite betrachtet, ist es evident, dass die Erstellung
des Erinnerungskonzepts chronologisch alle anderen Schritte ausrichten
muss. Denn das Konzept stellt die Syntax der Aufarbeitung dar. So wäre es
sinnvoll, dass zunächst eine multi- und transdisziplinäre Kommission
gegründet wird mit einer effektiven Beteiligung der interessierten und
qualifizierten Zivilgesellschaft. Die Kommission sollte parteipolitisch
unabhängig sein, sie sollte souverän entscheiden über den Inhalt (also
über die thematischen Schwerpunkte des Konzepts), die Zuständigkeiten (das
meint Kompetenzen und Akteure), die Meilensteine (also die Implementierung
des Konzepts und das Monitoring des Prozesses) und nicht zuletzt über die
Finanzierung der Aufarbeitung. Erst dann kann die Kommission entscheiden,
ihre Arbeit von einem Beirat begleiten zu lassen.

In der aktuellen Vorgehensweise des Senats kommt nicht deutlich heraus, ob
der berufene Beirat das Konzept schreibt oder diejenigen berät, die es
schreiben. Auch wer das Konzept wann schreibt ist mir zumindest nicht
klar. Aus diesem Grund spreche ich von einer "organisierter Kakophonie".

Jeorgakopulos: Warum ist diese Aufarbeitung so schwierig? Viele
Menschen wissen kaum, dass Deutschland auch kolonisiert hat. Wo liegen die
Problemfelder?

Seukwa: Wenn ich meine Aussage auf den Fall des deutschen
Kolonialismus in Afrika beziehe wo Deutschland die meisten sogenannten
"Schutzgebiete" besaß, dann scheint mir die Diskussion um die Aufarbeitung
des kolonialen Erbes hierzulande immer noch unter Bedingungen des
strukturellen und symbolischen Ungleichgewichts von Machtbeziehungen und
Kräfteverhältnisse stattzufinden. Dies geschieht zu Gunsten der ehemaligen
Kolonialmacht Deutschland. Das ist einer der wichtigsten Gründe, warum der
Prozess nur schleppend und unzufriedenstellend vorankommt.

Diese Asymmetrie führt dazu, dass die ehemalig Kolonisierten immer noch
auf den guten Willen der ehemaligen Kolonialmacht angewiesen sind. Es gibt
postkoloniale Verhältnisse beziehungsweise koloniale Kontinuitäten, die
durch neue Allianzen zwischen den ehemaligen Kolonialmächten in regionalen
Bündnissen - wie die der EU - leider stabilisiert werden. Ein
eindrückliches Beispiel für eine solche koloniale Kontinuität ist die
Komplizenschaft und das beschämende Schweigen der Euro-Länder gegenüber
Frankreich, das durch den "Franc CFA" keine monetäre Souveränität in
seinen ehemaligen Kolonien in Afrika ermöglicht; mit all den bekannten
wirtschaftlichen, politischen und sozialen Folgen für diese Länder.

Dieses Problem ist bemerkenswerterweise erst von der populistischen
Regierung in Italien in den Streitigkeiten mit anderen EU-Ländern um die
Aufnahme und Verteilung von Geflüchteten explizit als Fluchtursache
angesprochen worden. Warum Deutschland als "Schwergewicht" in der EU, das
sich dazu gerne als moralische Instanz darstellt, so etwas stillschweigend
unterstützt und dann über Bekämpfung von Fluchtursachen spricht, ist eine
Frage, die sich zu stellen lohnt.

Um das öffentliche Bewusstsein über das Thema Kolonialismus zu
sensibilisieren und die koloniale Vergangenheit Deutschlands effektiv
aufzuarbeiten, bedarf es Anstrengungen auf unterschiedlichen Ebenen: auf
der politisch-symbolischen, der finanziellen, der pädagogischen und auf
der wissenschaftlichen Ebene.

Politisch-symbolisch muss Deutschland - und zwar auf höchster politischer
Instanz ohne jeglichen Relativierungsversuch - Kolonialismus als
ungeheures Verbrechen anerkennen, verurteilen, seine Beteiligung daran
bereuen und sich dafür offiziell entschuldigen. Die offizielle
Entschuldigung könnte beispielsweise in einem Versöhnungsgipfel mit allen
deutschen kolonisierten Ländern in einer der ehemaligen "Schutzgebiete"
Afrikas stattfinden. Finanziell könnte hierzulande ein
"Dekolonialer-Fonds" zur Unterstützung von gesamtgesellschaftlichen
Initiativen eingerichtet werden, die bezogen auf deutsche
Kolonialbeteiligung zur Erinnerung, Aufarbeitung und Versöhnung beitragen.

Pädagogisch muss ein Beschluss der Kultusministerkonferenz die
Bundesländer dazu verpflichten, ihre Schulbücher und Lehrpläne dahingehend
zu überarbeiten, dass Kolonialismus, Neokolonialismus und
Postkolonialismus als strukturierendes Moment in der aktuellen Weltordnung
angemessen dargestellt werden. Wissenschaftlich gesehen, sollen
Sonderforschungsbereiche eingerichtet werden, die mit international
besetzten Forschungsteams die Geschichte des deutschen Kolonialismus
untersuchen und ihre Befunde einer breiten Öffentlichkeit zugänglich
machen.

Jeorgakopulos: Was kann die Wissenschaft - die HAW Hamburg - in
dieser Hinsicht für Hamburg leisten?

Seukwa: Die Geschichte der Wissenschaft und ihrer Institutionen sind
mit der Kolonialgeschichte der Stadt Hamburg eng verknüpft! Mehrere mit dem
Kolonialismus einhergehende Phänomene wie die biologische oder kulturelle
Rassenkonstruktion des "weißen Menschen" als alle anderen überlegen - und
damit der Rechtfertigung der sogenannten "zivilisatorischen Mission" -
gehören zu den "Leistungen" der Wissenschaft, was sehr beschämend ist.

Umso mehr sind wir als Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Hamburgs
verpflichtet, diese unrühmliche Vergangenheit aufzuarbeiten. Unsere
Kernaufgabe in der Forschung und Lehre muss es dies bezüglich sein,
thematisch den Kolonialismus, seinen Entsprechungen und Folgen wie Globale
Ungleichheit, Neokolonialismus, Postkolonialismus, Rassismus, Migration,
Flucht etc. systematisch zu begegnen und zu behandeln.

Jeorgakopulos: Was hat die koloniale Vergangenheit der FHH mit der
aktuellen Lage der Gegenwart zu tun? Handelt es sich hier nur um
Historisches? Was können wir aus unserer Geschichte lernen?

Seukwa: Ich beschäftige mich unter anderem mit den aktuellen Folgen
des Kolonialismus sowohl für die kolonisierten Länder Afrikas als auch für
die ehemaligen Kolonialländer Europas. Spätfolgen führen beispielsweise zu
einer migrationsbedingten "Hybridisierung" der Bevölkerung in Hamburg. Was
das meint? Diese Menschen identifizieren sich einerseits mit Hamburg
ebenso wie mit Ländern in Afrika. Und sie stellen das immer noch durch
Rassismus geprägte Narrativ über Afrika in Frage.

Es gibt mehrere Lektionen, die aus der Kolonialgeschichte gezogen werden
können. Eine Folge ist Flucht und Migration: Kolonialismus hat, wo er
stattgefunden hat, nachhaltige Desintegrationsmechanismen von
gesellschaftlichen Strukturen hervorgebracht, die im Fall Afrikas durch
neokoloniale Kontinuitäten fortgeführt werden. Dies führt zu strukturellem
Ungleichgewicht auf der globalen Skala in Form von Kriegen, politischen
Instabilitäten, ökonomischen und ökologischen Krisen, die nachweislich
Menschen in die Flucht treiben.

Wir schaffen durch die rücksichtslose Vertretung unserer nationalen
Interessen weltweit immer mehr Fluchtgründe. Angesichts dessen ist es
illusorisch zu glauben, dass wir ausgebeutete und verarmte Menschen daran
hindern können hierher zu kommen; zumal unser Wohlstand dank medialer
Macht bis in den letzten Ecken des Globus wahrgenommen wird. Deutschland,
das es mit der "Bekämpfung von Fluchtursachen" als Grundsäule seiner
Asylpolitik ernst meint, muss also vordergründig seine eigene Verstrickung
in der Erneuerung und Fortsetzung von neokolonialen Verhältnissen
überprüfen und abstellen. Dazu gehört auch, sich aktiv und konsequent für
die Wiederherstellung von globalem Gleichgewicht engagieren, was zur Folge
haben wird, das Leben in den kolonisierten Ländern lebenswert zu machen.

Jeorgakopulos: Professor Seukwa, wir danken Ihnen für das
Gespräch.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution399
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, 13.05.2019
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MELDUNG/105: Universität Stuttgart - Fortsetzung für Projekt "Quantitative Literaturwissenschaft" (idw)


Universität Stuttgart - 14.05.2019

Fortsetzung für Projekt "Quantitative Literaturwissenschaft" an der
Universität Stuttgart



Digital Humanities (Digitale Geisteswissenschaften) sind heute ein
Boomfach, doch ihre Vorgeschichte reicht weit zurück. Wie rechnerische
Verfahren zur Analyse und Interpretation von Sprache und Literatur seit
dem frühen 19. Jahrhundert verwendet wurden, erforscht das Projekt
"Quantitative Literaturwissenschaft" an der Universität Stuttgart, für das
die Deutsche Forschungsgemeinschaft jetzt die Fortsetzung bewilligt hat.
In der kommenden Förderperiode möchte Projektleiter Dr. Toni Bernhart
(Institut für Literaturwissenschaft, NDL II) die Pionierleistungen des
Philosophen Max Bense sowie der Informatiker Rul Gunzenhäuser und Theo
Lutz für die quantitative Literaturwissenschaft ergründen.

Schon im 19. Jahrhundert experimentierten Forscherinnen und Forscher
damit, wie man durch Quantifizierung und statistische Standardisierung
ästhetische, formale und inhaltliche Besonderheiten von Texten erfassen
und erforschen kann. Doch bis weit ins 20. Jahrhundert galten solche
Ansätze in den Geisteswissenschaften als Randphänomene, oftmals
verunglimpft als "Wörterzählen" oder schlichtweg nicht ernst genommen.
Eher waren es Vertreter anderer Disziplinen, die sich damals mathematisch
mit Literatur beschäftigten: Thomas Young zum Beispiel, bekannt für seine
(erfolglosen) Versuche, mit Hilfe der Wahrscheinlichkeitsrechnung
ägyptische Hieroglyphen zu ent-schlüsseln, war Arzt. Augustus De Morgan,
der die Urheberschaft von Briefen des Apostels Paulus zu klären versuchte,
war Mathematiker. Mit der unsicheren Urheberschaft von Shakespeare-Dramen
beschäftigte sich ein Meteorologe, Thomas C. Mendenhall.
Literaturwissenschaftler stempelten solche Experimente als kuriose
Umtriebe fachfremder Dilettanten ab. Erst im 20. Jahrhundert und im Zuge
der Digitalisierung bedienten sie sich selbst zunehmend - zunächst recht
einfacher - mathematischer Verfahren.

Zählmaschinen und "menschliche" Computer

Untersuchen lassen sich mit Mathematik stilistische Phänomene im weitesten
Sinne, also Merkmale, die spezifisch sind für einzelne Dichterinnen und
Dichter, Epochen oder Gattungen. Bei großen Projekten setzte man anfangs
meist auf Zählmaschinen oder "menschliche Computer", Zähl- und
Rechenassistenten, meist Frauen. "Die Effizienz der Forschungspraxis sowie
der erforschte Materialumfang sind erstaunlich", sagt Projektleiter
Bernhart nach Abschluss der ersten Projektphase. Friedrich Kaeding zum
Beispiel, der um 1890 das erste Häufigkeitswörterbuch der deutschen
Sprache erstellt hat, untersuchte mit Hilfe von bis zu 1.000 unentgeltlich
arbeitenden Personen elf Millionen Wörter. Dieser Umfang wurde erst 1972
am Rechenzentrum der Universität Hamburg übertroffen, mit damals
modernster Lochkartentechnik.

Anfänge Künstlicher Intelligenz

Eine eminent wichtige Rolle für die Computerisierung der quantitativen
Literaturwissenschaft im 20. Jahrhundert spielen zwei Professoren der
Universität Stuttgart: der Mathematiker und Informatiker Rul Gunzenhäuser
sowie der Philosoph und Wissenschaftstheoretiker Max Bense. Im gleichen
Umfeld entstanden in den späten 1950er-Jahren auch die weltweit ersten
computergenerierten lyrischen Texte von Theo Lutz, die einer Art der
Schubumkehr gleichkamen: Wenn man Texte mithilfe statistischer Verfahren
analysieren kann, so Lutz' Idee, dann muss es auch möglich sein, Texte mit
statistische Verfahren künstlich herzustellen. Das ist im Kern der Anfang
Künstlicher Intelligenz (KI).

In der nächsten Projektphase möchte Bernhart das Zusammenspiel von
Mathematik, Informatik und Geisteswissenschaften in den 1950er und 1960er
Jahren noch ausführlicher untersuchen. Gerade diese frühe Zeit war äußerst
experimentier- und kooperationsfreudig und stellt einen wichtigen
wissenschaftsgeschichtlichen Vorlauf an der Schwelle zu den modernen
Digital Humanities dar. International herausragende Beispiele dafür sind
die Stuttgarter Gruppe um Bense, Gunzenhäuser und Lutz, daneben auch eine
bislang kaum beachtete Arbeitsgruppe an der RWTH Aachen, die vom Physiker
Wilhelm Fucks geleitet wurde. Geplant sind zudem ein Buch "Quantitative
Literaturwissenschaft", das 2020 erscheinen soll, sowie eine Tagung zum
Projektabschluss in Kooperation mit dem Deutschen Literaturarchiv (DLA)
Marbach.

Das Projekt "Quantitative Literaturwissenschaft" wurde 2015 am Institut
für Literaturwissenschaft (NDL II) sowie am Stuttgart Research Centre for
Text Studies der Universität Stuttgart eingerichtet und ist mit dem
Studiengang Digital Humanities assoziiert. Die neue Förderphase reicht bis
März 2020. Für die Durchführung des Projekts konnte Bernhart, der von der
Freien Universität Berlin kommt, sich die Universität selbst auszusuchen.
Er entschied sich für die Universität Stuttgart, "weil das exzellente
Renommee der Stuttgarter Literaturwissenschaft, verbunden mit dem
Forschungsschwerpunkt und Studiengang Digital Humanities sowie die Nähe zu
den informatischen Fächern wie der Maschinellen Sprachverarbeitung eine
ideale Arbeitsumgebung bilden."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution80
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TREFF/1378: Münster - "Pi" wie die Kreiszahl - oder wie "Piraterie", internationales Lyrikertreffen, 25. und 26.05.2019


Stadt Münster

"Pi" wie die Kreiszahl - oder wie "Piraterie"

 Lyrikertreffen und Poesiepreis: Verwegene Dialoge im
preisgekrönten Gedichtband / Folge 1 



Münster (SMS) Seit 40 Jahren reisen Lyriker und Lyrikerinnen aus dem
In- und Ausland zum Internationalen Lyrikertreffen an, das vom
Kulturamt der Stadt Münster und vom Literaturverein Münster
veranstaltet und von der Kunststiftung NRW gefördert wird. In ihrem
Gepäck: Strophen und Verse. In diesem Jahr gehören auch Instrumente
dazu. Warum dem so ist und worauf man sich freuen darf, verraten wir
in dieser fünfteiligen Serie. Heute geht es um die Poesie-Preisträger
und Preisträgerinnen.

Mathematisch versierte Piraten scheinen eine seltene Spezies zu sein.
"Wie viele Piraten braucht man, um von Pi den Wert zu errechnen?
Sicherlich mehr als einen." So beginnt Eugene Ostashevsky seinen
Gedichtband "Der Pirat, der von Pi den Wert nicht kennt", für den er
und seine Übersetzerinnen Monika Rinck und Uljana Wolf am 26. Mai den
Preis der Stadt Münster für Internationale Poesie bekommen. Nicht nur
diese ersten Sätze, auch die weiteren Dialoge des Gedichtbands sind
verwegen.

Sätze, die der Pirat mit seinem Papagei wechselt, beginnen erfrischend
wie piratisch mit einem "ARRRGHS". Gespräche mit einem Papageien? Ganz
richtig! "Am Tag, als sie sich trafen, war der Pirat noch kein Pirat
(?) Der Papagei war schon Papagei. Ihr Treffen ging, die Kameras
bezeugen es, so: Ein kalter Tag im dunklen Zoogeschäft (Nase und
Schnabel beider voller Schnief), wo sie einander nicht ganz ohne Scheu
gestanden, wie ihr Lieblingsspielzeug hieß" - "Bazookas!!!"

Eugene Ostashevsky wurde in Russland geboren, wanderte im Alter von
elf Jahren nach Amerika aus und wuchs dort zweisprachig auf. Der 51-
jährige Autor begibt sich in seinem Gedichtband auf eine
abenteuerliche Reise voller rhetorischer Exkurse. Der Schatz des
besungenen Piraten: ein Werk aus prosaischen wie lyrischen Elementen,
mit neuen Rhythmen, Reimen und einem Spiel zwischen Sprachen. Ohne
Schatzkarte, aber mit einem Netz aus literarischen Zitaten durchzogen
und andere wissenschaftlichen Disziplinen einbeziehend, diskutieren
der Mann und sein Vogel.

Jury begeistert von der Sprachakrobatik

Die Lesung moderiert Maren Jäger, Urs Allemann trägt die deutsche
Übersetzung vor. Beide sind wie auch Cornelia Jentzsch, Johann P.
Tammen und Norbert Wehr Mitglieder der Jury. Diese war begeistert von
der Sprachakrobatik und dem Formenreichtum des Autors. Ebenso vom
virtuosen Bedienen verschiedener Gattungen: von Kinder- und
Piratenliedern über Traktate, Balladen bis zum Hip Hop.
Der Preis wird Ostashevsky, der 2014 aufgrund eines DAAD-Stipendiums
ein Jahr lang in Deutschland lebte, gemeinsam mit seinen
Übersetzerinnen Monika Rinck und Uljana Wolf verliehen. Wer einen
Blick in den Gedichtband wirft, ist vermutlich überrascht, dass auch
die Typografie der Verse durch Sonderzeichen und Zeichen anderer
Sprachen Elemente von Ostashevskys Wortwitz sind. Der direkte
Vergleich von den englischen Versen und deren deutscher Übersetzung
ist äußerst lohnend und lässt die Poesiepreisjury mit Blick auf diese
Übersetzungsleistung von einem "Glücksfall" sprechen. Rinck und Wolf
hätten dem sprachspielerischen Parforceritt Ostashevskys mit einem
"Höchstmaß an Geist und Witz die Tore der deutschen Sprache geöffnet".
Neben den Sprachkenntnissen schöpfen sie aus ihren eigenen
dichterischen Erfahrungen: Sie beide haben eigene Gedichtbände
veröffentlicht, für die sie bereits bedeutende Literaturpreise
erhalten haben.

Und für alle, die den Wert der Kreiszahl ebenfalls nicht kennen:
3.141. So zumindest der Anfang, denn die Nachkomma-Stellen der
irrationalen Zahl sind unendlich. Bisher hat der Klub der Freunde der
Zahl Pi die ersten fünf Billionen Stellen berechnet. Einen Papageien
zurate zu ziehen, hat man bislang noch nicht in Erwägung gezogen -
dazu braucht es wohl eher Poeten denn Mathematiker.

Termine:

Preisträgerlesung Eugene Ostashevsky Samstag, 25. Mai, 11-12 Uhr,
Theatertreff, Theater Münster, Neubrückenstraße.

Lesung Ostashevsky, Rinck, Wolf u.a. Samstag, 25. Mai, 20-22 Uhr,
Theater Münster (Kleines Haus), Neubrückenstraße

Verleihung des Preises der Stadt Münster für Internationale Poesie,
Sonntag, 26. Mai, 11 Uhr, Erbdrostenhof, Salzstraße

Info: 

www.lyrikertreffen-muenster.de 

Karten an der Theaterkasse, (02 51) 59 09-100

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.05.19

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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VORTRAG/8475: Tübingen - Ranga Yogeshwar bei der 16. Tübinger Mediendozentur, 21.05.19


Eberhard Karls Universität Tübingen

Ranga Yogeshwar bei der 16. Tübinger Mediendozentur

Der Physiker und vielfach ausgezeichnete Wissenschaftsjournalist erklärt,
wie Künstliche Intelligenz unser Leben verändert



Die Digitalisierung und Künstliche Intelligenz verändern unser Leben auf
radikale Weise. Algorithmen erkennen Krankheiten. Sie entscheiden über die
Kreditwürdigkeit des Einzelnen. Sie helfen bei der Fahndung nach
Verbrechern - und perfektionieren gleichzeitig die Systeme der
Überwachung. Social Bots erlauben die massenhafte Verbreitung von
Falschnachrichten. Und KI-Programme ermöglichen die spurlose Fälschung von
Ton- und Videodokumenten.

Was bedeuten diese gleichermaßen faszinierenden und riskanten
Entwicklungen? Wo liegen die Chancen, wo die Gefahren? Welche
Entscheidungen muss der Mensch treffen und welche kann er der Maschine
überlassen? Wie sieht unsere Zukunft mit Robotern aus? Wer gehört zu den
Gewinnern des Fortschritts, wer zu den Verlierern?

Diesen Fragen widmet sich der Physiker Ranga Yogeshwar in einem
öffentlichen Vortrag aus Anlass der 16. Tübinger Mediendozentur, der am
Dienstag, den 21.Mai 2019, um 18.30 Uhr im Festsaal der Universität (Neue
Aula, Geschwister Scholl Platz) stattfinden wird. Mit Ranga Yogeshwar
kommt einer der bekanntesten Wissenschaftsjournalisten nach Tübingen, der
mit über 50 Ehrungen und Preisen ausgezeichnet wurde. Er moderierte und
entwickelte zahlreiche Sendungen ("Quarks & Co", "Die große Show der
Naturwunder" und "Wissen vor acht"), in denen er komplexe und knifflige
Probleme der Wissenschaft auf eine gleichermaßen anspruchsvolle und
unterhaltende Weise vermittelt.

In seiner Tübinger Rede berichtet der Bestsellerautor und Filmemacher von
seinen Reisen in die Zentren der KI-Forschung in Europa, den USA und China
und skizziert ein umfassendes Panorama der laufenden Forschungsarbeiten.
Er analysiert die Vorzüge der Künstlichen Intelligenz und beschreibt die
Gefahr, dass wir im "Zeitalter der besseren Messbarkeit" allmählich in
eine "Diktatur der Transparenz" hinein driften. Ranga Yogeshwar: "Wir
brauchen jetzt vor allem eine Debatte, wozu Künstliche Intelligenz
sinnvoll genutzt wird."

Die thematische Einführung zur 16. Tübinger Mediendozentur am 21. Mai
übernimmt der Medienwissenschaftler Professor Bernhard Pörksen. Es
moderiert der Tübinger SWR-Studioleiter Dr. Andreas Narr. Ein Mitschnitt
der Rede zur Mediendozentur wird in SWR Aktuell Radio am 1. Juni von 14
bis 15 Uhr und am 2. Juni von 10 bis 11 Uhr gesendet; Interessierte können
die Rede auch über einen Livestream verfolgen
(https://youtu.be/aa-TBX1faBc). Das Institut für Medienwissenschaft
publiziert den Text gemeinsam mit dem SWR in einer Sonderveröffentlichung.

Die Rede wird auch in das Audimax der Universität übertragen.

Seit 2003 kamen für die Mediendozentur unter anderem Claus Kleber, Maybrit
Illner, Giovanni di Lorenzo, Alice Schwarzer, Frank Schirrmacher, Mathias
Döpfner, Miriam Meckel, Sascha Lobo und Juli Zeh nach Tübingen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SÜDAMERIKA/063: Venezuela - Gerechtigkeit für Verbrechen gegen die Menschlichkeit


Amnesty International - Pressemitteilung vom 15. Mai 2019

Venezuela: 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit - Internationale Gemeinschaft muss
reagieren



Die Sicherheitskräfte in Venezuela sind für außergerichtliche
Hinrichtungen, willkürliche Verhaftungen sowie Todesfälle und Verletzungen
verantwortlich. Bei diesen Fällen exzessiver Gewaltanwendung im Rahmen
einer systematischen Repressionspolitik der Regierung von Nicolás Maduro
könnte es sich um Verbrechen gegen die Menschlichkeit handeln. Dies stellt
Amnesty International in einem heute veröffentlichten Bericht fest.

BERLIN, 15.05.2019 - Amnesty International veröffentlicht heute den Bericht
"Hunger for Justice: Crimes against humanity in Venezuela" [1], der
eindrücklich belegt, dass im Januar 2019 in nahezu allen Landesteilen
Menschenrechtsverletzungen durch Sicherheitskräfte begangen wurden. Die
dokumentierten Fälle waren Teil eines geplanten, von den Sicherheitskräften
durchgeführten Angriffs auf tatsächliche oder vermeintliche Oppositionelle,
insbesondere aus verarmten Gebieten. Ziel der Angriffe war es, sie zum
Schweigen zu bringen oder zu eliminieren.

Behörden auf höchster Ebene, auch Nicolás Maduro, wussten von diesen
schweren Übergriffen und haben keine Maßnahmen ergriffen, um sie zu
verhindern oder zu untersuchen. Amnesty International ist daher der
Ansicht, dass die Verschleierung Teil der Repressionspolitik ist.

"Seit Jahren unterdrückt die Regierung von Nicolás Maduro systematisch
Menschen, die gegen die Regierung protestieren - und das mit größter
Brutalität. Dafür muss sie von der internationalen Gemeinschaft juristisch
zur Rechenschaft gezogen werden", fordert Maja Liebing, Expertin für die
Region Amerikas bei Amnesty International in Deutschland.

Amnesty fordert Aufklärung der Verbrechen gegen die Menschlichkeit

Amnesty International geht davon aus, dass die venezolanischen Behörden
Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen haben. Art der Durchführung,
die Zahl der Opfer, Zeitpunkt und Ort der Übergriffe, das Ausmaß der
Koordination durch die Sicherheitskräfte sowie ähnliche dokumentierte
Vorfälle in den Jahren 2014 und 2017 sprechen für diese Annahme.

Die Verantwortlichen müssen sich dafür vor einem unabhängigen und
unparteiischen Justizgremium verantworten. Amnesty International empfiehlt,
dass der UN-Menschenrechtsrat auf seinen nächsten Sitzungen im Juni und
Juli 2019 eine Untersuchungskommission für Venezuela einsetzt. Amnesty
International empfiehlt außerdem die Anwendung des Weltrechtsprinzips durch
Länder mit entsprechenden Gesetzen, die wegen der Lage in Venezuela aktiv
werden wollen. Auch die Anklagebehörde des Internationalen
Strafgerichtshofs, die Anfang 2018 mit einer Voruntersuchung zu Venezuela
begonnen hat, sollte die jetzt veröffentlichten Ereignisse berücksichtigen.

Die gravierende Verschlechterung der Lebensbedingungen und die
systematischen Verletzungen der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Rechte betreffen nach wie vor die Mehrheit der Bevölkerung in Venezuela und
haben mehr als 3,7 Millionen Menschen zur Flucht aus dem Land gezwungen.
Mindestens 3 Millionen Menschen befinden sich in anderen
lateinamerikanischen oder karibischen Ländern, viele benötigen
internationalen Schutz.

47 erschossene Personen, elf außergerichtliche Hinrichtungen, 900
willkürliche Festnahmen

Während einer Untersuchungsmission hat Amnesty International im Februar
dieses Jahres Dutzende von Opfern schwerer Menschenrechtsverletzungen
befragt. Es geht hauptsächlich um Vorfälle zwischen dem 21. und 25. Januar
2019 - einer Zeit, in der es im ganzen Land zu Massenprotesten gegen die
Regierung von Nicolás Maduro kam.

Zwischen dem 21. und dem 25. Januar 2019 wurden in zwölf der 23
Bundesstaaten Venezuelas mindestens 47 Personen bei Protesten erschossen.
Mindestens 33 dieser Personen wurden durch Sicherheitskräfte der
bundestaatlichen Behörden getötet. Drittparteien töteten weitere sechs
Personen, die während der Demonstrationen mit Zustimmung der Behörden
handelten. In elf Fällen handelte es sich um außergerichtliche
Hinrichtungen, von denen Amnesty International in dem Bericht sechs
ausführlich dokumentiert.

In diesen fünf Tagen wurden mehr als 900 Personen in nahezu allen
Bundesstaaten des Landes willkürlich festgenommen. Zu den Inhaftierten
gehörten auch Kinder und Teenager. Schätzungen zufolge wurden etwa 770
Personen an nur einem Tag inhaftiert, und zwar am 23. Januar, dem Tag, an
dem es in ganz Venezuela zu Protesten kam.

Zwischen 2015 und 2017 hat Amnesty mehr als 8.000 außergerichtliche
Hinrichtungen dokumentiert, die durch Sicherheitskräfte begangen wurden.


Anmerkung:

[1] https://www.amnesty.org/en/documents/amr53/0222/2019/es/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AKTION/543: Proteste zur VW-Aktionärsversammlung 2019 in Berlin (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien / Deutschland / Mexiko

Proteste zur VW-Aktionärsversammlung

Die-In auf VW-Aktionärsversammlung 2019

Von Knut Hildebrandt






[image: Foto: © Knut Hildebrandt]

Anlässlich der VW-Aktionärsversammlung in Berlin fand ein "Die-in"
statt. Ermittelnde Umweltschützer*innen untersuchen den Tatort des
symbolischen Massensterbens. 

Foto: © Knut Hildebrandt



(Berlin, 14. Mai 2019, npl) - Am 14. Mai fand in Berlin die
Jahreshauptversammlung der VW-Aktionär*innen statt. Neben den
anreisenden Aktionär*innen kamen kamen eine Reihe ungeladener Gäste.
Extinction Rebellion Berlin, Gegenstrom Berlin und Robin Wood Berlin
hatte zu einem "Die-in" als Auftakt der VW-Aktionärsversammlung
eingeladen. Während Ermittler*innen der drei Organisationen
untersuchten, woran die vielen Toten gestorben seien, erklärten
Redner*innen, warum der Autobauer für ihren Tod verantwortlich sei.


Besuch aus Mexiko zur VW-Aktionärsversammlung

Humberto Juárez kam aus Mexiko zur VW-Aktionärsversammlung angereist.
In seinem Heimatland forscht und lehrt er an der Autonomen Universität
von Puebla zum Automobilbau. Seit vielen Jahren unterstützt Juárez
aber auch die sozialen Kämpfe der Volkswagen-Arbeiter*innen. Juárez
entschied er sich, nach Berlin zu kommen, als er - selbst Preisträger
des Blue Planet Awards - erfuhr, dass VW der Black Planet Award
verliehen wurde. Er wollte vor den Aktionären*innen sprechen und sie
mit den Gründen für die Verleihung des Black Planet Awards
konfrontieren. Sowohl der Black als auch der Blue Planet Award werden
durch die "ethecon - Stiftung Ethik und Ökonomie" verliehen. Der Black
Planet Award prangert Personen und Unternehmen an, die ethische
Prinzipien in herausragender Weise mit Füßen treten. Humberto Juárez
bekam 2017 den Blue Planet Award für sein Engagement zur Rettung
unseres "Blauen Planeten" verliehen. Bevor Juárez vor den
Aktionären*innen sprach, hielt er eine Rede auf den Protestaktion der
Umweltaktivist*innen.


Kritik an Unterstützung von Bolsonaro durch VW

Harsche Kritik übte auch Christian Russau von den kritischen
Aktionär*innen an der Politik des Automobilkonzerns im globalen Süden.
Russau klagte an, dass VW in Brasilien mit der Regierung des
Faschisten Jair Bolsonaro zusammenarbeitet. Die kritischen
Aktionären*innen "wenden sich mit aller Schärfe gegen die
Unterstützung der Bolsonaro-Regierung" durch Volkswagen, sagte Russau
auf der Protest-Aktion.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/proteste-zur-vw-aktionaersversammlung/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / INITIATIVE





ATTAC/1989: Für ein solidarisches Europa - Attac mobilisiert zu Demos am Sonntag


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 15. Mai 2019

Für ein solidarisches Europa: Attac mobilisiert zu Demos am Sonntag

Gegen Nationalismus und Menschenfeindlichkeit



Zusammen mit weiten Teilen der Zivilgesellschaft ruft das
globalisierungskritische Netzwerk Attac die Bürgerinnen und Bürger auf,
bei den Demonstrationen des Bündnisses "Ein Europa für alle" am Sonntag
ein deutliches Zeichen gegen nationalistische und rechtsextremistische
Parteien zu setzen (www.attac.de/aufruf-19mai).

Attac gehört zum bundesweiten Trägerkreis des Bündnisses und mobilisiert
unter dem Motto "Für ein solidarisches Europa - gegen nationalistischen
Hass und Menschenfeindlichkeit" zu den Demos in Berlin, Frankfurt,
Hamburg, Köln, Leipzig, München und Stuttgart. Auch vor Ort bereiten
Attac-Regionalgruppen die Proteste mit vor.

"Wir müssen Menschenrechten Vorrang vor Profiten einräumen. Es gibt
zurzeit wieder den aggressiven Versuch, soziale Gerechtigkeit zu Gunsten
von Konzernprofiten zurückzudrängen. Um soziale Gerechtigkeit zu
schaffen, müssen wir quer durch die Gesellschaft kraftvolle solidarische
Strukturen aufbauen", sagt Dorothy Guerrero von Global Justice Now, die
am Sonntag auf Einladung von Attac Deutschland bei der Kundgebung in
Berlin sprechen wird. Global Justice Now ist der britische Zweig des
europäischen Attac-Netzwerkes.

Roland Süß vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis ergänzt: "Die
sozialen, Umwelt- und Klimakrisen werden sich in Europa nur solidarisch
überwinden lassen. Wir demonstrieren für ein Europa, das die Bedürfnisse
aller und den Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen in den Vordergrund
stellt. Die EU muss ihre Politik grundlegend ändern, wenn sie eine
Zukunft haben will."

In den sieben deutschen und elf weiteren europäischen Städten werden am
Sonntag zehntausende Menschen erwartet, die Nationalismus und Rassismus
entgegentreten und für ein demokratisches, friedliches, nachhaltiges und
solidarisches Europa auf die Straße gehen - von Bukarest bis Utrecht,
von Malmö bis Wien.

Weitere Informationen:

www.attac.de/europademo

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUFRUF/109: Berlin - Großdemonstration "Ein Europa für Alle - Deine Stimme gegen Nationalismus", 19.05.2019


Berliner Bündnis

Großdemonstration

"Ein Europa für Alle - Deine Stimme gegen Nationalismus"

Sonntag, 19. Mai 2019, 12.00 Uhr, Berlin Alexanderplatz



Im Rahmen eines EU-weiten Aktionstages werden auch in Berlin am Sonntag,
den 19. Mai, Zehntausende auf die Straße gehen, um gegen Rassismus und
Nationalismus zu demonstrieren. Unter dem Motto "Ein Europa für Alle -
Deine Stimme gegen Nationalismus!" ruft ein bundesweites Bündnis aus mehr
als 250 Organisationen und Initiativen aus der Zivilgesellschaft zu
Demonstrationen auf.

Zeitgleich werden an sechs weiteren Orten in Deutschland (Frankfurt a.M.,
Hamburg, Köln, Leipzig, München, Stuttgart) unter demselben Motto
Großdemonstrationen stattfinden.

Ulrich Schneider (Hauptgeschäftsführer Paritätischer Gesamtverband): "Alle
Menschen sind gleichwertig, haben die gleiche Würde: Das ist der zentrale
Gedanke, der Europa zusammenhält. Das dürfen wir uns nicht kaputt machen
lassen von jenen, die sich nun anschicken, mit rassistischen und
nationalistischen Parolen ins EU-Parlament einzuziehen. Deshalb müssen wir,
die wir für ein soziales, offenes und vielfältiges Europa eintreten, jetzt
gemeinsam auf die Straße gehen."

Uwe Hiksch (Bundesvorstand der NaturFreunde Deutschlands, Anmelder
Demonstration): "Wir wollen nicht hinnehmen, dass sich Rassismus und
Chauvinismus in den Staaten der EU immer weiter ausbreitet. Deshalb gehen
wir am Sonntag mit vielen zehntausenden Menschen auf die Straße um gegen
Nationalismus und für eine soziale und gerechte Ausrichtung der
Europäischen Union zu streiten. Gemeinsam mit vielen werden wir in sieben
deutschen Städten und über zehn weiteren europäischen Städten für eine
solidarische und gerechte Gesellschaft auf die Straße gehen."

Laura Kettel (Seebrücke): "Ein Europa für Alle - das heißt für uns ein
Europa, das tatsächlich offen für alle ist und in dem alle die gleichen
Rechte haben. Das heißt vor allem auch sichere Fluchtwege und ein Ende der
tödlichen Abschottungspolitik der EU."


Ablauf der Demonstration:

12.00 Uhr Alexanderplatz

Auftaktkundgebung mit vier Bühnen

Themenbereich: Flucht & Migration, Standort: Alexanderstraße (Nähe Alexa)

Themenbereich: Antirassismus, Vielfalt & Demokratie, Standort: Höhe Karl-Marx-Allee

Themenbereich: Soziale Gerechtigkeit & Teilhabe, Standort: Alexanderstraße

Themenbereich: Umwelt, Landwirtschaft und Handelspolitik: Standort: Karl-Liebknecht-Straße

13.00 Uhr - Start der Demonstration

Route: Grunerstraße, Leipziger Straße, Potsdamer Platz, Ebertstraße, Straße
des 17. Juni bis zur Siegessäule

Auf der Strecke schließen sich die Teilnehmer*innen der Demo "DIE VIELEN -
Glänzende Demo" unter ihrem Motto "Für ein Europa der Vielen! Solidarität
statt Privilegien! Die Kunst bleibt frei!" an. Ebenso wird der Demozug "Der
Urbanen" dazu stoßen.

14.30 Uhr Straße des 17. Juni, Siegessäule

Abschlusskundgebung

14.30 bis 14.45 Musik Mono & Nikitaman

14.45 Uhr Rede Günter Burkhardt (Geschäftsführer Pro Asyl) & Ramin Mohabat
(aus Afghanistan geflohener Journalist)

14.50 Uhr Rede Maritta Strasser (Bundesgeschäftsführerin NaturFreunde
Deutschlands)

14.55 Uhr Rede Ulrich Schneider (Hauptgeschäftsführer Paritätischer
Gesamtverband)

15.00 Uhr Rede Dorothy Grace Guerrero (Head of policy, Global Justice Now,
für attac)

15.05 Uhr Rede Jeffrey Kwasi Klein (Public Policy Advisor, Each One Teach
One)

15.10 Uhr Musik Felix Meyer

15.25 Uhr Rede Seebrücke

15.30 Uhr Rede Christoph Bautz (Geschäftsführer Campact)

15.35 Uhr Rede International Women's Space

15.40 Uhr Rede Christian Hoßbach (Vorsitzender DGB Berlin-Brandenburg)

15.45 Uhr Rede Bischof Markus Dröge (Bischof der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz (EKBO))

15.50 Uhr Rede May Zeidani Yufanyi (Projektkoordinatorin, Inssan) oder Esra
Karakaya (Gründerin & Moderatorin, BlackRockTalk)

15.55 Uhr Musik Einsneunzig

16.10 Uhr Rede Günter Dworek (Bundesvorstand Lesben- und Schwulenverband
(LSVD))

16.15 Uhr Rede Marie Jünemann (Aktiven- und Mitgliederbetreuung, Mehr
Demokratie)

16.20 Uhr Rede Cesy Leonard (Zentrum für Politische Schönheit, für Die
Vielen)

16.25 Uhr Rede Christian (Aufstehen gegen Rassismus)


Weitere Informationen unter:

www.ein-europa-fuer-alle.de/berlin

Informationen zum Kundgebungsprogramm sowie zur Routenführung unter:

https://www.ein-europa-fuer-alle.de/berlin


Gemeinsame Pressemitteilung des Berliner Bündnisses "Ein Europa für
alle - Deine Stimme gegen Nationalismus": Attac Deutschland, Campact, Der
Paritätische Gesamtverband, Mehr Demokratie, NaturFreunde Deutschlands, Pro
Asyl, Seebrücke, Naturfreundejugend Deutschlands.

 * 

Quelle:

NaturFreunde Deutschlands, Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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LESUNG/6418: Braunschweig - Manfred Zieger stellt den Autoren Otto Julius Bierbaum vor, 21.05.19


Stadt Braunschweig

Manfred Zieger stellt den Autoren Otto Julius Bierbaum vor



Braunschweig. Manfred Zieger stellt am Dienstag, 21. Mai, um 19 Uhr im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, in einer Lesung den
Autoren Otto Julius Bierbaum (1865 - 1910) vor. Der Eintritt ist frei.
Reservierungen und weitere Informationen unter der Telefonnummer
0531/70189317.

Otto Julius Bierbaum hat "Eine empfindsame Reise... im Automobil"
geschrieben, über eine Italienreise, die er 1902 im Auto von Berlin
nach Sorrent unternahm, als es Benzin nur in der Apotheke gab. Er
schrieb aber noch viel mehr, beispielsweise Erzählungen für
Zeitschriften. In den Jahren 1906-1908 erschien sein Hauptwerk Prinz
"Kuckuck. Leben, Taten, Meinungen und Höllenfahrt eines Wollüstlings"
in drei Bänden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.05.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/6417: Braunschweig - Johannes Heinen liest aus Gedichten von Mascha Kaléko, 21.05.19


Stadt Braunschweig

Johannes Heinen liest aus Gedichten von Mascha Kaléko

"Philosophische Spuren in ausgewählten literarischen Texten"



Braunschweig. In der Veranstaltungsreihe "Philosophische Spuren in
ausgewählten literarischen Texten" liest Johannes Heinen am Dienstag,
21. Mai, um 11 Uhr im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a,
aus Gedichten der Schriftstellerin Mascha Kaléko. Anhand verschiedener
Gedichte und Prosaskizzen sollen Mascha Kalékos grundlegende Gedanken
über Liebe und Freundschaft, Leben und Tod erschlossen und aus
heutiger Sicht reflektiert werden.

Der Eintritt ist frei. Reservierungen unter der Telefonnummer
0531/70189317.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.05.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/6416: Braunschweig - Reihe "Blind Date mit einem Text", Überraschungslesung mit Götz van Ooyen, 19.05.19


Stadt Braunschweig

Lesung in der Reihe "Blind Date mit einem Text" im Raabe-Haus



Braunschweig. Zu einer Lesung in der Reihe "Blind Date mit einem Text"
lädt das Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, am Sonntag,
19. Mai, um 15 Uhr und um 16.15 Uhr ein. Es findet eine
Überraschungslesung mit dem Schauspieler Götz van Ooyen statt. Blind
Date mit einem Text, das Format des Raabe-Hauses, bei dem das Publikum
nicht weiß, welcher Text gelesen wird, geht damit in die nächste
Runde. Wegen der großen Nachfrage in der Vergangenheit wird die
beliebte Lesung am kommenden Sonntag gleich zweimal angeboten.

Der Eintritt frei. Reservierungen sind unter der Telefonnummer
0531/70189317 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.05.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8640: Und morgen, den 16. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.05.2019 bis zum 17.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8640 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Hier und da auch Regenschauer,

Sonne und Himmel genug,

Jean geht nach Hause auf Dauer,

trocken sein ist doppelt klug.
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MELDUNG/108: Europas Verfassung braucht Kommunikation (idw)


Universität Passau - 13.05.2019

Europas Verfassung braucht Kommunikation



Im EU-Projekt Reconsidering Constitutional Formation (ReConFort) hat die
Passauer Rechtshistorikerin Prof. Dr. Ulrike Müßig gemeinsam mit einem
internationalen Forschungsteam Verfassungsdebatten in fünf europäischen
Ländern im 18. und 19. Jahrhundert analysiert. Die wichtigste Erkenntnis:
Kommunikation über Verfassung ist genauso verfassungsbildend wie der
geschriebene Text.

In dem Forschungsprojekt "ReConFort - Reconsidering Constitutional
Formation" recherchierten Juristinnen und Juristen vier Jahre lang
historische Verfassungsdebatten in Belgien, Deutschland, Italien, Polen
und Spanien. Das Projekt erhielt die höchste wissenschaftliche Förderung
auf europäischer Ebene, einen Advanced Grant des European Research Council
(Grant-Agreement Nummer 339529, ReConFort).

"Europa eint eine ganz spezifisch europäische Idee von Gerechtigkeit",
sagt Müßig, die den Lehrstuhl für Bürgerliches Recht sowie Deutsche und
Europäische Rechtsgeschichte an der Universität Passau innehat. "Es geht
um Fairness und Reason. Darin steckt die aristotelische Güte in der
Gerechtigkeit, die englische Equity, die Härten im Recht ausgleicht, und
eine über formale Gerechtigkeit hinausgehende vernunftgebundene Fairness."
Diese Form von Fairness durch juristische Argumente und für jede und jeden
verständlich nachvollziehbar zu machen, das sei das, was europäische
Verfassungstraditionen ausmache.

Die Ergebnisse der Recherche sind online abrufbar über eine Datenbank mit
650 historischen Dokumenten aus der Zeit von 1770 bis 1870. Die
Juristinnen und Juristen untersuchten nicht nur die Verfassungstexte,
sondern bezogen erstmals Briefe und journalistische Veröffentlichungen in
die Forschung mit ein.

Weitere Erkenntnisse im Überblick:


	Kommunikation über Verfassung ist ausschlaggebend dafür, ob und wie die Verfassung mit Leben gefüllt wird.

	Die staatsorganisationsrechtlichen Schnittstellen der verfassungsgebenden Souveränität, des Verfassungsvorrangs oder der Justiziabilität politischer Gewalt werden weniger eindeutig geregelt, als der Verfassungstext glauben machen möchte.

	Die kontinentaleuropäischen Verfassungen des 19. Jahrhunderts scheuen die klare Entscheidung zwischen Volkssouveränität und monarchischer Souveränität. Das Kräftespiel zwischen Monarch und Parlament ist geprägt von der Unvereinbarkeit des Festhaltens an der monarchischen Machtvollkommenheit mit einem parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren.

	Es gab keine europäische Öffentlichkeit, aber ein Wandern von Verfassungsideen.



Was das heutige Europa daraus lernen kann? "Um eine Verfassung zu
implementieren, braucht es eine hinsichtlich der Verfassung informierte
Öffentlichkeit", so Ulrike Müßig. "Europa muss seine Werte kommunizieren."

Aus dem Projekt ReConFort sind mehrere Publikationen hervorgegangen, die
sich mit gemeinsamen Werten europäischer Verfassungstradition befassen. Im
Juni erscheint Müßigs englischsprachige Monographie "Reason and Fairness -
Constituting Justice in Europe, from Medieval Canon Law to ECHR" im Verlag
Brill / Nijhoff, in der sie viele Erkenntnisse aus dem Projekt einfließen
lässt.


Weitere Informationen (Englisch) unter:

www.reconfort.uni-passau.de/

Direktlink zur Datenbank:

http://sources.reconfort.eu/

Film zum Projekt:

www.reconfort.uni-passau.de/reconfort-video/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution79

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Passau, 13.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FERIEN/944: "Ferien in Braunschweig" - die Sommersprogramme sind da, 08.07.-09.08.19


Stadt Braunschweig

Doppelter Salto: Die FiBS-Sommerprogramme sind da



Braunschweig. "Ferien in Braunschweig" (FiBS), das Angebot für Kinder
und Jugendliche von sechs bis 15 Jahren, die in den großen Ferien zu
Hause bleiben, bringt auch in diesem Sommer zwei umfangreiche
Ferienprogramme mit weit über 1.000 Einzelangeboten heraus - unter dem
Motto "Doppelter Salto" für Kinder ab sechs und für Jugendliche ab
zehn Jahren: www.braunschweig.de/fibs.

Die Karten für das Sommer-FiBS können ab sofort über das 
Online-Verkaufsportal www.unser-ferienprogramm.de/braunschweig gebucht
werden. Sämtliche Informationen zu den einzelnen Terminen und
Angeboten sind dort einsehbar, genau wie der aktuelle Kartenbestand.
Ab dem 20. Mai erscheint mit "KIDS 6+" der Ferienplaner für 30
Ferientage, erstmals nur noch im Internet, wo er unter
www.braunschweig.de/fibs heruntergeladen werden kann.

Die Jugendförderung bietet mit dem Feriencamp "Zweistromland", den
Tagesfahrten (in den Heidepark, in den Zoo Hannover, etc.) und vielen
Besichtigungen in Braunschweiger Betrieben wieder die beliebten
FiBS-Klassiker an. Vom 8. Juli bis zum 9. August sind die Tore des
Zweistromlandes geöffnet, mit bis zu 30 Themenzelten über fünf Wochen
verteilt. Das Gelände liegt am Karl-Hintze-Weg in Gliesmarode und ist
mit der Straßenbahnlinie 3 und den Omnibussen 230 und 443 gut
erreichbar. Kinder und Jugendliche aus dem Stadtgebiet Braunschweig
können für 50 Euro pro Woche teilnehmen, der Preis für auswärtige
Teilnehmerinnen und Teilnehmer liegt bei 70 Euro. In den Preisen
enthalten sind ganztätige Betreuung von 8 bis 17 Uhr sowie ein
Mittagessen im FiBS-"Zweistromland". Vergünstigungen sind mit dem
"Braunschweig Pass" und aufgrund der Geschwisterregelung möglich.

Sportvereine und Kirchen, Jugend- und Kultureinrichtungen haben
darüber hinaus wieder ein Mix aus Bewährtem und Neuem für gelungene
Ferientage erstellt, und dies zu kostengünstigen Konditionen. Sofern
Änderungen oder Absagen erforderlich werden, werden Eltern hierüber
per E-Mail informiert.

Die Anmeldungen für die Veranstaltungen in freier Trägerschaft
erfolgen im direkten Kontakt mit den jeweiligen Organisationen.

Zum zweiten Mal geht das "Teens 10+"- Ferienprogramm für Jugendliche
ab zehn Jahren an den Start. Eine Auswahl aus dem Programm:

MANGA - MANGA heißt es vom 24. bis 26. Juli im Jugendzentrum KIEZ.
Alle Fans der japanischen Comic-Kultur können hier die Stifte spitzen
und eigene Mangas entwerfen.

"Urban Culture" nennt die New Yorker Musische Akademie ihr Projekt für
Zehn- bis 15-Jährige. Moves und Skills im Rappen und Streetdance
werden vom 22. - 28. Juli vermittelt und die Ergebnisse in einem
YouTube-Video dokumentiert. Anmeldungen erfolgen über den CJD
Braunschweig.

Um die Produktion von Videos geht es auch in dem Projekt "Make a
movie" des Kinder- und Jugendzentrums Heidberg. Vom 29. Juli bis 2.
August dreht sich alles um Trick und Action, Krimis und Lovestorys,
die mit Kamera und PC entstehen.

Zwölf goldene Regeln im Umgang mit Hunden können Mädchen mit den
Therapiehunden Mimi und Gina Lernen. Das Jugendzentrum Rühme startet
dieses besondere Angebot für Mädchen von zehn bis 13 Jahren vom 8. bis
12. Juli.

Hightech für jedermann verspricht das Protohaus. In der "Maker
Academy" können Techniken für den Lasercutter oder 3-D-Drucker erlernt
und in einzigartige Objekte verwandelt werden. Schon im virtual
reality room können die am PC geplanten Objekte ausprobiert werden.
Jeweils an allen Dienstagen im Juli von 8:30 bis 12 Uhr.

Vergünstigungen & Inklusion

Für alle Veranstaltungen können Ermäßigungen mit dem Braunschweig Pass
angefragt werden. Genaue Informationen dazu unter der Telefonnummer
470-8526.

Neben dem "Zweistromland" gibt es noch viele weitere Programme und
Einrichtungen, die eine Ganztagsbetreuung mit und ohne Übernachtung
ermöglichen. Diese Angebote sind zum Teil kostenlos oder zu einem
kleinen Kostenaufwand verfügbar. Eine Übersicht dazu befindet sich im
FiBS-Kids-Kalender.

Als Sachgebiet der Abteilung Jugendförderung sieht sich FiBS in einer
Vorbildfunktion. So soll es jungen Menschen mit Behinderung möglich
gemacht werden, Barrieren zu überwinden. Eltern sollen ermutigt
werden, den Kontakt zu den Veranstalterinnen und Veranstaltern zu
suchen: Diese freuen sich, auch Kinder und Jugendliche mit Behinderung
begrüßen zu können.
 *

Quelle:

Pressemitteilung: 14.05.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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FESTE/479: Mönchengladbach - Spiel, Spaß und Aktion beim Familienfest 2019, 26.05.19


Stadt Mönchengladbach

Spiel, Spaß und Aktion beim Familienfest 2019



Das große Fest für die ganze Familie findet in diesem Jahr am Sonntag,
den 26. Mai, von 13 bis 18 Uhr auf dem Rheydter Marktplatz und der
Marktstraße statt. Es steht unter dem Motto #WirgemeinsamMG.
Der Fachbereich Kinder, Jugend und Familie lädt auch dieses Jahr alle
Familien dazu ein, gemeinsam ein erlebnisreiches Fest zu feiern. Die
Veranstaltung in der Rheydter Innenstadt bietet viele positive
Erlebnisse. Denn an diesem Tag stehen Spaß, Spiel und Unterhaltung für
die ganze Familie im Vordergrund. In entspannter Atmosphäre können
sich die Besucher auch über zahlreiche Angebote für Familien in
unserer Stadt informieren.

Die städtischen Kinder- und Jugendzentren und Abenteuerspielplätze,
die mobile Jugendarbeit, die Familienzentren, die Kindertagesstätten,
die Frühen Hilfen, die Familienkarte und weitere Abteilungen der Stadt
Mönchengladbach werden ihre Angebote vorstellen und ein vielseitiges
Spiele- und Aktionsangebot anbieten.

Auch freie Träger der offenen Kinder- und Jugendarbeit zeigen, was sie
in ihren Programmen für Kinder, Jugendliche und Familien zu bieten
haben und laden zum Mitmachen ein. Viele Vereine, Initiativen,
Einrichtungen und Unternehmen unterstützen das Fest mit tollen
Angeboten und Ideen: Die Street-Soccerleague ist dabei und auch eine
Hockeyanlage steht zum Spielen bereit. Es gibt Kinderschminken,
kreative Mal- und Bastelaktionen, einen Skateboard-Workshop, eine
zweiseitige Kletterwand, ein Quarter Jump, einen Künstlerstand und
zahlreiche weitere Aktionen.

Das Maskottchen "Jünter" der Borussia Mönchengladbach wird mit einer
Autogrammstunde das Fest besuchen und "Goldi" der Sparkasse
Mönchengladbach schaut auch vorbei und verschenkt Luftballons.
Sozialdezernentin Dörte Schall wird das Familienfest um 13:15 Uhr
eröffnen. Im Anschluss startet das Bühnenprogramm mit den Sugar
Daddys. Weiter geht es mit Tanz und Musik - unter anderem von Thomas
Wimmer mit den Mandolinis, dem Türkischen Chor NRW und der Tanzgruppe
Iriski.

Die Organisatoren des Festes veranstaltet ein großes Gewinnspiel, bei
dem Gutscheine der Firma Schaffrath im Wert von 20 Euro, Gutscheine
für die Buchhandlung oder für die Kegelbahn im Kinder- und
Jugendzentrum PE 12 zu gewinnen sind. Außerdem erhalten alle Kinder
und Jugendlichen, die das Familienfest besuchen, ein kleines Geschenk.

"Alle Familien, Bürgerinnen und Bürger sind herzlich zum Familienfest
eingeladen. An keinem anderen Tag im Jahr gibt es die Möglichkeit,
sich in einer ungezwungenen Atmosphäre mit den zahlreichen
Einrichtungen, Vereinen und Organisationen, die Unterstützung und
Beratung für Eltern, Kinder und Jugendliche in Mönchengladbach
anbieten, auszutauschen", betont Jugenddezernentin Dörte Schall.

Der Eintritt und alle Freizeitangebote sind beim Familienfest
kostenlos. Speisen und Getränke gibt es zu günstigen Preisen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.05.2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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AKTION/947: Mönchengladbach - Graffiti-Workshop mit Johannes Veit, 01.06.19


Stadt Mönchengladbach

VHS: Graffiti-Workshop



Sprüh vor Glück! Spraycanart on Canvas. Bei diesem VHS- Workshop am
Samstag 1. Juni, von 11 bis 14 Uhr, in der VHS am Sonnenhausplatz,
Lüpertzender Str. 85, kann man sein eigenes Graffiti auf Leinwand mit
dem Künstler Johannes Veit gestalten. Hier erlernt man Techniken und
taucht ein in die urbane Graffiti-Kultur und nimmt sogar ein Stück
davon mit.

Zum Künstler: Johannes Veit studierte an der Hochschule für Bildende
Künste in Braunschweig und sprüht seit 1989 Graffiti. In der
Kursgebühr sind 35,00 Euro für das Material enthalten. Entgelt: 70
Euro.

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.05.2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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AUFBAU/573: Beharrlicher Kampf gegen die Ärmsten


aufbau Nr. 97, Mai/Juni 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Beharrlicher Kampf gegen die Ärmsten



SOZIALHILFE Während sich auf dem Arbeitsmarkt im Zuge des digitalen
Umbaus zunehmend Unsicherheiten und Zukunftsängste breit machen, sehen
sich Sozialhilfe-Beziehende Verschärfungen ausgesetzt. Das
gegenseitige Ausspielen hat System - ein kapitalistisches.



(agj/agkk/az) Bereits in den Zeitungsnummern 77,80 und 88 haben
wir über Verschärfungen in der Sozialhilfe - vorwiegend in Kanton
Zürich - berichtet. Doch wer sich heute einen Überblick über die
Chronologie und die derzeit laufenden Verschärfungen gegen Menschen
verschaffen will, die von der Sozialhilfe abhängig sind, benötigt ein
akribisches Gedächtnis und viel Zeit. Es liegt im System der
Sozialhilfe und deren kommunalen Charakteren begründet, dass die
Angriffe zu verschiedenen Zeitpunkten und an unterschiedlichen Orten
erfolgen. Die Sozialhilfe wird nicht vom Bund organisiert, sondern die
Kantone geben den Gemeinden die Ausgestaltung vor. Somit findet analog
zum Steuerwettbewerb zwischen den Gemeinden ein stetiger
Negativwettbewerb mit dem Ziel statt, die Ärmsten in andere Gemeinden
zu verjagen. Durchaus mit Erfolg: Wer etwa in der Gemeinde A keine
bezahlbaren Wohnungen findet, ist gezwungen, in eine Gemeinde B
umzuziehen. Dieses Phänomen ist zwar keinesfalls neu, doch in den
letzten Jahren haben sich die Schlagzeilen über Verschärfungen noch
einmal deutlich vermehrt. Neben Kürzungen beim Grundbedarf (siehe
Kasten) sind vermehrte Angriffe auf rechtlicher Ebene zu beobachten.
Argumentiert wird vordergründig oft mit Spardruck, es geht dabei aber
nicht zuletzt auch um ideologische Komponenten. Der Kampf gegen die
Sozialhilfe reiht sich ein in Angriffe gegen den Sozialstaat, gegen
die Invalidenversicherung oder die Ergänzungsleistungen.

Anfang Texteinschub

Fakten zur Sozialhilfe


Die Sozialhilfe, entstanden aus der kirchlichen Armenfürsorge, ist
historisch gesehen älter als die bekannten Sozialversicherungen wie
zum Beispiel die Alters- und Hinterlassenenversicherung oder die
Invalidenversicherung (AHV/IV). Die Sozialhilfe ist im Gegensatz zur
AHV/IV keine Versicherung, welche mit Lohnabzügen finanziert wird,
sondern eine Bedarfshilfe. Sie wird durch öffentliche Gelder
finanziert.


In der Schweiz beziehen 280.000 Personen Sozialhilfe von Gemeinden,
davon sind ein Drittel Kinder. Die Zahl der Sozialhilfebeziehenden ist
zwar stabil, die Kosten sind aber tendenziell steigend. Dies hängt vor
allem mit den steigenden Mieten und Krankenkassenprämien zusammen -
also mit den Geldern, die den ImmobilieneigentümerInnen und den
Krankenkassen in die Taschen fliessen. Die Schweizerische Konferenz
für Sozialhilfe (SKOS), deren Richtlinien von praktisch allen
Gemeinden eingehalten werden, empfiehlt den Grundbedarf für den
Lebensunterhalt in einem Einpersonen-Haushalt von 986.- Franken. Dazu
kommen Unterstützungen für die obligatorische Krankenkasse und nach
oben beschränkte Beiträge für die Mietkosten. In der Stadt Zürich sind
dies 1100.- Franken für eine Einzimmerwohnung - wer den Stadtzürcher
Wohnungsmarkt kennt, weiss, dass dieser Beitrag kaum reicht. Deswegen
gab und gibt es auch VermieterInnen, die von dieser Situation
profitieren und Wohnungen exakt zu diesem Betrag vermieten (vergleiche
Aufbau Nummer 88, Reportage zu den "Gammelhäusern").


Durch die politischen Angriffe auf die sozialen Institutionen im
Allgemeinen findet ein politisches Spiel der Kostenverlagerungen
zwischen den Sozialversicherungsinstitutionen und der Ebene
Gemeinde/Kanton/Bund statt. Wenn beispielsweise Invalidenrenten
restriktiver vergeben werden, werden die Betroffenen in die
Sozialhilfe verschoben. Ein anderes Beispiel ist, dass durch die hohen
Mieten in einer Gemeinde Sozialhilfebeziehende in eine andere Gemeinde
abgeschoben werden.

Ende Texteinschub


Die Sozialhilfe unter Dauerbeschuss

Die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) gibt mit ihren
Richtlinien eigentlich einen Rahmen vor, um die Ausgestaltung und
Bemessung der Sozialhilfe kantonsübergreifend einigermassen
einheitlich zu gestalten. Diverse Gemeinden (unter anderem Romanshorn
und Dübendorf) sind aber bereits aus der SKOS ausgetreten und setzten
deren Richtlinien - die mitnichten ein menschenwürdiges Leben
ermöglichen und absolut zu kritisieren sind - noch weiter unter Druck.
In diversen Kantonen stehen Vorlagen oder sogar schon Abstimmungen an,
um den Grundbedarf noch weiter zu kürzen. Argumentiert wird mit
Spardruck, so etwa im Kanton Zürich, in Bern, Solothurn oder im
Aargau. Im Kanton Bern hat das Kantonsparlament eine Kürzung des
Grundbedarfs um acht Prozent gutgeheissen. Bei vorläufig
Aufgenommenen, jungen Erwachsenen und Personen ohne Deutsch- oder
Französischkenntnisse wird der Grundbedarf gar um 15 bis 30 Prozent
gesenkt. Gegen diese Kürzungen gab und gibt es Opposition. Es fehlt
jedoch häufig an politischer Durchschlagskraft, auch weil die
Opposition sich nicht mit gewerkschaftlichen Kämpfen zu verbinden
weiss.


Ideologischer Kampf auf dem Buckel der Ärmsten

Neben dem vermeintlichen Spardruck geht es in der Frage der
Sozialhilfekürzungen um eine ganz andere Sache. In der
SRF-Dokumentation vom 10. Januar 2019 kommt zum Ausdruck, was
niemanden besonders erstaunen mag: Eine schweizweite SVP-Arbeitsgruppe
unter der Führung des reaktionären Urgesteins Ulrich Schlüer beackert
das Thema ideologisch - und erfolgreich. Zu dieser Arbeitsgruppe
gehört auch der Baselbieter Landrat Peter Riebli. Letzterer forderte,
dass der Grundbedarf bei allen SozialhilfebezügerInnen um 30% aufs
absolute Minimum gesenkt würde - dadurch blieben einem neben der
Krankenkasse und der Wohnungsmiete noch knapp 600 Franken zum Leben.
Wer dann aber "kooperieren" würde, erhielte etwas mehr Geld. Dabei
gibt die SVP Baselland unumwunden zu, dass es nicht um die Einsparung
von Kosten geht, sondern um das "Unattraktivmachen" der Sozialhilfe.
Dies kann als ein klares Warnsignal an die werktätige Klasse
interpretiert werden. Es geht am Ende darum, dass nicht mehr aufmucken
soll, wer (noch) eine schlecht bezahlte Arbeit hat.


Die guten und die schlechten Armen

Es gibt sie weiterhin, die guten und die schlechten Armen: Die einen
gelten als "Working poor" und können von ihrem Job kaum leben, die
anderen liegen vermeintlich dem Staat auf der Tasche. Mit dem Angriff
auf die Sozialhilfe kommen auch die Löhne unter Druck. Doch die SVP
ist in ihrem Kampf nicht alleine. Auch die Sozialdemokratische Partei
steht weit vorne mit dabei, wenn es um Angriffe gegen die Ärmsten geht
und zeigt sich fleissig in der operativen Umsetzung der SVP-Strategie.
In der Stadt Zürich - immerhin der grössten Stadt der Schweiz - wollte
Stadtrat Raphael Golta mit Unterstützung seiner sozialdemokratischen
Ratsfraktion SozialhilfebezügerInnen per GPS-Sender überwachen, dies
wäre ein Signal mit schweizweiter Symbolwirkung gewesen. Eine
Beschwerde hat nun aber ein Verfahren in Gang gesetzt, welches diese
Massnahme mindestens verzögert. Es gilt weiterhin: Wer nicht spuren
will, soll bluten. In Zeiten vom Umbau des Arbeitsmarktes erst recht
und heftig.

 * 
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Porträt eines Jahrhundert-Dichters

von Wolfgang Brauer



Nur zwei deutschsprachige Autoren des 20. Jahrhunderts ließ er für die
jeweilige Jahrhunderthälfte gelten: Thomas Mann und Bertolt Brecht für die
erste, für die zweite Arno Schmidt und sich selbst. Dieser Ausbund an
Bescheidenheit wurde 1928 in Schlesien geboren, lebte bis 1955 in
"Nazistan" (wie er es nannte) und fortan in der DDR. Deren Literatur
verkörperte er wie nur wenige andere auf höchstem künstlerischen und
intellektuellen Niveau. Er war in beiden deutschen Staaten zeitweise
gleichermaßen in den Buchhandlungen und auf den Bühnen präsent - oder wurde
hüben wie drüben boykottiert. Kurz vor seinem Tod 2003 grübelte er darüber
nach, ob er in seiner Person nicht doch "den immerwährenden Sieg der DDR
über die BRD verkörpere" - er meinte damit nach Ansicht seines Biographen
"das Nichtzerstörbare des ostdeutschen Staates [...] seine kulturelle
Hinterlassenschaft, seine Literatur".

Die Rede ist von Peter Hacks. Sein Biograph Ronald Weber hat jetzt einen
608-Seiten-Wälzer mit dem erschreckenden Untertitel "Leben und Werk"
vorgelegt. Ganz unpädagogisch das Negative zuerst: Den Untertitel hätte der
Verlag ihm ausreden sollen und bei so mancher Stückanalyse - der Band
besteht zu gefühlten zwei Dritteln aus solchen - hätte das
"Eulenspiegel"-Lektorat dem Autor eine Kürzung ebenfalls um zwei Drittel
nahe legen müssen. Nicht dass da Unsinn aufgeschrieben steht. Mitnichten!
Aber von wenigen Kundigen abgesehen ist der Dichter Peter Hacks derzeit in
der deutschsprachig lesenden Öffentlichkeit ein ziemlich toter Hund. Und
von einigen kleinen Theatern des Landes - ach, ich liebe diese Bühnen! -
abgesehen, ignorieren ihn die hochsubventionierten Prachtdampfer der Flotte
Thalias fast vollständig. Genau dagegen schreibt Weber tapfer und
kenntnisreich an. Aber man kann eine geliebte Person auch mit einem Zuviel
an Zuwendung ersticken. Man muss nicht alles, was man weiß, zwischen zwei
Buchdeckel pressen.

Jetzt das Positive. Ronald Weber bringt Biographie und Werk des Dichters
und Dramatikers den Lesern auf eine Weise nahe, die in Permanenz zur
Selbstüberprüfung eigener Lese- und Theatererfahrungen provoziert. Wer sich
durch diesen Band gräbt, erliest sich eine Geschichte der DDR-Dramatik,
genauer eine Kulturgeschichte der DDR, vermittelt durch das Medium Peter
Hacks. Das macht den Wert dieses Buches aus.

Weber schildert die "Lehrjahre" des Brechtschülers Hacks und den folgenden
Bruch mit der Ästhetik des Meisters. 1974 bezeichnet Hacks schließlich
Brecht als eine für ihn selbst - und damit meint er auch das DDR-Theater,
es ist die Zeit der künstlerischen Stagnation des Berliner Ensembles -
"überwundene Krankheit", die nur für "unterentwickelte Länder" brauchbar
sei. Dieser harte Bruch Anfang der 60er Jahre hatte eng miteinander
verwobene politische und ästhetische Ursachen. Hacks hält den Kapitalismus
inzwischen für "widerlegt". Ronald Weber zitiert einen Brief an Gerhard
Piens aus dem Jahre 1962: "Didaktische Stücke über den Kapitalismus kotzen
mich an." Er will sich aber auch nicht mit einer "Katzgraben"-Ästhetik -
das geht gegen Erwin Strittmatter und die seinerzeitig politisch opportunen
"Produktionsstücke - zufriedengeben. Er schreibe, wie Weber es anlässlich
Hacksens "Moritz Tassow" formuliert, über die "Utopie und ihre
Möglichkeiten, ihre Daseinsberechtigung - und ihre Gefahren".

Zeitgleich gerät Hacks zwischen alle kulturpolitischen Feuer, zwischen die
man in jenen Jahren nur geraten kann. Weber beschreibt ausführlich die
Auseinandersetzungen um das von Wolfgang Langhoff am 2. Oktober 1962 auf
die Bühne des Deutschen Theaters Berlin gebrachte Stück "Die Sorgen und die
Macht". Nach immerhin 22 Vorstellungen wird es abgesetzt, Langhoff verliert
die Intendanz des Hauses und ist ein endgültig gebrochener Mann. Weber
verweist auf die zeitgleich laufenden, mindestens ebenso bösartigen
Attacken auf Heiner Müller und dessen "Umsiedlerin" sowie auf den von
Stephan Hermlin am 11. Dezember 1962 veranstalteten "Lyrik-Abend" in der
Akademie der Künste in Ost-Berlin. Einen Zusammenhang der
Anti-Hacks-Kampagne mit Letzterem verneint der Autor. Wer sich intensiver
mit der Geschichte der DDR-Akademie beschäftigt weiß aber, dass diese
Zusammenhänge offensichtlich sind. In der Folge verliert nicht nur Hermlin
seinen Akademie-Posten. Ähnliches spielt sich in der Sektion Bildende Kunst
ab. Auch hier gibt eine Präsentation junger Kunst den Anlass. Am Ende muss
Akademiepräsident Otto Nagel seinen Stuhl für den biederen Parteivasallen
Willi Bredel freimachen. Müller wird kaltgestellt, Peter Hacks hält
öffentlich zu ihm. Ergebnis ist eine Freundschaft, die später - wie Weber
schreibt - in eine Feindschaft übergeht, "die in der Geschichte der 
DDR-Literatur ihresgleichen sucht".

Hacks selbst nimmt das gelassen "als den gewöhnlichen Ärger der Leitung mit
der Dichtung und der Dichtung mit der Leitung". Fortan gilt er vielen als
Dissident, sieht aber nach wie vor im Sozialismus die Zukunft. In der DDR
hat er allerdings einen schweren Stand, dennoch bezeichnet Ronald Weber die
sechziger Jahre als Hacks' "golden sixties". Hacks ist Anhänger des NÖS
Walter Ulbrichts, bezeichnet ihn sogar als den größten deutschen Staatsmann
überhaupt. Das von Erich Honecker, den er für eine dumme
Nicht-Persönlichkeit hält, inszenierte 11. Plenum des ZK der SED vom
Dezember 1965 empfindet er als gegen Ulbricht gerichtet. Weber teilt diese
Interpretation: "Indem die Führungskader um Honecker die kulturpolitische
Liberalisierung abwürgen, versetzen sie letztlich auch dem NÖS den
Todesstoß." Hacks spürt das. Reformen, denen das gesellschaftliche Umfeld
entzogen wird, müssen scheitern. Der irrationale Zustand, dass die
SED-Führung permanent von den Künstlern fordert, sich der Gegenwart
zuzuwenden, um sich bei Vorlage der Ergebnisse entsetzt von ihnen
abzuwenden, führt zu einem ästhetischen Paradigmenwechsel bei Hacks. Er
wendet sich vom "Zeitstück" ab und dem Entwurf einen "neuen Klassik" zu.

Theater solle sich als "Feier der menschlichen Möglichkeiten" präsentieren,
er fordert auf zur Besinnung "aufs eigentümlich Ästhetische". Hacks legt
1972 seine Theorie im Essay-Band "Das Poetische" dar. Im Rückblick
schimmert hier allerdings die Begrenztheit seines Ansatzes durch. Seine
Positionen bedürfen zu ihrer Wirksamwerdung nicht nur der gebildeten
Schauspieler (Brechts Problem im "Kleinen Organon für das Theater") - an
das Publikum werden nicht minder hohe Anforderungen gestellt. Diese
Geschäftsgrundlage wurde dem Theater nach dem Untergang des Sozialismus
entzogen, die Hackssche Theaterkonzeption ist Geschichte. Die
Wiederbelebung seiner Stücke wird eine neue Ästhetik benötigen - und die
bedarf anderer gesellschaftlicher Voraussetzungen. Für die Geschichte des
Welttheaters, das sei hier optimistisch angemerkt, ist das aber nichts
Neues.

Ab Mitte der 1960er entstehen die großen "Königsdramen" wie "Margarethe in
Aix", "Prexaspes" und "Numa", aber auch die "Charakterdramen" wie
"Amphytrion", "Omphale" sowie "Adam und Eva". Begleitet wird dies vom
vollständigen Bruch mit Heiner Müller, dessen "Macbeth"-Bearbeitung Hacks
als "Schändung" bezeichnet. Müller revanchiert sich durch eine
Abqualifizierung der Hacksschen Ästhetik als "schwachsinnig". Für Hacks ist
Müller zudem für das "Regietheater" haftbar zu machen, das für ihn Pest und
Cholera auf den Bühnen zugleich ausmacht. Heiner Müller ist für Peter Hacks
das Haupt der "romantischen Schule". Was zunächst wie eine Debatte um die
Erberezeption aussieht, wird zu einer grundsätzlichen und mit großer
Erbitterung von allen Beteiligten geführten Auseinandersetzung um den Weg
der sozialistischen Gesellschaft, um ihr Überleben oder ihren Untergang.
"Ein von der Romantik befallenes Land sollte die Möglichkeit des Untergangs
in Betracht ziehen", bilanziert Hacks 2001. Ronald Weber schildert diese
bis über den Untergang der DDR hinausreichenden Auseinandersetzungen
detailliert. Im Mittelpunkt steht dabei immer das Werk des Dichters, das
auch bei seinen "historischen Stoffen" immer mehr oder weniger unmittelbar
die DDR und ihre Zustände zum Thema hat. Das betrifft die Stücke, das
betrifft aber auch die Lyrik - die zum Besten gehört, was die deutsche
Literatur des 20. Jahrhunderts hervorbrachte - , das betrifft auch die
bezaubernden Kinderbücher.

"Wer Hacks liest, bekommt eine Ahnung davon, welche Macht die Kunst in
einer Gesellschaft jenseits des Kapitalismus entfalten könnte", schreibt
Weber. Ihm ist uneingeschränkt zuzustimmen. Sein Buch ist eine Fundgrube.

Ronald Weber: Peter Hacks. Leben und Werk, Eulenspiegel Verlag, Berlin
2018, 608 Seiten, 39,00 Euro.

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2380: "Für uns Schah-Gegner war kein Platz"


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5 · Mai 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Für uns Schah-Gegner war kein Platz"

SAID über die widersprüchlichen Folgen der iranischen Revolution

Interview von Paul Kleiser



Mitte Januar 1979 verließ der Schah des Iran das Land unter dem
Druck monatelanger Streiks, die Ende 1978 stattgefunden hatten und die
vom Bürgertum wie auch von der Geistlichkeit unterstützt wurden. Zwei
Wochen später kehrte der 1964 ins Pariser Exil getriebene Führer der
Geistlichkeit, Ayatollah Khomeini, nach Teheran zurück und übernahm
alsbald die Macht. Am 1. April wurde die Monarchie per Referendum
abgeschafft und durch die neue Staatsform Islamische Republik
ersetzt.

Viele linke Oppositionelle strömten in diesen Anfangsmonaten wieder in
ihre Heimat zurück, in der Hoffnung, das Land nach ihren Vorstellung
neu entwickeln zu können. Doch sie wurden bald enttäuscht.

SAID (Jg. 1947), ein deutsch-iranischer Lyriker und Erzähler,
war einer von ihnen. Er sagt: "Im März 1979 gingen mit mir etwa 40.000
Leute in den Iran zurück. Sie kamen sowohl aus dem Osten (KP-Anhänger)
als auch aus dem Westen. Heute leben 5 Millionen Iraner (von
inzwischen 80 Millionen) in verschiedensten Situationen außerhalb des
Landes."

SAID wurde mit vielen Literaturpreisen ausgezeichnet. Er schreibt
Lyrik und Prosa, Kinderbücher und Hörbücher und lebt in München. Mit
ihm sprach für die SoZ Paul Kleiser.


SoZ: Was kommt dir in den Sinn, wenn du an den Sturz des
Schahregimes und die iranische Revolution denkst?

SAID: Als wir im März 1979 in den Iran zurück sind, waren wir
ausgehungert, verbrannt, mit großen Erwartungen. Aber ein paar Wochen
reichten, um zu kapieren, dass wir das Spiel verloren hatten, dass
dort kein Platz für uns Oppositionelle war. Ich war kein
Parteimitglied, die Parteimitglieder haben es oft länger ausgehalten,
bevor sie geflüchtet sind. Ich bin ganz legal wieder rausgekommen, die
Kontrolleure am Flughafen (alte Garde) waren uninteressiert; schon ein
paar Wochen später wäre das nicht mehr möglich gewesen. Ich hatte
keine Familie dort, das war entscheidend, denn wenn man ins Hotel oder
bei Freunden übernachten muss, dann überlegt man sich schnell, was man
tun soll. Und Freunde haben bald gesagt: Zu uns kommen kannst du
- aber übernachten lieber nicht!


SoZ: Du sagst also, die Revolution ist schon vor dem
Krieg, den der Irak angezettelt hat, in die falsche, also in die von
der Khomeini-Führung vorgegebene Richtung gegangen?

SAID: Eindeutig ja!


SoZ: Die Säkularen und Linken schienen doch zu Anfang
eine große Bedeutung zu haben?

SAID: Sie hatten keine große Bedeutung. Das lag vor allem
daran, dass sie keine Konzepte hatten. Die Säkularen, also die
Bürgerlichen, die Nationale Front, war kaum im Bazar oder im Volk
verwurzelt, und sie hatten nicht den Mumm, gegen Khomeini aufzustehen.
Das galt auch für die Linke. Als die Gefängnisse geöffnet wurden,
kamen die Vertreter der Mujahedin und Fedayin heraus und der Chef der
Mujahedin hielt eine Rede, ich habe sie selbst gehört, in der er
sagte: Wir haben heute elf Mitglieder - sie waren also zermürbt bis
dorthinaus, beide Gruppen. Sie hatten sich mit dem Regime angelegt,
aber auch gegenseitig so geschwächt, dass der lachende Dritte den Sieg
davongetragen hat.

Das Hauptproblem war, dass Khomeini klar gesagt hat, was er will; wer
nicht mitmachen wollte - raus! Alle haben gekuscht, und das war das
Todesurteil für die linken Gruppen. Bei der Tudeh-Partei (KP) kam
hinzu: Khomeini ist antiimperialistisch, wir auch, alles andere ist
konterrevolutionär.

Die iranische Bourgeoisie hat es als "Klasse für sich" de facto nie
gegeben, als Klasse, die ihre Forderungen erhebt und für klare Ziele
kämpft. Natürlich gab es einzelne Bourgeois oder reiche Leute, doch
sie bildeten keine Klasse. Es gab ein Machtvakuum, was Khomeini mit
aller Brutalität ausgenützt hat, sonst hätte er sich nicht an der
Macht halten können, denn er hatte keine Mehrheit.


SoZ: Ich denke, dass der Krieg mit dem Irak wegen des
extrem hohen Blutzolls eine große Rolle bei der Niederwerfung der
Revolution gespielt hat?

SAID: Erstens hat es nach jeder Revolution einen Krieg gegeben.
Nach der Oktoberrevolution sind alle eingefallen, sogar die Finnen.
Trotzdem haben die Revolutionen - wenn auch verstümmelt - immer
gesiegt. Der Krieg hat acht Jahre gedauert und man spricht von
Millionen Toten auf beiden Seiten. Der Krieg hat natürlich die
Möglichkeit geschaffen, "Säuberungen" durchzuführen, man konnte
Unliebsame ja an die Front schicken. Flüchtlinge aus Afghanistan hat
man mit Handkuss genommen, denn viele kamen von der Front.

Vorher waren Frauen aus allen Ämtern entfernt worden, nun kamen sie
auf den Knien und haben die Frauen gebeten, wieder in der Verwaltung
zu arbeiten. Das ist die Grundlage für heutige Entwicklungen, dass
Frauen bis hin zu Regierungsämtern eine ganz andere Rolle spielen als
in den arabischen Ländern. Der Krieg hat den Weg geebnet für den
Aufstieg von Frauen.

Der Krieg hat noch etwas anderes gebracht: Das Gros der Revolutionäre
hat am Krieg teilgenommen, und wenn sie überlebten, waren sie Helden.
Einige sind im Parlament aufgetreten und haben ihre Narben gezeigt
- gegen sie konnte man nichts mehr sagen. Zu den Präsidenten haben sie
gesagt: Aber wo warst du im Krieg? Und so ist eine kleine Schicht
entstanden, die äußerst aufmüpfig ist und sagt, was Sache ist.


SoZ: Im Umfeld des Krieges entwickelten sich die
Revolutionsgarden (RG), unter Ahmadinejad (Präsident 2005-2013) waren
sie das Rückgrat des Regimes und heute sollen sie 60-80 Prozent der
Wirtschaft kontrollieren.

SAID: Bald nach der Revolution - ich war noch in Teheran - hat
man gesagt, wir gründen nun die Revolutionsgarden, damit in diesem
Land kein Putsch stattfindet. Tatsächlich hat kein Putsch
stattgefunden. Der Krieg gab ihnen die Möglichkeit, heroisch zu
kämpfen - was sie auch getan haben, sie wurden damit unverzichtbar.
Ihre Zahl ist nicht besonders groß, man spricht von 120.000, aber sie
konnten immer sagen: Wo wart ihr denn im Krieg?

Sie haben sich an Immobilien herangemacht. Mit spricht von 60 Prozent
der Wirtschaft, die sie kontrollieren, aber alle Fahrzeuge und Gebäude
- vom Rad bis zum U-Boot, von der Hundehütte zum Krankenhaus - sind
Monopolbesitz der RG. Sogar die Laseroperationen der Augen! Sie haben
einen eigenen Geheimdienst und können Leute verhaften, verhören und
foltern. Heute sind sie die Hauptopposition gegen die USA. Wenn
Präsident Rohani etwas sagt, gibt es wenig später eine Antwort des
Chefs oder Vizechefs der RG. Als die USA die RG auf die Liste der
"Terrororganisationen" gesetzt haben, meinte der Chef: Da können wir
noch eine ganz andere Liste von Terrororganisationen aufstellen! Diese
Liste führt höchstens zur Radikalisierung von Garden außerhalb des
Irans, etwa im Jemen oder in Syrien. Die Gefahr besteht, dass die RG
irgendwie an die Macht kommen.


SoZ: Welche Rolle spielt das Parlament?

SAID: Seit der Islamischen Revolution 1979 ist dieses Parlament
nicht angefasst worden! Die Parlamentarier haben alle überlebt, obwohl
sie sich teilweise tagtäglich von ihren Familien verabschiedet haben.
Aber man hat ihre Immunität respektiert. Sie können den Präsidenten
vor das Parlament zitieren, und vom letzten Kabinett haben sie mehrere
Minister abgelehnt. Eine davon war eine stockreligiöse Frau, die
Gesundheitsministerin werden sollte, aber das Parlament hat gesagt,
sie sei eine schlechte Wahl - abgelehnt. Die Parlamentarier können
offen reden, es gibt dort sogar Schlägereien, was beweist, dass
unterschiedliche Meinungen vorhanden sind.

Aber jedes Gesetz, das durch das Parlament geht, muss vom "Wächterrat"
gegengezeichnet werden. Der Rat wird zur Hälfte vom Parlament und zur
anderen Hälfte vom Religionsführer ernannt. Im Parlament kann man frei
reden, und ich bin froh, dass im Gegensatz zu den anderen Ländern des
Nahen Ostens das Parlament niemals angefasst worden ist. Immerhin gibt
es heute 13 Frauen unter den 300 Abgeordneten, anfänglich waren es
zwei. Sie gehören verschiedenen Fraktionen an, sind jedoch sehr tough!
Ein Parlamentarier hatte frauenfeindliche Äußerungen getan, und die
Frauen beantragten erfolgreich die Aufhebung seiner Immunität. Das
Parlament hat wenig Macht, aber wichtig ist, dass es da ist und man
dort frei reden kann!


SoZ: Die Lebenserwartung lag 1970 und 1980 bei jeweils
rund 52 Jahren. Inzwischen ist sie auf 76 Jahre angestiegen, fünf
Jahre mehr als in Ägypten. Insofern kann man von erheblichen
wirtschaftlichen Erfolgen des Regimes reden. Wie ist das möglich
angesichts von Sanktionen und Handelshemmnissen? Wie schätzt du die
mittelfristige Stabilität des Regimes ein?

SAID: Die Religiösen sorgen für eine gewisse soziale
Gerechtigkeit. Alle Iraner haben heute eine Krankenversicherung, das
gab es vorher nie. Natürlich sind die Krankenhäuser öfters in einem
schlechten Zustand. Allerdings nehmen auch Zivilisationserkrankungen
wie Krebs oder Herz-Kreislauf-Erkrankungen rasant zu. Doch das Regime
gewährt eine Basisversorgung. Auch der Analphabetismus ist fast
verschwunden. Der Mullah denkt wie folgt: Die Leute müssen gehorchen,
wir sorgen für Wohlstand. Bis in die entlegendsten Dörfer haben sie
Grundschulen gebaut. Akademiker sind ihnen per se unangenehm,
Millionen von ihnen sind arbeitslos oder unterbeschäftigt. Und 60
Prozent aller Studierenden sind inzwischen Frauen. Früher mussten sie
bei einer Ärztin die Jungfräulichkeitsprüfung ablegen, inzwischen sind
solche Dinge wegen des sozialen Drucks abgeschafft. Außerdem gibt es
Millionen Handys und Internetzugänge, sodass man weiß, was in anderen
Ländern passiert.

Viele Autorinnen und Autoren gehen nicht mehr zur Zensurbehörde,
sondern schicken ihre Texte per E-Mail in europäische Länder, in der
Hoffnung, dass sie dort gelesen und gedruckt werden. Bücher sind
unglaublich teuer geworden, weil es ein Papiermonopol des Staates
gibt. Vor allem seit der Präsidentschaft von Ahmadinejad hat sich die
Lage der Literatur verschlimmert.


SoZ: Welche Folgen hat die Kündigung des Atomabkommens
durch die USA?

SAID: Die Atombehörde (wie auch die UNO) wiederholt einmal im
Monat, dass der Iran sich an das Abkommen gehalten hat. Das meinen
auch die Europäer, nur Mister Trump ist anderer Meinung. Er, wie
Pompeo und Bolton, sagen unisono: Wir möchten kein anderes Regime, es
soll sich nur anders verhalten. Es gibt Gerüchte, dass hinter den
Kulissen Verhandlungen laufen, auch wegen Syrien oder dem Jemen. Nicht
mit Außenminister Sarif, der in Ungnade gefallen ist, sondern mit
Sendboten von Khamenei. Ich glaube, dass beide Seiten sich schließlich
einigen werden und jede dann behauptet, Sieger zu sein.

Wahrscheinlich wird sich der Iran aus Syrien zurückziehen. Die
Stimmung im Land ist gegen den Einsatz in Syrien. Es gibt Demos, auf
denen gerufen wird: Wir wollen Brot hier und nicht in Syrien kämpfen.
Ich glaube, dass es mittelfristig nur um die Form geht, die allen
Seiten erlaubt, das Gesicht zu wahren.

Wer möchte einen Sturz des Regimes? Weder die Russen noch die
Amerikaner - und die Chinesen schon zweimal nicht. Auch braucht man
den Iran zur Stabilisierung von Afghanistan.

 * 

Quelle:
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VORWÄRTS/1463: Aufruf zum Frauen*streik vom 14. Juni 2019


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 13/14 vom 26. April 2019

Aufruf zum Frauen*streik vom 14. Juni 2019



1. Wir, Frauen, Lesben, inter-, non-binary- und Transpersonen, mit
oder ohne Partner*in, in einer Gemeinschaft, mit oder ohne Kinder, mit
oder ohne Arbeit, unabhängig von der Art der Arbeit, gesund oder
krank, mit oder ohne Beeinträchtigung, jung, erwachsen oder alt, hier
oder in einem anderen Land geboren, unterschiedlicher Kultur und
Herkunft, wir alle rufen auf zum Frauen*streik am 14. Juni 2019. Wir
wollen die tatsächliche Gleichstellung und wir wollen selbst über
unser Leben bestimmen. Deshalb werden wir am 14. Juni 2019 streiken!

2. Wir sind es, die für Hausarbeit, Erziehungsarbeit und die Pflege zu
Hause sorgen, ohne die unsere Gesellschaft und Wirtschaft nicht
funktionieren könnten. Wir sind es, die sich um das Wohlergehen der
Kinder und der betagten Eltern kümmern und sorgen. Aber es fehlt uns
an Geld und an Zeit.

3. Wir wollen gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit. Wir wollen eine
Aufwertung der 'Frauenberufe' und deren angemessene Entlöhnung. Wir
wollen Sozialversicherungen, die unsere Existenz sichern. Wir wollen
Renten, die uns ein Leben in Würde ermöglichen, ohne dass unser
Rentenalter erhöht wird. Wir wollen Arbeitsbedingungen, die uns die
echte Gleichstellung in der bezahlten und unbezahlten Arbeit
garantieren.

4. Wir fordern eine Wirtschaftspolitik, die bezahlte und unbezahlte
Carearbeit ins Zentrum stellt und diese finanziert. Wir wollen die
Anerkennung und gerechte Verteilung der Haus- und Sorgearbeit, ihre
ökonomische Aufwertung und Anrechnung und in den Sozialversicherungen
einen längeren Mutterschaftsurlaub, eine Elternzeit und einen Urlaub
im Falle kranker Kinder und Angehöriger. Wir fordern einen
ausreichenden und kostenlosen Service public für die Betreuung unserer
Kinder, für die Sorge für unsere älteren Menschen und für unser Leben.

5. Wir wollen die generelle Reduktion der Arbeitszeit, bei
gleichbleibendem Lohn und einen Mindestlohn, damit die bezahlte und
unbezahlte Arbeit besser verteilt werden kann. Und weil das
kapitalistische Wirtschaftsmodell die Menschen abwertet und herabsetzt
und auch damit wir die natürlichen Ressourcen unseres Planeten nicht
weiter ausbeuten. Wir wollen Zeit für Familie und Sozialleben. Wir
wollen Zeit, unser Leben zu leben.

6. Wir wollen einen geregelten Status und eine Gesetzgebung, die jene
Frauen* schützt, die aus anderen Ländern kommen, oft um als
Betreuerinnen für Kinder, Kranke und betagte Menschen zu sorgen und
andern Frauen* wie auch ihren Partner*innen dadurch ermöglichen, ihren
Beruf auszuüben und auch Karriere zu machen. Wir bekräftigen unsere
Solidarität und fordern für alle das Recht auf gute Arbeits- und
Lebensbedingungen. Wir bekämpfen die Doppeldiskriminierung, die
Migrantinnen* erleben.

7. In einem patriarchalen kapitalistischen System, in dem das
"Männliche" und das "Weibliche" nicht als gleichwertig betrachtet
werden, sind wir diejenigen, die Sexismus, Diskriminierung,
Stereotypiserung und Gewalt ausgesetzt sind, am Arbeitsplatz, in der
Ausbildung, auf der Strasse, zu Hause und in den staatlichen
Institutionen. Wir sind Opfer spezifischer Unterdrückungen aufgrund
unserer Hautfarbe, unseres sozialen Hintergrunds, unserer Situation
als Mütter und Grossmütter, wegen unserer Beeinträchtigung, unserer
sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität.

8. Wir wollen frei entscheiden können über unsere Sexualität und
Geschlechtsidentität. Wir fordern Respekt gegenüber unserem Körper und
unserem Leben und wir lehnen geschlechtsspezifische und FLINT-phobe
Gewalt ab.

9. Wir wollen der Straffreiheit und Bagatellisierung von sexuellem
Missbrauch ein Ende bereiten und fordern einen nationalen
Präventionsplan zur Bekämpfung von Gewalt, mit dem auch die
Istanbul-Konvention umgesetzt wird. Sexistische und sexuelle Gewalt
soll als Asylgrund anerkannt werden.

10. Wir wollen Massnahmen zum Schutz von Migrantinnen, die in ihren
Herkunftsländern, auf ihrem Migrationsweg oder hier bei uns
psychische, physische und sexuelle Gewalt erlebt haben und erleben.
Wir fordern für sie ein Bleiberecht.

11. Wir wollen selbst über unseren Körper bestimmen. Wir wollen
Barrierefreiheit und Assistenz, damit Frauen* mit Beeinträchtigung ein
selbstbestimmtes Leben führen können. Wir wollen Abtreibung und
Empfängnisverhütung zum Nulltarif und Behandlungen zur
Geschlechtsanpassung, die auf Selbstbestimmung beruhen. Wir wollen die
Abschaffung der rosa Steuer für weibliche Hygienprodukte.

12. Wir sind diejenigen, über die in den Geschichtsbüchern nichts
steht, die in der von Männern und für Männer geprägten Öffentlichkeit
und Politik nur in Klammern erscheinen und die man dazu erzieht, sich
einem stereotypen Rollenbild der "Frau" unterzuordnen, oder die von
der Macht ferngehalten werden.

13. Wir wollen, dass die Schule, die Hochschulen, die Universitäten
und andere Bildungseinrichtungen ein Ort der Emanzipation und Bildung
zu kritischem Denken und Gleichstellung sowie einvernehmlichem
Handeln, sexueller Vielfalt und gegenseitigem Respekt sind.

14. Wir wollen die Abschaffung von geschlechtsspezifischen Stereotypen
in der Kultur, den Medien, der Erziehung und der Werbung. Wir wollen
den öffentlichen Raum und die Politik neu besetzen und den Platz
einnehmen, der uns zusteht, mindestens die Hälfte.

15. Wir wollen eine gesellschaftliche Debatte lancieren über dieses
kapitalistische Wirtschaftssystem, von dem nur eine Minderheit
profitiert, während die Mehrheit der Weltbevölkerung, insbesondere
Frauen*, ausgebeutet wird, in Armut lebt und das Klima gefährdet ist.

16. Wir sind stark in unserer Vielfalt, und wir fordern das Recht auf
ein freies Leben in einer Gesellschaft, die gleiche Rechte für alle
garantiert, eine solidarische, gleichberechtigte und eine gewaltfreie
Gesellschaft, insbesondere gegenüber Frauen* und frei von Femiziden.
Wir unterstützen, was die Isländerinnen sagen: "Ändern wir nicht die
Frauen, ändern wir die Gesellschaft!"

17. Darum werden wir am 14. Juni 2019 streiken. Wir bestreiken die
bezahlte Arbeit, die Hausarbeit, die Sorgearbeit, die Schule, den
Konsum. Auf dass unsere Arbeit sichtbar werde, unsere Forderungen
gehört werden, der öffentliche Raum uns allen gehöre!

Der Aufruf wurde von der nationalen Streikversammlung am 10. März 2019 verabschiedet.




* Inkl. Personen, welche nicht Cisgender sind

 * 
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TALK/352: WDR - 500 Folgen "Kölner Treff", 17.5.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 13. Mai 2019

500 Folgen "Kölner Treff"

Jubiläumssendung mit Bettina Böttinger

Freitag, 17. Mai 2019, 22 bis 23.30 Uhr



Jede Sendung ist wie eine Wundertüte, denn keine Gästerunde ist wie
die andere: Das WDR Fernsehen zeigt am 17. Mai 2019 (22 bis 23.30 Uhr)
zum 500. Mal die Talkrunde "Kölner Treff". Die für diese besondere
Ausgabe geladenen Gäste versprechen einen unterhaltsamen Abend:
Bettina Böttinger empfängt zum Jubiläum unter anderem den ehemaligen
WDR-Intendanten Friedrich Nowottny, die Sängerin Maite Kelly, die
Autorin Ildikó von Kürthy und den Koch Johann Lafer. Dazu gibt es
einige Überraschungen, die mal haarig, mal musikalisch sein werden.

500 Ausgaben "Kölner Treff" - das bedeutet ebenso viele unterhaltsame
WDR-Fernsehabende, die dank der vielseitigen Auswahl an interessanten
Gästen und Themen immer etwas Besonderes waren und sind. Prominente
und nicht-prominente Gäste stellen hier ihre bewegenden, lustigen,
skurrilen und ganz persönlichen Geschichten vor
Bettina Böttinger


3117 Gäste auf den roten Sesseln

2006 begrüßte Bettina Böttinger zum ersten Mal als Gastgeberin des
"Kölner Treff". Insgesamt haben inzwischen 3117 Gäste auf den roten
Sesseln im Kölner Studio Platz genommen und geplaudert, zugehört,
gelacht und viel erzählt, darunter Iris Berben, Mario Adorf, Herbert
Grönemeyer, Anke Engelke, Senta Berger, Nina Hagen, Suzanne von
Borsody, Katharina Thalbach, Helge Schneider, Ranga Yogeshwar, Dietmar
Bär, Klaus J. Behrendt, Dirk Bach, Alfred Biolek, Uschi Glas, Roger
Willemsen, Mariele Millowitsch, Kai Pflaume, Marianne Rosenberg,
Charly Hübner und Bastian Pastewka.

Manche Gäste-Konstellationen waren außergewöhnlich und wären im
normalen Leben vermutlich nicht denkbar. So saßen 2015 Kardinal Rainer
Maria Woelki und Reality-Show-Darstellerin Daniela Katzenberger in
einer Sendung.

2013 entwickelte sich zwischen dem Schauspieler Ben Becker und dem
Schlagersänger Jürgen Drews ein ungewöhnlich entspannter Draht im
Kölner Treff. Julia Engelmann trug in einer Sendung ein sehr rührendes
Gedicht zum Thema Familie vor, das sich im Netz zum Mega-Hit
entwickelte und mehr als sieben Millionen Menschen erreichte.

Eckart von Hirschhausen begeisterte im "Kölner Treff" die Zuschauer
mit seiner Erklärung, warum schlaue Frauen keinen Mann brauchen.

Gerburg Jahnke erklärte im Kölner Treff, wie man sich kurzfristig und
unkompliziert für einen Abend liften kann.


Unterstützung von Susan Link und Micky Beisenherz

Seit 2019 sind auch die Journalistin Susan Link und der Autor Micky
Beisenherz festes Moderatoren-Duo des "Kölner Treff". In insgesamt 15
Ausgaben begrüßen sie 2019 prominente und außergewöhnliche Gäste.
Bereits 2017 und 2018 hatten Link und Beisenherz die Urlaubsvertretung
für Bettina Böttinger übernommen. Diese moderiert auch 2019 den
Großteil des "Kölner Treff" und führt an 30 Freitagen durch die
Sendung. Darüber hinaus ist die Moderatorin weiterhin Produzentin der
Talkshow und wird für andere WDR-Formate vor der Kamera stehen, unter
anderem für den Zuschauertalk "Ihre Meinung", den sie seit 2016 im WDR
Fernsehen moderiert.

 * 
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FEATURE/1245: Deutschlandfunk - Paradigma. Segeln mit Louis Agassiz, 17.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Paradigma

Segeln mit Louis Agassiz

Von Kai-Uwe Kohlschmidt

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 17. Mai 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Im Jahre 1840 bereiste der Naturforscher Louis Agassiz die
schottischen Highlands. Dort entdeckte er im Glen Roy die Spuren eines
großen Gletschers. Ab dem Moment sah er die Welt anders. Ein
Paradigma, wie die Erde entstanden sei, brach in sich zusammen.
Agassiz war sich in Glen Roy sicher, dass es ein Eiszeitalter gegeben
haben musste. Das christlich geprägte Paradigma einer Sintflut
weigerte sich zäh, den neuen Erkenntnissen Platz zu machen. Es sollte
noch 20 Jahre dauern, bis sich Agassiz' Theorie durchsetzte. Sein
fiktionales Alter Ego begleitet eine Künstlergruppe auf einer
Segeltour rund um Schottland heute. Ausgehend von Agassiz' Erfahrung
des wissenschaftlichen Paradigmenwechsels diskutieren sie das Phänomen
politischer Unverrückbarkeiten.

 * 

Quelle:
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HÖRSPIEL/1934: WDR 3 - "Exit" von Bianca Döring, 16.5.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. Mai 2019

GEMEINGUT ODER RAUBGUT?

Wasser, Luft und Umwelt sind Gemeingüter der Menschheit

Vom 13.-16. Mai beschäftigt sich das WDR3 Hörspiel mit ihrer Bedrohung
durch private Interessen

Exit

von Bianca Döring

Mit Anna Schudt, Kathleen Morgeneyer und Stefan Konarske

Technische Realisation: Henning Schmitz

Regie: Claudia Johanna Leist

Produktion: WDR 2019

WDR 3 Hörspiel | 16.05.2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Ein ätzend gelber Nebel senkt sich auf die Umgebung eines mysteriösen
Chemielabors. Was ist passiert? Drei Augenzeugen schildern ihr Erleben
einer apokalyptischen Situation und die Folgen für die Menschen.

In einer fernen Realität: Ein renommiertes Chemielabor unweit des
Meeres betreibt genetische Forschung. Für die Menschen in der Region
ist die Einrichtung von großer Bedeutung. Die Natur rundum erscheint
merkwürdig idyllisch. Doch plötzlich kommt es zu Unruhe in der
Bevölkerung, eine Welle der Empörung schwappt durch die Medien - und
gelber Nebel zieht auf. Was geht hier vor? Drei intime Berichte
schildern die Vorgänge im Labor. Helena, Louis und Julie, selbst eng
mit den Vorgängen im Labor verwoben, erzählen in einer Mischung aus
Naivität, Apathie und visionären Fähigkeiten. Von Heilung, Mutationen
und Tierversuchen, wissenschaftlicher Entgrenzung und den
schleichenden Veränderungen im Labor. Und ständig schwebt das
Damoklesschwert des unausweichlichen Unfalls über der Szenerie. Was
jetzt kommt, lässt die bisherigen Zusammenhänge zerfallen. Denn was in
dieser Apokalypse noch Welt ist, bleibt mysteriös und verschwommen.


Weiteres Hörspiel der Reihe:


GEMEINGUT ODER RAUBGUT?

Die Wasserkrieger

Von Tim Staffel

Technische Realisation: Benno Müller vom Hofe und Steffen Jahn

Regie: der Autor

Produktion: WDR in Kooperation mit Deutschlandradio 2017

Ausstrahlung: 13. - 15. Mai 2019

Wasser als Wirtschaftsgut: Eine Reporterin reist um die Welt und
erzählt Geschichten über Menschen, die, freiwillig oder nicht, in den
harten Kampf ums blaue Gold verwickelt werden.

"Wasser ist ein soziales Gut, aber wir müssen den Blick auf das
ökonomische Potenzial dieses Gutes richten." Nach diesem Motto richtet
der Wassermanager Ken Feldhoff als CEO von Dell'Aqua die Aktivitäten
seines Konzerns überall auf der Welt aus. Die Journalistin Mia
Schelling begleitet ihn ein Jahr lang auf seinen Reisen und erfährt so
die erstaunlichsten Geschichten über Menschen und Wasser.

In Athen zum Beispiel begegnet sie einer Familie, deren kleine Tochter
vom Jugendamt in Obhut genommen wird, weil es zuhause kein fließendes
Wasser mehr gibt. Die Troika, beraten von Ken Feldhoff, hat
Griechenland verpflichtet, die Wasserversorgung zu privatisieren, die
Preise sind um 300 Prozent gestiegen. Im Rheinland kämpft Holger
Schmidt um seine Schweinefarm, die seit einem Düngemittelskandal
Angriffen von Öko-Aktivisten ausgesetzt ist. In Detroit versucht sich
der obdachlose Alan als Sanitärtechniker in einem Squatter-Camp, um
den von der UNO als Menschenrecht deklarierten Zugang zu sicherem
Trinkwasser und sanitären Anlagen sicherzustellen. In der Türkei
kämpft ein Kurde verzweifelt gegen die Überflutung ganzer Dörfer zu
Gunsten eines Staudammprojekts am Tigris. Und immer wieder landet Mia
Schelling in der westfälischen Kleinstadt Libba, wo Ken Feldhoff für
Dell'Aqua Land aufgekauft hat, um so an die Wasserreservoire
heranzukommen, die er für sein Geschäft mit Flaschenwasser benötigt.
Doch er hat nicht mit dem Widerstand der Bürger Libbas gerechnet. Im
Streit ums Wasser gibt es fortan für keine der Parteien ein Tabu und
auch Mia Schelling, die darüber berichtet, gerät mehr und mehr
zwischen die Fronten.


Das Hörspiel steht bis 13. Mai 2020 zum Download zur Verfügung.

Die Wasserkrieger - Der schmutzige Kampf ums Wasser (1/3)

https://wdrmedien-a.akamaihd.net/medp/podcast/weltweit/fsk0/191/1916818/wdr3hoerspiel_2019-05-15_diewasserkriegerderschmutzigekampfumswasser13_wdr3.mp3

Die Wasserkrieger - Der schmutzige Kampf ums Wasser (2/3)

https://wdrmedien-a.akamaihd.net/medp/podcast/weltweit/fsk0/191/1916864/wdr3hoerspiel_2019-05-15_diewasserkriegerderschmutzigekampfumswasser23_wdr3.mp3

Die Wasserkrieger - Der schmutzige Kampf ums Wasser (3/3)

https://wdrmedien-a.akamaihd.net/medp/podcast/weltweit/fsk0/191/1916836/wdr3hoerspiel_2019-05-15_diewasserkriegerderschmutzigekampfumswasser33_wdr3.mp3
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MUSIK/2890: Deutschlandfunk Kultur - Ein Streichquartett zwischen Kurdistan, Klassik und Köln, 17.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein Streichquartett zwischen Kurdistan, Klassik und Köln

Avîan Quartet feat. Cemîl Qoçgirî

Von Babette Michel

Einstand

Freitag, 17. Mai 2019, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das Avîan Quartet sind vier junge Musikerinnen aus Köln, die kurdische
Musik in klassischer Streichquartett-Besetzung und in eigenen
Arrangements spielen. Avîan ist der "Tautropfen" in Kurmanci, einem
der ältesten kurdischen Dialekte. Und so rückt das Quartett auch
frisch und funkelnd - wie die Tautropfen - die Musik aus Anatolien und
Armenien in den Fokus und lässt die Klassik auf den Orient treffen.
Besonders reizvoll ist das Zusammenspiel des Quartetts mit dem
kurdisch-alewitischen Tenbur-Spieler Cemîl Qoçgirî.

 * 

Quelle:
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PREIS/331: Prix Marulić 2019 für "ENIAC Girls" von Udo Moll (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 14.05.2019

Prix Marulić 2019

Klangkunst-Produktion von Deutschlandfunk Kultur ausgezeichnet

Special Achievement Award für "ENIAC Girls" von Udo Moll



Im Rahmen des internationalen Festivals Prix Marulić "Old texts
revisited" im kroatischen Hval wurde das Hörstück "ENIAC Girls" von
Udo Moll ausgezeichnet.

Das Werk entstand als Autorenproduktion im Auftrag des Deutschlandfunk
Kultur und wurde erstmals am 1. Juni 2018 um 00.05 Uhr in der Sendung
Klangkunst ausgestrahlt.

"ENIAC Girls" erzählt die Geschichte jener Frauen, die ab 1945 den
ersten vollelektronischen Computer programmierten. Die sechs
Mathematikerinnen sollten für ihre bahnbrechende Leistung jedoch erst
über 50 Jahre später öffentliche Anerkennung finden. Mit
Originalaufnahmen, Interviews und einem vielseitigen Klangensemble
versetzt Udo Moll Hörerinnen und Hörer in eine fast vergessene Zeit
weit vor den aktuellen digitalen Umbrüchen.

Nach Auffassung der Jury gelingt es dem Stück, Klänge und Musik in
Sprache genauso wie Worte in Klänge zu verwandeln. "ENIAC Girls" sei
"humorvoll, bezaubernd, unnachgiebig, schauerlich, vor allem aber tief
bewegend."

Der Hörfunkpreis Prix Marulić wird seit 1997 im Rahmen des
gleichnamigen Festivals vom Kroatischen Rundfunk (HRT) in Kooperation
mit der Europäischen Rundfunkunion (EBU) vergeben. Das Festival rückt
Texte und Stoffe, die vor der Erfindung des Radios entstanden sind, in
den Fokus und interpretiert sie zeitgenössisch. Neben der Kategorie
Special Achievement werden Werke in den Kategorien Dokumentation,
Drama und Kurzformen ausgezeichnet.


"ENIAC Girls" von Udo Moll

www.deutschlandfunkkultur.de/programmiererinnen-in-den-1940er-jahren-hoerstueck-eniac.3685.de.html?dram:article_id=414229
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Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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ONKOLOGIE/1986: Forschung - Was Zellen des Hodgkin-Lymphoms ungehindert wachsen lässt (idw)


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 13.05.2019

Was Zellen des Hodgkin-Lymphoms ungehindert wachsen lässt



Zwar ist das klassische Hodgkin-Lymphom heute meist gut behandelbar, doch
noch immer gibt das Krankheitsgeschehen Rätsel auf. Ein Team um Professor
Claus Scheidereit vom Max-Delbrück-Centrum hat nun einen wichtigen
Botenstoff für die Biologie dieses Lymphoms identifiziert: LTA. Er trägt
dazu bei, dass der Krebs ungehindert wachsen kann - indem er zum Beispiel
Gene für Immun-Checkpoint-Liganden aktiviert, die Tumorzellen vor der
körpereigenen Abwehr schützen.

Hodgkin-Lymphome sind Tumorerkrankungen des lymphatischen Systems. Sie
gehen mit Schwellung der Lymphknoten einher, sowie weiteren Symptomen wie
Fieber, Nachtschweiß und Gewichtsverlust. Charakteristisch für diese
Krebserkrankung sind die so genannten Hodgkin-Zellen sowie die riesigen
mehrkernigen Reed-Sternberg-Zellen. Eine Besonderheit dieser Form des
Lymphdrüsenkrebs ist, dass lediglich ein geringer Anteil der Tumormasse
aus entarteten Zellen besteht. Die Lymphknotenschwellungen gehen vielmehr
darauf zurück, dass Hodgkin-Zellen Botenstoffe aussenden, die Lymphozyten
anlocken und in die Lymphknoten einwandern lassen.

Die Heilungschancen für Patienten mit Hodgkin-Lymphom stehen heutzutage
gut: Mehr als 90 Prozent der Betroffenen mit einem örtlich begrenzten und
mehr als 80 Prozent der Erkrankten mit einem fortgeschrittenen
Hodgkin-Lymphom können geheilt werden. "Aber vor dem Hintergrund, dass oftmals
junge Menschen erkranken, die nach ihrer Heilung noch viele Jahre leben,
ist die Chemotherapie, die als Standardbehandlung zum Einsatz kommt, nicht
unproblematisch", sagt Professor Claus Scheidereit, Leiter der
Arbeitsgruppe Signaltransduktion in Tumorzellen am MDC. Eine Chemotherapie
kann gesundes Körpergewebe nachhaltig schädigen. Spätfolgen wie
Erkrankungen von Herz und Lunge, hormonelle Störungen, Unfruchtbarkeit
sowie Zweittumoren drohen. "Wir müssen daher neue therapeutische Ansätze
entwickeln, mit denen sich derartige Probleme vermeiden lassen", sagt
Scheidereit.

NF-kappa-B befindet sich bei den Krebszellen ständig im Zellkern

Vor diesem Hintergrund untersucht der Forscher mit seinem Team und in
enger Zusammenarbeit mit der Forschungsgruppe von Professor Stephan
Mathas, MDC und Charité Universitätsmedizin Berlin sowie weiteren
Arbeitsgruppen des MDC, detailliert die Mechanismen, die zur Entstehung
von Hodgkin-Lymphomen beitragen. "Wir wissen bereits seit längerem, dass
NF-kappa-B dabei eine zentrale Rolle spielt", sagt Scheidereit. Dabei
handelt es sich um einen Transkriptionsfaktor, der die Aktivität
bestimmter Gene ankurbelt. Er befindet sich normalerweise im Zytoplasma
und wandert nur bei Bedarf vorübergehend in den Zellkern. Dort steuert er
die Genexpression und wandert nach
getaner Arbeit zurück ins Zytoplasma. Bei Hodgkin-Zellen befindet sich
NF-kappa-B jedoch dauerhaft im Zellkern und beeinflusst die Genaktivität
derart, dass die Zellen dem programmierten Zelltod entgehen, sich
ungebremst vermehren und zudem Botenstoffe ausschütten, die Lymphozyten in
den erkrankten Lymphknoten locken. "Es ist allerdings bisher nur teilweise
verstanden, warum NF-kappa-B bei Hodgkin-Zellen im Kern bleibt", betont
der MDC-Forscher.

Um diesen Mechanismus besser zu verstehen, untersuchten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in Zellkulturen, welche Moleküle
Hodgkin-Zellen ausschütten, die NK-kappa-B-aktivieren. Ihre Ergebnisse
veröffentlichten die in der Fachzeitschrift "Blood". "Dabei haben wir
einen einzigen Faktor identifiziert, der NF-kappa-B aktiviert und von
Hodgkin-Zellen sekretiert wird: Ein Botenstoff namens Lymphotoxin-alpha,
oder kurz LTA", sagt Dr. Eva Kärgel, Co-Autorin und wissenschaftliche
Mitarbeiterin in Scheidereits Team. Eine Analyse von Daten aus
Gewebeproben aus Lymphknoten bestätigte, dass in Hodgkin-Lymphknoten
auffallend viel LTA entsteht. "Umgekehrt konnten wir auch zeigen, dass
eine Hemmung von LTA die NF-kappa-B-Aktivität in Hodgkin-Zellen
blockiert", sagt Kärgel.

Ein Angriffspunkt für neue Behandlungsstrategien?

Mithilfe von Genexpressionsanalysen ist es den Wissenschaftlern und
Wissenschaftlerinnen um Scheidereit gelungen, eine zentrale Rolle von LTA
in Hodgkin-Zellen nachzuweisen: LTA aktiviert demnach nicht nur
NF-kappa-B, sondern treibt auch das Ausschütten verschiedener Botenstoffe an,
die dazu beitragen, dass Lymphozyten in den Lymphknoten einwandern und
eine günstige Mikroumgebung für die Krebszellen schaffen. Außerdem sorgt
es dafür, dass die Krebszellen so genannte Immun-Checkpoint-Liganden
exprimieren, die sie vor Angriffen durch das Immunsystem schützen.

Dass LTA in den Hodgkin-Zellen so aktiv ist, hat einen Grund: "Wir haben
herausgefunden, dass sich LTA selbst durch eine positive Feedbackschleife
hochreguliert", erklärt Scheidereit. Bremsen kann diese Schleife ein
Regulator namens A20. Doch der ist in Hodgkin-Lymphomen häufig mutiert und
fällt daher als Kontrollmechanismus aus.

Mit LTA haben die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des MDC einen
wichtigen Mitspieler im Krankheitsgeschehen des Hodgkin-Lymphoms
identifiziert, wie Scheidereit betont: "Unsere Arbeit lässt vermuten, dass
LTA ein guter Angriffspunkt sein könnte, um die Behandlungsstrategien für
das Hodgkin-Lymphom zu erweitern."


Originalpublikation:

Linda von Hoff et al. (2019:) "Autocrine LTA signaling drives NF-κB and
JAK-STAT activity and myeloid gene expression in Hodgkin lymphoma". Blood.

DOI: 10.1182/blood-2018-08-871293

Weitere Informationen finden Sie unter

http://AG Scheidereit: https://www.mdc-berlin.de/scheidereit

http://Publikation: http://www.bloodjournal.org/content/133/13/1489.long?sso-checked=true

http://MDC Berlin: https://www.mdc-berlin.de
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ONKOLOGIE/1985: Fettsäure-Stoffwechsel als möglicher neuer Therapieansatz bei Glioblastomen (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 13.05.2019

Fettsäure-Stoffwechsel als möglicher neuer Therapieansatz bei Glioblastomen



Um genügend Energie für ihr schnelles Wachstum zu gewinnen, programmieren
Glioblastom-Zellen ihren Fettsäure-Stoffwechsel einfach um. Wie sie das
schaffen, war bisher unklar. Doch nun entdeckten Forscher vom Deutschen
Krebsforschungszentrum in Heidelberg ein Protein, das den Transport von
Fettsäuren in die Mitochondrien verstärkt. Damit erschließen sich die
Glioblastom-Zellen eine Energiequelle für ihre rasante Zellteilung. Diese
Entdeckung ist nicht nur wissenschaftlich relevant, sondern bietet in
Zukunft vielleicht sogar neue Therapieansätze für einen aggressiven Tumor
mit bisher schlechter Prognose.

Obgleich seit Langem intensiv erforscht, zählt das Glioblastom auch heute
noch zu den gefährlichsten aller Tumoren. Oft liegt die Lebenserwartung
der Betroffenen nach Diagnosestellung nur bei gerade mal einem Jahr.

Um so aggressiv und schnell wachsen zu können, benötigen die
Glioblastomzellen sehr viel Energie, die sie überwiegend aus einem
veränderten Fettsäure-Stoffwechsel beziehen. Wird ihnen dieser Weg der
Energiegewinnung genommen, so verlangsamt sich das Wachstum der
Krebszellen.

An diesen Zusammenhang dachten auch die Wissenschaftler vom Deutschen
Krebsforschungszentrum (DKFZ), die in ihrer aktuellen Arbeit die
Produktion eines Zellproteins namens Acyl-CoA-bindendes Protein (ACBP) in
Mäusen untersuchten. Dabei zeigte sich, dass ACBP offensichtlich die
Verfügbarkeit von Fettsäuren in den Mitochondrien, den "Kraftwerken der
Zelle", kontrolliert. Was also würde passieren, wenn ACBP ausgeschaltet
würde?

"Es gelang uns schließlich, das ACBP in unseren Mäusen gezielt genetisch
ganz auszuschalten. Dies führte dazu, dass die Tiere plötzlich länger
lebten, weil der Tumor weniger Energie zur Verfügung hatte und dadurch
weniger gut wachsen konnte", so Julieta Alfonso vom DKFZ in Heidelberg,
die Letztautorin der Studie.

In mehreren präklinischen Untersuchungen konnten die Autoren um Alonso nun
zeigen: Wird den Glioblastomen durch ACBP-Blockade die Versorgung mit
Fettsäuren und damit die Energiequelle entzogen, so wachsen die
Tumorzellen langsamer und die Überlebenszeit der Mäuse verlängert sich
entsprechend.

"Unsere Studie hat eine kritische Verbindung zwischen dem
Fettsäure-Stoffwechsel und dem aggressiven Wachstum der Glioblastome aufgedeckt. In
Zukunft könnte das ACBP möglicherweise ein neues therapeutisches Ziel bei
der Behandlung dieser bisher nur schlecht behandelbaren Krebsart
darstellen", fasst Julieta Alfonso die Bedeutung der Arbeit abschließend
zusammen.

Allerdings macht die Wissenschaftlerin darauf aufmerksam, dass vorab noch
viele Fragen geklärt werden müssen: So existiert bislang noch kein
Wirkstoff, der die Aktivität von ACBP hemmt. Daher können die
Wissenschaftler derzeit noch keine Aussagen darüber machen, mit welchen
Nebenwirkungen eine ACBP-Hemmung im ganzen Körper verbunden wäre.


Originalpublikation:

Ceren Duman, Kaneschka Yaqubi, Angelika Hoffmann, Azer Aylin Acikgöz
Andrey Korshunov, Martin Bendszus, Christel Herold-Mende Hai-Kun Liu, and
Julieta Alfonso:

Acyl-CoA-Binding Protein Drives Glioblastoma Tumorigenesis by Sustaining
Fatty Acid Oxidation.

Cell Metabolism 2019, 10.1016/j.cmet.2019.04.004
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FORSCHUNG/4037: Ein Dogma fällt - Nahrung löst Immunantwort im Darm aus (idw)


Philipps-Universität Marburg - 13.05.2019

Ein Dogma fällt - Nahrung löst Immunantwort im Darm aus



Das muss die Fachwelt erst einmal verdauen: Unsere Nahrung löst im
Dünndarm eine Immunantwort aus, die dadurch in Schach gehalten wird, dass
die beteiligten Immunzellen absterben. Das hat ein Forschungsteam um den
Marburger Immunologen Professor Dr. Ulrich Steinhoff herausgefunden.
Bisher galt es unter Fachleuten als ausgemacht, dass die Nahrung keine
Immunantwort im Darm auslösen darf. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler berichten über ihre Ergebnisse im Fachblatt "Journal of
Clinical Investigation".

Das Immunsystem bekämpft Krankheitserreger und Fremdkörper, die in den
Organismus eindringen. Aber wie steht es um die Proteine, die als Nahrung
in den Darm gelangen? "Bisher galt es als medizinisches Lehrbuchwissen,
dass die Proteine in der Nahrung keine Immunreaktionen hervorrufen
dürfen", erklärt Ulrich Steinhoff von der Philipps-Universität, der
Leitautor der aktuellen Veröffentlichung - "sonst herrsche Chaos".

Dieses Dogma hält einer kritischen Prüfung indes nicht stand, fanden
Steinhoff und seine Koautoren aus Marburg, Berlin, Mainz, Aachen und
Göteborg heraus. Sie verfolgten das Schicksal von T-Zellen in den
Peyer-Plaques, das sind lymphknotenartige Strukturen im Dünndarm, die
Ansammlungen von Immunzellen enthalten. "Die Peyer-Plaques sind diejenigen
Orte im Verdauungstrakt, an denen Immunantworten initiiert werden",
erläutert Erstautor Dr. Alexander Visekruna, der zu Steinhoffs Team am
Institut für Medizinische Mikrobiologie und Krankenhaushygiene der
Philipps-Universität zählt.

T-Zellen gehören zu den wichtigsten Akteuren der Abwehr; bei ihnen handelt
es sich um weiße Blutzellen, die körperfremde Proteine erkennen. Wie die
Forscher zeigen, produzieren die T-Zellen in den Peyer-Plaques Moleküle,
wie sie für eine Immunreaktion typisch sind. Nach einer gewissen Zeit
unterlaufen die Zellen ein Programm, das dazu führt, dass sie absterben -
die Fachleute sprechen von programmiertem Zelltod oder Apoptose. "Im Darm
stellt sich ein Fließgleichgewicht wie bei einem Dorfbrunnen ein", legt
Steinhoff dar - "es werden dauernd neue Immunzellen durch die Nahrung
aktiviert und genauso viele durchlaufen den programmierten Zelltod und
sterben ab."

Der Immunblocker PD-1 ist dafür verantwortlich, die T-Zellen zur Apoptose
zu veranlassen. Hemmt man die Aktivität von PD-1, so führt dies zu
Darmentzündungen, weil die Immunzellen nicht absterben. "Das erklärt auch,
warum Darmentzündungen häufig bei Patienten mit Melanomen auftreten, bei
denen PD-1 durch Antikörper ausgeschaltet wird", sagt Steinhoff.

Um eingehender zu testen, welche Bedeutung der Immunreaktion des Darms
zukommt, stellten die Wissenschaftler Experimente mit der Nahrung von
Mäusen an. Erhalten die Tiere eine Protein-freie Diät, die alle wichtigen
Nährstoffe enthält, so verkümmert der Dünndarm - offenbar braucht der
Organismus Proteine, die das Immunsystem erkennen kann. Im Einklang mit
diesen Befunden zeigte sich bei Patienten mit der chronischen
Darmentzündung Morbus Crohn, dass sie in den Peyer-Plaques eine stark
verringerte Anzahl von Immunzellen aufweisen, die Apoptose erleiden.
"Unsere Ergebnisse legen nahe, dass der programmierte Zelltod von
nahrungsaktivierten Immunzellen das Markenzeichen eines gesunden Darms
ist", fasst Steinhoff zusammen.

Professor Dr. Ulrich Steinhoff leitet die Forschung des Instituts für
Medizinische Mikrobiologie und Krankenhaushygiene der Philipps-Universität
Marburg. Neben zahlreichen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der
Philipps-Universität beteiligten sich die Universität Mainz, die RWTH
Aachen, das Max-Planck-Institut für sowie das
Universitätsklinikum Charité in Berlin und die Universität Göteborg an der
Forschung, die der Publikation zugrunde liegt. Das
Bundesforschungsministerium, die Deutsche Forschungsgemeinschaft sowie die
"Von Behring-Röntgen-Stiftung" förderten die wissenschaftliche Arbeit
finanziell.


Originalveröffentlichung: 

Alexander Visekruna & al.: Intestinal
development and homeostasis require activation and apoptosis of
diet-reactive T cells, The Journal of Clinical Investigation

DOI: https://doi.org/10.1172/JCI98929
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MELDUNG/1013: Exkursion von Studierenden nach Auschwitz-Birkenau - Das Unbegreifliche versuchen zu begreifen (idw)


Universität Witten/Herdecke - 10.05.2019

Das Unbegreifliche versuchen zu begreifen

Exkursion von Medizin- und Psychologiestudierenden der Universität
Witten/Herdecke nach Auschwitz-Birkenau / Auftakt für medizinethisches
Modell-Curriculum zum Thema "Ärztliche Bewusstseinsbildung"



Gegensätzlicher hätte das Selbstverständnis von Medizinern in
Konzentrationslagern nicht sein können: SS-Ärzte trafen Entscheidungen
über Leben und Tod, überwachten Tötungsvorgänge in Gaskammern und führten
qualvolle medizinische Experimente aus. Häftlingsärzte hingegen versuchten
alles, um ihren Mitgefangenen beizustehen und sie am Leben zu erhalten.
Mit der Medizinethik zwischen Vernichtung, Instrumentalisierung und
Heilung im Nationalsozialismus beschäftigten sich im April 2019 50
Medizin- und Psychologie-Studierende der Universität Witten/Herdecke
(UW/H) in der Gedenkstätte Auschwitz-Birkenau.

Während der dreitägigen Exkursion gingen sie gemeinsam mit Historikern vor
Ort intensiv der Frage nach, wie SS-Ärzte zu systematischen Mördern werden
konnten. Die Exkursion ist zugleich Auftakt eines neu entwickelten
dreijährigen Curriculums zum Thema "Ärztliche Bewusstseinsbildung und
Ethik", dessen jährlicher Schwerpunkt der Besuch eines
Konzentrationslagers oder eines anderen Ortes der Vernichtung im Dritten
Reich ist.

"Es wird immer unbegreiflich bleiben, wie Mediziner diese unmenschlichen
und unbegreiflichen Gräueltaten begehen konnten. Trotzdem haben wir
versucht, uns dieser sehr schwierigen Thematik ethisch-analytisch zu
nähern. Wir wollten Einflussfaktoren erforschen", erklärt Marius Pouplier
von Bonin, Medizinstudent im 5. Semester.

Zugleich beleuchteten die angehenden Mediziner Einzelgeschichten von
Häftlingsärzten wie der französischen Psychiaterin Adélaïde Hautval
(1906-1988), die selbst unter Lebensgefahr versuchten, Gefangene vor dem
Tod zu bewahren. Dabei waren sie Grenzsituationen ausgesetzt, da
Häftlingsärzte ebenfalls Selektionen vornehmen mussten. Für die
Studierenden stand bei dem Thema die Frage im Vordergrund, wie Widerstand
unter schwierigsten Umständen möglich war.

"Ziel des Curriculums ist es, über die Reflektion von verschiedenen
medizinethischen Selbstverständnissen eine eigene Haltung zu entwickeln.
Es geht darum, nicht in Ohnmacht zu verfallen, wenn man als Arzt in
schwierigen Situationen ist, sondern auch, wenn nötig, Widerstand leisten
zu können", betont Andrea Witowski. Sie studiert Medizin im 10. Semester
und hat die Exkursion mitorganisiert.

Das neue medizinethische Modell-Curriculum wurde vom Integrierten
Begleitstudium Anthroposophische Medizin (IBAM) an der Universität
Witten/Herdecke und Prof. Dr. Peter Selg initiiert. Bereits seit 2005
führt der Professor für medizinische Anthropologie und Ethik an der Alanus
Hochschule regelmäßig Seminare zur Medizinethik und zur NS-Medizin an der
UW/H durch. Dabei beleuchtet er unter anderem die Voraussetzungen der
Dynamik von Sozialdarwinismus, gesellschaftspolitischer Selektion und
Vernichtung und untersucht Einzelschicksale.

"[Der Arzt] soll und darf nichts anderes tun als Leben erhalten, ob es ein
Glück oder Unglück sei, ob es Wert habe oder nicht, dieses geht ihn nichts
an, und maßt er sich einmal an, diese Rücksicht in sein Geschäft
mitaufzunehmen, so sind die Folgen unabsehbar, und der Arzt wird der
gefährlichste Mensch im Staat; denn ist einmal die Linie überschritten,
glaubt sich der Arzt einmal berechtigt, über die Notwendigkeit eines
Lebens zu entscheiden, so braucht es nur stufenweise Progressionen, um den
Unwert und folglich die Unnötigkeit eines Menschenlebens auch auf andere
Fälle anzuwenden", zitiert Prof. Selg den wegweisenden Arzt der
Goethe-und Schiller-Zeit, Christoph Wilhelm Hufeland - und macht damit die
Zeitlosigkeit der gesellschaftlichen Aufgabe und des Berufsethos von
Medizinern deutlich.

Bereits im Vorfeld hatten sich die Nachwuchsmediziner und -psychologen
gemeinsam mit Selg in einer Einführungsveranstaltung und mithilfe von
Publikationen und Dokumentationen mit dem Holocaust auseinandergesetzt.
Dabei erlernten sie auch die Methode des reflektierenden Schreibens, um
ihre professionelle Identitätsbildung zu fördern. Begleitet wurden die
Studierenden von der renommierten Psychologin Hedy S. Wald, die extra aus
den USA anreiste. Die Studierenden protokollierten regelmäßig ihre
Gedanken, Gefühle und Ansichten zu Grundsatzfragen der Medizinethik und
des ärztlichen Selbstverständnisses, um ihre Persönlichkeitsentwicklung
bewusst zu gestalten.

Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982 eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.600 Studierenden in den Bereichen Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen Alma
Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de
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AUSLAND/2527: Griechenland - verheerende Auswirkungen der EU-Austeritätspolitik (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 19 vom 10. Mai 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Internationale Politik

Operation gelungen, Patient tot

EU-Austeritätspolitik hat verheerende Auswirkungen auf das griechische Gesundheitswesen

von Melina Deymann



Wie die EU mit unserer Gesundheit umgeht, sieht man am Beispiel
Griechenland. Die Sparpolitik, die die EU Griechenland aufgezwungen
und mit Hilfe der Syriza-Regierung durchgedrückt hat, macht deutlich,
was der EU wichtig ist: Profite. Dabei machen sie auch vor dem Leben
und Überleben der Bevölkerung keinen Halt. Auf Geheiß aus Berlin und
Brüssel wurden Renten gekürzt und die Jugendarbeitslosigkeit stieg in
einem Maße, dass junge Menschen keine Perspektive im eigenen Land mehr
sehen. Staatliche Einrichtungen wie Häfen werden zu Spottpreisen
privatisiert. Besonders betroffen ist das Gesundheitssystem.

Seit Beginn der Krise 2008 sind die Ausgaben für das öffentliche
Gesundheitswesen um rund 60 Prozent gekürzt worden, von 24 auf rund
9,5 Milliarden Euro im Jahr. Viele Gesundheitszentren und
Krankenhäuser mussten in den letzten Jahren schließen, die Hälfte
aller Ärzte an staatlichen Kliniken sind wegen der Sparmaßnahmen
entlassen worden. Rund 20 000 Ärzte haben Griechenland verlassen, die
Abwanderung hält an, wovon vor allem Deutschland wieder profitiert. Im
Radiosender "Deutschlandfunk" berichtet die Radiologin Despoina
Tosonidou, angestellt im Athener Asklipio-Krankenhaus, dass ärztliches
Personal fehlt. Rund 350 Stellen seien in ihrem Krankenhaus nicht
besetzt, gleichzeitig seien die Gehälter stark gesunken. Mit 20 Jahren
Berufserfahrung verdient die Ärztin heute 1.500 Euro netto, weniger
als bei ihrer Einstellung.

Neben dem Personalmangel kämpfen die Ärztinnen und Ärzte mit defekten
Diagnostikgeräten, fehlenden Medikamenten und oft so banalen Dingen
wie kaputten Klimaanlagen im OP. Die werden aus Kostengründen nicht
repariert. Banal eigentlich, doch im heißen Athener Sommer kann das
für den zu operierenden Patienten den Unterschied machen.

Die Kürzungen haben verheerende Folgen. Längst besiegte Erkrankungen
wie Tuberkulose breiten sich wieder aus. Der Anteil der an Diabetes
mellitus erkrankten Menschen in der Bevölkerung ist von 2009 bis 2015
von 7,9 auf 9,2 Prozent gestiegen, bei Depressionen gab es in diesem
Zeitraum einen Anstieg von 2,6 auf 4,7 Prozent. Die Selbstmordrate ist
angestiegen, genauso wie die Säuglingssterblichkeit, von 2,7 Fällen
auf 1?000 Geburten im Jahr 2010 auf 4,2 im Jahr 2016. Seit 2011 gibt
es in Griechenland - zum ersten Mal seit Ende des Zweiten Weltkriegs -
mehr Sterbefälle als Geburten.

Despoina Tosonidou bringt es im Gespräch mit dem "Deutschlandfunk" auf
den Punkt: "Es wurde schon so viel Geld in die Bankenrettung gesteckt.
Wenn nur ein Bruchteil dieses Geldes in die Gesundheit gesteckt worden
wäre, würden die Dinge heute anders aussehen."

Aber ein Gesundheitssystem, das dem Wohle der Patienten dient und
nicht den Profiten? Das ist in der EU nicht vorgesehen.

 * 

Quelle:
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AUSLAND/2526: Internationales Konsortium untersucht Auswirkungen der neuen indischen Krankenversicherung (idw)


Deutsches Institut für Entwicklungspolitik (DIE) - 13.05.2019

Internationales Konsortium untersucht Auswirkungen der neuen indischen Krankenversicherung



Mit der "ModiCare"-Reform will die indische Regierung 500 Millionen
Haushalten eine Krankenversicherung für die sekundäre und tertiäre
Gesundheitsversorgung ermöglichen. Im Auftrag des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) evaluiert ein
internationales Forschungskonsortium den Erfolg des ambitionierten
landesweiten Vorhabens.


Bonn/London/Delhi, 13. Mai 2019. Die Deutsche Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit GmbH (GIZ) hat im Auftrag des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) ein internationales Forschungskonsortium beauftragt, die
kurzfristigen Auswirkungen der ambitionierten landesweiten
Krankenversicherung der indischen Regierung, Pradhan Mantri Jan Arogya
Yojana Abhiyan (PMJAY) - umgangssprachlich auch bekannt als "ModiCare" -
zu ermitteln. Das vom Heidelberg Institute of Global Health (Faculty of
Medicine, Universität Heidelberg) geführte Konsortium besteht aus dem
Deutschen Institut für Entwicklungspolitik (DIE), City, University of
London, IQVIA (Indien) und Nielsen (Indien).

PMJAY wurde am 23. September 2018 offiziell gestartet. Es wird erwartet,
dass es sich zu einer der größten Versicherungen weltweit entwickelt,
indem es 500 Millionen Haushalten eine Krankenversicherung für die
sekundäre und tertiäre Gesundheitsversorgung bietet. Bislang wurde PMJAY
von 29 Staaten und 7 Union Territorien in Indien übernommen und in
Verbindung mit bestehenden staatlichen Krankenversicherungen
implementiert. Diese Regelung garantiert berechtigten Haushalten den
bargeldlosen Zugang zu stationären Gesundheitsdienstleistungen, die von
privaten oder öffentlichen Krankenhäusern bis zu einer Obergrenze von
500.000 Rupien pro Jahr (~6.000 EURO) erbracht werden. Indien hat bereits
2008 eine gesetzliche Krankenversicherung, die Rashtriya Swasthya Bima
Yojana (RSBY), eingeführt. Rund 41 Millionen Haushalte waren im Rahmen
dieser Regelung versichert. Ein wesentliches Merkmal von PMJAY im
Vergleich zum RSBY ist das alle Mitglieder des anspruchsberechtigten
Haushalts unter PMJAY versichert sind.

Die geplanten Forschungsaktivitäten erstrecken sich über vier
verschiedene, aber stark miteinander verzahnte Komponenten: 1) eine
systematische Überprüfung der sozialen Krankenversicherungssysteme in
Südasien mit besonderem Schwerpunkt auf Indien; 2) eine
Prozessdokumentation, die die Abfolge der Ereignisse beschreibt, die zur
Einführung des Systems geführt haben; 3) eine Haushaltsbefragung, die
Auswirkungen der Versicherung auf die Nutzung von
Gesundheitsdienstleistungen und Gesundheitsausgaben ermittelt; 4) eine
Krankenhausbefragung, die Auswirkungen der Versicherung auf die Erbringung
von Gesundheitsdienstleistungen abschätzt. Die beiden letztgenannten
Komponenten werden sich jeweils auf eine Stichprobe von 16.000 Haushalten
und 168 Krankenhäusern in sieben Staaten stützen. Die Gesamtbewertung
basiert auf einem multimethodischen Ansatz, der qualitative und
quantitative Methoden der Datenerhebung und -analyse integriert.

Der offizielle Start des Forschungsprojekts erfolgte im Januar 2019 in
Neu-Delhi. Ein fünftägiger Einführungsworkshop bot allen Partnern des
Forschungskonsortiums die Möglichkeit, sich einen Überblick über die neue
Versicherung zu verschaffen und die Studienziele zu verfeinern.

Die Ergebnisse der Evaluierung werden sowohl zur Gestaltung der weiteren
gesundheitspolitischen Entwicklung in Indien als auch zur Information der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit im Bereich des sozialen
Gesundheitsschutzes beitragen.


Originalpublikation:

https://www.die-gdi.de/die-aktuelle-kolumne/article/modicare-kann-indiens-armer-bevoelkerung-helfen/

https://www.die-gdi.de/forschung/projekte/details/wirkungsmessung-der-pmjay-krankenversicherung-in-indien/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1774

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Entwicklungspolitik (DIE) - 13.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/2525: Schweiz - Der empfohlene Bedarf an Vitamin D ist im Winter nicht gedeckt (idw)


Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien, 13.05.2019

Der empfohlene Bedarf an Vitamin D ist im Winter in der Schweiz nicht gedeckt



Im Schweizer Winter kann die Haut wegen der schwachen Sonneneinstrahlung
nicht genügend körpereigenes Vitamin D produzieren. Zu diesem Schluss
kommt eine vom SNF finanzierte Studie.

Zu viel Sonne erhöht das Risiko, an Hautkrebs zu erkranken. Wer sich
jedoch gar nicht an der Sonne aufhält, dessen Haut kann kein Vitamin D
herstellen - eine Substanz, die wichtig ist für gesunde Knochen und
vermutlich auch für die Prävention von Atemwegsinfektionen,
Autoimmunerkrankungen und gewissen Krebsarten.

Eine neue Studie zeigt, dass es in der Schweiz vom Spätherbst bis Anfang
Frühling bei Weitem nicht möglich ist, allein mit der natürlichen
Sonneneinstrahlung die tägliche Dosis von 0,024 Milligramm Vitamin D zu
synthetisieren. Diese wird von der WHO empfohlen. Die vom Schweizerischen
Nationalfonds (SNF) unterstützten Forschungsarbeiten wurden in der
Fachzeitschrift Journal of Exposure Science & Environmental Epidemiology
veröffentlicht. (*)

Die Forschenden massen ein Jahr lang die Intensität der Sonneneinstrahlung
in der Schweiz und speisten diese Daten in ein Computermodell ein. Dieses
liefert genaue Schätzungen zum Einfluss der Sonneneinstrahlung auf die
körpereigene Produktion von Vitamin D und zur Gefahr eines Sonnenbrands.

Winterdefizit

Im Sommer ist die körpereigene Synthese der empfohlenen Dosis Vitamin D
erreichbar. In der Tagesmitte produziert die Haut eines Erwachsenen, der
ein T-Shirt trägt (und damit rund 22 Prozent der Haut exponiert), die
empfohlene tägliche Dosis innerhalb von nur 10 bis 15 Minuten. Bereits
rund 10 Minuten später kann jedoch ein Sonnenbrand auftreten, und die
Gefahr, an Hautkrebs zu erkranken, nimmt zu.

Im Winter präsentiert sich die Situation anders. Normalerweise sind dann
lediglich das Gesicht und die Hände entblösst, was rund 8 Prozent der
Körperoberfläche entspricht. Doch vor allem sind die UV-Strahlen der Sonne
aufgrund ihres längeren Wegs durch die Atmosphäre schwächer. Unter diesen
Bedingungen braucht es eine Exposition von mindestens sechseinhalb Stunden
für die empfohlene Dosis Vitamin D. Ein so langer Aufenthalt an der Sonne
ist in dieser Jahreszeit nicht nur schwierig realisierbar, sondern es
kommt auch zu einem Sonnenbrand, bevor die notwendige Dosis Vitamin D
hergestellt ist. "Das hängt sowohl mit den Spektraleigenschaften der
Wintersonne als auch mit der Konzentration auf wenig Hautoberfläche
zusammen", erklärt David Vernez, Leiter des Projekts und Spezialist für
Risikoevaluation des Zentrums Unisanté am Lausanner Universitätsspital.
"Doch zum Glück kommt dies nicht häufig vor."

Diese Kluft zwischen Sommer und Winter war die grosse Überraschung der
Studie. "In der Schweiz ist es praktisch unmöglich, so viel Vitamin D zu
synthetisieren, dass die Empfehlungen der WHO in allen Jahreszeiten
erreicht werden", erklärt David Vernez. Selbst mit konservativeren
Empfehlungen scheint die Schwelle ausser Reichweite.

Computermodelle und Felddaten

Für diese Ergebnisse hat das Forschungsteam, in dem die Fachrichtungen
Gesundheitswesen, Meteorologie, Informatik und Ernährungswissenschaften
vertreten sind, eine Simulation zur Sonnenexposition entwickelt.
Algorithmen ermöglichen Schätzungen der Zeitdauer bis zur Produktion von
Vitamin D und dazu, wie gross die Risiken für einen Sonnenbrand bei den
beiden in der Schweiz vorherrschenden Hauttypen sind.

Zum Füttern dieses digitalen Modells haben Forschende vom Bundesamt für
Meteorologie und Klimatologie (MeteoSchweiz) ein Jahr lang die Daten zur
Sonneneinstrahlung an vier Stationen gesammelt, die für die verschiedenen
Regionen der Schweiz repräsentativ sind. Für eine genauere Schätzung zur
UV-Einstrahlung in der Schweiz haben sie ausserdem die Ozonmessungen des
NASA-Satellits EOS Aura einbezogen.

Diese Arbeiten bestätigen, dass der in der Schweizer Bevölkerung
festgestellte Mangel an Vitamin D durch das Klima bedingt ist. Weitere
Fragen werden noch debattiert, insbesondere die Höhe der empfohlenen
Tagesdosis, die je nach Quelle doppelt so hoch sein kann. Oder auch, ob
Nahrungsergänzungen zu empfehlen sind. "Unsere wichtigste Empfehlung ist
derzeit, dass das Solarium im Winter gemieden werden sollte", betont David
Vernez. "Das Risiko von Hautkrebs ist hier wesentlich grösser als ein
allfälliger Nutzen."

Diese Studie wurde vom Schweizerischen Nationalfonds unterstützt. David
Vernez vom Westschweizer Institut für Arbeitsgesundheit (IST) der
Universitäten Lausanne und Genf hat die Studie geleitet, die in
Zusammenarbeit mit dem Institut für Sozial- und Präventivmedizin (IUMSP)
am Universitätsspital Lausanne (CHUV), dem Informatikzentrum (CUI) der
Universität Genf sowie dem Bundesamt für Meteorologie und Klimatologie
(MeteoSchweiz) durchgeführt wurde.

Der Text dieser Medienmitteilung und weitere Informationen stehen auf der
Website des Schweizerischen Nationalfonds zur Verfügung.


Originalpublikation:

(*) A. Religi & C. Backes, A. Chatelan, J-L. Bulliard, L. Vuilleumier, L.
Moccozet, M. Bochud, D. Vernez, Estimation of exposure durations for
vitamin D production and sunburn risk in Switzerland. Journal of Exposure
Science and Environmental Epidemiology (2019). 

doi: 10.1038/s41370-019-0137-2: 

http://dx.doi.org/10.1038/s41370-019-0137-2

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.snf.ch/de/fokusForschung/newsroom/Seiten/news-190513-medienmitteilung-vitamin-d-mangel-im-winter.aspx

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1165

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien, 13.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/1945: Erklärung zur Konferenz der Gesundheitsminister der Länder am 5. Juni in Leipzig (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) - 15. Mai 2019

Erklärung der DKP zur Konferenz der Gesundheitsminister der Länder am 5.
Juni in Leipzig

Auf nach Leipzig!



Die Gewerkschaft ver.di ruft für den 5. Juni Beschäftigte und Auszubildende
aus Krankenhäusern, der Altenpflege, Psychiatrie und Reha zu einer
Demonstration unter dem Motto "Mehr von uns ist besser für alle" in Leipzig
auf. Anlass ist die dort stattfindende Konferenz der Gesundheitsminister
der Länder. Die DKP unterstützt die Proteste sowie die betrieblichen Kämpfe
um mehr Personal und bessere Arbeitsbedingungen im Gesundheitswesen und die
Bündnisse und Volksbegehren zu ihrer Unterstützung.

Pflegenotstand beenden!

Allein in den Krankenhäusern der Bundesrepublik fehlen 143.000
Pflegekräfte. Von der Altenpflege, der ambulanten Versorgung und anderen
Gesundheitsberufen ganz zu schweigen. Dieser Personalmangel bedeutet für
Patientinnen und Patienten eine schlechte Versorgung und vermehrte
Komplikationen bis hin zum Tod. Etwa 40.000 Menschen sterben jedes Jahr an
Infektionen, die sie erst im Krankenhaus bekommen haben. Für das
Pflegepersonal bedeuten diese Zustände eine ständige Überlastung bis hin
zum Burn-Out. In der BRD gibt es 600.000 Pflegekräfte, die nicht mehr in
ihrem Beruf arbeiten.

Um den Pflegenotstand zu beenden, brauchen wir eine gesetzlich verbindliche
Personalbemessung. Diese muss sich am Bedarf der Patientinnen und Patienten
orientieren. Um diesen Bedarf zu ermitteln, gibt es bereits ein Instrument -
 die Pflegepersonalregelung oder kurz PPR, die bereits von 1993 bis 1996
bundesweit als Gesetz galt. Der Bedarf nach PPR wird heute bereits in
vielen Krankenhäusern automatisch ermittelt. Untersuchungen in
Krankenhäusern in Berlin haben aber gezeigt, dass nicht einmal die Hälfte
des Personals, das nach PPR nötig wäre, tatsächlich vorhanden ist. Die PPR
muss weiterentwickelt werden. Sie ist eine Möglichkeit, schnell und
unkompliziert eine gesetzlich verbindliche Personalbemessung umzusetzen.

Keine Pflege an der Untergrenze!

Die Gesetze des Bundesgesundheitsministers Spahn verschlimmern die Lage. Es
wurden Personaluntergrenzen eingeführt, die bei der Personalbesetzung der
schlechtesten 25 Prozent der Krankenhäuser liegen. Nach Schulnoten ist das
eine glatte 5! Im Alltag sind die Untergrenzen schon keine Untergrenze
mehr, sie werden zur Regelbesetzung in den Krankenhäusern. Sie sind ein
Anreiz für die besser besetzten Krankenhäuser Personal abzubauen. Deswegen
muss die Untergrenzenverordnung ersatzlos gestrichen werden!

Keine Profite mit unserer Gesundheit!

Die Einführung des Abrechnungssystems über Fallpauschalen im Jahr 2002 ist
die wichtigste Ursache für die Zustände in den Krankenhäusern. Das
Krankenhaus erhält für jeden Behandlungsfall eine Pauschale, unabhängig
davon, wieviel Pflege und Behandlung der Patient tatsächlich erhält. Spart
das Krankenhaus am Personal, entlässt es die Patienten frühzeitig und
sichert sich Behandlungsfälle, für die es hohe Fallpauschalen gibt, so
macht es Gewinn. Von 2002 bis 2007 wurden 33.000 Pflegestellen in den
Krankenhäusern abgebaut. Die Verweildauer hat sich von 14 Tagen auf 7,4
Tage fast halbiert. Kinder werden per Kaiserschnitt auf die Welt gebracht,
weil das mehr Geld bringt als eine normale Geburt. Vor Einführung der
Fallpauschale galt das Selbstkostendeckungsprinzips. Die Krankenhäuser
waren verpflichtet wirtschaftlich zu arbeiten, erhielten aber die Kosten
für das Personal erstattet. Mehr als 100.000 zusätzliche Pflegestellen
wurden unter diesem Abrechnungssystem eingerichtet. Deswegen treten wir ein
für die Abschaffung der Fallpauschale und die Wiedereinführung des
Selbstkostendeckungsprinzips!

Gemeinsam für eine gute Gesundheitsversorgung streiten! Bedarfsgerechte
Pflege durchsetzen!

Eine gute Versorgung müssen wir erstreiten. Die Charité hat vorgemacht, wie
es geht: Streiks mit Betten- und Stationsschließungen, um wirtschaftlichen
Druck zu erzeugen. Eine gute Versorgung im Krankenhaus wird auch auf die
Altenpflege und andere Bereiche ausstrahlen. Als Patienten und Pflegekräfte
können und wollen wir nicht länger warten. Deswegen lasst uns gemeinsam für
eine gute Pflege nach Bedarf streiten und den Gesundheitsministern in
Leipzig einen gebührenden Empfang bereiten!

Essen, 15. Mai 2019

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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RECHT/640: Ohne Belegarzt für Geburtshilfe kann Beleghebammen gekündigt werden (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 9. Mai 2019

Ressort: Medizinrecht / Urteile / Gesundheit

Ohne Belegarzt für Geburtshilfe kann Beleghebammen gekündigt werden



Koblenz/Berlin (DAV). Beendet der letzte Belegarzt für Geburtshilfe
eines Krankenhauses seine Tätigkeit, kann das Krankenhaus den
Beleghebammen außerordentlich kündigen. Ohne Geburtsabteilung ergeben
die Verträge keinen Sinn. Auch ist der Krankenhausbetreiber für die
Personalnot bei Ärzten nicht verantwortlich. Die Arbeitsgemeinschaft
Medizinrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über einen
Hinweis des Oberlandesgerichts Koblenz vom 19. Februar 2019
(AZ: 4 U 1240/18).

Das Krankenhaus musste seine Geburtsabteilung schließen, weil der
letzte verbliebene Belegarzt für Geburtshilfe seine Tätigkeit beendet
hatte und der Krankenhausbetreiber keinen Nachfolger für ihn finden
konnte. Daraufhin kündigte er den bei ihr tätigen Beleghebammen
außerordentlich. Die Hebammen hielten die außerordentliche Kündigung
ihrer Verträge für unwirksam. Sie meinten, die Kündigung des
Belegarztes sei kein wichtiger Grund für die Kündigung des
Beleghebammenvertrags.

Dies sahen jedoch sowohl das Landgericht in Mainz als auch das
Oberlandesgericht (OLG) in Koblenz anders. Das OLG erläuterte, dass es
die Berufung gegen die Entscheidung des Landgerichts für unbegründet
hielt. Daraufhin wurden die Berufungen zurückgenommen.

Nach Auffassung des Oberlandesgerichts war der Weggang des letzten
Belegarztes der Gynäkologie ausreichend für die Kündigung. Die
Tätigkeit der Hebammen sei aufs Engste damit verknüpft, dass ein
einsatzbereiter Belegarzt im Krankenhaus ansässig sei. Der
Krankenhausbetreiber habe auch nicht vertraglich garantiert, ein
Belegarztsystem im Bereich der Geburtshilfe bereit zu halten. Der Fall
zeige auch, dass das Krankenhaus eine solche Garantie faktisch gar
nicht umsetzen könnte. Ebenso sei das Krankenhaus nicht für die
generelle Personalnotlage im ärztlichen Bereich verantwortlich. Diese
beruhe nicht auf einer unternehmerischen Entscheidung des Betreibers.
Vielmehr habe dieser sich vergeblich bemüht, einen anderen Belegarzt
zu finden.

Informationen: www.dav-medizinrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MedR 10/19 vom 9. Mai 2019

Medizinrechtsanwälte des Deutschen Anwaltvereins

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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ARTIKEL/146: Wenn aus Fieber Feuer wird (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2019

Interview

Wenn aus Fieber Feuer wird



Das UKSH plant ein bundesweit einmaliges Studienzentrum zur
seltenen Krankheit FIRES in Kiel. PD Dr. Andreas van Baalen erklärt im
Gespräch mit Stephan Göhrmann, wie er ein solches Zentrum realisieren
möchte.


Verlauf

Nach einem Fieber treten bei den vorher vollkommen gesunden Kindern
und Jugendlichen starke epileptischen Anfälle auf. Eine Komatherapie
ist meist der letzte Ausweg.



Herr PD Dr. Andreas van Baalen, was ist bis jetzt über die FIRES
bekannt?

PD Dr. Andreas van Baalen: Die Krankheit ist extrem selten,
daher ist bis heute sehr wenig über sie bekannt. Als Kinderneurologe
habe ich die Krankheit bei Kindern und Jugendlichen genauer
beschrieben, aber es sind mir auch Fälle von jungen Erwachsenen
bekannt. FIRES kommt aus heiterem Himmel: Die Kinder haben starkes
Fieber, das nach ein paar Tagen auch wieder zurückgeht. Nach einem Tag
der Besserung folgt dann ein Anfall dem anderen. Die Kinder "brennen
lichterloh", so viele Anfälle bekommen sie.

Was sind die Ursachen?

van Baalen: Über die Ursachen ist nichts bekannt. Ist bei der
herkömmlichen Epilepsie ein Hirntrauma oder eine Anlagestörung meist
Auslöser, geht dem FIRES ein banales Fieber, wie bei einem gängigen
Magen-Darm-Infekt, voraus. Früher wurde vermutet, dass eine
Hirnhautentzündung FIRES hervorrufen könnte. Auf Basis einer Studie
mit 22 Kindern konnte ich jedoch feststellen, dass das nicht richtig
ist. Auch gibt es keine Hinweise auf genetische Hintergründe. Fest
steht: Selbst mit modernster Diagnostik lässt sich keine Ursache
finden. Es geht nur mit einem "Feuer" los.

Wie verläuft die Krankheit?

van Baalen: Meist ist es so, dass die Eltern mit dem fiebrigen
Kind zum Haus- oder Kinderarzt gehen. Dort wird dann ein grippaler
Infekt diagnostiziert und eventuell fiebersenkende Medikamente oder
Bettruhe verschrieben. Nachdem es den Kindern besser geht und das
Fieber sogar schon überwunden zu sein scheint, folgen die schweren
epileptischen Anfälle. Mit dem ersten Anfall wird der Notarzt gerufen
und die Kinder kommen in die nächste Kinderklinik. Nach ersten
Untersuchungen und Medikation wird schließlich festgestellt, dass
trotz modernster Therapeutika nichts hilft. Die letzte Chance ist dann
nur noch eine Komatherapie, aus der nicht alle wieder gesund
aufwachen. Für gewöhnlich folgt ein wochen-, manchmal auch
monatelanger Aufenthalt auf der Intensivstation. Auch während des
Wachkomas leiden die Kinder unter weiteren epileptischen Anfällen.

Und das Leben nach der Komatherapie? Gibt es Folgeschäden?

van Baalen: In der Regel ist nach der ersten keine weitere
Komatherapie notwendig. Eventuell kommt es nochmal zu einem
stationären Aufenthalt. Dem explosiven Beginn folgt aber in der Regel
eine Phase, in der sich der Zustand der Kinder beruhigt und das
Schlimmste überwunden ist. Was bleibt, sind die epileptischen Anfälle.
Folgeschäden sind leider immer wieder zu beobachten. Durch die hohe
Frequenz der epileptischen Anfälle ist das Risiko bleibender Schäden
relativ hoch. Es ist aber nicht zwangsläufig. So gibt es auch Kinder,
die bis auf die bleibende Epilepsie ohne weitere Beeinträchtigungen
das Krankenhaus verlassen konnten. Mir sind von 100 Fällen gerade
einmal zwei Fälle bekannt, bei denen die Betroffenen überhaupt keine
Folgeschäden davontrugen. Wir wissen auch, dass bestimmte Medikamente
zu Beginn besser anschlagen als andere. Daher ist es immer wichtig,
die Krankheit früh zu erkennen. Aus diesem Grund planen wir am UKSH
ein Studienzentrum. Wir wollen Ansprechpartner für die behandelnden
Ärzte werden und sie bei der Diagnose und möglichen Therapie
unterstützen.

Was kann bei einer so seltenen Krankheit, bei der weder Ursachen
noch Therapiemöglichkeiten bekannt sind, helfen?

van Baalen: Bis wir über geeignete Therapien oder Medikamente
nachdenken können, braucht es noch Zeit. Für solche Aussagen ist ein
tiefgreifendes Verständnis von FIRES notwendig. Erst einmal braucht es
ein geeignetes Studienzentrum, um möglichst viele Informationen zu
sammeln. Hierbei ist die Seltenheit der Krankheit entscheidend. FIRES
ist so selten, dass sich nicht viele damit beschäftigen. Selbst wenn
weltweit alle Patienten zusammengenommen werden, könnte man immer noch
nicht von einer großen Fallzahl sprechen. Ein Studienzentrum kann
letztendlich helfen, Ursachen zu finden, diagnostische Kriterien zu
klären und optimale Therapien zu entwickeln. Aber ich betone nochmals,
wir befinden uns diesbezüglich noch ganz am Anfang. Mit dem geplanten
FIRES-Studienzentrum machen wir den ersten Schritt und arbeiten an der
nötigen Infrastruktur.

Mit Ihnen besitzt das UKSH ein weltweit einzigartiges Forschungs-
und Behandlungszentrum. Wie fügt sich das FIRES-Studienzentrum in die
gegeben Strukturen ein?

van Baalen: Das klingt leider besser, als es ist. Das jetzige
Forschungszentrum besteht aus zwei Aktenschränken voller Ordner.
Ärzte, die FIRES-Patienten behandeln, müssen zuerst wissen, was sie
vor sich haben. Die Versorgung ist bis jetzt nicht optimal. Ich kenne
einen Fall, da wurde das Kind in einer Nacht drei Mal verlegt, bevor
man wusste, womit man es zu tun hatte. Und selbst dann müssen die
behandelnden Ärzte von unserem Forschungszentrum wissen, um die
Informationen telefonisch zu erfragen. Ein Studienzentrum mit einem
digitalen Patientenregister, ähnlich dem Krebsregister, würde uns
ermöglichen, viele Informationen über FIRES zu sammeln und das gesamte
Spektrum der Krankheit zu erfassen. Von unserer Erfahrung und den
aktuellen Forschungsergebnissen würden dann die behandelnden Ärzte in
den Krankenhäusern und Kinderkliniken profitieren, die auch vor Ort
auf die Datenbank zugreifen könnten.

Also fungiert das Patientenregister zum einen als Datenbank und zum
anderen als Informationsquelle?

van Baalen: Richtig. Das geplante FIRES-Studienzentrum
ermöglicht es, Informationen zu sammeln und Ärzte miteinander zu
verbinden. Mein Interesse ist es, dass Ärzte sich frühzeitig melden,
wenn sie Patienten haben. Mithilfe von vielen Medizinern können wir
MRT-Bilder sammeln und so bei der Diagnosestellung helfen. Ebenso
könnten Blut- und Gehirnwasserproben zur Untersuchung zu uns geschickt
werden.

"Mit einem Studienzentrum können wir vom UKSH in Kiel
 Mediziner weltweit unterstützen."



Ein solches Patientenregister kennen wir bereits in Form des
Krebsregisters. Da ist es so, dass mehrere Ärzte an einer Studie
teilnehmen, Patienten werden auf freiwilliger Basis gemeldet,
woraufhin eine Studie gemacht werden kann. Hier im UKSH konnten mit
der Behandlungsstudie für Kinder mit akuter lymphoblastischer Leukämie
(ALL) unter Leitung von Prof. Martin Schrappe Erfolge erzielt werden.
Bei Leukämie im Kindesalter konnte ein Register und damit
einhergehende Studien die Genesungsrate von 30 auf 80 Proeznt
steigern. Das wäre im Fall des FIRES-Studienzentrum wünschenswert,
aber davon sind wir noch weit entfernt. Dennoch spricht das für die
Vorzüge eines Studienzentrums mit einem angegliederten Register. Von
einer solchen Datenbank erhoffe ich mir, dass Ärzte vor Ort auf ihre
Patientendaten zugreifen können, um Befunde und Zwischenauswertungen
einsehen können. So könnten wir vom UKSH in Kiel Mediziner weltweit
bei der Diagnosestellung und mit Therapiemöglichkeiten unterstützen.

Wie gestaltet sich die Finanzierung des Vorhabens?

van Baalen: Das bisherige Forschungs- und Behandlungszentrum
unterhalte ich zurzeit allein neben der Krankenversorgung. Die
Finanzierungsmöglichkeiten fokussieren sich daher aktuell auf
Bewerbungen auf Fördermittelanträge. Leider muss ich dazu sagen, dass
dieser Weg noch keine Erfolge erzielt hat. Die Krankheit ist
schlichtweg zu selten und unbekannt, als dass sie Fördermittel
generieren könnte. Hier im UKSH sieht das zum Glück etwas anders aus.
Um das FIRES-Studienzentrum realisieren zu können, haben der UKSH
Freunde- und Förderverein gemeinsam mit dem FIRES EPILESPIE
Kindernetzwerk e.V. (FEK e.V.) ein Spendenprojekt gestartet. Für die
ersten zwei Jahre werden rund 50.000 Euro benötigt. Davon lassen sich
die technische Infrastruktur, das digitale Konzept und die
Programmierung sowie die personelle Betreuung durch eine studentische
Hilfskraft und einen IT-Fachmann abdecken.

Wo stehen wir heute?

van Baalen: Auch mit fortschreitender Planung loten wir stetig
aus, wie wir ein solches Studienzentrum mit dem digitalen
Patientenregister bestmöglich umsetzen können. Eine realistische
Umsetzung, bis zufriedenstellende Ergebnisse präsentiert werden
können, sehe ich in ein bis zwei Jahren. Mir ist dabei ganz wichtig:
Wenn man so etwas macht, muss es richtig gemacht werden, muss es
nachhaltig gemacht werden, damit man der Schwere der Krankheit gerecht
werden kann. Ein Studienzentrum setzt ein solides Fundament, richtet
dauerhaft Aufmerksamkeit auf FIRES und lässt diese Aufmerksamkeit
nicht zu einem Feuer werden, dass nur ein Jahr brennt.

Vielen Dank für das Gespräch.


FIRES

Bis jetzt ist wenig über FIRES bekannt. Sichere Aussagen lassen sich
weder über mögliche Ursachen, noch über eine Medikation oder weitere
Therapeutika treffen. Als Erkennungsmerkmal gilt ein vorausgehendes
Fieber und die sich anschließenden nicht behandelbaren Anfälle, ohne
dass sich eine Ursache finden lässt.

80

Kinder zwischen drei und 17 Jahren sind bundesweit an FIRES erkrankt.

4-6

Neuerkrankungen gibt es jedes Jahr in Deutschland.
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FORSCHUNG/1336: Alzheimer-Therapie aus Jülich besteht nächsten wichtigen Test (idw)


Forschungszentrum Jülich - 13.05.2019

Alzheimer-Therapie aus Jülich besteht nächsten wichtigen Test



Der im Forschungszentrum Jülich entwickelte Alzheimer-Wirkstoff-Kandidat
PRI-002 hat die Phase I der klinischen Forschung in gesunden Freiwilligen
erfolgreich durchlaufen. Bei einer täglichen Verabreichung über einen
Zeitraum von vier Wochen erwies sich der Wirkstoff als sicher für die
Anwendung im Menschen. Der nächste Meilenstein ist nun der Nachweis der
Wirksamkeit im Patienten in der klinischen Phase II.

"Der Wirkstoffkandidat PRI-002 hat bereits im Sommer 2018 seine Sicherheit
und Verträglichkeit bei einmaliger Anwendung im Menschen unter Beweis
gestellt - und zwar bis zur höchsten geplanten Dosierung. Dabei erreichten
die Wirkstoffkonzentrationen im Blut die Werte, die zuvor therapeutisch
wirksam waren im Tiermodell. Nun konnten wir auch bei vierwöchiger
täglicher Verabreichung die Sicherheit des Wirkstoffes zeigen", sagt Prof.
Dieter Willbold, Direktor des Jülicher Instituts für Strukturbiochemie
(ICS-6) und Leiter des Instituts für Physikalische Biologie der
Universität Düsseldorf. Die Studie wurde von Prof. Michael Wolzt an der
Universitätsklinik für Klinische Pharmakologie der Medizinischen
Universität Wien durchgeführt, in enger Koordination mit Dr. Dagmar
Jürgens vom ICS-6. Ein weiterer Partner ist die Neuroscios GmbH, ein
Auftragsforschungsinstitut, das das Monitoring beider Studien durchführte.

In den letzten Jahren sind viele Alzheimer-Wirkstoffkandidaten in der
entscheidenden Klinischen Phase III, in der Wirksamkeit und Sicherheit des
Wirkstoffs bestätigt werden sollen, gescheitert. Sie erreichten keine
Verbesserung der Gedächtnisleistung und Kognition bei Alzheimer-Patienten.
Bei einer Vielzahl der gescheiterten Wirkstoffkandidaten stand das
Amyloid-beta-Monomer (Abeta) im Fokus. "Das hat sicher einen guten Grund,
denn es gibt klare genetische Hinweise, dass Abeta in irgendeiner Form
eine entscheidende Rolle bei der Entstehung der Alzheimer-Demenz hat",
sagt Dieter Willbold. Dabei wurde entweder versucht, die Bildung von
Abeta-Monomeren aus seinem Vorläuferprotein APP durch Hemmung der daran
beteiligten spaltenden Enzyme zu reduzieren oder es wurden monoklonale
Antikörper gegen verschiedene Formen von Abeta eingesetzt.

Das Amyloid-beta-Monomer ist ein natürlich im Körper vorkommendes Eiweiß,
das während des gesamten Lebens aus dem Amyloid-Vorläuferprotein APP
entsteht. Diese Abeta-Monomere sind nicht toxisch und aggregieren unter
normalen Bedingungen sehr selten zu einem Abeta-Oligomer, da sich mehrere
Abeta-Monomere an einem Ort zur selben Zeit treffen müssen. Doch auch
seltene Ereignisse werden mit zunehmender Wartezeit immer
wahrscheinlicher. Deshalb ist das Lebensalter der größte Risikofaktor für
Alzheimer. Wenn die ersten Abeta-Oligomere entstanden sind, können sie
sich selbst vermehren und sind im Gegensatz zu den Monomeren hoch-toxisch,
zudem behindern sie die normale Funktion der Nervenzellen im Gehirn. Im
Gegensatz zu den viel größeren Fibrillen in den Plaque-Ablagerungen
zwischen den Nervenzellen sind Oligomere hochmobil und können überall im
Gehirn Schaden anrichten.

"Wir hatten uns einen anderen Ansatz für unseren Wirkstoffkandidaten
überlegt, denn das Prinzip, dass es nicht um die Bildung von Abeta selbst
geht, sondern um dessen Aggregation zu Oligomeren, ist schon einige Jahre
bekannt", äußert Dr. Antje Willuweit vom Institut für Neurowissenschaften
und Medizin (INM-4), die bereits viele Jahre die Forschung von Dieter
Willbold begleitet.

Der Wirkmechanismus von PRI-002 folgt einem komplett anderen Ansatz als
die bisherigen Wirkstoffkandidaten. Er zerstört direkt und ohne Mitwirkung
des Immunsystems die toxischen Oligomere und zerlegt diese in die
ungefährlichen Abeta-Monomere.

Darüber hinaus gehört PRI-002 auch noch zu einer völlig neuen Klasse von
Wirkstoffen, die auf sogenannten D-Peptiden basiert. Diese bestehen aus
den genauen Spiegelbildern der normalerweise im Organismus vorkommenden
L-Aminosäuren in Proteinen und werden deshalb im Körper nicht oder sehr
langsam abgebaut. Dadurch ist s der Wirkstoff so stabil, dass PRI-002
oral, also als Tablette oder Kapsel verabreicht werden kann.

"Ich verfolge die Entwicklung von PRI-002 mit großem Interesse. Nicht nur,
weil es einen interessanten und neuen Ansatz in der Therapie von Alzheimer
darstellt, sondern auch wegen der Möglichkeit einer Verabreichung mittels
Tablette oder Kapsel, was insbesondere bei älteren Menschen sehr
vorteilhaft ist", sagt Prof. Oliver Peters von der Charité in Berlin.

Auch die Ergebnisse der präklinischen Wirksamkeitstests mit PRI-002 wurden
in der Regel mit oraler Verabreichung erzielt. "Wir konnten zeigen, dass
es bei Mäusen mit alzheimerähnlichen Symptomen zu einer kognitiven
Leistungsverbesserung kam. Gedächtnis und Kognition der behandelten Mäuse
waren signifikant gegenüber der Plazebo-Gruppe verbessert und sogar nicht
mehr von der Gedächtnisleistung gesunder Mäuse zu unterscheiden", sagt Dr.
Janine Kutzsche, Wissenschaftlerin aus dem Team von Prof. Willbold. Diese
kürzlich publizierten Studien am ICS-6 an sehr alten Mäusen mit weit
fortgeschrittenem Krankheitsbild konnten zeigen, dass selbst bei diesen
Tieren die Krankheitssymptome erfolgreich behandelbar waren. "Also unter
eindeutig nicht-präventiven Bedingungen", unterstreicht Willbold.

Die nun vorliegenden Ergebnisse aus den erfolgreichen Tests einer
einfachen und mehrfachen ansteigenden Dosierung von PRI-002 in gesunden,
freiwillig teilnehmenden Menschen erlauben eine weitere Entwicklung des
Wirkstoffes. "Unser nächstes Ziel ist der Nachweis der Wirksamkeit im
Patienten", sagt Dieter Willbold. "Wir hoffen, diesen Weg mit der Firma
Priavoid erfolgreich gehen zu können."

Priavoid ist eine Ausgründung von Wissenschaftlern des Forschungszentrums
und der HHU Düsseldorf und verfügt auch über das Know-How, weitere
Wirkstoffe gegen neurologische Erkrankungen zu entwickeln. Die Entwicklung
von PRI-002 wurde bisher aus Mitteln des Helmholtz-Validierungsfonds
unterstützt, die nun durchgeführte Studie wurde zusätzlich durch den "Part
the Cloud: Translational Research Funding award" der US-basierten
"Alzheimer's Association" (PTC-19-605853) gefördert.

"Priavoid ist ein sehr innovatives Unternehmen und ich möchte die weitere
Entwicklung gerne begleiten", sagt Prof. Detlev Riesner, der sich kürzlich
an der Firma Priavoid beteiligt hat und ein führender Wissenschaftler in
der Prionenforschung ist.

Über Priavoid

Die Priavoid GmbH ist ein biopharmazeutisches Unternehmen, das im
September 2017 aus dem Forschungszentrum Jülich und der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf ausgegründet wurde.

Die Firma entwickelt und vermarktet neuartige, auf sogenannten D-Peptiden
basierte Wirkstoffkandidaten gegen neurodegenerative Erkrankungen wie
Alzheimer, Parkinson, ALS, die Huntington-Krankheit und verschiedene
Tauopathien. Am weitesten fortgeschritten ist das gegen die
Alzheimer-Krankheit gerichtete PRI-002, das nun weiter im Menschen getestet wird.
Sitz der Firma ist in Jülich.


Originalpublikation:

Schemmert S, Schartmann E, Zafiu C, Kass B, Hartwig S, Lehr S, Bannach O,
Langen KJ, Shah NJ, Kutzsche J, Willuweit A, Willbold D.

Aβ Oligomer Elimination Restores Cognition in Transgenic Alzheimer's Mice
with Full-blown Pathology.

Mol Neurobiol., (2019)

DOI: 10.1007/s12035-018-1209-3

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/UK/DE/2019/2019-05-13-alzheimer-therapie-besteht-naechsten-wichtigen-test.html 

(Pressemitteilung des Forschungszentrums Jülich)

https://www.fz-juelich.de/portal/DE/Presse/beitraege/docs/alzheimer-forschungsstand.html 

(Webdossier zur Jülicher Alzheimerforschung)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution50

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Forschungszentrum Jülich - 13.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1002: Herborn - Kinder-Allergie-Forum, öffentliche und kostenfreie Veranstaltung am 01.-02.06.2019


Arbeitsgemeinschaft Allergiekrankes Kind

Hilfen für Kinder mit Asthma, Ekzem oder Heuschnupfen (AAK) e.V. - 13. Mai 2019

Öffentliche Veranstaltung der Eintritt ist frei

Kinder-Allergie-Forum der AAK



Kinder-Allergie-Forum der AAK

am Samstag, 01.06.2019 bis Sonntag 02.06.2019

in 35745 Herborn, Schulhofstraße 3-5, Aula der Hohen Schule und Haus der Vereine/Alte Färberei, Mühlbach 5-7

Treffpunkt in der Aula der Hohen Schule

Programm für die Eltern und Interessierte

Allergien im Kindes- und Jugendalter beeinflussen die Lebensqualität der ganzen Familie -
"Was wurde verloren und was gibt es zu gewinnen"?

Samstag, 01.06.2019

09.00 Uhr: Begrüßung und Vorstellung der Referenten und

Beteiligten durch Marianne Stock (Bundesvorstand AAK)

Moderation: Dipl.-Psych. Oliver Gießler-Fichtner

09.20 Uhr: Erörterung persönlicher Fragen im Zusammenhang mit Allergien

10.45 Uhr: Gesprächskreis I: "Wo drückt der Schuh bei den Familien"

12.30 Uhr: Mittagspause und Mittagessen

14.00 Uhr: Gesprächskreis II: "Was können Familien konkret tun - was hilft wirklich - woher Mut nehmen?"

Moderation: Marianne Stock

15.30 Uhr: Krankheiten durch Klimawandel und Umweltbelastungen wie Feinstaub, NOx, Mikroplastik (Prof. Dr. med. Hans Schweisfurth)

16.30 Uhr: Präsentation einer Neurodermitis-App, die sich in der Entwicklung befindet (Tobias Seidl)

17.00 Uhr: Vorstellung der Projekte der AAK:

Kinderhomepage

AAK-Regionalarbeit

Familienbefragung "Institutionelle Selbsthilfe in einer vernetzten Welt"

Außerhäusliche Verköstigung 

17.30 Uhr: AAK-Arbeit - Chancen, Möglichkeiten, Zusammenhänge. Partnerprozess in der AAK-Arbeit: Frühe Hilfen (Stefanie Höchst)

18.45 Uhr: Schlussbemerkungen

19.00 Uhr: Ende


Sonntag, 02.06.2019

09.00 Uhr: AAK-Regionalarbeit praktisch - Vernetzungen vor Ort und zu den AAK-Projekten

12.00 Uhr: Ende der Veranstaltung


Programm für unsere Kinder

"Heute ist unser Tag"

Samstag, 01.06.2019

09.00 Uhr: Begrüßung und Vorstellung der Referenten und Mitwirkenden (Marianne Stock, Bundesvorstand AAK)

09.05 Uhr: Gemeinsam entdecken wir Herborn: Auf Entdeckungstour mit einer Stadtführerin, lasst Euch überraschen (für jedes Alter)

10.00 Uhr: Mach mit! Wir dichten und singen ein Lied mit NETTE (Annette Rudert). "Ich will ich sein" (von 6-16 Jahre).

Mit den kleinen Besucher werden wir basteln und Geschichten lesen (von 0-5 Jahre).

12.30 Uhr: Mittagspause und Mittagessen

Ca. 13.30 Uhr: Wir fahren mit dem Zug nach Solms zum "Treff im Tonstudio" (von 6-16 Jahre)

(18.17 Uhr Rückfahrt nach Herborn, Ankunft 19.10 Uhr)

14.00 Uhr: Mit unseren kleinen Besuchern gehen wir bei schönem Wetter auf den Spielplatz oder vergnügen uns.

18.45 Uhr: Unsere heutigen Erlebnisse: "Was war das schönste, was ich heute erlebt habe" und Verabschiedung


Sonntag, 02.06.2019

09.00 Uhr: Guten Morgen lieber Tag - wir wecken den Tag mit Liedern, die wir kennen

09.15 Uhr: Mach mit! Für unsere kleinen Besucher: Im Museum schauen wir uns Alltagsgegenstände an, die es früher in jedem Haushalt gab und die uns heute fremd sind. Gemeinsam mit Frau Litzba vom
Museum finden wir heraus, was man mit ihnen gemacht hat.

Spielen, malen und wie gestalten wir unsere Homepage www.kinder-aak.de weiter - unter Begleitung von Dr. Heidi Bernauer-Münz, Heinz Flick und Picassolina (Katharina Kronburger).

12.00 Uhr: Ende der Veranstaltung


Anmeldung

bitte baldmöglichst - spätestens bis 26.05.2019
per E-Mail an mitmachnetz@aak.de oder
schriftlich verbindlich an die
Geschäftsstelle der Arbeitsgemeinschaft Allergiekrankes Kind,
Augustastraße 20, 35745 Herborn.

Ihre Anmeldung sollte beinhalten:

Ich nehme mit ___ Kind(ern), ___ Jahre

an der Veranstaltung am Samstag, 01.06.2019 und / oder Sonntag, 02.06.2019 teil.

Ich benötige Übernachtung(en) vom ___ bis ___ (Anreise am 31.05.2019 möglich).

Ich nehme mit ___ Kind(ern) am Mittagessen am 01.06.2019 und / oder 02.06.2019 teil.

Bestehende Unverträglichkeiten beim Essen und sonstige bitte notieren: ___

Vereinsmitglied ja / nein (Reise- und Übernachtungskosten können für Vereinsmitglieder übernommen werden).

Bei Fragen gerne telefonisch unter 02772 9287-0 melden.


Der AAK-Kindertag wird mit finanzieller Unterstützung im Rahmen der
gesetzlichen Selbsthilfeförderung nach SGB V § 20h durch den BKK
Dachverband, Antragstitel "Optimierung der Erreichbarkeit von Kindern
und Jugendlichen bei dem Informationstransfer im Internet",
durchgeführt.

Der Aktionstag wird mit finanzieller Unterstützung im Rahmen der
gesetzlichen Selbsthilfeförderung nach SGB V § 20h durch die DAK
Gesundheit, Antragstitel "Deutschlandweite Erreichbarkeit von Eltern
allergiekranker Kinder, Vernetzung und Begleitung durch die
Selbsthilfe" durchgeführt.

 * 

Quelle:

Arbeitsgemeinschaft Allergiekrankes Kind

Hilfen für Kinder mit Asthma, Ekzem oder Heuschnupfen - AAK e.V.

Augustastraße 20, 35745 Herborn

Pressemitteilung vom 13. Mai 2019

Telefon: +49 (0) 2772 9287-0, Telefax: +49 (0) 2772 9287-9

Internet: www.aak.de ; www.kinder-aak.de ; https://forum.aak.de
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AKTION/2759: Mönchengladbach - Musik mit Hingabe im Schloss, 19.05.19


Stadt Mönchengladbach

Musik mit Hingabe im Schloss



Alle Jahre wieder sind die besten Musikerinnen und Musiker der
städtischen Musikschule auf dem Weg zum Bundeswettbewerb "Jugend
musiziert", der dieses Jahr in Halle an der Saale stattfindet. Wer
einen Eindruck bekommen möchte von der Hingabe dieser Jugendlichen an
die Musik, ist am Sonntag 19. Mai um 11.30 Uhr in den Rittersaal von
Schloss Rheydt zu einer neuen Auflage von "Musik im Schloss" herzlich
eingeladen.

Am Tag des Museums ist auch der Eintritt zum Konzert frei

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.05.2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2019 
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2758: Mönchengladbach - Ein musikalisches "Come together", 19.05.19


Stadt Mönchengladbach

Ein musikalisches "Come together"



Zu einem "Come together" treffen sich die Ensembles "Pinocchio und
"ConMoto" der städtischen Musikschule am Sonntag, 19.Mai um 15.30 Uhr
in der Klosterkirche Neuwerk. Auf dem Programm steht unter anderem
Folge 1 der musikalischen Miniserie "Hänsel und Gretel" mit Musik von
Engelbert Humperdinck. Sprecherin ist die Siegerin des diesjährigen
Vorlesewettbewerbs in Mönchengladbach, Ronja Fischer.

Der Eintritt kostet 4 ermäßigt 2 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.05.2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2019 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9066: Aus aller Welt - 15.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



China sieht keine Notwendigkeit für Beteiligung an Atomwaffenvertrag

China sieht keinen Grund, sich einem möglichen Vertrag zur atomaren
Abrüstung mit Rußland und den Vereinigten Staaten anzuschließen.
Dafür gebe es keine Notwendigkeit, sagte Außenminister Wang Yi nach
Informationen der Nachrichtenagentur Tass im Anschluß an ein Treffen
mit seinem russischen Amtskollegen Sergej Lawrow in der
Schwarzmeerstadt Sotschi. China halte sein Atomarsenal ständig auf
einem minimalen Niveau, welches den Interessen der
Verteidigungspolitik des Landes entspreche. Zugleich begrüßte Wang
aber die Verhandlungen zwischen Washington und Moskau zu diesem
Thema. China rechne damit, daß die USA zum INF-Vertrag zurückkehren
werden. Das Treffen Wangs mit Lawrow hatte unmittelbar vor der
Rußlandreise von US-Außenminister Mike Pompeo stattgefunden.

15. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9066: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei soll Wohnungseinbruchsdiebstähle schärfer bekämpfen

Das Kabinett hat den Reformvorschlägen des Bundesjustizministeriums
zur Strafprozeßordnung zugestimmt. Die Neuregelungen räumen den
Ermittlungsbehörden größere Befugnisse für die
Telekommunikationsüberwachung ein. So soll die Polizei künftig
Telefongespräche und Emails einzelner Serientäter heimlich überwachen
dürfen. Bislang ist dies nur bei Einbrecherbanden erlaubt. Der
Deutsche Richterbund (DRB) begrüßte die Reformpläne und mahnte eine
rasche gesetzliche Umsetzung an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9063: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehrsoldaten im Irak bleiben in ihren Unterkünften

Die Bundeswehr hat die Ausbildung irakischer Streitkräfte vorerst
unterbrochen. Die Entscheidung sei vor dem Hintergrund wachsender
Spannungen in der Region gefallen, teilte ein Sprecher des
Verteidigungsministeriums in Berlin mit. Im Rahmen der
internationalen Anti-IS-Allianz sind derzeit rund 160
Bundeswehrausbilder im Irak stationiert. Am Vortag hatten die
US-Streitkräfte die Truppen im Irak in Alarmbereitschaft versetzt.
Die USA werfen dem Nachbarland Iran vor, Angriffe in der Region zu
planen. Das Pentagon verlegte bereits strategische Langstreckenbomber
und Kriegsschiffe in die Golfregion.

15. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9065: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Lindner kritisiert Luxemburger Urteil zur Arbeitszeiterfassung

FDP-Chef Christian Lindner kritisierte das Urteil des Europäischen
Gerichtshofs zur systematischen Erfassung der gesamten Arbeitszeit
von Beschäftigten und warnte vor einer Rückkehr der Stechuhr-Kultur.
Hier werde ohne Not ein bürokratisches Monstrum geschaffen, sagte
Lindner in Berlin. Es gebe in Deutschland eine Pflicht zur exakten
Erfassung von Überstunden. Das sei ausreichend. Das Luxemburger
Urteil geht nach Ansicht des liberalen Politikers in die völlig
falsche Richtung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9064: Tragisches und Kurioses - 15.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dame aus Eisen feiert ihren 130. Geburtstag

Eines der berühmtesten Gebäude der Welt feiert heute seinen 130.
Jahrestag. Am 15. Mai 1889 wurde der Pariser Eiffelturm eröffnet. Von
Kritikern zunächst als geschmacklos und monströs beschimpft, sollte
der 324 Meter hohe Turm zwei Jahrzehnte nach seiner Fertigstellung
wieder abgerissen werden. Erste Funkversuche und ein Sendemast an der
Spitze retteten das stählerne Bauwerk vor dem Schrottplatz. Heute
gehört der Eifelturm zu den beliebtesten Sehenswürdigkeiten der
französischen Hauptstadt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8149: Aus Forschung und Technik - 15.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA und Luxemburg vereinbaren kommerzielle Ausbeutung des Alls

Die USA und Luxemburg wollen künftig gemeinsam Rohstoffe im Weltraum
abbauen. Eine entsprechende Absichtserklärung wurde von
US-Handelsminister Wilbur Ross und dem Wirtschaftsminister des
Großherzogtums, Etienne Schneider, unterzeichnet. Laut Ross handelt
es sich um ein Billionen-Dollar-Weltraumgeschäft. Dabei geht es vor
allem um den Abbau von Rohstoffen und Erden wie beispielsweise Eisen,
Nickel, Zink, Mangan, Kobalt und Wolfram auf erdnahen Asteroiden oder
Planeten.

15. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8162: Aus aller Welt - 15.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Verbot der Gesichtserkennung durch Behörden von San Francisco

Der Stadtrat von San Francisco untersagt der städtischen Polizei und
anderen Behörden den Erwerb, Besitz und Einsatz von
Gesichtserkennungstechnologien. Das Verbot gilt nicht für Flughäfen,
Häfen und die von den Bundesbehörden betriebenen Einrichtungen,
Geschäfte und private Anwender. Laut Beschluß vom Dienstag (Ortszeit)
kann der Einsatz von Gesichtserkennung rassistische Ungerechtigkeiten
verschärfen und die Möglichkeit einschränken, frei von ständiger
Beobachtung durch die Regierung zu leben. Derartige Nachteile
überwiegen deutlich die Vorteile der Technologie. Die
Bürgerrechtsorganisation ACLU (American Civil Liberties Union)
befürchtet, Gesichtserkennung könnte zur wahllosen,
verdachtsunabhängigen und flächendeckenden Überwachung der
Öffentlichkeit eingesetzt werden. Neben dem Gesichtserkennungsverbot
schränkt San Francisco mit weiteren Gesetzen den Einsatz von
Überwachungstechnologien ein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8121: Medizin und Gesundheitswesen - 15.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Bereitschaft zur Herzdruckmassage schwindet

Allen Erste-Hilfe-Kursen zum Trotz nimmt die Bereitschaft zur
Herzdruckmassage weiter ab. Wie die Deutsche Gesellschaft für
Anästhesiologie und Intensivmedizin (DGAI) laut Deutschem Ärzteblatt
erklärte, ist die Quote der Bundesbürger, die bei einem Bewußtlosen
mit einer Herzdruckmassage beginnen, 2018 um rund drei auf 39 Prozent
gesunken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8150: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Kongreß von Alabama beschließt umfassendes Abtreibungsverbot

Im US-Bundesstaat Alabama hat der Senat am Dienstagabend mit den
Stimmen der Republikaner ein neues Abtreibungsgesetz verabschiedet.
Das Repräsentantenhaus hatte der Novelle zuvor zugestimmt. Demnach
sollen alle Schwangerschaftsabbrüche unter Strafe stehen. Das gilt
auch für Abtreibungen nach einer Vergewaltigung oder Inzest. Eine
Ausnahme wird gemacht, wenn das Leben der Schwangeren in Gefahr ist.
Ärzten und Ärztinnen, die gegen dieses Gesetz verstoßen, drohen zehn
bis 99 Jahre Haft. Die Novelle von Alabama steht im Widerspruch zu
einer Entscheidung des Supreme Court von 1973. Das Oberste Gericht
hatte damals Abtreibungen in allen Bundesstaaten der USA erlaubt. Die
Abtreibungsgegner im Kongreß von Alabama wollen mit ihrem Gesetz
erreichen, daß sich der Supreme Court erneut mit dem Abtreibungsthema
befaßt. Da unter Präsident Trump zwei konservative Richter dem
Gremium beitraten, könnte sich dieses für ein allgemeines
Abtreibungsverbot aussprechen. Laut Washington Post verfolgt der
republikanische Abgeordnete und Initiator des Gesetzes, Terri
Collins, eben diese Absicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8073: Sprache, Kunst und Medium - 15.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Mehr Geld für Digitalisierung deutscher Filmklassiker

Damit eine Auswahl herausragender deutscher Filmklassiker, die im 20.
Jahrhundert produziert wurden, der Nachwelt erhalten bleibt, wollen
die Filmförderungsanstalt FFA, der Bund und die Länder in den
kommenden zehn Jahren jeweils bis zu zehn Millionen Euro in die
Digitalisierung stecken.

Unter Berufung auf die FFA erklärte Deutschlandfunk Kultur, daß aus
dem großen Filmfundus 45 Werke für eine Archivierung ausgesucht
wurden. Als Beispiele wurden namentlich die Titel "Nosferatu" von F.W.
Murnau, "Kuhle Wampe" aus dem Arbeitermilieu der 1930 Jahre oder der
1975 von Hark Bohm produzierte Streifen "Nordsee ist Mordsee" 
genannt. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8140: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Vorbereitungen auf Krieg der USA mit dem Iran

Die im Irak und Syrien stationierten Streitkräfte der USA sind in
Alarmbereitschaft versetzt worden. Dem US-Regionalkommando Centcom
zufolge liegen Geheimdiensten Erkenntnisse vor, daß vom Iran eine
Bedrohung ausgeht. Das Statedepartment in Washington rief
Staatsbedienstete aus der Botschaft in Bagdad und dem Konsulat in
Erbil ab. Die Bundeswehr läßt den Einsatz deutscher Soldaten im Irak
seit Anfang der Woche ruhen. Ein Sprecher des
Verteidigungsministeriums in Berlin begründete diesen Schritt
ebenfalls mit Spannungen in der Region. Auf Antrag Der Linken befaßte
sich der Bundestag am Mittwochnachmittag in einer Aktuellen Stunde
mit der Kriegsgefahr im Nahen Osten und dem Scheitern des
Internationalen Atomabkommens mit dem Iran. Am Vortag hatte die New
York Times von Erwägungen berichtet, 120.000 US-Soldaten in den Nahen
Osten zu entsenden. US-Präsident Trump erklärte, das sei nicht
geplant. Wenn schon, was er nicht hoffe, wozu er aber bereit sei,
würde er sehr viel mehr Soldaten entsenden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8154: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Kabinett beschließt Verlängerung des Stasi-Unterlagengesetzes

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch eine Verlängerung des Zeitraums
beschlossen, in dem Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des öffentlichen
Dienstes auf eine frühere Tätigkeit für die Staatssicherheit der
Deutschen Demokratischen Republik überprüft werden. Sollten Hinweise
auf eine Stasi-Vergangenheit vorliegen, können auch alle anderen
Beschäftigten im öffentlichen Dienst überprüft werden. Das gilt auch
für die Bewerber für entsprechende Tätigkeiten. Das
Stasi-Unterlagengesetz, das ansonsten in diesem Jahr ausgelaufen
wäre, soll bis 2030 gelten. 2011 war die damals endende Befristung
von der schwarz-gelben Koalition aufgehoben worden. Die aktuelle,
bereits mit dem Koalitionsvertrag abgesprochene Regelung sieht vor,
daß unter anderem Mitglieder der Bundesregierung, Soldaten und
Richter sowie Beschäftigte öffentlicher Stellen ab einer bestimmten
Besoldungsstufe auf eine hauptamtliche oder inoffizielle
Stasi-Tätigkeit überprüft werden können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8123: Tragisches und Kurioses - 15.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Tsunami-Warnung nach starkem Erdbeben vor Papua-Neuguinea

Nach einem Erdbeben der Stärke 7,5 nahe der Papua-Neuguinea
vorgelagerten östlichen Inselkette hatten die Behörden zunächst eine
Tsunamiwarnung ausgegeben, die inzwischen jedoch aufgehoben werden
konnte.

Wie die ARD Tagesschau berichtete, waren wegen der großen Stärke des
Bebens zunächst an den Küsten im Umkreis von tausend Kilometern um das
Epizentrum gefährliche Flutwellen für möglich gehalten worden,
erklärte das Tsunami-Warnzentrum für den Pazifik. Das Zentrum befand
sich demnach in rund zehn Kilometern Tiefe.

Nach Angaben der US-Erdbebenwarte USGS ereignete sich das Beben 44
Kilometer nordöstlich der Stadt Kokopo. Die gefährlichen Flutwellen
blieben glücklicherweise aus. Über das Ausmaß der Schäden gab es noch
keine Berichte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8151: Arbeit, Soziales und Familie - 15.05.2019 (SB)




VOM TAGE



DGB begrüßt Mindestlohn für Paketboten

Das Bundeskabinett befaßte sich am Mittwoch mit der Mindestvergütung
für Auszubildende. Zuvor hatte der Koalitionsausschuß vorgeschlagen,
Paketboten vor Ausbeutung zu schützen und die Wirtschaft durch
Bürokratieabbau zu entlasten. Im Rahmen einer sogenannten
Nachunternehmerhaftung sollen große Zustellunternehmen künftig
Sozialabgaben für Paketboten nachzahlen müssen, wenn ihre
Subunternehmen dies versäumen. Der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann
hat in einem Interview des SWR die Einigung der Koalition zu den
Paketdiensten als wichtigen Durchbruch vor dem Hintergrund
bezeichnet, daß Unternehmen zu Lasten der Beschäftigten systematisch
Sozialversicherungsbetrug betreiben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8132: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Fluglärm reduziert Tiefschlafphase bei Kindern

Lärm schadet der Gesundheit. Das gilt insbesondere für Fluglärm, wie
eine Fluglärmstudie des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt
(DLR) ergab. Vor allem Kinder schlafen in stärker mit Fluglärm
belasteten Gebieten schlechter. Allerdings wachen Kinder laut dpa bei
gleichem Lärmpegel mit einer geringeren Wahrscheinlichkeit auf als
Erwachsene. Eltern sollten sich aber nicht davon täuschen lassen, daß
die Kinder häufig sehr früh sehr munter sind. Denn die Schlafqualität
leidet vor allem bei Acht- bis Zehnjährigen. Ihr Tiefschlaf, der eine
essentielle Rolle bei der geistigen und körperlichen Entwicklung und
der Erholung von Kindern spielt, war merklich reduziert, nämlich um 
2,6 Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8139: Märkte und Finanzen - 15.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Initiative zur Verhinderung von Nord Stream 2 im US-Kongreß

In den USA haben drei republikanische Kongreßabgeordnete und eine
Demokratin am Dienstag einen Gesetzentwurf zur Verhinderung der
Fertigstellung der durch die Ostsee führenden Gaspipeline Nord Stream
2 vorgelegt. Der Entwurf sieht die Verhängung von Sanktionen gegen
Unternehmen und Einzelpersonen vor, die Schiffe zum Verlegen von
Gasleitungen in mehr als 30 Metern Meerestiefe verkaufen, vermieten,
versichern, finanzieren oder technisch unterstützen.

Die Regierung in Washington hat sich wiederholt gegen die Leitung
ausgesprochen, weil sie verhindern möchte, daß Europa zu sehr von
Gaslieferungen aus Rußland abhängig wird. Außerdem sollen die
Europäer mehr verflüssigtes Fracking-Gas aus den USA anstelle des
preiswerten und weniger umweltschädlichen russischen Erdgases kaufen.

Die zweite von Rußland nach Deutschland führende Gasleitung ist
weitgehend fertiggestellt. An dem federführend vom staatlich
kontrollierten russischen Energiekonzern Gasprom betriebenen Projekt
sind die BASF-Tochtergesellschaft Wintershall und die
europäischen Energiekonzerne OMV, Uniper, Royal Dutch Shell und Engie
beteiligt. Die Röhren von Nord Stream 2 werden von Schiffen der
schweizerischen Firma Swiss Allseas und dem italienischen Unternehmen
Saipem verlegt.

15. Mai 2019
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WISSENSCHAFT/8155: Aus Forschung und Technik - 15.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Neue Funktion bei Spotify

Spotify baut sein Angebot weiter aus. Wie heise.de meldete,
testet der Streamingdienst gerade die neue Funktion Storyline in den
Android- und iOS.Apps in den USA. In Storyline sollen Musiker ihren
Fans Einblicke in den kreativen Prozeß verschaffen und ihre Werke
erklären können. Somit ist die neue Funktion vergleichbar mit "Behind
the Lyrics", wo Fakten zu Songs und Alben geliefert werden und 
erzählt wird, welche Geschichten hinter den Songs stecken. Allerdings 
kam es in der Vergangenheit bei Behind the Lyrics wiederholt zu 
inhaltlichen Fehlern, da Spotify die Daten von der 
Online-Wissensdatenbank Genius bezog, die offenbar einige veraltete 
Daten und Fakten bereitstellte. Das soll mit Storyline anders werden. 
Denn hier sollen die Bands, Musiker oder ihr Management selbst die 
Fakten bereitstellen.

15. Mai 2019
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MELDUNG/578: Archaeopteryx bekommt Gesellschaft (idw)


Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns - 14.05.2019

Archaeopteryx bekommt Gesellschaft



Forscher der Bayerischen Staatssammlung für Paläontologie und Geologie
(SNSB-BSPG) sowie der LMU München beschreiben einen bislang unbekannten
Vogel aus dem oberen Jura - es ist erst der zweite bekannte flugfähige
Vogel aus dieser Periode überhaupt, neben dem berühmten Archaeopteryx.




[image: Bild: © O. Rauhut, SNSB/LMU]

Die Abbildung zeigt einen Flügel von Alcmonavis poeschli, wie er in
den Plattenkalkablagerungen gefunden wurde. Alcmonavis poeschli ist
der zweite bekannte flugfähige Vogel aus der Periode des Jura.

Bild: © O. Rauhut, SNSB/LMU



Der Thron des Archaeopteryx wackelt. Seit im Jahr 1861 das erste Fossil
des Urvogels gefunden wurde, gilt er als einziger Vogel aus der
erdgeschichtlichen Periode des Jura. Er belegt als Übergangsform zwischen
Reptilien und Vögeln, dass die heutigen Vögel direkte Nachfahren von
Raubdinosauriern sind. Alle bislang von ihm gefundenen Exemplare stammen
aus dem Gebiet des Solnhofer Archipels, das sich im Jura im Bereich des
heutigen Altmühltals erstreckte, in der Gegend zwischen Pappenheim und
Regensburg. Hier lebte Archaeopteryx vor etwa 150 Millionen Jahren in
einer Riff-Insel-Landschaft. Nun hat ein Team um Prof. Oliver Rauhut einen
bislang unbekannten Vogel aus der Gegend taxonomisch beschrieben, es ist
der zweite bekannte flugfähige Vogel aus dieser Periode überhaupt:
Alcmonavis poeschli. "Das weist darauf hin, dass die Diversität der
Vogelwelt im oberen Jura größer war als bislang bekannt", sagt Rauhut,
Paläontologe am Department für Geo- und Umweltwissenschaften der LMU sowie
an der Bayerischen Staatssammlung für Paläontologie und Geologie.

Von Alcmonavis poeschli wurde nur ein Flügel entdeckt. "Wir hatten erst
angenommen, dass auch dieses Exemplar ein Archaeopteryx ist, und haben es
uns bei der Untersuchung nicht leicht gemacht. Es sind Ähnlichkeiten da,
aber seine fossilen Reste lassen vermuten, dass es sich um einen etwas
höher entwickelten Vogel handelt". Wie die taxonomische Studie, die
aktuell im Fachmagazin eLife veröffentlicht ist, zeigt, war Alcmonavis
poeschli nicht nur etwas größer als Archaeopteryx. Er konnte offenbar auch
besser fliegen: "Muskelansatzstellen am Flügel deuten auf ein verbessertes
Flugvermögen hin", sagt Rauhut. Alcmonavis poeschli weist mehrere Merkmale
auf, die Archaeopteryx nicht hat, stammesgeschichtlich jüngere Vögel aber
schon. Diese deuten auf eine bessere Anpassung an den aktiven Flatterflug
hin.

Damit bringt Alcmonavis poeschli neuen Schwung in die Debatte, ob der
Vogelflug über den Gleitflug entstanden ist. "Seine Anpassungen zeigen,
dass die Evolution des Fluges relativ schnell vorangeschritten sein muss",
sagt Dr. Christian Foth von der Université de Fribourg (Schweiz), einer
der Koautoren der Studie.

Seinen Namen verdankt der nun erstmals beschriebene Vogel dem alten
keltsichen Namen der Altmühl, Alcmona, und seinem Entdecker Roland Pöschl,
der die Ausgrabungen im Steinbruch am Schaudiberg bei Mörnsheim leitet. In
denselben Plattenkalkablagerungen wurde auch ein weiteres Fossil eines
Archaeopteryx entdeckt. Die beiden Urvögel haben also offenbar parallel in
der damals subtropischen Lagunenlandschaft Süddeutschlands gelebt.


Originalpublikation:

Rauhut, OMW., Tischlinger, H, Foth, C (2019)

A non-archaeopterygid avialan theropod from the Late Jurassic of southern
Germany.

eLife

https://doi.org/10.7554/eLife.43789.001

Weitere Informationen unter:

http://www.snsb.de

Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns

https://bspg.palmuc.org

Bayerische Staatssammlung für Paläontologie und Geologie
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1634: Geschlechtsreife Aale bauen ihre Knochen ab (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 14.05.2019

Geschlechtsreife Aale bauen ihre Knochen ab



Um zu ihren Fortpflanzungsgebieten zu gelangen, schwimmen Europäische
Aale mehrere Tausend Kilometer auf die andere Seite des Atlantiks. Wie ein
internationales Forscherteam jetzt herausfand, verändert sich dabei ihr
Körper auf dramatische Weise. Die Knochen bilden sich zurück und es werden
toxische Schwermetalle frei, die für die bedrohte Art zum Problem werden
könnten.

Der Europäische Aal (Anguilla anguilla) ist eine Fischart mit
außergewöhnlicher Fortpflanzungsstrategie. Er wächst über Jahre in
europäischen Flüssen, Seen und Küstengewässern heran und begibt sich mit
beginnender Geschlechtsreife auf eine mehrere Tausend Kilometer lange
Reise, die ihn quer über den Atlantik in die Sargassosee führt. Dort
angekommen, laicht er ab und stirbt. Wissenschaftler des Thünen-Instituts
für Fischereiökologie in Bremerhaven, der RWTH Aachen, der belgischen
Universität Ghent sowie der kanadischen Universität Saskatchewan haben
jetzt untersucht, wie die Tiere ihren Körper während der Reifung
umstrukturieren. Dabei fanden sie heraus, dass neben Mineralien, die in
den Knochen und Muskeln gespeichert sind, auch toxisch wirkende
Schwermetalle in die sich entwickelnden Eier übertragen werden. In ihrer
Studie diskutieren die Forscher nun, welche Konsequenzen dies für die
bedrohte Art haben könnte.

Mit Beginn des Reifungsprozesses, dem sogenannten Blankwerden, ändert sich
die Färbung der Aale von hellgelb zu schimmerndem Silber. Die Aale stellen
die Nahrungsaufnahme ein und ihr Verdauungstrakt bildet sich zurück. Doch
damit nicht genug: Das interdisziplinäre Wissenschafter-Team zeigte anhand
verschiedener bildgebender Verfahren (Computertomographie, MRT), wie Aale
während ihres Reifungsprozesses ihr Skelett als Mineralstoffquelle nutzen,
um ihre Gonaden (Geschlechtsorgane) aufzubauen. Der Mineraliengehalt und
die Masse der Knochen nehmen im Laufe der Reifung so stark ab, dass dies
auch Auswirkungen auf die mechanische Stabilität der Wirbel haben kann.
Die beobachteten Vorgänge sind bei Weibchen deutlich stärker ausgeprägt
als bei Männchen.

Ein ähnlicher Vorgang - allerdings als Krankheit - ist bei Menschen als
Osteoporose oder Knochenschwund bekannt; auch hier sind häufiger Frauen
als Männer betroffen. Jedoch anders als beim Menschen geht beim Aal die
Abnahme von Phosphor und Calcium in Knochen mit der Zunahme dieser
Elemente in den Weichgeweben wie Gonaden und Muskeln einher. Die Forscher
erklären das damit, dass die Aale sich angeeignet haben, ihre Knochen und
Muskeln als Energie- und Mineralspeicher für Wanderung und Fortpflanzung
zu nutzen.

In ihren Untersuchungen entdeckten die Wissenschaftler zudem, dass eine
Reihe von potenziell giftigen Metallen wie Cadmium, Kupfer, Mangan und
Quecksilber von Muskeln, Leber oder Knochen in die Eierstöcke der
weiblichen Blankaale übertragen werden. "Da der Bestand der Aale in den
letzten Jahrzehnten sehr stark zurückgegangen ist und die Art mittlerweile
als vom Aussterben bedroht gilt, kommt diesem Befund eine besondere
Bedeutung zu", sagt Marko Freese vom Thünen-Institut. "Es ist bekannt,
dass diese Metalle freie Radikale erzeugen, die toxisch wirken können", so
Dr. Larissa Rizzo vom Uniklinikum der RWTH Aachen. Dr. Markus Brinkmann
von der kanadischen Universität Saskatchewan ergänzt: "Schwermetalle, die
die Aale in ihren kontinentalen Lebensräumen aufnehmen und die dann vom
Mutterfisch auf die Eier übergehen, könnten den Fortpflanzungserfolg der
Aale beeinträchtigen und somit ein Faktor für den beobachteten Rückgang
der Population sein." Zusätzlich machen Flussverbauungen, Fischerei und
Parasiten dem Europäischen Aal das Überleben schwer.

Die molekularen Prozesse, die mit dem dramatischen Körperumbau während der
Wanderung und Reifung einhergehen, waren in dieser Tiefe bislang nicht
bekannt. Ihre Ergebnisse haben die Forscher in der renommierten
amerikanischen Fachzeitschrift PNAS (Proceedings of the National Academy
of Sciences of the United States of America) veröffentlicht.


Originalpublikation:

Freese et al. (2019):

Bone resorption and body reorganization during maturation induce
maternal transfer of toxic metals in anguillid eels.

https://doi.org/10.1073/pnas.1817738116
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MELDUNG/205: Ursache für die Schwankungen der arktischen Meereisfläche geklärt (idw)


Max-Planck-Institut für Meteorologie - 13.05.2019

Ursache für die Schwankungen der arktischen Meereisfläche geklärt



Die Wissenschaftler Dr. Dirk Olonscheck, Dr. Thorsten Mauritsen und Dr.
Dirk Notz vom Hamburger Max-Planck-Institut für Meteorologie (MPI-M) und
der Universität Stockholm haben in einer neuen Studie im Fachmagazin
Nature Geoscience mit Hilfe rechenaufwändiger Computersimulationen
herausgefunden, warum die Fläche des arktischen Meereises von Jahr zu Jahr
stark schwankt.

"Wir wissen, dass das arktische Meereis immer weiter zurückgeht, weil wir
Menschen mit unseren Treibhausgasemissionen die Erde erwärmen. Warum aber
zusätzlich zu diesem langfristigen Rückgang die Fläche des arktischen
Eises von einem Jahr zum nächsten so stark schwankt, war bislang unklar",
sagt Hauptautor Dirk Olonscheck. Bisherige Studien hatten vermutet, dass
selbstverstärkende Prozesse wie zum Beispiel die erhöhte
Reflexionsfähigkeit des hellen Eises im Vergleich zum dunklen Ozeanwasser
(die sogenannte Eis-Albedo-Rückkopplung) maßgeblich für die Schwankungen
der Meereisfläche verantwortlich sind.

Im Gegensatz zu diesen Vermutungen zeigt die neue Studie, dass die
Eis-Albedo-Rückkopplung und weitere sich aufschaukelnde Prozesse zusammen
nur von geringer Bedeutung für die jährlichen Meereisschwankungen sind. "Die
Hauptursache sind allein die Schwankungen in der Wärmemenge, die in der
Atmosphäre in die Arktis transportiert wird und dort direkt zur
Eisschmelze führt. Wir haben diesen unmittelbaren Zusammenhang nun in
allen Erdsystemmodellen und auch in Beobachtungsdaten nachweisen können",
so Dirk Olonscheck.

Die Ergebnisse der Studie bedeuten einerseits, dass die jährlichen
Schwankungen in der Meereisfläche leichter zu verstehen sind als bisher
gedacht, da komplexe atmosphärische und ozeanische Prozesse innerhalb der
Arktis vernachlässigbar sind. Andererseits bedeuten sie aber auch, dass
die Vorhersage der Größe der arktischen Meereisfläche von einem Jahr zum
nächsten auch in Zukunft kaum möglich sein wird. Dirk Olonscheck: "Dazu
müsste es uns gelingen, den Wärmetransport der Atmosphäre in die Arktis
vorherzusagen. Dieser hängt jedoch vom höchst chaotischen Wettergeschehen
ab."


Originalpublikation:

Olonscheck, D., T. Mauritsen and D. Notz (2019)

Arctic sea-ice variability is primarily driven by atmospheric temperature
fluctuations.

Nature Geoscience,

doi:10.1038/s41561-019-0363-1
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FORSCHUNG/1594: Ein Schritt hin zum Rechnen mit dem Zufall (idw)


Universität Konstanz - 14.05.2019

Ein Schritt hin zum Rechnen mit dem Zufall

Arbeitsgruppe des Konstanzer Physikers Prof. Dr. Ulrich Nowak demonstriert
in Kooperation mit einem Mainzer Team aus Physikern, wie Skyrmionen für
Rechnerkonzepte der Zukunft verwendet werden können



Beim Rechnen mit dem Ziel, ein exaktes Ergebnis zu erhalten, ist der
Computer dem Menschen hoffnungslos überlegen. In anderen Dingen ist der
Mensch dem Computer nach wie vor um Längen voraus: Dazu gehört die
Signalverarbeitung, die beim autonomen Fahren eine entscheidende Rolle
spielt. Bei dem Bemühen um neue Rechnerkonzepte, die näher am Gehirn des
Menschen sind, setzt die Forschung auch auf wahrscheinlichkeitsbasiertes
Rechnen. Der Konstanzer Physiker Prof. Dr. Ulrich Nowak untersucht mit
seinem Team, wie diese Computer der Zukunft mit sogenannten Skyrmionen,
magnetischen Wirbelstrukturen, als Bit-Einheiten ermöglicht werden können.
In einer Kooperation mit PhysikerInnen der Universität Mainz konnte nun
sowohl theoretisch als auch experimentell gezeigt werden, wie magnetische
Wirbel für neue Methoden des Rechnens verwenden werden können. Nachzulesen
sind die Ergebnisse in der aktuellen Ausgabe des Wissenschaftsmagazins
Nature Nanotechnology.

Menschen nehmen in wachem Zustand ununterbrochen wahr. Aus dieser
Wahrnehmung entstehen Datenströme, die permanent im Gehirn analysiert
werden. Wird zum Beispiel ein Ton immer lauter, wird er ab einer gewissen
Schwelle möglicherweise als die Gefahr identifiziert, dass ein Gegenstand
auf einen zufliegt. Ein Gehirn reagiert nicht auf bestimmte Zahlenwerte,
sondern auf Signale, die mit bestimmten Wahrscheinlichkeiten auftreten.
Wie beim Quantencomputer verspricht man sich von der zukünftigen
Computergeneration, die die Datenströme per Skyrmionen speichert, deutlich
höhere Speicherkapazität, Schnelligkeit oder Energieeffizienz. Tatsächlich
haben die magnetischen, stabilen Skyrmionen aber auch den Vorteil, dass
sie das Rechnen mit zufallsbasierten Signalen denkbar machen.

Der Mainzer Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Mathias Kläui ist es gelungen, ein
Material zu entwickeln, in dem sich Skyrmionen bilden. Darüber hinaus
entwickelten die WissenschaftlerInnen eine Methode, die Skyrmionen in
einem sogenannten Reshuffler, einem für die Wahrscheinlichkeitsberechnung
nötigen Bauteil, thermisch diffundieren zu lassen. Das Team von Ulrich
Nowak konnte indes in einer Simulation zeigen, dass sich die beobachteten
Skyrmionen tatsächlich wie Teilchen verhalten und sich in der Ebene nach
dem Zufallsprinzip bewegen, ähnlich den Atomen, die sich in Gas oder
Flüssigkeit bei endlicher Temperatur beliebig verteilen.

Diese Eigenschaft wird für den Reshuffler genutzt. "Wir haben gezeigt,
nach welchen Gesetzen die Diffusion abläuft, wie groß sie ist und dass man
sie messen kann", fasst Ulrich Nowak den Konstanzer Anteil an der
Kooperation zusammen. Bisher gab es dazu keine quantitativen Vorhersagen.
Erst die Kombination der Messungen der Mainzer FachkollegInnen mit den
Simulationen aus Konstanz hat die Relevanz der Diffusion der Skyrmionen
gezeigt. Da sich Skyrmionen mit elektrischen Strömen erzeugen und
verschieben lassen sind sie geeignete Kandidaten für einen Reshuffler.

Unter einem Reshuffler wird ein Bauelement des
wahrscheinlichkeitsbasierten Rechnens verstanden, das wie eine Art Mixer
automatisch die Eingangsdaten durcheinandermischt. Am Ende des Reshufflers
kommt eine Sequenz mit der gleichen Anzahl von Speichereinheiten, aber mit
anderer Reihenfolge heraus. Ihre Wahrscheinlichkeit ist damit
gleichgeblieben.

Faktenübersicht:


	Originalpublikation: Jakub Zázvorka, Florian Jakobs, Daniel Heinze, Niklas Keil, Sascha Kromin, Samridh Jaiswal, Kai Litzius, Gerhard Jakob, Peter Virnau, Daniele Pinna, Karin Everschor-Sitte, Levente Rózsa, Andreas Donges, Ulrich Nowak & Mathias Kläui: Thermal skyrmion diffusion used in a reshuffler device. Nature Nanotechnology, 22. April 2019.
 DOI: https://doi.org/10.1038/s41565-019-0436-8

	Kooperation der Arbeitsgruppen des Konstanzer Physikers Prof. Dr. Ulrich Nowak und des Mainzer Fachkollegen Prof. Dr. Mathias Kläui. Mathias Kläui war von 2003 bis 2008 an der Universität Konstanz, wo er sich 2008 habilitierte.

	Kombination der Messungen aus Mainz mit den Simulationen aus Konstanz zeigt die Relevanz der Diffusion der Skyrmionen.

	Konstanzer Forschungsbeitrag wurde gefördert im Rahmen des Schwerpunktprogramms "Skyrmionics" der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und durch den Sonderforschungsbereich (SFB) 767 der Universität Konstanz.
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ARBEIT/1173: Längst überfällig - Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Mai 2019

Längst überfällig: Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche



Anlässlich der Einigung im Koalitionsausschuss über die
Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche erklärt Beate
Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive
Arbeitsmarktpolitik:

Es hat wahrlich lange gedauert. Endlich reagiert die Bundesregierung
auf die katastrophalen Arbeitsbedingungen in der Paketbranche. Nach
monatelangem Hin und Her hat sich der Koalitionsausschuss nun endlich
geeinigt. Die Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche kommt. Das
ist gut für die mehr als 200.000 Zustellerinnen und Zusteller der
Branche. Aber diese Entscheidung hätte schon viel eher fallen können,
wenn die zuständigen Minister nicht ständig im Streit darüber
verstrickt gewesen wären.

Dennoch ist die Nachunternehmerhaftung erst mal nur ein erster Schritt
hin zu besseren Löhnen und Arbeitsbedingungen. Sie muss unbedingt mit
flächendeckenden Prüfungen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit flankiert
werden. Gleichzeitig brauchen wir zudem dringend ein
Verbandsklagerecht, damit die betroffenen Beschäftigten unterstützt
werden, wenn sie ihren hart verdienten Lohn einklagen müssen. Wenn es,
wie in der Paketbranche teilweise sehr schmutzig zugeht, dann dürfen
wir die Beschäftigten nicht alleine lassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/2149: Deutschland muss Zeitfenster für Erhalt des Nuklearabkommens mit dem Iran nutzen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Mai 2019

Deutschland muss Zeitfenster für Erhalt des Nuklearabkommens mit dem Iran nutzen



Zur Aussetzung mehrerer Maßnahmen aus dem Nuklearabkommen erklärt
Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Deutschland hat bei den Verhandlungen zum Nuklearabkommen eine
wichtige Rolle gespielt. Diese Rolle darf es jetzt nicht verspielen.
Es gibt noch ein Zeitfenster für Verhandlungen, das genutzt werden
muss.

Mit den bisherigen Maßnahmen verstößt der Iran vermutlich noch nicht
gegen das Abkommen. Es ist aber kein gutes Zeichen, dass er damit auf
die Politik von Präsident Trump reagiert. Hier spielen sich die
Hardliner auf beiden Seiten gegenseitig die Bälle zu. In dieser
Situation ist es falsch, sich durch "Ultimaten" von Verhandlungen und
Vermittlungsversuchen abhalten zu lassen. Das Abkommen ist ein
zentraler Baustein der regionalen Stabilität, die auch in unserem
Interesse liegt.

Außenminister Maas darf nicht tatenlos bleiben. Er muss nach Iran
fahren und sich energisch für den Erhalt des Abkommens einsetzen.
Seine Glaubwürdigkeit wäre dabei umso größer, wenn die Bundesregierung
endlich auch den Atomwaffenverbotsvertrag unterstützen würde.
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BILDUNG/933: Kabinettsbeschluss zum Berufsbildungsgesetz - Schmalspur-Modernisierung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Mai 2019

Schmalspur-Modernisierung



Zum heutigen Kabinettsbeschluss zur Modernisierung des
Berufsbildungsgesetzes erklärt Beate Walter-Rosenheimer, Sprecherin
für Aus- und Weiterbildung:

Das Kabinett hat heute den lang erwarteten Beschluss gefasst, mit dem
das Berufsbildungsgesetz geändert werden soll. Hier findet sich viel
Klein-Klein. Damit wird wieder eine Chance vertan.

Klein fällt unter anderem die Mindestausbildungsvergütung aus. Nur
wenige Azubis profitieren davon. 515 Euro im ersten Jahr oder noch
weniger bekommen ohnehin nur noch wenige Azubis in wenigen Branchen,
meist im Handwerk. Das ergab die Antwort der Bundesregierung auf
unsere schriftliche Frage vom Februar 2019. Wir fordern, die
Mindestausbildungsvergütung dynamisch auszugestalten. Sie muss jedes
Jahr neu festgelegt werden und soll sich in der Höhe an 80 Prozent der
Durchschnittsvergütung orientieren - für dieses Jahr läge die
Mindestvergütung somit bei 680 Euro. Das wollen wir flankieren mit
einem Azubi-Ticket und Wohnheimen für Azubis, um auch bei der
Mobilität vergleichbare Bedingungen bei akademischer und beruflicher
Bildung zu schaffen.

Viel zu kurz gedacht sind auch weitere Änderungen, wie zum Beispiel
die neuen Abschlussbezeichnungen oder die Änderungen im Prüfungswesen.
Diese stellen die Betroffenen im Prüfungswesen, die Kammern und die
Gewerkschaften, nicht zufrieden.

Es braucht endlich den großen Wurf mit Blick auf die
Ausbildungsberufe. Wir fordern eine echte konjunkturunabhängige
Ausbildungsgarantie. Nur dann ist Schluss mit dem Übergangssystem.
Vor allem Österreich, aber auch die Schweiz, mit vergleichbarem
beruflichem Bildungssystem zeigen uns, dass es geht. Und wir brauchen
die Verankerung des inklusiven Bildungsansatzes und der UN-
Behindertenrichtlinie im Berufsbildungsgesetz. Die Bundesregierung
muss diese Herausforderungen endlich anpacken, um den Ausbildungsmarkt
zukunftsfit zu machen.
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GESUNDHEIT/1031: Bessere Bedingungen für die Geburtshilfe jetzt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Mai 2019

Bessere Bedingungen für die Geburtshilfe jetzt



Zum Gesetzentwurf für eine Reform der Ausbildung von Hebammen erklärt
Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Sprecherin für Gesundheitsförderung:

Spahns Blockadehaltung zur Besserstellung von Hebammen war nicht
haltbar. Deutschland ist Schlusslicht bei der Akademisierung des
Hebammenberufs. Endlich sieht Spahn ein, dass EU-Verordnungen auch für
ihn gelten. Hebammen müssen gemäß ihrer Qualifikation eingesetzt und
bezahlt werden. Der Gesetzentwurf ist richtig, doch er greift zu kurz.
Minister Spahn liefert keine Antwort darauf, wie bereits ausgebildete
Hebammen sich nachträglich akademisch qualifizieren können, ohne ein
vollständiges Studium absolvieren zu müssen. Eine stärkere
interdisziplinäre Ausbildung von Ärztinnen und Ärzten und Hebammen
wäre zu begrüßen. Die Expertise von erfahrenen Hebammen muss in die
neuen Studiengänge überführt werden.

Völlig blank bleibt Spahn bei dringend notwendigen Verbesserungen in
der Geburtshilfe. Die Ausbildungsreform kann nur mittelfristig wirken,
doch die Arbeitsbedingungen in den Kreißsälen müssen jetzt verbessert
werden. Die Personalausstattung in Kliniken muss so bemessen sein,
dass für jede Frau während der Geburt eine 1:1-Betreuung gewährleistet
ist. Hebammen müssen von fachfremden Arbeiten wie Putzen entlastet
werden. Eine Geburt braucht Zeit und diese müssen sich die Gebärenden
und Hebammen auch nehmen können. In Deutschland werden zu viele
medizinisch unnötige Kaiserschnitte durchgeführt. Bessere Strukturen
in der Geburtshilfe sind der Schlüssel für einen guten Start ins
Leben.
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RECHT/849: Die Würde des Menschen ist unantastbar


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Mai 2019

Die Würde des Menschen ist unantastbar



Zum Jahresbericht der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter
erklärt Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechtspolitik und
Humanitäre Hilfe:

Nur wer im eigenen Land alles unternimmt, um die Menschenwürde zu
wahren, kann guten Gewissens Missstände weltweit anprangern. Der
Bericht der Nationalen Stelle zeigt an zahlreichen Beispielen auf, wo
überall in Deutschland Defizite bestehen: wenn Familien bei
Abschiebungen getrennt werden, bei Nacht und Nebel abgeholt und dann
auf Flughäfen rechtswidrig eingesperrt werden; wenn in
Justizvollzugsanstalten oder Polizeiwachen Menschen willkürlich
gefesselt, beim Arztbesuch gefilmt oder auch nur respektlos behandelt
werden. Besonders beunruhigend und beschämend sind die Schwächen, die
im Pflegesektor angeprangert werden: mangelndes und unzureichend
ausgebildetes Personal, willkürlicher oder gar rechtswidriger Einsatz
freiheitsentziehender Maßnahmen wie die Fixierung oder die Weigerung
mancher Bundesländer, mit den Kontrolleuren zusammenzuarbeiten.

Die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter muss mit zehn
ehrenamtlichen und sechs hauptamtlichen Bediensteten bundesweit 13.000
Einrichtungen kontrollieren. Es ist ein Armutszeugnis, dass sie mit
ihrer erbärmlichen finanziellen und personellen Ausstattung ihren
gesetzlichen Auftrag im Grunde nicht erfüllen kann. Die
Bundesregierung muss dringend finanziell und auf Gesetzeswege
nachbessern, um sicher zu stellen, dass Deutschland seinen
internationalen Verpflichtungen nachkommen kann.
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SOZIALES/1944: Kinder in den Mittelpunkt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Mai 2019

Kinder in den Mittelpunkt



Anlässlich des internationalen Tages der Familie erklärt Katja Dörner,
Sprecherin für Kinder- und Familienpolitik:

Familien sind so vielfältig wie das moderne Leben. Jedes Kind hat das
Recht auf ein gutes Aufwachsen. Wir wollen kein Kind zurücklassen und
Chancengleichheit endlich verwirklichen. Familienpolitik muss deshalb
Kinder und ihre Bedürfnisse in den Mittelpunkt stellen. Eltern
wünschen sich mehr Zeit für ihre Kinder. Viele wünschen sich eine
partnerschaftliche Aufteilung von Erwerbs- und Familienarbeit. Mit der
grünen KinderzeitPlus sollen Eltern mehr und länger Zeit für ihre
Kinder haben: Wir wollen bis zu 24 Monate Elterngeld statt nur 14. Die
Inanspruchnahme soll auch möglich sein bis Kinder 14 Jahre alt sind.
Denn auch bei älteren Kindern braucht es phasenweise mehr
Aufmerksamkeit und Zeit der Eltern, beispielsweise bei einem
Schulwechsel oder in der Pubertät.

Damit der Familienalltag nicht geprägt ist von einem zu knappen
Budget, das ein Eis, den Kinobesuch oder neue Schuhe zur
Herausforderung macht, brauchen wir eine Familienförderung, die die
Bedürfnisse von Kindern in den Mittelpunkt stellt - mit einer
Kindergrundsicherung, die die Familien wirklich erreicht, die
automatisch ausgezahlt wird und Kindern ein gutes Aufwachsen
ermöglicht. Der aktuell bestehende Leistungsdschungel ist für Familien
unübersichtlich und intransparent und gehört daher in die
Geschichtsbücher.
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UMWELT/1842: Anton Hofreiter - Wir brauchen einen Klima-Vorbehalt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Mai 2019

Anton Hofreiter: Wir brauchen einen Klima-Vorbehalt



Der Koalitionsausschuss hat sich wieder nicht mit einem
Klimaschutzgesetz befasst. Dazu erklärt der Fraktionsvorsitzende Anton
Hofreiter:

"Es ist bestürzend, wie SPD und Union eine Chance nach der anderen
verstreichen lassen, ihren klimaschädlichen Kurs zu korrigieren und
endlich für wirksamen Klimaschutz zu sorgen. Wieder wurde kein
konkretes und wirksames Klimaschutzgesetz auf den Weg gebracht, beim
Kohleausstieg geht es nicht voran und auf einen CO2-Preis kann sich
die Koalition auch nicht einigen. Diese Regierung gefährdet unsere
Lebensgrundlagen. Das ist verantwortungslos.

Wir brauchen dringend einen Klima-Vorbehalt: Alle Gesetzesvorhaben,
die die klimarelevanten Bereiche wie Energie, Bauen, Verkehr,
Industrie oder Landwirtschaft betreffen, müssen klimaverträglich sein.
Künftig muss als verbindliche Voraussetzung gelten, dass die geplanten
Maßnahmen auf die zu erwartende Treibhausgasemissionen geprüft werden.
Was gegen die Klimaziele verstößt, darf nicht mehr in Kraft treten."
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RECHT/934: Opfern der Stasi Gerechtigkeit widerfahren lassen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2019

Opfern der Stasi Gerechtigkeit widerfahren lassen

Überprüfung auf Stasi-Vergangenheit im öffentlichen Dienst wird
verlängert



Das Bundeskabinett hat heute den Gesetzentwurf zur Verlängerung der
Überprüfungsmöglichkeit auf Stasitätigkeit im öffentlichen Dienst
beschlossen. Dazu erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagfraktion, Gitta Connemann, und die kultur- und
medienpolitische Sprecherin, Elisabeth Motschmann:

Connemann: "Wir sorgen dafür, dass ehemalige Spitzel auch
zukünftig entlarvt werden können. Dafür verlängern wir die
Möglichkeit zur Überprüfung von Mitarbeitern z.B. im öffentlichen
Dienst und von Mandatsträgern. Niemand soll mit oder für einen
ehemaligen Mitwisser der SED-Diktatur arbeiten müssen. Wir können das
DDR-Unrecht nicht ungeschehen machen. Aber unser vereintes
Deutschland verhilft so auch noch nach Jahren der Gerechtigkeit zum
Zug. Denn die Opfer haben darauf ein Recht. SED-Unrecht hat kein
Verfallsdatum. Es verjährt nicht. Die Opfer leiden bis heute
darunter. Wir wollen Gerechtigkeit für die Opfer. Kinder wurden
ihren Eltern weggenommen, in Heime gesteckt, zwangsadoptiert.
Jugendliche durften die Schule nicht beenden, nicht studieren.
Kollegen wurden bespitzelt. Ein Teil der Täter ist heute um die 50,
noch nicht in der Rente. Die offiziellen und inoffiziellen
Mitarbeiter der Stasi sind die Gesichter und Handlanger des
SED-Unrechts."

Motschmann: "Mitarbeiter im öffentlichen Dienst stehen
rechtlich in einem besonderen Dienst- und Treueverhältnis. Jeder der
für den öffentlichen Dienst tätig ist, muss auch weiterhin auf eine
Stasitätigkeit überprüft werden können. Daher setzten wir nun die
Forderung aus dem Koalitionsvertrag um, diese Überprüfungsmöglichkeit
bis 2030 zu verlängern. Unrecht bleibt Unrecht. Auch 30 Jahre nach
der Friedlichen Revolution leiden noch viele Menschen unter den
Folgen von Willkür, Bespitzelung und Repression in der DDR. Gerade im
öffentlichen Dienst ist eine hohe Sensibilität im Umgang mit einer
Stasitätigkeit erforderlich. Es gibt leider immer noch Fälle, in
denen Bewerber oder Staatsdiener ihre frühere Stasitätigkeit bewusst
verschweigen, wie z.B. der Berliner Baustaatssekretär Andrej Holm.
Wir sind den Opfern größtmögliche Transparenz schuldig, damit sie
Grundvertrauen in staatliches Handeln haben können."
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RECHT/933: Opfer des SED-Unrechtsregimes unterstützen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2019

Opfer des SED-Unrechtsregimes unterstützen

Kabinett beschließt Entfristung des strafrechtlichen, des
verwaltungsrechtlichen und des zivilrechtlichen
Rehabilitationsgesetzes



Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch den Entwurf eines
Gesetzes zur Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften
für Opfer der politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR
beschlossen. Dazu erklären der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, und die rechtspolitische
Sprecherin, Elisabeth Winkelmeier-Becker:

Frei: "Der Kabinettsbeschluss über das Gesetz zur Entfristung
der Rehabilitationsgesetze ist gerade im dreißigsten Jahr des
Mauerfalls ein überfälliges Signal der Solidarität mit den Opfern des
SED-Unrechtsregimes. Endlich legt das Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz nun Regelungen vor, die verhindern, dass
die Rehabilitationsmöglichkeiten für SED-Opfer zum Jahresende 2019
auslaufen. Gerade Geschädigte, die erst spät den Weg zu einem
Rehabilitationsverfahren beschreiten können, wird hiermit geholfen.
Allerdings müssen wir im parlamentarischen Verfahren nunmehr dafür
sorgen, dass ergänzend die datenschutzrechtlichen Grundlagen
geschaffen werden, um das Unrecht von Zwangsadoptionen in der
ehemaligen DDR wissenschaftlich erforschen zu können."

Winkelmeier-Becker: "Durch das jetzt angestoßene
Gesetzgebungsvorhaben kommt endlich Bewegung ins Verfahren. Wir
müssen dringend noch diejenigen Regelungen des Gesetzentwurfs
verbessern, mit denen ehemalige DDR-Heimkinder Entschädigungen für
das ihnen zugefügte Unrecht erhalten sollen. Wir glauben, dass wir
davon auch unseren Koalitionspartner überzeugen können."

Hintergrund: 

Das Bundeskabinett hat heute den Entwurf eines Gesetzes zur
Verbesserung rehabilitierungsrechtlichen Vorschriften für Opfer der
politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR verabschiedet. Mit dem
Gesetzentwurf, der eine Vorgabe des Koalitionsvertrages umsetzt,
werden die SED-Unrechtsbereinigungsgesetze dauerhaft entfristet.
Ferner sieht der Gesetzentwurf Verbesserungen für die Entschädigung
von DDR-Heimkindern vor, die Opfer politischer Verfolgung waren.
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RECHT/932: Mittelstand und Vereine effektiv vor missbräuchlichen Abmahnungen schützen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2019

Mittelstand und Vereine effektiv vor missbräuchlichen Abmahnungen
schützen

Gesetz zur Stärkung des fairen Wettbewerbs im Kabinett verabschiedet



Das Bundeskabinett verabschiedet am heutigen Mittwoch den Entwurf des
Gesetzes zur Stärkung des fairen Wettbewerbs. Hierzu erklären die
rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, sowie der
für den gewerblichen Rechtschutz zuständige Berichterstatter, Ingmar
Jung:

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Das Wettbewerbsrecht muss eine
solide Basis für einen fairen Umgang zwischen allen Marktteilnehmern
sein. Es darf keinen Raum für Abmahnvereine bieten, die auf dem
Rücken kleiner Gewerbetreibender ein Geschäftsmodell betreiben.
Deshalb hatten wir die Bundesjustizministerin bereits im Juni letzten
Jahres aufgefordert, einen Gesetzesvorschlag vorzulegen, um die
Praxis missbräuchlicher Abmahnungen einzudämmen.

Der heute vom Kabinett beschlossene Entwurf enthält dafür gute
Ansätze. Es ist richtig, die Praxis missbräuchlicher Abmahnungen
künftig einzuschränken, indem wir finanzielle Anreize für massenhafte
Abmahnungen abbauen, mehr Transparenz in die Praxis von
Abmahnvereinen bringen und zugleich den Kreis von Organisationen, die
zu Abmahnungen befugt sind, einschränken.

Es ist auch zu begrüßen, dass künftig Vereine oder Handwerksbetriebe
nicht mehr sofort kostenpflichtig abgemahnt werden können, nur weil
die Angaben im Impressum ihrer Website unvollständig sind. Gerade mit
Blick auf die Eindämmung missbräuchlicher Abmahnungen auf Basis von
Verstößen gegen die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) hätten wir uns
jedoch einen umfassenderen Schutz für kleine und mittlere Unternehmen
(KMU), Selbständige und Vereine gewünscht. Dies war auch nach
monatelangen Verhandlungen mit der Bundesjustizministerin offenbar
nicht möglich.

In den weiteren Beratungen werden wir intensiv prüfen, ob wir nicht
höhere Anforderungen und strengere Kriterien an die Einrichtungen und
Verbände stellen können, die Gewerbetreibende abmahnen dürfen. Ziel
muss es sein, den missbräuchlichen Einsatz von Abmahnungen effektiv
und nachhaltig einzudämmen."


Ingmar Jung: "Wir werden im parlamentarischen Verfahren
sehr genau prüfen, ob der Regierungsentwurf auch im Einzelfall zu
wertungsmäßig angemessenen Ergebnissen führt. Klar ist nämlich auch,
dass das Lauterkeitsrecht ein wichtiger Bestandteil zum Schutz des
rechtstreuen Wettbewerbs und der Verbraucher ist. Daher müssen wir
darauf achten, dass wir mit der Novellierung nicht über das Ziel
hinausschießen und nicht auch richtige und zum Schutz des fairen
Wettbewerbs notwendige Abmahnungen unnötig erschweren.

Mit der Einführung der sogenannten Reparaturklausel wollen wir ein
Mindestmaß an Wettbewerb auf dem Sekundärmarkt für sichtbare
Ersatzteile schaffen. Mit einer maßgenauen Anpassung im Designrecht
werden wir die berechtigten Interessen von Herstellern der
Originalteile, des Ersatzteilhandels und der Verbraucher miteinander
in Einklang bringen."
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RECHT/931: Abmahnmissbrauch bei DSGVO-Verstößen einen Riegel vorschieben


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Mai 2019

Abmahnmissbrauch bei DSGVO-Verstößen einen Riegel vorschieben

Kabinett beschließt Reform des Abmahnwesens



Das Bundeskabinett verabschiedet am morgigen Mittwoch den Entwurf
eines Gesetzes zur Stärkung des fairen Wettbewerbs. Dazu erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Thorsten Frei:

"Der Kabinettsbeschluss über das Gesetz zur Stärkung des fairen
Wettbewerbs ist ein gutes Signal: Künftig soll verhindert werden,
dass Wettbewerber ihre Konkurrenten wegen möglicherweise sogar
nichtigster Verstöße gegen die Datenschutzgrundverordnung
kostenpflichtig abmahnen und unmittelbar Vertragsstrafen verhängen
können. Damit kommt der Gesetzentwurf dem Entschließungsantrag der
Koalitionsfraktionen nach, den diese zur Bekämpfung des
Abmahnmissbrauchs am 13. Juni 2018 gefasst hatten. Der Entwurf
modernisiert in schonender Weise das bewährte Instrument der
Abmahnung und trägt dazu bei, dass dieses in Zukunft nicht mehr
missbräuchlich genutzt werden kann. Damit schützen wir kleine
Unternehmen, Vereine und Ehrenamtliche und stärken den
Wirtschaftsstandort Deutschland."
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SOZIALES/1986: Nicht das Vertrauen einer Generation verspielen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2019

Nicht das Vertrauen einer Generation verspielen

Finanzierungspläne zur Grundrente sind respektlos gegenüber
Beitragszahlern



Laut Medienberichten plant Bundesarbeitsminister Heil, die Grundrente
durch einen Griff in die Sozialkassen zu finanzieren. Dazu erklärt
der Vorsitzende der Jungen Gruppe der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Mark Hauptmann:

"Die Überlegungen des Bundesarbeitsministers zur Finanzierung seiner
Grundrente offenbaren einen desaströsen Umgang mit den gezahlten
Beiträgen der Beitragszahlerinnen und Beitragszahler. Nicht nur, dass
zur Finanzierung der Grundrente die Rücklagen von
Sozialversicherungen angezapft werden sollen, die mit der Grundrente
in keinem Zusammenhang stehen, etwa der Krankenversicherung. Vielmehr
ist es insbesondere der jungen Generation gegenüber respektlos, auf
die Rücklagen zuzugreifen, die eigentlich für konjunkturell
schwächere Zeiten gedacht sind. Die sogenannte "Respektrente"
entpuppt sich als Respektlosigkeit gegenüber allen heutigen und
zukünftigen Beitragszahlern, auf deren Rücken die Planspiele des
Bundesarbeitsministers ausgetragen werden sollen. Seinen Plänen fehlt
ohnehin die Legitimation durch den Koalitionsvertrag.

Gerade vielen jüngeren Menschen fehlt (noch) der Überblick, wie sich
ihre Rente im Alter zusammensetzen wird. Laut einer jüngst
veröffentlichten Studie des Versorgungswerks Metallrente erwarten 84
Prozent der 17- bis 27-Jährigen, dass sich der Staat um eine
verlässliche Rente kümmert. Mit seinen Plänen durch die Hintertür
droht der Arbeitsminister das Vertrauen einer ganzen Generation in
die Politik zu verspielen."

 * 
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SOZIALES/1985: Das Leben von Familien jeden Tag ein Stück einfacher machen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2019

Das Leben von Familien jeden Tag ein Stück einfacher machen



Zum Internationalen Tag der Familie, den wir am heutigen Mittwoch
begehen, können Sie die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, wie folgt zitieren:

"Eltern leisten mit der Erziehung und Betreuung ihrer Kinder einen
unschätzbaren Beitrag für unsere Gesellschaft. Deshalb steht diese
Legislaturperiode ganz besonders im Zeichen der Familien: Erhöhung
Kinderfreibetrag, Kindergeld, Kinderzuschlag, Baukindergeld und
Gute-Kita-Gesetz sind bereits umgesetzt. Jetzt muss der
Rechtsanspruch auf einen Ganztagsbetreuungsplatz angegangen werden.
Die Regierung soll dazu zügig Konzepte vorlegen. Darüber hinaus
wollen wir für Eltern in besonderen Belastungssituationen, wie zum
Beispiel nach Mehrlingsgeburten, Erleichterungen beim Elterngeldbezug
erreichen. Und wir wollen, dass künftig alle Familienleistungen
digital beantragt werden können. Das Leben von Familien jeden Tag ein
Stück einfacher zu machen, das ist das Ziel unserer Fraktion. Dafür
setzen wir uns ein."

 * 
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WIRTSCHAFT/2829: Mehr Fairness in der Paketbranche


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2019

Mehr Fairness in der Paketbranche

Nachunternehmerhaftung ist ein maßvoller Schritt



Der Koalitionsausschuss hat die Einführung der Nachunternehmerhaftung
in der Paketbranche beschlossen. Hierzu erklärt der Vorsitzende der
Arbeitnehmergruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Uwe Schummer:

"Die Einführung der Nachunternehmerhaftung für nicht geleistete
Sozialabgaben in der Paketbranche ist ein maßvoller Schritt, um
unübersehbaren Problemen in Teilen der Branche zu lösen. Die
Aufsichtsbehörden haben die Missstände schon seit längerem im Blick.
So brachte die unionsgeführte Landesregierung in Nordrhein-Westfalen
bereits 2018 eine Arbeitsschutzaktion "Fairer Versandhandel" auf den
Weg. Zur erwünschten Verhaltensänderung in den auffälligen Teilen der
Branche hat dies aber leider nicht geführt. Letztendlich überwiegen
die Argumente für eine Schärfung des rechtlichen Instrumentariums.

Wir setzen mit der Änderung bei Verstößen gegen die Beitragspflicht
zur Sozialversicherung an, wenngleich die bei Kontrollen der Behörden
festgestellten Delikte auch Verstöße in größerem Stil gegen das
Mindestlohngesetz und das Aufenthaltsrecht umfassen. Experten
bescheinigen diesem Schritt aber generalpräventive Wirkung, die sich
auch auf Erfahrungen aus der Baubranche und der Fleischverarbeitung
stützt.

Wir wollen eine für die Betriebe möglichst unaufwändige Regelung
umsetzen. Eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der zuständigen
Einzugsstelle für die Sozialversicherungsbeiträge reicht zum Beispiel
für eine "Enthaftung" des auftraggebenden Unternehmens in der Regel
vollkommen aus. Zusätzlich sind umfangreiche bürokratische
Entlastungen für Arbeitgeber an anderer Stelle geplant.

In der Baubranche haben vergleichbare Regelungen bereits vor
eineinhalb Jahrzehnten zu geordneten Verhältnissen beigetragen. Von
diesen profitieren Beschäftigte und Unternehmen gleichermaßen.
Arbeitgeber wie Arbeitnehmer der Branche stehen hinter ihrem
Fortbestand. In der Fleischverarbeitung zeigt eine Regelung aus dem
Jahr 2017 ebenfalls positive Wirkung.

Die Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche wird auch künftig die
Ausnahme bleiben. Sie setzt aber das Signal, dass der Gesetzgeber da
handelt, wo gewollte unternehmerische Freiräume für Geschäftsmodelle
ausgenutzt werden, die Rechtsverstöße wie etwa das Unterlaufen von
Sozialnormen und Wettbewerbsverzerrung zu Lasten seriöser Unternehmen
zumindest billigend in Kauf nehmen. Insbesondere schafft sie auch
mehr Fairness im Wettbewerb zwischen Online-Handel und dem
mittelständischen Handel vor Ort."

 * 
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WIRTSCHAFT/2828: Ehrliche Arbeitgeber von bürokratischen Zwängen befreien


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2019

Ehrliche Arbeitgeber von bürokratischen Zwängen befreien

Klare Botschaft des Koalitionsausschusses



Gestern hat sich der Koalitionsausschuss darauf verständigt, neben
einem Gesetz zur Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche auch ein
Gesetz zur Bürokratieentlastung auf den Weg zu bringen. Dazu erklärt
der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der CDU/CSU
Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Wir sind für gute Arbeitsbedingungen in der Paketbranche und für die
Einhaltung des gesetzlichen Mindestlohns. Die Botschaft der gestrigen
Einigung im Koalitionsausschuss ist klar und unmissverständlich: Wir
werden die ehrlichen und verantwortungsvollen Arbeitgeber von
bürokratischen Zwängen befreien und die schwarzen Schafe zur Kasse
bitten.

Unsere Vorstellung von sozialer Marktwirtschaft basiert auf einem
fairen Wettbewerb und nicht darauf, sich auf Kosten der Beschäftigten
Wettbewerbsvorteile zu verschaffen.

Deswegen belohnen wir die Arbeitgeber, die verantwortungsvoll mit
ihren Beschäftigten umgehen und befreien sie von bürokratischen
Zwängen."

 * 
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BILDUNG/914: Mindestausbildungsvergütung, die sich lohnt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Mai 2019

Mindestausbildungsvergütung, die sich lohnt



"Azubis sind keine Billigarbeitskräfte. Umso erfreulicher ist es, dass
nun nach der Einführung des Mindestlohns auch eine
Mindestausbildungsvergütung für Azubis eingeführt wird. Das ist ein
wichtiger und richtiger Schritt Richtung mehr soziale Gerechtigkeit.
Allerdings profitieren nach dem Modell von Frau Karliczek viel zu
wenige Azubis davon", erklärt Birke Bull-Bischoff zum heute im
Kabinett vorgelegten Gesetzentwurf zur Novellierung des
Berufsbildungsgesetzes. Die bildungspolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE weiter:

"Wir fordern eine gesetzlich festgelegte Mindestausbildungsvergütung,
die einheitlich bei 80 Prozent der durchschnittlichen tariflichen
Ausbildungsvergütungen aller Branchen des jeweiligen Ausbildungsjahres
liegt. Nach dieser Rechnung und dem zugrundgelegten
Gewerkschaftsmodell würden von diesen 660 Euro brutto pro Monat im
ersten Ausbildungsjahr über 120.000 Jugendliche profitieren. Nach
Karliczeks jetziger Vorlage wären es im Jahr 2020 etwa 26.190 junge
Menschen. Das sind zu wenige, zumal die vollzeitschulischen
Ausbildungen außen vor sind, da sie außerhalb des Geltungsbereichs des
Berufsbildungsgesetzes liegen.

Die Bundesregierung versäumt es überdies, weitere Meilensteine in
puncto Rechtssicherheit zu setzen und soziale Absicherung und
Ausbildungsqualität in der beruflichen Bildung einzuführen: z.B. die
Verankerung des Rechtsanspruchs auf eine vollqualifizierende
Ausbildung, das Recht auf Teilzeitausbildung, mehr Schutz- und
Mitbestimmung für Azubis und die Übernahme von Lernmittelkosten sowie
Fahrt- und Unterbringungskosten seitens der Betriebe. Die gleiche
Leier wie damals beim Mindestlohn, das sei der Untergang für viele
Betriebe und Ausbildungsplätze würden wegfallen, ist ermüdend. Die
Wirtschaft braucht Fachkräfte und hat eine Verantwortung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5043: GroKo-Dämmerung - Koalition zur Lösung drängender Probleme unfähig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Mai 2019

GroKo-Dämmerung - Koalition zur Lösung drängender Probleme unfähig



"Die SPD muss Verantwortung übernehmen und endlich die Koalition
verlassen, denn eine andauernd handlungsunfähige Regierung kann sich
das Land nicht leisten. Ob Rentenarmut, konsequente Haltung gegen
US-Kriegstreiberei, Klimakrise oder gnadenloses Lohndumping - die
großen Probleme unserer Zeit werden von der sogenannten GroKo nicht
angegangen", erklärt Sahra Wagenknecht, Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE, zu den Ergebnissen des Koalitionsausschusses. Wagenknecht
weiter:

"Es liegt an der SPD zu erkennen, dass ein wirksamer
sozial-ökologischer Fahrplan zur Klimarettung, deutliche höhere Renten
und bessere Arbeit durch ein Verbot von Leiharbeit oder sachgrundlosen
Befristungen mit der Union nicht zu machen sind. Es spricht Bände,
dass es schon ein Kampf war, die Union dazu zu bewegen, die Paketboten
vor dem Raub ihrer Sozialbeiträge zu schützen. Über die Grundrente
aber wurde noch nicht einmal geredet. Statt Stillstand brauchen wir
einen Politikwechsel, der die soziale und ökologische Wende
zusammenbringt, damit durch mehr Gerechtigkeit und höhere Steuern für
Superreiche wieder mehr in unser aller Zukunft investiert werden
kann."

 * 

Quelle:
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RECHT/570: Grundgesetz zur Lösung aktueller Herausforderungen nutzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Mai 2019

Grundgesetz zur Lösung aktueller Herausforderungen nutzen



"Mit unserem Grundgesetz wurden vor 70 Jahren nicht nur Leitlinien und
Werte verkündet, sondern auch konkrete Arbeitsaufträge für den
politischen Alltag, die der Ewigkeitsklausel unterliegen und nicht
verhandelbar sind. Dazu gehört der Schutz der Menschenwürde genauso
wie das Sozialstaatsgebot. Wenn der soziale Zusammenhalt und die
Menschenwürde angegriffen werden und dem Profit von Konzernen
untergeordnet werden, ist es grundgesetzliche Aufgabe der Politik, die
Bevölkerung zu schützen und dem Grundgesetz Geltung zu verschaffen",
erklärt Jan Korte, 1. Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion
DIE LINKE, zum 70. Jahrestag der Verkündigung des Grundgesetzes der
Bundesrepublik Deutschland. Korte weiter:

"Angesichts der für einen Großteil der Menschen negativen
Entwicklungen im Gesundheitssystem, auf dem Wohnungsmarkt oder im
Verkehr ist es höchste Zeit, eine Diskussion darüber zu führen, welche
Bereiche unseres Lebens privatrechtlich, und welche
öffentlich-rechtlich organisiert sein sollten. Die Möglichkeiten,
unsere Gesellschaft so zu gestalten, dass die Wirtschaft der
Gemeinschaft dient, haben uns die Mütter und Väter des Grundgesetzes
vor 70 Jahren mitgegeben. Und zwar nicht aus einer Laune heraus,
sondern unter dem Eindruck der Verwüstungen des deutschen Faschismus
in Europa. Wir sollten die Möglichkeiten des Grundgesetzes nutzen, um
unsere Gesellschaft und die Demokratie weiterzuentwickeln, statt im
Stillstand zu verharren."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2625: Koalition versäumt erneut, studentischen Wohnraum zu schaffen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Mai 2019

Koalition versäumt erneut, studentischen Wohnraum zu schaffen



"Die Koalitionsfraktionen haben eilig noch kleine Änderungen am
Regierungsentwurf zur BAföG-Novelle nachgeschoben. Leider wird ihr
Auftrag, studentischen Wohnraum beim sozialen Wohnungsbau zu
berücksichtigen, kaum jemandem helfen, der jetzt studiert. Das Thema
wird auf die lange Bank geschoben, obwohl seit langem klar ist, dass
wir ein Bundesprogramm brauchen, um direkt und unmittelbar den Neubau
und Erhalt von Studierendenwohnheimen zu fördern", erklärt Nicole
Gohlke, hochschul- und wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE, zur heutigen Debatte im Ausschuss für Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschätzung. Gohlke weiter:

"Die Kritik des Bundesrechnungshofes an der Verwendung der Mittel aus
dem Hochschulpakt zeigt ein weiteres Mal, wie wenig zielgenau die
Programme sein können, bei denen sich zu viele Träger die
Verantwortung teilen, ohne dass klar Ziele vereinbart und ihre
Erreichung überwacht wird. Die Leidtragenden sind die Studierenden und
die vielen Lehrkräfte und Forschenden, die an den Hochschulen unter
prekärsten Bedingungen beschäftigt sind."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Mai 2019
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VERKEHR/516: Masterplan Binnenschifffahrt bleibt unter Notwendigem


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Mai 2019

Masterplan Binnenschifffahrt bleibt unter Notwendigem



"Es ist gut, dass es nun einen Masterplan für die Binnenschifffahrt
gibt. Es ist aber fatal und nicht zeitgemäß, dass die zentralen
Herausforderungen des Klimawandels und der zwingend notwendigen
Verkehrswende keine hinreichende Berücksichtigung in diesem Plan
finden. Wie die Binnenschifffahrt ihren unerlässlichen Beitrag zur
Erreichung der Klimaschutzziele der Bundesregierung erreichen kann,
bleibt ungeklärt", erklärt Jörg Cezanne, für die Fraktion DIE LINKE
Mitglied im Verkehrsausschuss und Sprecher für Schifffahrt, mit Blick
auf den Masterplan Binnenschifffahrt, den Bundesminister Scheuer heute
der Öffentlichkeit vorgestellt hat. Cezanne weiter:

"Daneben vermissen wir klare Aussagen, Ideen und Konzepte zur Stärkung
des kombinierten Verkehrs. Bahn und Schiff können ihren Anteil an der
Logistik in Deutschland steigern, der Verkehr auf unseren Straßen und
Schadstoffe können reduziert werden. Dafür bedarf es jedoch des
deutlichen politischen Willens und der Unterstützung der
Bundesregierung.

Der Maßnahmenplan benennt klar das Investitionsdefizit bei der
Wasserstraßeninfrastruktur. Zu wenig Haushaltsmittel für den Erhalt
der Wasserstraßen sowie der Personalabbau in der Wasserstraßen- und
Schifffahrtsverwaltung in den vergangenen Jahren haben dazu geführt,
dass notwendige Bauvorhaben weder geplant und noch durchgeführt werden
konnten. DIE LINKE fordert eine Personalausstattung für die WSV, die
eine Umsetzung der angedachten Maßnahmen auch sicherstellen kann."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. Mai 2019
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WIRTSCHAFT/2159: Portoerhöhungen ausschließlich zur Dividendensteigerung inakzeptabel


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Mai 2019

Portoerhöhungen ausschließlich zur Dividendensteigerung inakzeptabel



"Abzocke bleibt Abzocke, auch wenn sich das Porto für den einzelnen
Brief nur um Cent-Beträge erhöht. Dem Post-Chef Frank Appel fehlt
offensichtlich jegliches Gespür dafür, wie es bei den Menschen
ankommt, wenn die Post sich immer höhere Gewinne genehmigen lässt,
während sich gleichzeitig die Qualität der Zustellung und die
Arbeitsbedingungen der Briefträger immer weiter verschlechtern",
kommentiert Pascal Meiser, gewerkschaftspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, die geplante Portoerhöhung der Deutschen Post AG.
Meiser weiter:

"Eine Anhebung des Briefportos für Privatkunden um bis zu 25 Prozent
ausschließlich zur Steigerung der Dividenden der Anteilseigner ist und
bleibt inakzeptabel. Dass die Bundesregierung dem Post-Konzern für die
jüngste Änderung der zugrundeliegenden Verordnung den roten Teppich
ausgerollt hat, ist nicht nachvollziehbar.

Die Bundesregierung muss die jüngste Änderung der 
Post-Entgeltregulierungsverordnung zurücknehmen. Portoerhöhungen dürfen
künftig nur noch dann genehmigt werden, wenn die zusätzlichen
Einnahmen nachweislich auf eine Kostensteigerung zurückgehen oder für
bessere Arbeitsbedingungen für die Post-Beschäftigten und eine bessere
Qualität bei der Postzustellung verwendet werden. Einen entsprechenden
Antrag haben wir für die morgige Plenarsitzung aufgesetzt."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8422: Heute im Bundestag Nr. 564 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 564

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 15.25 Uhr

1. Scholz bei Grundsteuer optimistisch

2. Polen und Rumänien erhöhen EIB-Anteil

3. FDP fordert Stärkung des EGMR

4. AfD will Grundgesetz anpassen

5. Linke will Meisterpflicht ausweiten

6. AfD will Geringverdiener entlasten



1. Scholz bei Grundsteuer optimistisch

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Finanzminister Olaf Scholz (SPD) hat sich
optimistisch gezeigt, dass der Bund trotz eines geringeren Zuwachses
bei den Steuereinahmen ohne Neuverschuldung auskommen kann und dass
die vom Bundesverfassungsgericht aufgegebene Reform der Grundsteuer
bis zum Jahresende gelingt. In einer von der Vorsitzenden Bettina
Stark-Watzinger (FDP) geleiteten Sitzung des Finanzausschuss am
Mittwoch berichtete Scholz über das jüngste Ergebnis der
Steuerschätzung, nach dem der Bund gegenüber den Haushaltseckwerten
bis zum Jahr 2023 rund 10,5 Milliarden Euro weniger Steuern einnehmen
werde. Konkret werden nach den Ergebnissen der Steuerschätzung im
nächsten Jahr 1,6 Milliarden Euro weniger erwartet, im Jahr 2021 2,8
Milliarden Euro weniger und im Jahr 2023 3,4 Milliarden Euro weniger.
Der Minister erklärte, es gebe keine Konjunkturkrise, sondern das
geringere Wachstum bei den Steuereinnahmen sei auch auf
gesetzgeberische Maßnahmen wie das Familienentlastungsgesetz sowie auf
Entwicklungen im internationalen Handel, im Nahen und Mittleren Osten
sowie den Brexit zurückzuführen. Die gute Nachricht sei, dass sich die
internationale Lage schnell ändern könne und es dann wieder bessere
Wachstumsperspektiven gebe.

Scholz zeigte sich optimistisch, dass die Grundsteuerreform gelingen
werde. Das neue Grundsteuergesetz werde mit weniger Bürokratie
auskommen, und die Steuerzahler hätten weniger Angaben zu machen. Das
Aufkommen solle unverändert bleiben. Er gehe davon aus, dass man zu
einem Ergebnis kommen werde einschließlich Abweichungsmöglichkeiten
für Bundesländer. Auf Nachfragen besonders aus den Fraktionen von
CDU/CSU und SPD nach Ersatzlösungen für den Fall, dass keine Einigung
zustande komme, sagte Scholz, ohne Einigung könne die Grundsteuer
nicht mehr erhoben werden. Das sei verantwortungslos. Von der Idee
eines Zuschlags auf die Einkommensteuer anstelle der Grundsteuer
"halte ich nichts", sagte der Minister, der sich überzeugt zeigte,
dass die Reform der Grundsteuer bis zum Jahresende abgeschlossen
werden könne. Auf Fragen nach den finanziellen Leistungen des Bundes
für Flüchtlinge und Geduldete verwies Scholz auf die laufenden
Gespräche mit den Ländern und zeigte sich optimistisch, dass ein
Ergebnis gefunden werde.

Die FDP-Fraktion konnte den Optimismus von Scholz, dass es nach einer
konjunkturellen Delle in diesem Jahr bald wieder mehr Wachstum geben
werde, nicht teilen. Zur Grundsteuer erklärte die Fraktion, eine
Länderöffnungsklausel berge verfassungsrechtliche Risiken und sei der
Abschied vom politischen Gestaltungswillen. Die verfassungsrechtlichen
Risiken thematisierte auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Die Linksfraktion lehnte die Idee eines Zuschlags auf die
Einkommensteuer strikt ab. Um den Ausfall der Grundsteuer zu ersetzen,
müsse dieser Zuschlag fünf Prozent betragen. Die AfD wiederum sprach
von einer "tollen Idee".

Die AfD-Fraktion nahm sich das Thema EU-Beiträge vor. Für sie liegt
ein Grund für die schlechter ausgefallenen Zahlen der Steuerschätzung
in den in den nächsten Jahren stark steigenden Abführungen an den
EU-Haushalt, die 2017 20 Milliarden Euro betragen hätten und laut
Schätzung bis 2023 auf 46 Milliarden Euro steigen sollen. Ein Sprecher
der AfD-Fraktion sprach von einer "Explosion der Abgaben an die EU".

 * 

2. Polen und Rumänien erhöhen EIB-Anteil

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die Europäische Investitionsbank (EIB) will ihre
Satzung ändern, damit die Kapitalanteile von Polen und Rumänien
überproportional erhöht werden können. Damit der deutsche Vertreter im
Rat der Europäischen Union der Satzungsänderung zur Erhöhung des von
Polen gezeichneten Kapitals um rund 5,4 Milliarden Euro und der
Erhöhung des von Rumänien gezeichneten Kapitals um rund 125,5
Millionen Euro zustimmen kann, haben die Fraktionen von CDU/CSU und
SPD den Entwurf eines Gesetzes zur Erteilung der Zustimmung nach
Paragraph 7 Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1 des
Integrationsverantwortungsgesetzes zu dem Vorschlag einer
Satzungsänderung der Europäischen Investitionsbank vom 19. März 2019
(19/10145) eingebracht. Zuvor hatte der Bundestag bereits der
symmetrischen Erhöhung des Kapitals der Europäischen Investitionsbank
zugestimmt. Diese Erhöhung war zum Ausgleich des nach dem Austritt
Großbritanniens aus der EU entfallenden britischen Kapitals
erforderlich geworden. Wie in der Begründung des Gesetzentwurfs
erläutert wird, hatte Polen damals seine Zustimmung zur symmetrischen
Kapitalerhöhung von einer Erhöhung seines Stimmenanteils abhängig
gemacht, Rumänien habe sich dieser Forderung für seinen Anteil
angeschlossen. Der polnische Anteil an der EIB soll von 2,1 auf 4,6
Prozent steigen, der Anteil Rumäniens von 0,5 auf 0,66 Prozent.

 * 

3. FDP fordert Stärkung des EGMR

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion dringt auf die konsequentere
Umsetzung von Urteilen des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte (EGMR) und eine Stärkung seiner Effizienz. In einem
Antrag (19/10165) fordern die Abgeordneten die Bundesregierung auf,
"einen Mechanismus voranzutreiben, der die Umsetzung der EGMR-Urteile
auf nationaler Ebene stärken soll, indem er nicht nur
Entschädigungszahlungen an die Kläger, sondern Strafzahlungen gegen
Staaten selbst ermöglicht, die Urteile des EGMR nicht umsetzen".
Außerdem soll die Bundesregierung darauf hinwirken, dass ausstehende
Beiträge an den Europarat von Mitgliedsstaaten eingefordert werden und
Mitgliedsstaaten, die nicht vertragstreu sind, also ihren
Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommen und Urteile des EGMR nicht
umsetzen, kontinuierlich an ihre Verpflichtungen erinnern.

 * 

4. AfD will Grundgesetz anpassen

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion fordert in einem Antrag (19/10168)
eine umfassende Reform des Grundgesetzes. Zwar habe sich das
Grundgesetz in Gänze bewährt, dürfe aber auch nicht als
abgeschlossenes und unveränderbares Werk begriffen werden. Die
aktuellen Herausforderungen sollten Eingang in den Verfassungstext
finden.

Nötig seien Änderungen in Hinsicht auf die Gefahren durch den
Islamismus, die Festschreibung der deutschen Sprache, die Aufnahme der
deutschen Leitkultur, die Stärkung direktdemokratischer Elemente, die
Direktwahl des Bundespräsidenten, die Neuordnung der
Bund-Länder-Beziehungen, die Begrenzung der Amtszeit des
Bundeskanzlers, das Prinzip der Gewaltenteilung und die
Digitalisierung.

 * 

5. Linke will Meisterpflicht ausweiten

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Qualität und Rahmenbedingungen im Handwerk stehen im
Mittelpunkt eines Antrags (19/10154) der Linksfraktion. Die
Bundesregierung solle unter Einbeziehung Betroffener Kern-Parameter
wie Umsatz, Löhne und Beschäftigtenzahlen umfassend qualitativ und
quantitativ evaluieren, fordern die Abgeordneten. Auf Basis dieser
Ergebnisse solle bei Handwerken, bei denen es sachlich geboten und
rechtlich möglich erscheint, der verpflichtende Meisterbrief per
Gesetz wieder eingeführt werden. Dabei müssten die Seblstständigen
Bestandsschutz erhalten, die sich nach der Handwerksnovelle 2004 ohne
Meisterbrief selbstständig gemacht haben. Es müsse sichergestellt
werden, dass die alternativen Zugangsmöglichkeiten der
Handwerksordnung großzügig anerkannt werden, heißt es in dem Antrag
weiter. Hintergrund ist die Diskussion über eine mindestens teilweise
Wiedereinführung der Meisterpflicht für Berufe, für die genau diese
Pflicht im Zuge der Novelle von 2004 abgeschafft wurde.
Ausbildungsleistung und Qualität seien seitdem gesunken, erklären die
Abgeordneten der Linksfraktion.

 * 

6. AfD will Geringverdiener entlasten

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion fordert in einem Antrag (19/10170),
Einsparungen aus dem EU-Budget für die Entlastung von Geringverdienern
bei Sozialabgaben zu nutzen. Sie kritisiert, dass in kaum einem Land
den Erwerbstätigen so wenig netto vom Brutto bleibe wie in
Deutschland. Dies sei einer der Hauptgründe, warum Armut in einem
reichen Land wie Deutschland ein Problem sei, schreibt die AfD.

Sie fordert unter anderem, bis zu einer Sozialabgaben-Höhe von 300 EUR
des Arbeitnehmeranteils im Monat die Arbeitnehmer vollständig von
Sozialversicherungsbeiträgen zu befreien. Bei Selbständigen sollen
jeweils 50 Prozent der Beiträge zu den gesetzlichen
Sozialversicherungen als fiktionaler Arbeitnehmeranteil behandelt und
ebenfalls steuerlich ersetzt werden, sofern die Betroffenen gesetzlich
renten-, arbeitslosen- und krankenversichert seien.

Die aus Steuermitteln geleisteten Ausgleichszahlungen an die
Sozialversicherungen sollen den entlasteten Arbeitnehmern zugerechnet
werden und keine Auswirkung auf die Höhe der Ansprüche von gesetzlich
Versicherten aus der Renten- und Arbeitslosenversicherung haben. Die
Arbeitgeberanteile sollen unberührt bleiben.

Die Fraktion fordert außerdem, die Gleitzone bei den Midijobs
abzuschaffen und das Teilhabechancengesetz ersatzlos zu streichen.

 * 
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BUNDESTAG/8421: Heute im Bundestag Nr. 563 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 563

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.07 Uhr

1. Gesetzentwürfe passieren Rechtsausschuss

2. Korruption als Entwicklungshemmnis

3. Antrag zur Agrarökologie angenommen

4. Schutz von Elefanten und Nashörnern

5. Änderung des Agrarstatistikgesetzes



1. Gesetzentwürfe passieren Rechtsausschuss

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Die Annahme mehrerer Gesetzentwürfe empfahl der
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz auf seiner 51. Sitzung unter
Leitung seines Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) am Mittwoch. Mit
der Mehrheit der Koalitionsfraktionen nahm der Ausschuss einen
Gesetzentwurf von CDU/CSU und SPD zur Stärkung der Rechte von
Betroffenen bei Fixierungen im Rahmen von Freiheitsentziehungen
(19/8939) an. Damit soll einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
Rechnung getragen werden. In der Debatte erklärten Abgeordnete der
Koalitionsfraktionen, der Entwurf trage dem Urteil vollumfänglich
Rechnung und gewähre einen umfassenden Grundrechteschutz für die
Betroffenen. Nach der Anhörung vor einer Woche seien noch
Präzisierungen und Klarstellungen vorgenommen worden. Vertreter der
Opposition sagten, die Grundrechte der Betroffenen seien noch immer
nicht hinreichend geschützt. Hinweise aus der Anhörung seien nicht
übernommen worden. Statt die Rechte der Betroffenen zu stärken,
ermögliche der Entwurf einen Eingriff in deren Rechte. Einen
gleichlautenden Gesetzentwurf der Bundesregierung erklärte der
Ausschuss mit der Annahme des Koalitionsbeschlusses für erledigt.

Mit großer Mehrheit angenommen wurde ein Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Anpassung der Betreuer- und Vormündervergütung
(19/8649). Die FDP stimmte dem Ziel des Gesetzes zwar zu, enthielt
sich in der Abstimmung aber, da in dem Entwurf nicht alle Betreuer
gleich behandelt würden. Abgeordnete der Koalition erklärten, die
Anpassung sei dringend, und verwiesen auf die Anhörung zu dem Thema
Anfang der vergangenen Woche. Gleichzeitig appellierten sie an die
Bundesländer, den Entwurf zügig im Bundesrat zu behandeln. Grüne und
Linke bewerteten den Entwurf als ersten Schritt, angesichts noch
offener Fragen müssten weitere folgen. Der Parlamentarische
Staatssekretär im Bundesjustizministerium, Christian Lange (SPD),
sagte, das Gesetz sei überfällig und nutze die Chance veränderter
Koalitionen in den Ländern, die in der vergangenen Legislaturperiode
eine Einigung verhindert hätten. Jetzt müssten die Beratungen im
Bundesrat abgewartet werden. In dem Entwurf ist ausgehend vom
Koalitionsvertrag eine Erhöhung der Vergütung um 17 Prozent
vorgesehen. Die Anpassung der seit mehr als 13 Jahren unveränderten
Vergütung beruflicher Betreuer soll unter anderem die Finanzierung der
Betreuungsvereine sicherstellen.

Mit den Stimmen der Koalition und der AfD nahm der Ausschuss einen
Gesetzentwurf der Bundesregierung zu einem Zusatzprotokoll zum
Übereinkommen des Europarats zur Verhütung des Terrorismus (19/9507)
an. Dagegen stimmten Linke-Fraktion und FDP, die Grünen enthielten
sich. Laut Entwurf sollen die Vertragsparteien in ihrem nationalen
Recht Straftatbestände im Hinblick auf terroristische Zwecke vorsehen.
Nach längerer Debatte empfahl das Gremium auch die Annahme eines
Gesetzentwurfs der Bundesregierung (19/7886), mit dem eine
EU-Richtlinie über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die
finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug umgesetzt werden
soll. Die Richtlinie legt Mindestvorschriften für die Definition von
Straftatbeständen und Strafen zur Bekämpfung von Betrug und sonstigen
gegen die finanziellen Interessen der Europäischen Union gerichteten
rechtswidrigen Handlungen fest. Ein Änderungsantrag der AfD, die wie
die Linke und die FDP gegen den Entwurf stimmte, wurde abgelehnt. Die
Grünen enthielten sich. Abgeordnete von CDU und SPD wiesen auf
rechtsdogmatisch begründete Unterschiede zwischen der Richtlinie und
dem Gesetzentwurf hin, gingen aber davon aus, die Vorlage so umsetzen
zu können.

Ein Gesetzentwurf der AfD-Fraktion, mit dem eine Legaldefinition für
"Teile der Bevölkerung" im Volksverhetzungsparagrafen 130 des
Strafgesetzbuchs eingeführt werden soll (19/1842), wurde nach einem
heftigen Schlagabtausch mit den Stimmen der anderen Fraktionen
abgelehnt. In dem Entwurf heißt es, auch die Gesamtheit der
abgrenzbaren deutschen Bevölkerung sei ein Teil der in Deutschland
befindlichen Gesamtbevölkerung, die aber im Gegensatz zu Flüchtlingen
oder Ausländern keinen Schutz durch die Justiz genieße. Die Debatte
entzündete sich an einer Wortmeldung eines AfD-Abgeordneten, der zur
Begründung des Entwurfs eine "Ausarbeitung der Universität Potsdam"
anführte, dazu aber keine weiteren Angaben machen wollte.

Ein Antrag der AfD zur Befreiung der Antennengemeinschaften von der
Vergütungspflicht für die Kabelweitersendung von Fernseh- und
Hörfunksignalen gegenüber Verwertungsgesellschaften (19/5911) wurden
einvernehmlich von der Tagesordnung abgesetzt. Mit den Stimmen der
Koalitionsparteien und der AfD und bei Enthaltung der FDP wurde ein
Antrag der Linken abgelehnt, nach dem die Bundesregierung eine
Regelung zum Stopp geschlechtszuweisender Operationen an Kindern
(19/9056) einführen soll. Abgeordnete von Uniion und SPD wiesen darauf
hin, dass der Koalitionsvertrag der Bundesregierung bereits einen
entsprechenden Auftrag gegeben habe und der Antrag deshalb abgelehnt
werde. Es liefen bereits Vorbereitungen für einen Referentenentwurf.
Staatssekretär Lange verwies auf eine Fachtagung zu dem Thema im
Justizministerium im Oktober vergangenen Jahres, bei dem es Einigkeit
über die Notwendigkeit einer solchen Regelung gegeben habe, deren
Ausgestaltung aber äußerst konträr diskutiert worden sei.

Der Ausschuss stimmte ferner über die Durchführung weiterer
öffentlicher Anhörungen ab. Während zwei entsprechende Anträge der AfD
zu dem Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von Verbrauchern vor
unverhältnismäßigen Inkassoforderungen (19/8276) und zu dem Entwurf
eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches (19/9234), bei dem
es um die Bildung terroristischer Vereinigungen geht, mit den Stimmen
der anderen Fraktionen abgelehnt wurden, terminierte das Gremium die
bereits dem Grunde nach beschlossene Anhörung zu dem Antrag der Grünen
für eine wirksame Bekämpfung unerlaubter Telefonwerbung und unseriöser
Geschäftspraktiken (19/3332) auf den 25. September 2019.

Im Anschluss stellte sich die Führung des Sachverständigenrates für
Verbraucherfragen (SVRV) den Ausschussmitgliedern vor und beantwortete
Fragen zu den Themen des Rates und dessen Arbeitsweise. Der
SVRV-Vorsitzende Peter Kenning und seine Stellvertreterin Louisa
Specht-Riemenschneider berichteten über die Schwerpunkte der Tätigkeit
des Rates in seiner zweiten Berufungsperiode. Besonderes Anliegen sei,
Impulse für eine wissenschaftlich fundierte Verbraucherpolitik zu
geben. Dazu würden Gutachten zur Lage der Verbraucher vorgelegt. Der
Rat wurde 2014 vom Bundesjustizministerium eingerichtet.

 * 

2. Korruption als Entwicklungshemmnis

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Korruption in Entwicklungsländern ist laut
Bundesregierung noch immer eines der Haupthindernisse für nachhaltige
Entwicklung und Investitionen. Sie verursache Schäden in
Milliardenhöhe und untergrabe die Rechtsprechung und das Vertrauen der
Bevölkerung in die Regierung, betonte die Parlamentarische
Staatssekretärin im Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), Maria Flachsbarth (CSU), am
Mittwochmorgen im Entwicklungsausschuss. Ihren Angaben zufolge würden
70 von 84 Partnerländern der deutschen staatlichen
Entwicklungszusammenarbeit (EZ) im Wahrnehmungsindex von Transparency
International (TI) als hochkorrupt eingestuft. darunter auch
zahlreiche fragile Staaten. Dieser Befund sei für die EZ eine
"zentrale Herausforderung".

Nach Ansicht von TI-Vorstandsmitglied Peter Conze ist das Thema
Korruption in den Durchführungsorganisationen der deutschen EZ noch zu
wenig verankert. Dieses Problem müsse konsequenter angegangen werden,
um die Glaubwürdigkeit der Entwicklungszusammenarbeit nicht zu
beschädigen. Vor allem die Zivilgesellschaft vor Ort sollte das BMZ
stärker unterstützen. Sie spielt laut Conze bei der Bekämpfung und
Aufdeckung von Korruption eine entscheidende Rolle.

Ein Vertreter der Unionsfraktion stellte fest, dass die Korruption in
vielen Ländrn, in denen sich Deutschland entwicklungspolitisch
engagiere, leider nicht abgenommen habe. Aus der SPD hieß es, was in
Deutschland als Korruption eingestuft werde, gelte in vielen Ländern
als familiäre Fürsorge. Dieses Verständnis zu ändern, sei eine
wichtige Aufgabe. Die AfD legte das Augenmerk auf Kamerun, das sich im
TI-Wahrnehmungsindex seit 2015 massiv verschlechtert habe. Dennoch
würden dem Land nach wie vor EZ-Mittel zugesagt.

Laut FDP sind die bisherigen Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung
offenbar nicht zielführend. Die Bundesregierung sollte andere Ansätze
wählen und die Zivilgesellschaft in den Staaten fördern. Linke und
Grüne sprachen sich für die Einführung eines niedrigschwelligen
Beschwerdemechanismus aus, um Korruption besser aufdecken zu können.

 * 

3. Antrag zur Agrarökologie angenommen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Mit den Stimmen von CDU/CSU und SPD hat der
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung am
Mittwochmorgen einen Antrag (19/8941) der Koalitionsfraktionen
angenommen, in dem diese die Bundesregierung auffordern, ländliche
Räume in Entwicklungsländern stärker zu fördern. Vor allem soll sie
die Potenziale der Agrarökologie als Beitrag zur Erreichung der
Nachhaltigen Entwicklungsziele mehr unterstützen. Gegen den Antrag
stimmten AfD, FDP und Grüne. Die Linksfraktion enthielt sich.

"Die kleinbäuerliche Landwirtschaft spielt für die Ernährungssicherung
eine wichtige Rolle", schreiben die Abgeordneten in ihrem Antrag. Die
Nahrungsmittelproduktion reiche jedoch meist quantitativ und
qualitativ bei weitem nicht aus. Künftig werde daher eine
nachhaltigere und effektivere Bewirtschaftung der Betriebe notwendig
sein, betonen Union und SPD. Als ganzheitlichen Ansatz wende die
Agrarökologie ökologische und technische Methoden an, um Ernährungs-
und landwirtschaftliche Systeme nachhaltig umzugestalten und
kleinbäuerliche Familien zu unterstützen. Zentral sei die
Modernisierung von Anbaumethoden, und die Mechanisierung und
Diversifizierung der Betriebe.

 * 

4. Schutz von Elefanten und Nashörnern

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktionen CDU/CSU und SPD sehen beim Schutz von
Elefanten und Nashörnern und dem Kampf gegen illegalen Handel mit
geschützten Tier- und Pflanzenprodukten weiterhin dringenden
Handlungsbedarf. In einem Antrag (19/10148) fordern die
Koalitionsfraktionen die Bundesregierung unter anderem dazu auf, "sich
gegen jegliche Lockerung des Schutzes von Elefanten- und
Nashornpopulationen und gegen die Lockerung geltender Handelsverbote
für diese Tierarten und aus ihnen hergestellte Produkte zu
positionieren". Im Rahmen des Washingtoner Artenschutzabkommens
(CITES) soll sich die Bundesregierung zudem dafür einsetzen, den
Prozess zur Erarbeitung von nationalen Elfenbeinaktionsplänen
fortzuentwickeln und zu stärken.

Die Fraktionen führen zur Begründung aus, dass in Afrika pro Jahr
zirka 20.000 Elefanten der Elfenbeinwilderei zum Opfer fallen und seit
2008 mehr als 7.200 Nashörner getötet worden seien. Um die Wilderei zu
bekämpfen, müsse daher vor allem in Asien die Nachfrage eingedämmt
werden. Die Fraktionen problematisieren beispielsweise, dass legale
Binnenmärkte insbesondere in Südost-Asien "zu illegalem Handel und
Wilderei beitragen können".

Zudem konstatiert der Antrag Handlungsbedarf auf EU-Ebene. Union und
SPD fordern beispielsweise ein Verbot des Handels mit rohem und
verarbeiteten Vorerwerbs-Elfenbein in der EU sowie eine weitere
Beschränkung der europäischen Exports von verarbeiteten
Vorerwerbs-Elfenbein. Vorerwerbs-Elfenbein ist Elfenbein, das vor 1976
in die EU eingeführt wurde. Laut Antrag haben die erlaubten Ausfuhren
aus diesen Beständen nach Asien in den vergangenen Jahren zugenommen.
"Hier besteht die Sorge, dass der legale Handel mit Altbeständen den
illegalen Handel verschleiert", heißt es in dem Antrag. Ausnahmen von
den Handelsbeschränkungen soll es demnach beispielsweise "für den
Austausch zwischen akkreditierten Museen, für Musikinstrumente,
de-minimis-Exemplare (die nur einen geringen Anteil an Elfenbein
erhalten) und Antiquitäten" geben.

Der Antrag soll am Donnerstag ohne Aussprache überwiesen werden. Die
18. CITES-Vertragsstaatenkonferenz hätte eigentlich vom 23. Mai bis 3.
Juni in Colombo, Sri Lanka, stattfinden sollen. In Reaktion auf die
Anschläge an Ostern in dem Land wurde die Konferenz verschoben. Ein
neuer Termin steht noch nicht fest.

 * 

5. Änderung des Agrarstatistikgesetzes

Ernährung und Landwirtschaft/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/EIS) Das Agrarstatistikgesetz soll geändert werden. Dazu
legt die Bundesregierung einen Änderungsentwurf (19/9763) vor. Die
Vorlage dient der Umsetzung von EU-Vorschriften in nationales Recht.
Darüber hinaus soll die Durchführung der Agrarstrukturerhebung
organisatorisch und zeitlich von der Strukturerhebung der
Forstbetriebe getrennt werden. Für den Fall, dass Verwaltungsdaten in
ausreichender Qualität vorliegen, soll zudem angeordnet werden, dass
diese Daten zur Durchführung der Strukturerhebung der Forstbetriebe
verwendet werden. Auch wird die Frist aufgehoben, innerhalb derer
Daten der Tierseuchenkassen für Zwecke des Betriebsregisters genutzt
werden können.

 * 
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BUNDESTAG/8420: Heute im Bundestag Nr. 562 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 562

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.39 Uhr

1. Zwei Anhörungen beschlossen

2. Kohleausstieg bleibt umstritten

3. Maritime Wirtschaft als Zukunftsindustrie

4. Linke stellt Bedingungen für Portoerhöhung

5. Linke für Waffenexportstopp nach Ägypten

6. Abgleich von Familienkassen-Daten



1. Zwei Anhörungen beschlossen

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am
Mittwoch die Durchführung von zwei öffentlichen Anhörungen
beschlossen. Am Mittwoch, den 5. Juni, geht es um zwei Anträge von
Oppositionsfraktionen zu den sogenannten Target2-Salden in der
Eurozone. Die FDP-Fraktion (19/6416) will durch eine Vertiefung der
europäischen Kapitalmarktunion eine Verringerung der Target2-Salden in
der Eurozone erreichen. Die AfD-Fraktion (19/9232) fordert eine
umfassende Besicherung von Target-Forderungen. Damit sollen
insbesondere die sich aus den Target-Forderungen der Bundesbank
ergebenden Risiken abgesichert werden. Eine weitere öffentliche
Anhörung am 26. Juni soll sich mit der Gründerszene in Deutschland
beschäftigen. Grundlage ist ein Antrag der FDP-Fraktion (19/5053). Um
innovative Jungunternehmen zu unterstützen und damit Arbeitsplätze,
Wachstums- und Zukunftschancen in Deutschland zu halten, schlägt die
FDP-Fraktion in einem Antrag eine Reihe von Maßnahmen vor. Dazu
gehören besonders bessere Bedingungen im Steuerrecht.

 * 

2. Kohleausstieg bleibt umstritten

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/fla) Gegensätzliche Ansichten der Opposition zum Ausstieg
aus der Kohleverstromung haben sich auch in der Bewertung durch
Sachverständige widergespiegelt. Das ergab heute (15. Mai 2019) eine
Expertenanhörung des Ausschusses für Wirtschaft und Energie unter der
Leitung des Vorsitzenden Klaus Ernst (Die Linke).

Ulrich Altstetter (WirtschaftsVereinigung Metalle) befand, es bedürfe
für die energieintensive Industrie im internationalen Wettbewerb einer
Kompensation des Strompreisanstiegs, der aus der Stilllegung von
Kohlekraftwerken resultiere. Sicherheit und Qualität bei der
Stromversorgung müssten weiterhin gewährleistet sein.
Fehlentwicklungen seien transparent zu machen und zu korrigieren. Zur
Bewertung bedürfe es robuster und objektiver Kriterien.

Professor Charlotte Kreuter-Kirchhof (Heinrich-Heine-Universität
Düsseldorf) verwies auf das Klimaschutz-Ziel beim Kohleausstieg, das
aber die Versorgungssicherheit nicht gefährden dürfe. Die
Verantwortung dafür liege beim Staat. Auch bei einem beschleunigten
Ausstieg müsse der Gesetzgeber die Individualinteressen der Eigentümer
und die Belange der Allgemeinheit zu einem angemessenen Ausgleich
bringen. Es gehe um die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und des
Vertrauensschutzes.

Staatsminister Oliver Schenk, Chef der sächsischen Staatskanzlei, hob
die Empfehlungen der Kohlekommission als Grundlage für einen breiten
gesellschaftlichen Konsens hervor. Der könne nur erreicht werden, wenn
die Empfehlungen eins zu eins umgesetzt werden. Dazu gehöre
insbesondere, dass der Bund die für die Strukturentwicklung in den
betroffenen Braunkohleländern aufzubringenden Mittel in den nächsten
20 Jahren zusätzlich bereitstelle und nicht im Gegenzug bei anderen
Förderungsmaßnahmen kürze.

Zu den Befunden von Patrick Graichen (Agora Energiewende) gehörte der
Hinweis, der Kohleausstieg eröffne der Energiewirtschaft neue
Wachstumschancen mit dem weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien,
der Modernisierung des Stromnetzes oder der Umrüstung von Kohle- zu
Gaskraftwerken. Insbesondere die energieintensive Industrie könne
davon profitieren, dass die Börsenpreise deutlich sinken würden.

Alexander Bercht (Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie) hob
darauf ab, dass die Kohlekommission ein umfassendes Sicherheitsnetz
festgeschrieben habe, um materielle Nachteile für die betroffenen
Beschäftigten zu vermeiden. Ohne entsprechende gesetzliche Regelungen
dürften keine Vereinbarungen zur Stilllegung von Kraftwerken
verbindlich fixiert werden. Für die betroffenen Regionen stelle sich
die Frage, wie neue industrielle Wertschöpfung zu bekommen sei.

Professor Hans-Günter Appel (Stromverbraucherschutz NAEB) beschied,
die von der Kohlekommission vorgeschlagenen Stilllegungen von
Kohlekraftwerken führten zu einer Stromversorgungskrise mit
Stromausfällen, zu Arbeitsplatzverlusten und Abwanderungen von
Industrien, zu weiter stark steigenden Strompreisen,
Kaufkraftverlusten der Bürger, höheren Umweltschäden, stärkerer
Abhängigkeit von ausländischen Energielieferungen und zu keiner
wesentlichen CO-2-Reduktion.

Professor Oliver Holtemöller (Leibniz-Institut für
Wirtschaftsforschung Halle) meinte, Maßnahmen zur Förderung des
Strukturwandels sollten bei den Wachstumstreibern Bildung sowie
Forschung und Entwicklung ansetzen und vor allem das Humankapital
stärken. Auch die öffentliche Infrastruktur sei wichtig. Eine
Konzentration auf Sachinvestitionen, auf die Industrie oder bestimmte
Technologien sei dagegen nicht aussichtsreich in Bezug auf
langfristige ökonomische Ziele.

Professor Volker Quaschning (Hochschule für Technik und Wirtschaft
Berlin) propagierte einen Ausstieg aus der Kohlenutzung bis 2030. Dies
sei technisch und ökonomisch machbar. Sonst könne Deutschland das
Pariser Klimaschutzabkommen kaum einhalten. Zudem verzögere ein
langsamer Kohleausstieg den Ausbau von Zukunftstechnologien. Für den
Wirtschaftsstandort Deutschland sei ein langsamer Kohleausstieg mit
erheblichen wirtschaftlichen und ökologischen Risiken verbunden.

Detlev Raphael von der Bundesvereinigung der kommunalen
Spitzenverbände machte klar, dass den Kommunen bei der Gestaltung des
Strukturwandels in den betroffenen Regionen eine zentrale Rolle
zukomme. Sie würden die betroffenen Unternehmen, Menschen und
Organisationen vor Ort kennen und gestalteten bereits seit vielen
Jahren kontinuierlichen Wandel. Es sei daher zwingend geboten, die
Kommunen in allen Phasen des Kohleausstiegsprojekts einzubeziehen.

Tina Löffelsend, Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland,
beschied, Deutschland könne sich nicht wegducken aus seinen
Verpflichtungen, die es mit den internationalen Klimaschutzverträgen
eingegangen sei. Ihm komme eine Vorbildfunktion zu. Eine Mehrheit in
der Bevölkerung sehe einen klaren Auftrag an die Regierung, in Sachen
Klimaschutz zu handeln.

Dem Ausschuss lagen vier Anträge der Opposition vor. Die AfD fordert
in ihrem Papier mit der Überschrift "Ausstieg aus dem Kohleausstieg"
(19/7720) die Bundesregierung auf, Arbeitsplätze in den Kohlerevieren
in ihrer ursprünglichen Güte hinsichtlich Tätigkeit, Gehalt und
Planungssicherheit zu erhalten.

Die FDP drängt in ihrem Antrag (19/7696)auf eine
Folgenkostenabschätzung und einen Maßnahmenplan für einen
Kohleausstieg "mit Verantwortung und Weitsicht". Der Mehrwert eines
jeden einzelnen Projekts müsse anhand eines Kriterienkatalogs
dargestellt werden.

Die Linksfraktion will laut ihrem Antrag (19/7703) einen schnellen
Kohleausstieg und dabei eine Einkommens- und Beschäftigungsgarantie
für Bergbau-Beschäftigte gesetzlich verankern. Es gehe darum, den
Strukturwandel sozial gerecht und planungssicher zu gestalten.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ("Jetzt Einstieg in den
Kohleausstieg") fordert in ihrem Antrag (19/7733) die Bundesregierung
auf, unverzüglich konkrete Vorschläge für den Kohleausstieg
vorzulegen. Dies sei auch notwendig, um dem Klimaschutzziel von 2020
noch so nahe wie möglich zu kommen.

 * 

3. Maritime Wirtschaft als Zukunftsindustrie

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion hat sich für ein Fortsetzen der
Nationalen Maritimen Konferenzen ausgesprochen. Um die
Wettbewerbsfähigkeit der maritimen Wirtschaft zu verbessern, müssten
zudem die marktwirtschaftlichen Instrumente ausgeschöpft und die
Bemühungen auf internationaler Ebene intensiviert werden, um weltweit
gleiche Wettbewerbsbedingungen zu ermöglichen. In einem Antrag
(19/10163) fordern die Abgeordneten außerdem Innovationsprogramme
weiterzuentwickeln, Leuchtturmprojekte in Forschung und Entwicklung zu
initiieren und den Nationalen Masterplan Maritime Technologien
(NMMT2.) weiter konsequent umzusetzen.

 * 

4. Linke stellt Bedingungen für Portoerhöhung

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke fordert, Portoerhöhungen von
einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Postbranche abhängig
zu machen. In einem Antrag (19/10150) erklären die Abgeordneten
weiter, in der Post-Entgeltregulierungsverordnung müsse rechtlich
verbindlich festgeschrieben werden, dass künftige Portoerhöhungen nu r
dann zulässig sind, wenn diese außerdem die allgemeine
Preisentwicklung ausgleichen, für höhere Löhne der Beschäftigten
sorgen oder für den Erhalt und Ausbau der Postinfrastruktur sowie für
eine verbesserte Zustellqualität notwendig sind.

Derzeit würden Äußerungen des Post-Vorstandschefs zur Gewinnprognose
nahe legen, dass die zu erwartenden Porterhöhungen für Privatkunden zu
einem großen Teil zur Steigerung der Dividenden der Anteilseigner der
Deutschen Post AG genutzt werden sollen, begründen die Abgeordneten
ihr Ansinnen.

 * 

5. Linke für Waffenexportstopp nach Ägypten

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke fordert, keine Kriegswaffen
oder weitere Rüstungsgüter nach Ägypten zu liefern. In dem Land gehe
der frühere Armeechef Abdel Fattah al-Sisi seit Jahren gegen Kritiker
und Oppositionelle vor, erklären die Abgeordneten in einem Antrag
(19/10152). Es komme zu zahlreichen Menschenrechtsverletzungen, auch
sei die Zahl der verhängten Todesurteile in den vergangenen zwei
Jahren drastisch angestiegen. Außerdem beteilige sich Ägypten am Jemen-
Krieg. Daher dürfe die Bundesregierung keine Genehmigungn für den
Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern nach Ägypten mehr
erteilen, schlussfolgern die Abgeordneten. Alle diesbezüglich
erteilten Genehmigungn müssten unverzüglich widerrufen werden.

 * 

6. Abgleich von Familienkassen-Daten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Familienkassen haben in der Regel nur Zugriff
auf die Daten von Kindergeldberechtigten innerhalb ihres
Zuständigkeitsbereichs. Darauf weist die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/9817) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8825)
hin. Es handelt sich dabei um eine Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7811. Doppelerfassungen würden innerhalb einer Familienkasse durch
den Abgleich bereits vorhandener Personendaten vor der Neuanlage eines
Personendatensatzes vermieden. Doppelerfassungen zwischen
verschiedenen Familienkassen würden doch ein automatisiertes
Kontrollverfahren zum Abgleich bereits vorhandene Datensätze anhand
der steuerlichen Identifikationsnummern beziehungsweise durch
Vergleichsmitteilungen vermieden. Die Plausibilität oder Authentizität
von Dokumenten werde geprüft, wenn sich entweder aus dem Sachverhalt
oder der Aktenlage Anhaltspunkte für Zweifel ergeben hätten, heißt es
in der Antwort weiter.

 * 
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BUNDESTAG/8419: Heute im Bundestag Nr. 561 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 561

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.59 Uhr

1. Radfahrerfreundliche StVO-Novelle

2. Maritime Wirtschaft stärken

3. Künstlerische Nachwuchsförderung

4. AfD fragt nach Fachkräftemangel

5. Deutliche mehr Petitionen als im Vorjahr



1. Radfahrerfreundliche StVO-Novelle

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung plant "radfahrerfreundliche"
Änderungen in der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO). Noch in diesem Jahr
werde die StVO-Novelle kommen, kündigte der Parlamentarische
Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur, Enak Ferlemann (CDU) am Mittwoch im Verkehrsausschuss
während der Diskussion zum "Fahrradklimatest 2018 des ADFC" an.

Ziel der Neuregelung werde es sein, den Radverkehr sicherer und damit
attraktiver zu machen, sagte Ferlemann. Im Rahmen der Novellierung
würden auch Problemstellungen aus dem Fahrradklimatest aufgegriffen.
So habe Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) eine Initiative
zur Strafverschärfung bei Falschparken auf Fahrradspuren angekündigt.
Außerdem werde über die Breite von Radwegen und Schutzstreifen sowie
über die grundsätzliche Verteilung des Straßenraums diskutiert. Eine
"Umkehr der Beweislast" ist laut Ferlemann beim Bau von Ortsumgehungen
geplant. Sei früher erst die Straße gebaut und dann der Bedarf nach
Radwegen geprüft worden, solle künftig immer ein Radweg vorgesehen und
nur in begründeten Ausnahmefällen darauf verzichtet werden dürfen.

Aus Sicht der Unionsfraktion ist es richtig, in der Fahrradpolitik
neue Wege zu beschreiten. Dafür gebe es einen breiten Konsens. Was das
Parken auf Fahrradstreifen angeht, so sei neben der Bußgeldhöhe auch
die Frage entscheidend, ob kontrolliert werde. Kontrolldruck sorge für
Disziplin, befand der Unionsvertreter. Positiv bewertete er, dass auch
eine Grünpfeil-Regelung für Radfahrer kommen solle.

Ein Vertreter der AfD-Fraktion machte darauf aufmerksam, dass ein
Großteil der Fahrradunfälle sogenannte Alleinunfälle seien, die auf zu
schnelles Fahren, Alkoholgenuss oder Überschätzung der eigenen
Fähigkeiten zurückzuführen seien. Auch dagegen müsse die Regierung
versuchen, etwas zu tun.

Der Radverkehr habe im Koalitionsvertrag eine höhere Priorität als
früher, konstatierte die Vertreterin der SPD-Fraktion. Eine Förderung
des Radverkehrs sei auch aus Klimaschutzgründen sinnvoll, sagte sie
und begrüßte das Vorhaben, weitere Radschnellwege zu bauen.

Beim Bau dieser Radschnellwege würden sich oft Herausforderungen durch
den Umweltschutz ergeben, hieß es von Seiten der FDP-Fraktion. Der
Zustand vieler vorhandener Radwege stimme nachdenklich, sagte der
Fraktionsvertreter. Den Verkehrsminister forderte er auf, sich mit der
angekündigten Novelle nicht zu viel Zeit zu lassen.

Von erheblichem Nachholbedarf, was die Qualität der Radwege angeht,
sprach auch der Vertreter der Linksfraktion. Wenn sich Minister
Scheuer tatsächlich als Fahrradminister sehe, müsse er mehr Geld für
die Radwege in die Hand nehmen, wurde gefordert.

Für die Grünen steht fest, dass für Radfahrer mehr getan werden müsse.
Aber auch wenn die Probleme vielfältig seien, dürfe doch nicht immer
nur auf die vermeintlichen Gefahren des Radfahrens hingewiesen werden,
sondern müssten auch die Vorteile Beachtung finden, sagte der
Fraktionsvertreter.

 * 

2. Maritime Wirtschaft stärken

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktionen CDU/CSU und SPD rufen dazu auf, den
Nachhaltigkeitsgedanken in der maritimen Wirtschaftspolitik zu
verankern. In einem Antrag (19/10149) erklären die Abgeordneten, die
Reihe der Nationalen Maritimen Konferenzen müsse fortsetzt und
mindestens zwei Monate vor der Konferenz ein Sachstandsbericht
vorgelegt werden, der die aktuelle Lage sowie Fördermaßnahmen und
politische Schwerpunkte der Bundesregierung etwa im Bereich
Schifffahrt und Häfen beschreibt. Technologien, die auf Flüssiggas LNG
und Wasserstoff (Power-to-X) basieren, sollten gezielt gefördert
werden. Zudem sei die maritime Wirtschaft als Schlüsselbranche in der
"Nationalen Industriestrategie 2030" des Bundeswirtschaftsministeriums
zu verankern. Zur Begründung heißt es, der Wohlstand Deutschlands fuße
wesentlich auch auf dem internationalen Warenhandel, welcher zu etwa
90 Prozent über den Seeweg transportiert werde. "Wer eine
zukunftsorientierte Handelsnation sein will, braucht daher ein starkes
Rückgrat in der maritimen Wirtschaft", so die Abgeordneten.

 * 

3. Künstlerische Nachwuchsförderung

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion macht sich in einem Antrag
(19/10159) für die Nachwuchsförderung in den Darstellenden Künsten
stark. Unter anderem fordert sie von der Bundesregierung, ein Konzept
für eine solche Nachwuchsförderung zu erarbeiten, um die Zahl der
Kinder und Jugendlichen in den Ausbildungszweigen Gesang, Tanz und
Schauspiel zu erhöhen und entsprechende Leistungszentren aufzubauen.
Auch sollen die Länder finanziell und strukturell so gefördert werden,
dass mehr Schulen neben einem allgemeinbildenden Schulabschluss auch
einen Abschluss in darstellenden Künsten anbieten können.

 * 

4. AfD fragt nach Fachkräftemangel

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/10070)
zur Entwicklung der Fachkräftenachfrage und des Fachkräfteangebotes
gestellt. Sie will darin von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wie sich die Zahl der offenen Stellen in verschiedenen
Berufshauptgruppen seit 2010 entwickelt hat, hinsichtlich des
Anforderungsniveaus Helfer, Fachkraft, Spezialist sowie Experte.

 * 

5. Deutliche mehr Petitionen als im Vorjahr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Bericht

Berlin: (hib/HAU) Im Jahr 2018 sind 13.189 Petitionen beim
Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages eingereicht worden. Das
geht aus dem Jahresbericht zur Tätigkeit des Ausschusses im Jahr 2018
(19/9900) hervor, den der Bundestag heute beraten wird. Danach hat
sich die Gesamtzahl der Petitionen im Vergleich zum Vorjahr um 1.682
erhöht. Bei 250 Werktagen, so heißt es in dem Bericht weiter, ergebe
sich ein täglicher Durchschnitt von etwa 53 Zuschriften. 4.764 und
damit etwa 36 Prozent davon seien auf elektronischem Wege, also als
Web-Formular über www.bundestag.de eingegangen. "Mit mittlerweile 2,6
Millionen registrierten Nutzern ist das Petitionsportal des
Ausschusses nach wie vor das mit Abstand erfolgreichste
Internetangebot des Deutschen Bundestages", schreibt der
Petitionsausschuss. Es biete die Möglichkeit, dem Ausschuss Petitionen
mit oder ohne Bitte um Veröffentlichung auf einfachem elektronischem
Weg zu übermitteln sowie veröffentlichte Petitionen online zu
unterstützen und zu diskutieren.

Im Berichtszeitraum haben sich laut der Vorlage im Vergleich zum
vorigen Jahr deutlich mehr Nutzer, nämlich 604.770 im Portal des
Petitionsausschusses neu registriert (2017: 119.471), um eine Petition
einzureichen, im Petitionsforum zu diskutieren oder bestimmte
Petitionen durch eine Mitzeichnung zu unterstützen. Zu den 886 im
Internet veröffentlichten Petitionen im Jahr 2018 seien etwas mehr als
685.000 elektronische Mitzeichnungen registriert worden. "Zählt man
die Personen dazu, die eine Petition per Post und Fax unterstützt
haben, erhöht sich die Zahl der Unterstützungen nochmals auf insgesamt
811.926 (2017: 233.557)", heißt es in dem Bericht. Neben den
grundsätzlichen Anliegen, die über das Internet oder per Post an den
Ausschuss herangetragen wurden, habe sich der Petitionsausschuss
ebenso mit großem Engagement den Sorgen und Nöten der Bürger gewidmet,
die den Ausschuss im Einzelfall um Unterstützung baten. "Die
Bearbeitung solcher persönlichen Anliegen machte für den Ausschuss mit
rund 67 Prozent auch im Jahr 2018 wieder den Großteil seiner Arbeit
aus", schreiben die Abgeordneten.

In der Rangliste der Zuständigkeiten der einzelnen Ministerien liegt
laut dem Bericht das Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit
knapp 16 Prozent der Eingaben (2.087) vorn, gefolgt vom
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (14,5 Prozent, 1.925)
und dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz mit
1.694 Petitionen (13 Prozent). Am eingabefreudigsten - ausgehend von
der Anzahl der Petitionen, die im Durchschnitt auf eine Million
Einwohnerinnen und Einwohner des jeweiligen Bundeslandes entfielen -
hätten sich wie schon in den vergangenen Jahren die Bürger aus Berlin
und aus Brandenburg gezeigt, heißt es weiter. Rheinland-Pfalz und
Bremen belegten danach die Plätze 15 und 16.

Wie es in dem Bericht weiter heißt, war das Jahr 2018 für den
Petitionsausschuss noch geprägt durch den Wechsel der Wahlperiode im
Oktober des Vorjahres und die andauernde Regierungsbildung. Zwar sei
der Petitionsausschuss der 19. Wahlperiode bereits im November 2017
noch vor der Konstituierung der anderen ständigen Ausschüsse
eingesetzt worden und noch im gleichen Monat erstmals
zusammengetreten. Er habe jedoch zunächst lediglich aus neun
ordentlichen und ebenso vielen stellvertretenden Mitglieder bestanden,
unter Vorsitz des Bundestagsvizepräsidenten Thomas Oppermann (SPD).
Nach der Festlegung der endgültigen Mitgliederzahl von 28 habe der
Ausschuss am 31. Januar 2018 erstmals in regulärer Besetzung getagt
und zunächst Heike Brehmer (CDU/CSU) zur Vorsitzenden gewählt. Am 21.
März 2018 habe schließlich Marian Wendt (CDU/CSU) das Amt des
Vorsitzenden übernommen, welches er seither innehabe.

Laut dem Tätigkeitsbericht fanden im Jahr 2017 23 Sitzungen des
Petitionsausschusses statt. In den Sitzungen seien insgesamt 404
Petitionen zur Einzelberatung aufgerufen worden. Dreimal habe der
Ausschuss im vergangenen Jahr öffentlich getagt und dabei sieben
Petitionen beraten. Der Vorlage zufolge ging es unter anderem um die
Legalisierung von Cannabis in Deutschland, eine Reform des
wettbewerbsrechtlichen Abmahnwesens und die "Gemeinsame Erklärung
2018" zum Asylrecht. In einer weiteren öffentlichen Sitzung seien
sechs Sachverständige zu einer Petition der "Interessengemeinschaft
gestohlene Kinder in der DDR" angehört worden.

 * 
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BUNDESTAG/8418: Heute im Bundestag Nr. 560 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 560

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.07 Uhr

1. Reform der Notfallversorgung empfohlen

2. Medianeinkommen in Thüringen

3. Medianeinkommen in Berlin

4. Medianeinkommen in Mecklenburg



1. Reform der Notfallversorgung empfohlen

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der
Entwicklung im Gesundheitswesen empfiehlt eine grundlegende Reform der
Notfallversorgung. Wie der Vorsitzende des Gremiums, Ferdinand M.
Gerlach, am Mittwoch im Gesundheitsausschuss erläuterte, wird dieser
Versorgungsbereich zunehmend beansprucht. Angesichts einer Kette von
Fehlanreizen führe dies auch zu steigenden Kosten und unzufriedenem
Personal.

An der Notfallversorgung sind der ärztliche Bereitschaftsdienst, der
Rettungsdienst und die Notaufnahmen der Kliniken beteiligt.
Beansprucht werden nach Angaben des Sachverständigenrates insbesondere
die Notaufnahmen und der Rettungsdienst. Diese führe zum Teil zu
langen Wartezeiten.

Die Experten schlagen laut Gerlach eine sektorenübergreifende
Notfallversorgung vor. So sollten die Bürger künftig rund um die Uhr
über eine einheitliche Rufnummer kompetente Ansprechpartner in einer
Integrierten Leitstelle (ILS) erreichen. Hier sollten Notrufe und
Anrufe für den ärztlichen Bereitschaftsdienst zusammenlaufen und die
weitere Versorgung koordiniert werden. Viele Patientenfragen lassen
sich nach Überzeugung der Experten schon telefonisch klären.

Patienten mit akutem Behandlungsbedarf sollen dann dem Konzept zufolge
entweder an niedergelassene Ärzte oder in ein Integriertes
Notfallzentrum (INZ) an Kliniken vermittelt werden, das ebenfalls rund
um die Uhr erreichbar sein sollte. Je nach Dringlichkeit könnten die
Patienten dann ambulant oder stationär weiterbehandelt werden.

Der Rettungsdienst sollte nach Ansicht der Experten als eigenständige
Leistung organisiert und finanziert werden. Die sogenannten
Vorhaltekosten könnten aus Steuermitteln erbracht, die Betriebskosten
durch die Krankenkassen übernommen werden.

Wie Gerlach im Ausschuss sagte, sollten ferner Ärzte im Notfalldienst
selbst Arzneimittel abgeben dürfen. Denkbar wäre ein definiertes
Sortiment mit Schmerzmitteln und Antibiotika. Dies würde vielen
Patienten den teilweise langen Weg zu einer Bereitschaftsapotheke
ersparen.

 * 

2. Medianeinkommen in Thüringen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Medianentgelt aller
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten der Kerngruppe
(ohne Azubis) in Thüringen lag im Jahr 2017 bei 2.459 Euro. Das geht
aus der Antwort (19/10023) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/9220) der AfD-Fraktion hervor.

 * 

3. Medianeinkommen in Berlin

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Medianeinkommen aller
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten (ohne
Auszubildende) ist in Berlin von 2.730 Euro im Jahr 2012 auf 3.126
Euro im Jahr 2017 gestiegen. Das geht aus der Antwort (19/10024) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9221) der AfD-Fraktion
hervor.

 * 

4. Medianeinkommen in Mecklenburg

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Medianeinkommen aller
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten (ohne
Auszubildende) ist in Mecklenburg-Vorpommern von 2.058 Euro im Jahr
2012 auf 2.391 Euro im Jahr 2017 gestiegen. Das geht aus der Antwort
(19/10022) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9141) der
AfD-Fraktion hervor.

 * 
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BUNDESTAG/8417: Heute im Bundestag Nr. 559 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 559

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.28 Uhr

1. Deutsch-polnisches Umwelt-Abkommen

2. Antrag zu digitalem Fair Play abgelehnt

3. HRK-Präsident begrüßt Hochschulpakt

4. Anhörungen zu Ausländerpolitik-Vorlagen

5. Linke gegen EU-Verteidigungsunion



1. Deutsch-polnisches Umwelt-Abkommen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit haben der Ratifizierung eines
deutsch-polnischen Abkommens über Umweltverträglichkeitsprüfungen und
Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen
zugestimmt. In der Sitzung am Mittwochmorgen votierten Vertreter der
Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen für
einen entsprechenden Entwurf der Bundesregierung eines
Vertragsgesetzes zur Deutsch-Polnischen Vereinbarung über
Umweltprüfungen (19/9509). Die Vertreter der AfD-Fraktion enthielten
sich mit Hinweis auf die noch nicht abgeschlossene Meinungsbildung zu
dem Entwurf.

Mit dem Entwurf will die Bundesregierung die verfassungsrechtlichen
Voraussetzungen zur Ratifizierung der bilateralen Vereinbarung
schaffen. Mit dem Abkommen regeln die beiden Staaten die
Zusammenarbeit bei grenzüberschreitenden
Umweltverträglichkeitsprüfungen sowie strategischen Umweltprüfungen.
Das vorliegende Abkommen aktualisiert eine frühere Vereinbarung von
2006.

 * 

2. Antrag zu digitalem Fair Play abgelehnt

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat mit den Stimmen der
Regierungsfraktionen einen Antrag der FDP-Fraktion abgelehnt, der auf
eine Stärkung der Kartellbehörden im Umgang mit mächtigen digitalen
Plattformen hinwirkt. Neben der FDP stimmte in der Sitzung am Mittwoch
die AfD-Fraktion für den Antrag (19/8264) mit dem Titel "Fair Play in
der digitalen Wirtschaft herstellen", Grüne und Linke enthielten sich.

Dabei gab es kaum inhaltliche Einwände gegen das Ansinnen der FDP. Von
den Regierungsfraktionen hieß es, Punkte wie Datenschutz kämen zu
kurz. Auch der Parlamentarische Staatssekretär Oliver Wittke (CDU)
erklärte, manche Forderung habe die Bundesregierung bereits erfüllt.
Ein FDP-Abgeordneter erklärte, Ziel sei ein Gesetzentwurf, der
missbräuchliches Verhalten von Plattformen verhindert und Behörden
eine Rechtsgrundlage bietet, damit sie entsprechend einschreiten
könnten. In dem Antrag heißt es, digitale Plattformen sollten keine
Monopole mehr bilden dürfen. Neben der Befähigung von Kartellbehörden
sollen Maßnahmen ergriffen werden, um die deutschen Start-ups und
Unternehmen im Wettbewerb mit großen Digitalkonzernen zu stärken, zum
Beispiel durch die Erleichterung von Gründungen und durch die
Einführung eines Wagniskapital-Gesetzes.

Von der AfD-Fraktion hieß es, der Antrag sei zwar sehr allgemein
gehalten, aber aufgrund seines wirtschaftsförderpolitischen Ansatzes
zu begrüßen. Die Linksfraktion erklärte, der Antrag höre sich gut an,
es fehlten allerdings Forderungen zu Steuerfragen. Die Grünen
bekräftigten, es müsse Eingriffsmöglichkeiten geben, wenn Konzerne zu
stark werden. Insgesamt sei man auf gleicher Linie wie die FDP, man
enthalte sich wohlwollend.

Kontroverser diskutiert wurde zugleich das Vorgehen der
Bundesregierung rund um eine Regierungskommission zum Wettbewerbsrecht
4.0. Die Abgeordneten bemängelten, nicht über die inhaltliche Arbeit
der Kommission informiert zu werden. Staatssekretär Wittke konterte,
es ergebe wenig Sinn, über ungelegte Eier zu debattieren. Die
Kommission werde im Juni ihren Abschlussbericht vorlegen, im Herbst
solle es einen Referentenentwurf für eine Novelle des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) geben. Die Kommission setzt sich
vorwiegend aus Wissenschaftlern zusammen sowie drei Mitgliedern der
Regierungsfraktionen. Sie soll als Plattform die Debatte zur
Weiterentwicklung insbesondere des europäischen Wettbewerbsrechts
vorantreiben.

 * 

3. HRK-Präsident begrüßt Hochschulpakt

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) "Die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) ist die
abgestimmte Stimme der Hochschulen gegenüber Politik und
Öffentlichkeit." Das sagte Professor Peter-André Alt, Präsident der
Hochschulrektorenkonferenz, am Mittwochvormittag vor dem Ausschuss für
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung in Berlin. Die HRK ist
der freiwillige Zusammenschluss der staatlichen und staatlich
anerkannten Hochschulen in Deutschland und hat gegenwärtig 268
Mitgliedshochschulen, in denen rund 94 Prozent aller Studenten in
Deutschland immatrikuliert sind. Die HRK ist das zentrale Forum für
den gemeinsamen Meinungsbildungsprozess der Hochschulen und befasst
sich mit allen Themenfeldern, die Rolle und Aufgaben der Hochschulen
in Wissenschaft und Gesellschaft betreffen, vor allem mit Lehre und
Studium, Forschung, Innovation und Transfer, wissenschaftlicher
Weiterbildung, Internationalisierung sowie den Fragen der
hochschulischen Selbstverwaltung und Governance. Die HRK wurde 1949
als Westdeutsche Rektorenkonferenz (WRK) gegründet. Nach der
Vereinigung der beiden deutschen Staaten wurden am 5. November 1990
die ersten Hochschulen aus den neuen Bundesländern aufgenommen und die
WRK in Hochschulrektorenkonferenz (HRK) umbenannt

Neben der Meinungsbildung und politischen Vertretung sowie der
Grundlagen- und Standardentwicklung im Hochschulsystem unterstützt die
HRK ihre Mitgliedshochschulen und die Öffentlichkeit mit einer
Vielzahl von Dienstleistungen. So begleitet sie die
Mitgliedshochschulen in ihrer Internationalisierung (HRK-EXPERTISE
Internationalisierung), bei der Digitalisierung der Lehre
(Hochschulforum Digitalisierung) und bei der Entwicklung von
Studienprogrammen (Projekt nexus), informiert Politik, Medien und
Wirtschaft umfassend und aktuell über das Hochschulsystem,
insbesondere das Studienangebot (Hochschulkompass) und die
Forschungsschwerpunkte der Hochschulen (Forschungslandkarte), und
hilft gezielt bei der Vermittlung von Studienplätzen
(Studienplatzbörse).

Präsident Alt begrüßte die Einigung von Bund und Ländern, die sich
Anfang Mai wider Erwarten über eine Nachfolge für den derzeitigen
Hochschulpakt (Hochschulpakt, Pakt für Forschung und Innovation und
Qualitätspakt Lehre) verständigt haben. Von 2021 bis 2023 will der
Bund jährlich 1,88 Milliarden Euro zur Verfügung stellen, ab 2024 soll
die Summe auf 2,05 Milliarden Euro steigen. Die Länder steuern jeweils
die selbe Summe bei. Alle Beteiligten hätten Einzelinteressen
zurückgestellt und damit dieses Ergebnis ermöglicht, betonte Alt. Die
Hochschulpakte hatten den Hochschulen geholfen, die nötigen
zusätzlichen Studienplätze zu schaffen und zu erhalten. Alt hofft,
dass der 'Zukunftsvertrag', auf den sich Bund und Länder nun
verständigt haben, die Grundlage für wesentlich mehr
Planungssicherheit in den Hochschulen schafft. Kritisch äußerte sich
Alt zu den Kürzungen beim Qualitätspakt Lehre. Sein Gesamtvolumen
sinkt von 200 Millionen auf 150 Millionen Euro im Jahr. Zudem sei
keine ausreichende wettbewerbliche Komponente eingebaut worden.

Zudem kritisierte Alt die neue Namensgebung für Berufsabschlüsse, die
nun nach dem Willen der Bundesbildungsministerin Anja Karliczek (CDU)
"Berufsbachelor" oder "Berufsmaster" heißen sollen. Zwar stehe die HRK
zur Gleichwertigkeit von akademischen und beruflichen Abschlüssen, das
dürfe jedoch nicht mit einer Gleichsetzung der Abschlüsse verwechselt
werden. Die neuen Namen würden eine "Gleichartigkeit" suggerieren, die
aber so nicht gegeben sei.

Zudem berichtete Alt, dass in der jüngst abgehaltenen
Mitgliederversammlung der HRK unter anderem die Verhandlungen mit den
Wissenschaftsverlagen zu einem zukunftsfähigen Modell des Publizierens
und Lesens wissenschaftlicher Literatur sowie der Ärztemangel im
ländlichen Raum erörtert worden seien.

 * 

4. Anhörungen zu Ausländerpolitik-Vorlagen

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss wird sich am Montag, 3. Juni
2019, in mehreren Anhörungen mit einer Reihe von Vorlagen zu
verschiedenen Aspekten der Ausländerpolitik befassen. Wie das Gremium
am Mittwochvormittag beschloss, wird es dabei unter anderem um die
Regierungsentwürfe eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes (19/8285) und
eines "Gesetzes über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung"
(19/8286) sowie eines "Zweiten Gesetzes zur besseren Durchsetzung der
Ausreisepflicht" (19/10047) und eines "Gesetzes zur Entfristung des
Integrationsgesetzes" (19/8692) gehen.

Bei der Anhörung zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz, die von 10.00 bis
12.00 Uhr stattfinden soll, stehen auch ein Gesetzentwurf der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen zur Einführung eines Einwanderungsgesetzes
(19/6542) sowie ein Antrag der FDP-Fraktion "für einen konsequenten
Ansatz in der Einwanderungspolitik" mit "Eckpunkten eines umfassenden
Einwanderungsgesetzbuches" (19/9924) ebenso auf der Tagesordnung wie
ein Antrag der Fraktion Die Linke "für eine offene,
menschenrechtsbasierte und solidarische Einwanderungspolitik"
(19/9052) sowie eine weitere Vorlage der Fraktion Die Linke mit dem
Titel "Fachkräfteeinwanderungsgesetz - Gute Arbeit garantieren und
Vollbeschäftigung erreichen" (19/9855).

Die ab 12.30 Uhr geplante Anhörung über die Regierungsvorlage zur
besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht hat auch den genannten
FDP-Antrag zum Gegenstand. Bei der ab 15.00 Uhr angesetzten Anhörung
zum geplanten Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung
geht es zudem ebenfalls um die erwähnten Oppositionsvorlagen. Zu der
auf 16.45 Uhr terminierten Anhörung "zur Entfristung des
Integrationsgesetzes" liegen auch die Stellungnahme des Bundesrates zu
dem Gesetzentwurf und die Gegenäußerung der Bundesregierung als
Unterrichtung (19/9764) vor.

Interessierte Zuhörer werden gebeten, sich mit Namen und Geburtsdatum
bis zum 29. Mai beim Ausschuss anzumelden
(innenausschuss@bundestag.de).

 * 

5. Linke gegen EU-Verteidigungsunion

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke wendet sich gegen die
Perspektive für eine gemeinsame EU-Armee. In einem Antrag (19/10155)
fordern die Abgeordneten die Bundesregierung unter anderem auf, die
"Ständige Strukturierte Zusammenarbeit" (Pesco) zu beenden und die in
diesem Rahmen getroffenen Zusagen zu Rüstungs- und anderen
militärischen Kooperationsprojekten zu widerrufen. Außerdem solle sich
die Bundesregierung nicht an der Finanzierung gemeinsamer Rüstungs-
und militärischer Infrastrukturprojekte beteiligen und im Rahmen der
Verhandlungen zum nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) für die
Periode von 2021-2027 auf eine Streichung des 6,5 Milliarden Euro
umfassenden Programms "militärische Mobilität" hinwirken. Stattdessen
soll sie sich im Rahmen der Aufstellung des Finanzrahmens für eine
deutliche Erhöhung der Mittel für Entwicklungszusammenarbeit,
humanitäre Hilfe, zivile Konfliktbearbeitung und Friedensforschung
einsetzen.

 * 
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BUNDESTAG/8416: Heute im Bundestag Nr. 558 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 558

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.37 Uhr

1. Kostenbeteiligung an Pflegeaufwendungen

2. Agrarstatistikgesetz soll geändert werden

3. Anhörung zur Ernährungspolitik kommt

4. Stärkung des Europarats

5. Linke thematisiert Dublin-Verfahren

6. Rechts motivierte Tötungsdelikte erfragt



1. Kostenbeteiligung an Pflegeaufwendungen

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt die Forderung,
dass auf das Einkommen der Kinder pflegebedürftiger Eltern künftig
erst ab einem Einkommen in Höhe von 100.000 Euro zurückgegriffen wird.
Während der Sitzung am Mittwochmorgen verabschiedete der Ausschuss mit
den Stimmen der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, AfD, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen eine Beschlussempfehlung an den Bundestag, eine
dahingehende Petition dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales
als Material zu überweisen sowie sie den Fraktionen des Bundestags zur
Kenntnis zu geben. Die FDP-Fraktion hatte für den Abschluss des
Petitionsverfahrens plädiert.

Der Petent verweist zur Begründung seiner Eingabe auf den
Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD, in dem genau diese Forderung
enthalten sei. Dieses Vorhaben solle nun umgesetzt werden, heißt es in
der Petition.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung schreibt der Ausschuss
unter Einbeziehung der seitens der Bundesregierung geäußerten Aspekte:
Im Falle der Pflegebedürftigkeit würden grundsätzlich Leistungen der
sozialen Pflegeversicherung erbracht. Soweit diese nicht ausreichen,
erhielten Pflegebedürftige bei Bedürftigkeit und Vorliegen der
gesetzlichen Voraussetzungen Leistungen der Hilfe zur Pflege durch die
Träger der Sozialhilfe. Keine Sozialhilfe erhalte aber laut SGB XII,
"wer sich vor allem durch Einsatz seiner Arbeitskraft, seines
Einkommens und seines Vermögens selber helfen kann oder wer die
erforderliche Leistung von anderen, insbesondere von Angehörigen oder
von Trägern anderer Sozialleistungen, erhält". Da Kinder gemäß
Paragraf 1601 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) gegenüber ihren
Eltern unterhaltspflichtig seien, werde auch auf das Einkommen der
Kinder pflegebedürftiger Eltern zurückgegriffen, bevor Sozialhilfe
gewährt werde, heißt es in der Vorlage.

Im Koalitionsvertrag sei jedoch folgendes vereinbart worden: "Auf das
Einkommen der Kinder pflegebedürftiger Eltern soll künftig erst ab
einem Einkommen in Höhe von 100.000 Euro zurückgegriffen werden." Die
von dem Petenten geforderte Gesetzesänderung sei somit ein Vorhaben
der Bundesregierung aus der laufenden 19. Wahlperiode, schreibt der
Petitionsausschuss. Da die Leistungen zur Pflege als Teil der
Sozialhilfe nach dem SGB XII ausgeführt würden, sei im Rahmen der
Vorbereitungen eines entsprechenden Gesetzgebungsvorhabens nicht nur
die rechtliche Umsetzung, sondern auch die Finanzierung zu klären. Wie
das Vorhaben im Einzelnen gesetzgeberisch umgesetzt werde, hänge
außerdem von der politischen Mehrheit im Parlament ab, heißt es in der
Begründung zu der Beschlussempfehlung.

 * 

2. Agrarstatistikgesetz soll geändert werden

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Der Landwirtschaftsausschuss befürwortet einen
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur vierten Änderung des
Agrarstatistikgesetzes (19/9763). Die Abgeordneten haben am
Mittwochmorgen die Vorlage in einer vom Ausschuss geänderten Fassung
mit den Stimmen von CDU/CSU und SPD gegen das Votum der FDP bei
Enthaltung der übrigen Fraktionen zur Annahme im Plenum empfohlen. Der
Entwurf dient der Umsetzung von EU-Vorschriften in nationales Recht.
Darüber hinaus soll die Durchführung der Agrarstrukturerhebung
organisatorisch und zeitlich von der Strukturerhebung der
Forstbetriebe getrennt werden. Für den Fall, dass Verwaltungsdaten in
ausreichender Qualität vorliegen, soll zudem angeordnet werden, dass
diese Daten zur Durchführung der Strukturerhebung der Forstbetriebe
verwendet werden. Auch wird die Frist aufgehoben, innerhalb derer
Daten der Tierseuchenkassen für Zwecke des Betriebsregisters genutzt
werden können. Die AfD kritisierte die Vorlage als
"Bürokratiemonster". Die Grünen begrüßten hingegen, dass das Gesetz
mehr Transparenz über die Unternehmensstrukturen großer "Konglomerate"
schaffe. Auch die Fraktion Die Linke war der Ansicht, dass das Gesetz
helfe, eine bessere Übersicht über die Besitzverhältnisse des
Bodeneigentums zu erhalten. Ein Punkt, den CDU/CSU und SPD ebenfalls
unterstrichen. Die FDP monierte, dass die Änderung ein Zeugnis des
Misstrauens gegenüber der unternehmerischen Landwirtschaft sei. Keine
andere Branche müsse so viele Informationen über sich preisgeben. Die
Bundesregierung hielt dem entgegen, dass mit der Änderung eine Reihe
von Berichtspflichten auch abgeschafft werden sollen, sodass den
Landwirten letzten Endes weniger Arbeit entstehe.

 * 

3. Anhörung zur Ernährungspolitik kommt

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat
sich am Mittwochmorgen einstimmig für die Durchführung einer Anhörung
zur Ernährungspolitik ausgesprochen. Die Anhörung soll am Montag, 24.
Juni 2019, von 12.30 Uhr bis 14.30 Uhr stattfinden. Den Abgeordneten
sollen neun Sachverständige zu dem Thema Rede und Antwort stehen.
Grundlage der Anhörung sind ein Antrag der FDP-Fraktion (19/9926), der
mehr Bildung, Bewegung und besseres Essen fordert, ein Antrag der
Fraktion Die Linke (19/7025), die sich für eine zukunftsweisende und
soziale Ernährungspolitik besonders für Kinder ausspricht, sowie ein
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6441) für eine gesunde
Ernährung im Alltag und die Umsetzung einer Ernährungswende.

 * 

4. Stärkung des Europarats

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD setzen
sich für eine Stärkung des Europarates ein. Im 70. Jahr ihres
Bestehens stehe die älteste zwischenstaatliche Organisation Europas
vor ihrer wohl größten Herausforderung, schreiben die Abgeordneten in
einem Antrag (19/10146), der am Freitag auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. "Viele Mitgliedsstaaten stellen zentrale
Werte in Frage. Ausdruck dessen ist die zunehmend schwierige
Kooperation mit den Monitoringorganen und auch die zunehmende
Infragestellung der Urteile des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte."

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung unter anderem auf, darauf
hinzuwirken, dass im Rahmen einer engeren Abstimmung zwischen dem
Ministerkomitee und der Parlamentarischen Versammlung die Schaffung
eines effektiven und glaubwürdigen gemeinsamen Monitoringverfahrens
des Europarates in Bezug auf die Einhaltung aller eingegangenen
Verpflichtungen der Mitgliedsstaaten erreicht wird. "Dabei sind der
physische Zugang der Institutionen zu den Mitgliedsstaaten sowie die
Umsetzung der Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte
Grundvoraussetzungen für die Mitgliedschaft im Europarat." Außerdem
solle sich die Bundesregierung dafür einsetzen, Korruption "auf allen
Ebenen und in allen Organen" vorzubeugen, die finanzielle Ausstattung
des Europarates zu verbessern und einen Mechanismus zu entwickeln, um
auch beim Ausscheiden eines Mitgliedsstaats handlungsfähig zu bleiben.
Union und SPD würden es zudem begrüßen, "wenn das russische Parlament
seinen legitimen Platz in der Parlamentarischen Versammlung wieder
einnehmen und sich an der paneuropäischen parlamentarischen Debatte
beteiligen würde". Gleichwohl müsse Russland zu einer Rückkehr zu
völkerrechtskonformem Verhalten angehalten werden.

 * 

5. Linke thematisiert Dublin-Verfahren

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit dem sogenannten Dublin-Verfahren im Asylrecht
befasst sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/10016). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, wie viele
"Dublin-Entscheidungen" es im ersten Quartal des laufenden Jahres mit
welchem Ergebnis gegeben hat. Auch wollen sie unter anderem wissen,
"wie viele Übernahmeersuchen, Zustimmungen beziehungsweise
Überstellungen" es im Rahmen des Dublin-Systems im genannten Zeitraum
durch beziehungsweise an Deutschland gab .

 * 

6. Rechts motivierte Tötungsdelikte erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele
vollendete Tötungsdelikte aus dem Bereich der politisch rechts
motivierten Kriminalität der Bundesregierung seit dem 1. Januar 2016
insgesamt gemeldet worden sind. Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/10030) unter anderem danach, ob der
Bundesregierung "der Fall des getöteten Ch. W. am 17. April 2018 in
Aue (Sachsen)" für den Bereich der politisch rechts motivierten
Kriminalität gemeldet wurde.

 * 
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BUNDESTAG/8415: Heute im Bundestag Nr. 557 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 557

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.40 Uhr

1. Noch keine Entscheidung zur Zinssteuer

2. Steuererlass für Weltmeisterschaft möglich

3. Starke Banken im Interesse Deutschlands

4. Visagisten aus Einzelplänen bezahlt

5. Besteuerung von Flügen



1. Noch keine Entscheidung zur Zinssteuer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Voraussetzung für eine Abschaffung der Steuer auf
Zinserträge und die Besteuerung dieser Erträge mit dem persönlichen
Einkommensteuersatz ist die Etablierung des automatischen
internationalen Informationsaustauschs über Finanzkonten. Dies erklärt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9784) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/9372) und verweist auch auf eine entsprechende
Vereinbarung im Koalitionsvertrag. Erst nach Etablierung des
automatischen internationalen Informationsaustauschs über Finanzkonten
werde die Bundesregierung Entscheidungen zur zukünftigen Ausgestaltung
der Abgeltungsteuer treffen.

 * 

2. Steuererlass für Weltmeisterschaft möglich

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Nach Ansicht der Bundesregierung kann die
Ausrichtung einer Fußball-Weltmeisterschaft der Frauen ein
international bedeutsames kulturelles und sportliches Ereignis von
überregionaler Bedeutung sein, welches einen Steuererlass erlauben
würde. Dazu müssten aber auch weitere Kriterien erfüllt sein, heißt es
in der Antwort der Regierung (19/9670) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9261), in der ausdrücklich auf eine frühere Antwort
der Bundesregierung zu diesem Thema auf Bundestagsdrucksache 19/2323
Bezug genommen wird.

 * 

3. Starke Banken im Interesse Deutschlands

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Nach Ansicht der Bundesregierung ist ein starker
Bankensektor im volkswirtschaftlichen Interesse Deutschlands. Die
aktuell schwache Ertragslage sei eine große Herausforderung für den
deutschen Finanzsektor, schreibt die Regierung in ihrer Antwort
(19/9614) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9111). Daher
sei es aus Sicht der Bundesregierung wichtig, dass Banken ihre
Geschäftsmodelle überprüfen und bei Bedarf anpassen würden, um auch
langfristig eine positive wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland
zu unterstützen. Das Bundesministerium der Finanzen habe weder direkt
noch indirekt auf das Einleiten der Sondierungen zwischen Deutscher
Bank und Commerzbank Einfluss genommen, heißt es in der Antwort
weiter.

 * 

4. Visagisten aus Einzelplänen bezahlt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) sowie
Bundesminister wie zum Beispiel Finanzminister Olaf Scholz (SPD) oder
Bundesaußenminister Heiko Maas (SPD) haben für öffentliche Termine wie
Pressekonferenzen und Veranstaltungen Leistungen für Make up und
Frisur beziehungsweise Leistungen von Visagisten in Anspruch genommen.
Die Ausgaben dafür seien aus den jeweiligen Einzelplänen getragen
worden, heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/9798) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9374).

 * 

5. Besteuerung von Flügen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach internationalen Flügen und der Besteuerung von
Flügen erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/9857). Die Bundesregierung wird gefragt, ob sie
der Klassifizierung der Umsatzsteuerbefreiung internationaler Flüge
als umweltschädliche Subvention durch das Umweltbundesamt zustimmt und
ob sie der Ansicht ist, dass die Befreiung des innerdeutschen
Streckenanteils internationaler Flüge von der Umsatzsteuer den
Wettbewerb gegenüber anderen, weniger klimaschädlichen
Verkehrsträgern, insbesondere der Bahn verzerrt. Außerdem wird nach
der Vereinbarung der Subventionierung des Luftverkehrs mit den
Klimazielen gefragt. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage weisen
die Abgeordneten darauf hin, dass der internationale Luftverkehr
anders als die Personenbeförderung im grenzüberschreitenden Bahn- und
Busverkehr in Deutschland von der Umsatzsteuer befreit sei. Die
Besteuerung der inländischen Streckenanteile internationaler Flüge
hält die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen jedoch grundsätzlich für
rechtlich zulässig.

 * 
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BUNDESTAG/8414: Heute im Bundestag Nr. 556 - 14.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 556

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 14. Mai 2019, Redaktionsschluss: 17.12 Uhr

1. Doping ohne Mitwirkung der Athleten

2. Praktika in Bundesministerien

3. Zukunft der Fernwärme in NRW

4. Details zu Markterschließungsprogramm

5. Paketzustelldienste in Deutschland

6. Unternehmensnachfolge im Hotelgewerbe

7. Finanztransaktionssteuer im EU-Kontext

8. Durchschnittseinkünfte bei 44.250 Euro



1. Doping ohne Mitwirkung der Athleten

Sport/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Auf Basis der Fachliteratur geht die Bundesregierung
im Zeitraum von 1974 bis 1990 von schätzungsweise 8.000 bis 10.000
Sportlerinnen und Sportlern aus, die vom Dopingsystem der DDR
betroffen waren. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/9830) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8636)
hervor. Eine Gesamtzahl der tatsächlich in das Dopingsystem der DDR
einbezogenen minderjährigen Sportlerinnen und Sportlern ist der
Bundesregierung nach eigenen Angaben nicht bekannt.

Auf die Frage, wie sich die Bundesregierung die relativ hohe
Ablehnungsquote von Anträgen auf Hilfszahlungen nach dem ersten
Dopingopfer-Hilfegesetz (DOHG) (37 Prozent) im Vergleich zur geringen
Quote der Ablehnungen nach dem 2. DOHG (sechs Prozent) erklärt, heißt
es in der Antwort: Das Bundesverwaltungsamt (BVA) entscheide immer auf
Basis der Antragslage einschließlich der eingereichten Unterlagen
sowie der erfolgten Nachermittlungen entsprechend den gesetzlichen
Tatbestandsvoraussetzungen. Es habe sich gezeigt, dass die Anträge im
Laufe der Zeit zunehmend konformer mit den Gesetzesvoraussetzungen
formuliert wurden und demzufolge häufiger positiv beschieden werden
konnten. Über die möglichen Gründe hierfür könne nur spekuliert
werden, schreibt die Regierung. Dies könne auf eine stärkere mediale
Präsenz des Themas, die Vernetzung der Opfer untereinander, die
Inanspruchnahme von Beratungsmöglichkeiten sowie eine für das Thema
stärker sensibilisierte Ärztegeneration zurückzuführen sein.

Beim DOHG gab der Vorlage zufolge es 20 Widersprüche gegen ablehnende
Bescheide, bei denen in zehn Fällen eine Abhilfe erfolgte. In den
anderen zehn Fällen seien die Widersprüche zurückgewiesen worden. Beim
2. DOHG habe es mit Stand 15. April 2019 bislang sechs Widersprüche
gegeben, von denen vier zurückgewiesen worden und zwei noch in
Bearbeitung seien, teilt die Regierung mit.

Nach Kenntnis der Bundesregierung war das Mitwissen der Athleten über
den Einsatz von Dopingmitteln die Ausnahme. "Zwangsdoping erfolgte in
der Regel ohne Mitwirkung der Athleten und der Dopingmitteleinsatz
wurde ihnen gegenüber zudem häufig verheimlicht", heißt es in der
Antwort. Bei minderjährigen Sportlern sei im Zweifel vom Nichtwissen
auszugehen, da ihnen gegenüber regelmäßig die Legende der Versorgung
mit Vitaminen und Mineralstoffen verwendet und der Kreis der
Eingeweihten bewusst klein gehalten worden sei.

In der Antwort geht die Bundesregierung auch auf die öffentlich
geäußerte Kritik an der Beratungstätigkeit des
Doping-Opfer-Hilfevereins (DOH) ein. Bundesregierung und BVA hätten
das entsprechende Dokument zur Kenntnis genommen. Vorwürfe gegenüber
der Bundesregierung und dem BVA seien darin nicht erkennen. Vielmehr
gehe es im Wesentlichen um einen öffentlich gemachten vereinsinternen
Diskurs innerhalb des DOH, zu dem die Bundesregierung keine Stellung
beziehe. Aus Sicht der Regierung gibt es laut der Antwort "keinen
Anlass, die Förderung der Beratungsstelle des DOH zu überprüfen". Die
Beratung von DDR-Dopingopfern sei nach wie vor erforderlich.

 * 

2. Praktika in Bundesministerien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl bei Bundesministerien beschäftigter
Praktikanten mit einem Einstellungsdatum im vergangenen Jahr ist ein
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/9835) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/9556). Aufgelistet wird darin sowohl die
Zahl der Pflichtpraktika als auch die der freiwilligen Praktika.
Unterschieden wird dabei auch zwischen Praktika mit einer Dauer bis zu
drei Monaten, zwischen drei und sechs Monaten sowie zwischen sechs und
zwölf Monaten.

 * 

3. Zukunft der Fernwärme in NRW

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die Zukunft
der Fernwärme in Nordrhein-Westfalen. Die Abgeordneten fragen, mit
welchen Kosten die Sicherung einer Fernwärme-Infrastruktur verbunden
wäre. Sie erkundigen sich in der Kleinen Anfrage (19/9941) auch nach
Chancen für eine Fernwärmeschiene zwischen Rhein und Ruhr.

 * 

4. Details zu Markterschließungsprogramm

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Details zum Markterschließungsprogramm des
Bundeswirtschaftsministeriums stehen im Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage (19/9910) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten möchten wissen,
wer wofür verantwortlich ist und wie viele Projekte mit welchen
Zielländern unternommen worden seien. Das Programm ist als Instrument
der Außenwirtschaftsförderung auf kleine und mittlere Unternehmen
zugeschnitten.

 * 

5. Paketzustelldienste in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Paketzustelldienste geht es in einer Kleinen
Anfrage (19/9893) der Fraktion Die Linke. Die Abgeordneten fragen nach
der Zahl von Firmen, die lizenzpflichtige Postleistungen erbringen,
der Bundesnetzagentur aber nicht bekannt sind. Sie möchten auch
wissen, wie viele gewerbliche Postdienstleister es insgesamt gibt, und
wie viele von ihnen eine Lizenz besitzen. Zur Begründung weisen die
Abgeordneten darauf hin, dass sich die Beschwerden wegen Mängeln bei
der Post- und Paketzustellung zwischen 2013 und 2018 nahezu
verzehnfacht hätten.

 * 

6. Unternehmensnachfolge im Hotelgewerbe

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fragt nach der Nachfolge-Situation
von Unternehmen im Hotel- und Gaststättengewerbe. In einer Kleinen
Anfrage (19/9879) möchten die Abgeordneten wissen, wie die
Bundesregierung die Situation bewertet. Sie erkundigen sich auch nach
Förderprogrammen.

 * 

7. Finanztransaktionssteuer im EU-Kontext

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hält an der Einführung einer
substantiellen Finanztransaktionssteuer im europäischen Kontext fest.
Dies teilt sie in einer Antwort (19/9828) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9496) mit. Damit es aufgrund der Maßnahmen der
teilnehmenden Mitgliedstaaten nicht zu Marktverzerrungen komme und das
ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarktes verbessert werde, trete
die Bundesregierung dafür ein, die grundlegenden Merkmale einer
Finanztransaktionssteuer auf EU-Ebene zu harmonisieren, wird
erläutert. Der Diskussionsprozess über einen Richtlinienentwurf, der
diesem Willen folge, sei jedoch noch nicht abgeschlossen.

 * 

8. Durchschnittseinkünfte bei 44.250 Euro

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der durchschnittliche Steuerpflichtige hatte bei der
Einkommensteuer 2018 Einkünfte in Höhe von 44.250 Euro. Dies berichtet
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9602) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/9050).

 * 
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BUNDESTAG/8413: Heute im Bundestag Nr. 555 - 14.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 555

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 14. Mai 2019, Redaktionsschluss: 16.19 Uhr

1. AfD nominiert erneut Gerold Otten

2. BfS-Forschung zum Stromnetzausbau

3. Kein Mitarbeiteraustausch mit WWF

4. Mittel an Naturschutzorganisationen

5. Hilfen für Flüchtlinge in Aserbaidschan

6. Entwicklungsleistungen für China



1. AfD nominiert erneut Gerold Otten

Bundestagsnachrichten/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion schlägt erneut ihren Abgeordneten
Gerold Otten als Bundestagsvizepräsidenten vor. Das geht aus einem
Wahlvorschlag (19/10116) der Fraktion hervor. Otten war im April beim
ersten Wahlgang gescheitert.

Der 63 Jahre alte ehemalige Berufsoffizier stammt aus Bayern und
vertritt im Bundestag den Wahlkreis München-Land.

Die AfD ist bereits mit zwei Wahlvorschlägen gescheitert. Weder die
Rechtsanwältin Mariana Iris Harder-Kühnel noch der Jurist Albrecht
Glaser erhielten in jeweils drei Wahlgängen die nötige Mehrheit.

 * 

2. BfS-Forschung zum Stromnetzausbau

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Von den zirka 35 Vorhaben des 2017 begonnenen
Forschungsprogramms "Strahlenschutz beim Stromnetzausbau" sind bisher
drei abgeschlossen worden. Sechs Vorhaben laufen aktuell und sieben
weitere sollen noch in diesem Jahr starten. Das geht aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/9750) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/9309) hervor. Das Programm wird vom Bundesamt für Strahlenschutz
(BfS) durchgeführt. "Angesichts der bereits vorliegenden,
umfangreichen Erkenntnisse zu gesundheitlichen Auswirkungen der
auftretenden Felder ist es sachgerecht, das Forschungsprogramm
parallel zum Stromnetzausbau durchzuführen", schreibt die
Bundesregierung. Grundsätzlich sei nach dem derzeitigen
wissenschaftlichen Kenntnisstand "bei Einhaltung der Grenzwerte für
statische und niederfrequente elektrische und magnetische Felder keine
nachteiligen gesundheitlichen Wirkungen auf den Menschen zu erwarten".
Ein Teil der Ziele des Forschungsprogrammes "können ohnehin nur durch
entsprechende Erhebungen vor und nach dem Ausbau der Stromnetze
erreicht werden".

 * 

3. Kein Mitarbeiteraustausch mit WWF

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Zwischen Bundesregierung und WWF Deutschland fand
und findet kein Mitarbeiteraustausch statt. Dies geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/9865) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9090) hervor. In der Antwort führt die
Bundesregierung zudem auf, welche Mittel der Organisation aus dem
Bundeshaushalt zufließen.

 * 

4. Mittel an Naturschutzorganisationen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Mittel, die aus dem Bundeshaushalt an neun bestimmte
Naturschutzorganisationen geflossen sind, führt die Bundesregierung in
einer Antwort (19/9789) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8870) auf. Die Liberalen hatten darin die an den Naturschutzbund
Deutschland (NABU), den Landesbund für Vogelschutz (LBV). den Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), den World Wide Fund For
Nature (WWF), die Organisation "People for the Ethical Treatment of
Animals" (Peta), den Deutschen Naturschutzring (DNR), den Deutschen
Jagdverband (DJV), Greenpeace und die Deutsche Umwelthilfe (DUH)
geflossenen Gelder erfragt.

 * 

5. Hilfen für Flüchtlinge in Aserbaidschan

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Integration der Binnenflüchtlinge aus
Bergkarabach stellt nach Angaben der Bundesregierung eine große
Herausforderung für Aserbaidschan dar. Ihr Lebensstandard und ihre
Partizipationsmöglichkeiten lägen noch immer unter dem nationalen
Durchschnitt, schreibt sie in einer Antwort (19/9914) auf eine Kleine
Anfrage (19/9430) der AfD-Fraktion. Nach Angaben des
aserbaidschanischen staatlichen Flüchtlingskomitees hielten sich im
Land 1,2 Millionen Binnenvertriebene auf.

Die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) und
die Vorgängerorganisation Deutsche Gesellschaft für Technische
Zusammenarbeit (GTZ) hätten seit 1991 vom Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) sowohl bilaterale
als auch regionale Mittel zur Unterstützung von Flüchtlingen und
Binnenvertriebenen erhalten, heißt es in der Antwort weiter. Für
bilaterale Maßnahmen in Aserbaidschan seien dies im Jahr 2014 90.000
Euro und im Jahr 2015 120.000 Euro gewesen. Für regionale Maßnahmen,
die im Rahmen der Kaukasus-Initiative in den Ländern Aserbaidschan,
Armenien und Georgien umgesetzt worden seien beziehungsweise noch
würden, habe das BMZ 2017 100.000 Euro und im Jahr 2018 1,3 Millionen
Euro zur Verfügung gestellt. Die Überlegungen über eine Ausweitung
bestehender oder über die Umsetzung neuer Projekte sei noch nicht
abgeschlossen.

Die Bundesregierung betont, sie sehe nach dem Treffen der
Ko-Vorsitzenden der OSZE-Minsk-Gruppe mit dem aserbaidschanischen
Präsidenten und dem armenischen Ministerpräsidenten am 29. März 2019
in Wien "verbesserte Chancen für eine Wiederaufnahme substantieller
Verhandlungen zur Lösung des Konflikts". Sie wolle den Prozess "eng
begleiten".

 * 

6. Entwicklungsleistungen für China

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die deutschen bilateralen Entwicklungsleistungen
(ODA-Leistungen) an die Volksrepublik China im Jahr 2017 stehen erneut
im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/9881) der AfD-Fraktion. Unter
anderem interessiert die Abgeordneten die genaue Zusammensetzung der
ODA-fähigen Studienplatzkosten für chinesische Studenten in
Deutschland. Außerdem erfragen sie Details zu den im Jahr 2017
durchgeführten und finanzierten Maßnahmen des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) im Rahmen der
Technischen Zusammenarbeit.

 * 
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BUNDESTAG/8412: Heute im Bundestag Nr. 554 - 14.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 554

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 14. Mai 2019, Redaktionsschluss: 15.41 Uhr

1. Sicherheit beim Aufbau von 5G-Netzen

2. Frequenzen für Funkmikrofone vorhanden

3. Grenzüberschreitender Eisenbahnverkehr

4. Innovative Antriebstechnik bei Triebwagen

5. Knapp 40 Prozent der Güterzüge verspätet

6. Bedeutung von Regionalflughäfen betont



1. Sicherheit beim Aufbau von 5G-Netzen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesregierung liegen nach eigenen Angaben
keine Informationen über einen konkreten Sicherheitsvorfall mit
Telekommunikations-Hardware des chinesischen Herstellers Huawei vor.
Das geht aus der Antwort der Regierung (19/9621) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/8650) hervor. Bei der Definition von
Sicherheitsanforderungen für Telekommunikationsnetze lasse die
Bundesregierung alle sicherheitsrelevanten Informationen einfließen,
heißt es in der Antwort weiter.

Betreiber von öffentlichen Telekommunikationsnetzen seien
verpflichtet, technische Schutzmaßnahmen nach Paragraf 109
Telekommunikationsgesetz (TKG) umzusetzen, schreibt die Regierung.
Hierzu habe die Bundesnetzagentur in Abstimmung mit dem Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) erste Eckpunkte für eine
Überarbeitung des Katalogs an Sicherheitsanforderungen erstellt und
veröffentlicht. Diese würden eine Überprüfung von kritischen
Kernkomponenten von beim BSI anerkannten Prüfstellen und eine
Zertifizierung durch das BSI vorsehen. Details zur Ausgestaltung seien
in der Bearbeitung.

Im Zuge des Aufbaus von 5G-Netzen sei auch geplant, im Rahmen der
laufenden Novellierung des Telekommunikationsgesetzes Paragraf 109 TKG
zu überarbeiten und um zusätzliche verbindliche
Sicherheitsanforderungen zu ergänzen, heißt es in der Antwort. Ferner
sei eine Änderung des Gesetzes über das Bundesamt für Sicherheit in
der Informationstechnik, mit Regelungen für kritische Infrastrukturen
und die Vertrauenswürdigkeit von Komponenten beabsichtigt, die in
kritischen Infrastrukturen zum Einsatz kommen. Kritische
Kernkomponenten, die in kritischen Infrastrukturen eingesetzt werden,
sollen laut Regierung nur von "vertrauenswürdigen Lieferanten und
Herstellern" bezogen werden dürfen. Diese Verpflichtung solle für die
gesamte Lieferkette gelten. Der Nachweis der Vertrauenswürdigkeit
werde im Rahmen der Zertifizierung nach den Vorgaben des Paragraf 9
des Gesetzes über das Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik zu erbringen sein.

 * 

2. Frequenzen für Funkmikrofone vorhanden

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die vorhandenen Frequenzen für drahtlose
Produktionsmittel in der Kultur- und Kreativwirtschaft (beispielsweise
Funkmikrofone oder auch In-Ear-Monitoring-Systeme) reichen nach
Ansicht der Bundesregierung bislang aus. Bei der Umwidmung von
Frequenzbereichen oberhalb 694 Megaherz (Digitale Dividende 1 und 2)
seien die Belange der drahtlosen Produktionstechnik berücksichtigt
worden, heißt es in der Antwort der Regierung (19/9721) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion der FDP-Fraktion (19/9068).

Insgesamt nehme die Spektrumsnachfrage sowohl durch drahtlose
Produktionsmittel als auch durch andere Dienste kontinuierlich zu,
heißt es in der Antwort. Deswegen seien in den letzten Jahren in
Zusammenarbeit mit Branchenvertretern neue Frequenzbereiche oberhalb
eines Gigaherz für drahtlose Produktionsmittel identifiziert und
zugeteilt worden. In internationalen Gremien würden weitere
Frequenzbereiche untersucht. Zusätzlich werde die Entwicklung der
verwendbaren Technologien begleitet, um eine Nutzung der Kernbereiche
durch drahtlose Produktionsmittel zukünftig sicherzustellen.

In Bezug auf mögliche Perspektiven der Frequenznutzung im UHF-Band sei
auf europäischer Ebene vorgesehen, diese ab 2025 einem
Überprüfungsprozess zu unterziehen, schreibt die Regierung. Dabei
würden auch die Frequenzbedarfe drahtloser Produktionsmittel
berücksichtigt werden.

 * 

3. Grenzüberschreitender Eisenbahnverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zur Verbesserung des grenzüberschreitenden
Eisenbahnverkehrs nach Polen stellt der Bund in den Jahren 2020 bis
2023 insgesamt 351 Millionen Euro zur Verfügung. Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/9831) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8999) hervor. Zur Finanzierung von
grenzüberschreitenden Verbindungen des Schienenpersonennahverkehrs
(SPNV) könnten die Länder auch Regionalisierungsmittel einsetzen,
heißt es in der Antwort. Die Höhe der den einzelnen Ländern vom Bund
zur Verfügung gestellten Mittel sei für den Zeitraum bis 2031 im
Regionalisierungsgesetz (RegG) festgelegt. Die Mittel seien für den
öffentlichen Personennahverkehr, insbesondere für den SPNV zu
verwenden. "Über die Verwendung entscheiden die Länder in eigener
Zuständigkeit", schreibt die Regierung.

 * 

4. Innovative Antriebstechnik bei Triebwagen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung verfolgt nach eigenen Angaben
eine technologieoffene Förderung innovativer Antriebstechnologien für
Schienenfahrzeuge. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/9832)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8478) hervor. Das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) habe
in den vergangenen Jahren mehrere Entwicklungsprojekte für innovative
Antriebstechniken bei Triebwagen gefördert und fördere diese noch.
Dies umfasse wasserstoffbetriebene Brennstoffzellenfahrzeuge,
Batterie-/Oberleitungs-Hybride und Diesel-/Batterie-Hybride.

Des Weiteren fördere die Bundesregierung die Beschaffung solcher
Fahrzeuge auf Basis von Förderaufrufen und Förderanträgen der für die
Beschaffung zuständigen Stellen. Dessen ungeachtet habe die
Bundesregierung über ihre Programmgesellschaft NOW GmbH (Nationale
Organisation Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie) eine Studie
zur "Marktanalyse für alternative Antriebe im
Schienenpersonennahverkehr" vergeben, die bis Herbst 2019
fertiggestellt sein soll, heißt es in der Antwort.

 * 

5. Knapp 40 Prozent der Güterzüge verspätet

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Anteil verspäteter Güterzüge hat nach Angaben
der Deutschen Bahn AG (DB AG) in den vergangenen Jahren zugenommen.
Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/9864) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/9069) hervor. Im Jahr 2010 lag der Anteil
der verspäteten Güterzüge, die teils von der DB Cargo AG, teils aber
auch von anderen Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) betrieben wurden,
der Vorlage zufolge bei 35,8 Prozent, im Jahr 2017 bei 37,9 Prozent
und im Jahr 2018 bei 39, 3 Prozent.

 * 

6. Bedeutung von Regionalflughäfen betont

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Regionalflughäfen leisten laut Antwort der
Bundesregierung (19/9731) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9379) "einen wichtigen Beitrag für den Wirtschaftsstandort
Deutschland insgesamt". Zum einen gewährleiste das dezentrale deutsche
Flugplatzsystem eine gleichmäßige Anbindung aller Regionen. Zum
anderen begünstigten Regionalflugplätze die Ansiedlung von Unternehmen
und seien wichtige Arbeitgeber in der Region, schreibt die Regierung.
Vor diesem Hintergrund werde im Rahmen der anstehenden Evaluierung der
Leitlinien für staatliche Beihilfe für Flughäfen und
Luftfahrtunternehmen geprüft, ob auch nach Ablauf der Übergangsfrist
der Leitlinien nach 2024 Zahlungen der öffentlichen Hand für
Regionalflughäfen ermöglicht werden sollten, heißt es in der Antwort.

 * 
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ARBEIT/972: Heil muss Gesamtstrategie für den Arbeitsmarkt der Zukunft vorlegen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Mai 2019

VOGEL: Heil muss Gesamtstrategie für den Arbeitsmarkt der Zukunft
vorlegen



Zur Debatte über das Urteil des Europäischen Gerichtshofs zur
Arbeitszeiterfassung erklärt der arbeitsmarktpolitischer Sprecher der
FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Das Urteil des Europäischen Gerichtshofs zwingt die Große Koalition,
nun endlich eine Reform der deutschen Arbeitszeitregelungen
anzugehen. Bundesarbeitsminister Heil ist in der Pflicht, nicht
weniger als eine Gesamtstrategie für den Arbeitsmarkt der Zukunft
vorzulegen. Dabei muss er alle verbleibenden Spielräume des Urteils
konsequent nutzen. Insbesondere müssen Möglichkeiten für mobiles
Arbeiten, Homeoffice und Vertrauensarbeitszeit so weit wie irgend
möglich erhalten werden. Zudem sollte eine wöchentliche statt einer
täglichen Höchstarbeitszeit festgeschrieben und die übrigen
Möglichkeiten der EU-Arbeitszeitrichtlinie endlich genutzt werden.
Selbstbestimmtes Arbeiten muss möglich sein, ohne wie bisher häufig
in Konflikt mit dem starren, deutschen Arbeitszeitgesetz zu geraten.
Auf europäischer Ebene muss zudem eine Klarstellung in der
Arbeitszeitrichtlinie erfolgen, um ein neues Bürokratiemonster zu
verhindern."

 * 
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BILDUNG/939: Große Koalition riskiert mit Mindestausbildungsvergütung Ausbildungsplätze


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Mai 2019

BRANDENBURG: Große Koalition
riskiert mit Mindestausbildungsvergütung Ausbildungsplätze



Zum Kabinettsbeschluss einer Reform des Berufsbildungsgesetzes
erklärt der Sprecher für Studium, berufliche Bildung und lebenslanges
Lernen der FDP-Fraktion Dr. Jens Brandenburg:

"Die Novelle des Berufsbildungsgesetzes ist für Auszubildende und
Betriebe eine Enttäuschung. Statt ein grundlegendes Update
durchzuführen, kratzt Bildungsministerin Karliczek nur an der
Oberfläche. Die berufliche Fortbildung wird nicht attraktiver, wenn
man ihre Bezeichnungen mit denen akademischer Abschlüsse vermischt.
Anstatt bei den Etiketten zu schwindeln, sollte Frau Karliczek
endlich das Aufstiegs-BAföG stärken und die Berufsorientierung an
allen Schulen ausbauen. Wir brauchen eine echte Exzellenzinitiative
Berufliche Bildung, um wieder mehr junge Menschen für die berufliche
Aus- und Weiterbildung zu begeistern. Zudem schwächt die gesetzliche
Mindestausbildungsvergütung die Tarifparteien, die bisher branchen-
und regionenspezifische Besonderheiten berücksichtigt haben. Damit
riskiert die Große Koalition ausgerechnet in den Branchen
Ausbildungsplätze, die auch jungen Auszubildenden mit geringer
Vorqualifikation eine Perspektive bieten. Neue Bildungschancen
schafft dieses Gesetz nicht."

 * 
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INNEN/4755: Petitionsausschuss muss handlungsfähiger werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Mai 2019

TODTENHAUSEN: Petitionsausschuss muss handlungsfähiger werden



Zum Jahresbericht des Petitionsausschusses erklärt der
petitionspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Manfred Todtenhausen:

"Der Petitionsausschuss muss handlungsfähiger werden, damit sich die
Bürger mit ihren Anliegen ernst genommen fühlen. Denn bislang kann
die Bundesregierung den Petitionsausschuss quasi lahmlegen, da er
vielfach Stellungnahmen der Fachausschüsse einholen muss. Dort werden
aber manche Themen aus politischen Gründen auf die lange Bank
geschoben. Das führt dazu, dass auch die dazugehörigen Petitionen auf
Eis liegen. So dürfen wir mit Bürgeranfragen nicht umgehen. Deshalb
fordert die FDP-Fraktion, dass der Petitionsausschuss häufiger von
seinem Recht Gebrauch macht, den Fachausschüssen Antwortfristen zu
setzen, um das Petitionsverfahren zu beschleunigen. Zudem möchte die
FDP-Fraktion Petitionsverfahren nutzerfreundlicher gestalten. Dafür
müssen mehr digitale Beteiligungsmöglichkeiten geschaffen werden.
Darüber hinaus ist der Petitionsausschuss gefordert, sich einer
parteipolitischen Vereinnahmung entgegenzustellen: Der zunehmend
scharfe Ton bei einzelnen Petitionen legt nahe, dass Eingaben für
politische Kampagnen missbraucht werden sollen."

 * 
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RECHT/923: Statements von Lindner und Buschmann vor der Fraktionssitzung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Mai 2019

LINDNER/BUSCHMANN-Statement: Aus dem Kassenabsturz darf kein
Konjunkturabsturz werden



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner und der Erste
Parlamentarische Geschäftsführer der FDP-Fraktion Dr. Marco Buschmann
gaben vor der Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

LINDNER: "Wir blicken im Moment mit großer Sorge auf den Nahen
und Mittleren Osten. [...] Der Iran hat angekündigt, sich aus dem
Nuklearabkommen zurückziehen zu wollen und das ist nichts anderes als
der Versuch einer Erpressung. Offen in den Raum gestellt wird die
Drohung, dass Millionen afghanischer Flüchtlinge, die sich im Iran
aufhalten, in Richtung Europäische Union geschickt werden sollen.
[...] Wir müssen eine militärische Eskalation in der Region um jeden
Preis verhindern. Das hätte unabsehbare Folgen für den Nahen und
Mittleren Osten und nicht zuletzt geht es uns um das Existenzrecht
des Staates Israel. Von den Fluchtbewegungen oder eben von der
forcierten Migration durch das iranische Regime wären wir unmittelbar
als Europäer betroffen. Und deshalb müssen wir mit einer Stimme
auftreten und wir müssen vor allen Dingen eine Situation wie 2015 im
Syrien-Konflikt verhindern. Damals waren Deutschland und Europa nicht
vorbereitet auf Migrationsbewegungen. Der Sommer 2015 nach dem
Syrien-Konflikt darf sich mit dem Iran jetzt nicht wiederholen. [...]
Und hier ist die Bundesregierung in der Verantwortung, klare Lehren
aus dem nicht überzeugenden Management des Jahres 2015 zu ziehen. Wir
erwarten, dass das UN-Flüchtlingshilfswerk in die Lage versetzt wird,
Flüchtlinge sicher und nach humanitären Gesichtspunkten zu versorgen.
Es muss aber auch klar sein, dass der europäische Außengrenzschutz
funktioniert. Die europäische Grenzschutzbehörde ist deshalb
notwendig, dazu wollen wir Frontex weiterentwickeln. [...] Die
Migrationsfrage hat schon einmal in unserer Gesellschaft zu
tiefgreifenden Konflikten, zu großen politischen Auseinandersetzungen
geführt aufgrund falschen Managements. Das darf sich nicht
wiederholen. [...] Wenn es aber zu Migrationsbewegungen kommt, dann
muss Europa diesmal vorbereitet sein. Die Bundesregierung, die
Bundeskanzlerin sind hier ganz persönlich und zuerst gefordert. [...]

Das zweite Thema ist die aktuelle Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs [...] Hier wird ohne Not ein bürokratisches Monstrum
geschaffen. Wir wollen eine Europäische Union, die handlungsfähig ist
in den großen Fragen, die uns aber doch nicht lästige ärgerliche
Scherereien im Alltag bringt. Den Menschen werden neue Fesseln
angelegt, obwohl sich in Deutschland das vertrauensvolle Miteinander
von Arbeitgebern und den Beschäftigten bewährt hat. Es gibt in
unserem Land eine Pflicht zur exakten Erfassung von Überstunden. Das
ist ausreichend. [...] Wir werden mit dem Versprechen antreten, auf
dieses Urteil zu reagieren und Klarstellungen in der europäischen
Arbeitszeitrichtlinie zu beschließen. Wir brauchen mehr und nicht
weniger Flexibilität und Selbstbestimmung und deshalb einen
entsprechend praktikablen funktionierenden Rechtsrahmen. Mit einer
Stechuhr-Mentalität wie früher kommt Deutschland jedenfalls nicht
weiter. [...]

Das dritte Thema [...] ist der Digitalpakt 2.0. [...] Der Digitalpakt
1.0 der Großen Koalition, der möglich geworden ist durch die
Grundgesetzänderung, bezieht sich nach dem Willen der Bundesregierung
auf die Hardware. Aber mit Hardware ist nichts gewonnen, die ist auch
schnell veraltet. Was wir brauchen, sind moderne Lehrmaterialien vor
allen Dingen auch eine digitale Didaktik der Lehrerinnen und Lehrer.
Unser Vorschlag für einen Digitalpakt 2.0, der aufbaut auf den Plänen
der Bundesregierung, ist deshalb genau, Mittel bereitzustellen für
diese Zwecke, also die Weiterqualifikation der Lehrenden, die
Beschaffung von digitalen Lehrmaterialien, die Entwicklung von einer
Bildungscloud.

Und lassen Sie mich viertens abschließend [...] sagen, dass wir
natürlich mit Spannung auf den Koalitionsausschuss des heutigen
Abends schauen. Die Zeiten, in denen nach Methode Merkel einfach
politische Unterschiede mit Milliarden eingeebnet werden konnten,
diese Zeiten sind vorbei. Wir haben bereits den Kassenabsturz erlebt.
Aus dem Kassenabsturz darf nun aber kein Konjunkturabsturz werden.
[...] Es gibt eine Diskussion über den Solidaritätszuschlag, der
eigentlich vollständig abgeschafft werden sollte, und vor allen
Dingen plant die SPD aus Gefallsucht einen Griff in die Kasse der
Beitragszahlerinnen und Beitragszahler bei Rente und
Krankenversicherung. Die Menschen sollen die Geschenke, die die SPD
ihnen geben will, selbst bezahlen und dabei werden ganz grundlegende
Gerechtigkeitsprinzipien mit Füßen getreten. [...] Diesen Bruch der
Grundprinzipien der Rentenkasse hat die SPD jetzt zum Prinzip
erklärt. Man muss sagen, dass Scholz und Heil nicht in der Nachfolge
von Schröder stehen. Scholz und Heil wandeln auf den Spuren von Kevin
Kühnert [...]"

BUSCHMANN: "Der Deutsche Bundestag führt in dieser
Sitzungswoche eine vereinbarte Debatte durch: Anlass sind 70 Jahre
unseres Grundgesetzes. Und würde man hier nicht über die Ehe, die der
deutsche Staat mit seiner wunderbaren Verfassung eingegangen ist,
sprechen, sondern über eine Ehe zwischen Menschen, dann würden wir
jetzt Gnaden-Hochzeit feiern. [...] Denn es ist natürlich eine große
Gnade in den 70 Jahren seit Inkrafttreten des Grundgesetzes geboren
zu sein, insbesondere dann, wenn man das mit den 70 vorangegangenen
Jahren vor Inkrafttreten des Grundgesetzes vergleicht [...] Die
Aufgabe von Verfassungsorganen, von Abgeordneten, von Fraktionen, des
Parlaments und überhaupt aller Verfassungsakteure ist die Frage: Was
können wir eigentlich dazu beitragen, dass es nochmal mindestens
weitere 70 Jahre werden, in denen diese wunderbare und
freiheitlichste Verfassung weiter Geltung behält und auch unser
Verfassungsleben prägen kann. Deshalb wollen wir zum einen unsere
Dankbarkeit und unser Glück ausdrücken, aber auch eine Debatte
darüber anstoßen, was wir dazu beitragen können, diesen Geist des
Grundgesetzes fortzuschreiben und seine Prägekraft beizubehalten. Da
möchte ich drei Beispiele an dieser Stelle nennen, zu denen wir eine
Debatte anstoßen wollen.

Erstens: Die Mütter und Väter des Grundgesetzes waren unglaublich
mutig, als sie das Grundgesetz aufgestellt haben, denn sie haben sich
etwas getraut, was in der damaligen Verfassungswirklichkeit einmalig
war. Sie haben nämlich ganz ins Zentrum der Verfassung individuelle
Grundrechte gestellt [...] und sie haben mit dem
Bundesverfassungsgericht eine Institution geschaffen, die jedermann
offensteht. Eine Institution, die sogar Parlamentsgesetze kippen
kann. [...] Und wir sehen, dass ein Großteil der Regelungen, die in
Osteuropa genutzt werden, um auch oberste Gerichte und
Verfassungsgerichte unter politische Kontrolle zu bekommen, auch in
Deutschland nur durch einfaches Recht geregelt sind. Und deshalb
halten wir es für klug, die Frage zu stellen, ob wir diesen Teil
unserer wirklich wichtigen gelebten Verfassung, nämlich die Frage:
Wie agiert das Bundesverfassungsgericht, auch in Verfassungsrang, in
formellen Verfassungsrang erheben wollen. [...]

Zweitens: Die Mütter und Väter des Grundgesetzes waren nicht nur
unglaublich mutig. Sie waren auch bereit, einen sehr modernen Text
vorzulegen. Das Grundgesetz kennt die modernsten Medientechnologien
zum Zeitpunkt seiner Entstehung. [...] Und deshalb ist es aus unserer
Sicht auch konsequent, wenn das Grundgesetz auch die modernste
Medientechnologie des 21. Jahrhunderts, also unserer Zeit, aufnimmt,
nämlich das Internet. [...]

Und es gibt einen dritten Punkt [...] Denn jede Verfassung kennt
Voraussetzungen, die nicht ausdrücklich niedergeschrieben sind, weil
sie sich rechtlich auch nur schwer regeln lassen, die aber
vorausgesetzt werden von der Verfassung und das ist, dass jeder, der
im Verfassungsleben eine Rolle spielt, seien es Abgeordnete,
Fraktionen, sei es eine Regierung, sei es der Bundesrat oder wer auch
immer, eines schulden, nämlich nicht nur Dienst nach Vorschrift. Wir
schulden den Bürgerinnen und Bürgern nicht nur, die Verfassung nicht
zu verletzen, das schulden wir ihnen auch. Wir schulden ihnen Erfolg.
Das schimmert durch die Zeilen des Grundgesetzes durch, wenn es im
Amtseid der Bundesregierung heißt, den Nutzen des deutschen Volkes zu
mehren. [...] Und da ist es unseres Erachtens schon ein Alarmsignal,
wenn beispielsweise ein Regierungspraktiker wie Thomas de Maizière in
seinem Rückblick auf fast 30 Jahre Regierungserfahrung sagt: Es gibt
mittlerweile Regelungsmaterien, die traut sich niemand mehr
anzufassen, weil man im Bundesrat dafür keine Mehrheit mehr zustande
bekommen kann. [...] Wir behaupten nicht, dass wir auf diese Themen
schon die besten, fertigen Lösungen haben. Wir glauben nur, dass wir
unserem Grundgesetz eines schulden: Wir schulden ihm Dankbarkeit, wir
schulden ihm Respekt für großartige 70 Jahre, die hinter uns liegen.
Wir schulden ihm aber auch den Respekt, alles in unserer Macht
Stehende dafür zu tun, dass auch mindestens weitere 70 erfolgreiche
freiheitliche und glückliche Jahre vor uns liegen. Und dazu wollen
wir einen Beitrag leisten [...]"

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1104: Landtag blickt auf das Grundgesetz als Kulturgut (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 47/2019

Festveranstaltung zum 70. Geburtstag: Landtag blickt auf das
Grundgesetz als Kulturgut 



Stuttgart - Der Landtag von Baden-Württemberg würdigt das Grundgesetz
zu seinem 70. Geburtstag unter einem außergewöhnlichen Blickwinkel -
als Kulturgut. Landtagspräsidentin Muhterem Aras (Grüne) lädt am 23.
Mai 2019 im Rahmen der Reihe "WERTSACHEN - Was uns zusammenhält." ins
Landtagsgebäude. Prof. Dr. Sandra Richter, seit Januar Direktorin des
Deutschen Literaturarchivs Marbach, hält den Festvortrag "Das
Grundgesetz als Text". Präsidentin Aras dazu: "Das Grundgesetz als
Text entfaltet eine symbolische Kraft, die unsere Kultur und unser
Selbstverständnis prägt".

Prof. Dr. Richter wird am Jahrestag der Verkündung das Grundgesetz
einerseits als Text analysieren. Andererseits betrachtet sie dessen
Wahrnehmungsgeschichte in der Literatur wie auch in der
intellektuellen Öffentlichkeit. Zudem auf dem Programm: Der
Kabarettist Matthias Deutschmann nimmt Formulierungen aus der
Verfassung in einem satirischen Beitrag unter die Lupe; die Sängerin
Susanne Heydenreich stimmt mit Knef-Liedern auf die Entstehungszeit
des Grundgesetzes ein.

Die Landtags-Gesprächsreihe "WERTSACHEN - Was uns zusammenhält.", die
landesweit Station macht, beleuchtet Grundrechtsartikel sowie weitere
Staatszielbestimmungen. Der Abend zum 70. Geburtstag der deutschen
Verfassung ist die achte "WERTSACHEN"-Veranstaltung. Der Landtag
veröffentlicht zu diesem Anlass eine Buch-Dokumentation der
Gesprächsreihe, die gerne angefordert werden kann.

 * 
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HAMBURG/4761: Klimanotstand erklären - oder endlich wirksam handeln (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 15. Mai 2019

Klimanotstand erklären - oder endlich wirksam handeln



Der BUND hat die Bürgerschaft aufgefordert, den Klimanotstand für
Hamburg zu erklären. "Angesichts der fortwährend gerissenen Klimaziele
auch in Hamburg, angesichts der völlig unzureichenden Umsetzung der
UN-Nachhaltigkeitsziele und der unendlichen Kette von Verzögerungen
bei der Dekarbonisierung ist diese Forderung nur mehr als
folgerichtig", erklärt dazu Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE. "Als eine der reichsten Städte Europas und
ehemalige Umwelthauptstadt hat Hamburg eine ganz besondere
Verantwortung für die Klimarettung. Das Lamentieren über Bremser auf
dem Weg zur Klimarettung in Berlin hilft nicht weiter - das ist nur
Zeitspiel und verdient die rote Karte."

Wenn die Hamburger Regierungskoalition nicht handle, werde die
Fraktion DIE LINKE zeitnah darüber beraten, einen Antrag im Sinne der
BUND-Forderung in die Bürgerschaft einzubringen, so Jersch: "Der Ernst
der Lage gebietet es, klare Zeichen zu setzen."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3319: Beitragsfreiheit und Qualität nicht gegeneinander ausspielen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 15. Mai 2019

Beitragsfreiheit und Qualität nicht gegeneinander ausspielen



Zur heutigen öffentlichen Anhörung im Sozialausschuss zum neuen
Kindertagesförderungsgesetz erklärt der sozialpolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion Jörg Heydorn:

"Die beitragsfreie Kindertagesbetreuung ab dem 1. Januar 2020 wurde
heute sehr befürwortet. Krippe, Kita, Kindertagespflege und Hort
werden kostenfrei. Die Familien im Land wurden noch nie so stark
entlastet. Damit spielen die Beiträge der Kinderbetreuung bei
Entscheidung, Kinder in Einrichtungen betreuen zu lassen, zukünftig
keine Rolle mehr. Außerdem wird damit die Bildung im Land durchgängig
kostenfrei.

In der Anhörung wurde aber auch darauf hingewiesen, dass
Beitragsfreiheit und Qualität nicht gegeneinander ausgespielt werden
dürfen. Beides muss in den Blick genommen werden. Deshalb ist es gut,
dass der jetzige Gesetzentwurf schon rund 7 Mio. Euro zusätzliches
Geld für die Qualität in den Kitas vorsieht. Auch wurde deutlich, dass
Qualität nicht nur personelle, sondern auch inhaltliche Aspekte hat.
Auch das sieht der Gesetzentwurf vor.

Wir werden jetzt die vielen guten Hinweise aus der Anhörung auswerten
und beraten, ob und wie der Gesetzentwurf ergänzt werden muss."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5142: Gleichgeschlechtliche Familienkonzepte endlich gleichstellen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 14.05.2019

Gleichgeschlechtliche Familienkonzepte endlich gleichstellen



Der morgige Internationale Tag der Familie ist ein guter Anlass, um
die Anliegen von Familien aufzugreifen sowie für mehr Anerkennung und
eine familienfreundliche Gesellschaft zu werben. Familie bedeutet
jedoch nicht nur "Vater-Mutter-Kind". Die Politik muss ein
ganzheitliches und gleichberechtigtes Familienbild unterstützen und
fördern, unterstreicht der familienpolitische Sprecher der GRÜNEN
Landtagsfraktion, Daniel Köbler:

"Regenbogenfamilien werden vom Gesetzgeber häufig benachteiligt. Ein
Beispiel hierfür ist das Abstammungsrecht: In Deutschland wird der
Ehemann der Mutter automatisch als Vater anerkannt - unabhängig davon,
ob er der Erzeuger des Kindes ist. In gleichgeschlechtlichen Ehen
greift dieser Automatismus nicht, hier muss die Partnerin der
leiblichen Mutter erst das langwierige Verfahren der Stiefkindadoption
durchlaufen - mit ungewissem Ausgang. Diesen Paaren fehlt es an
Verbindlichkeit und Rechtssicherheit, die anderen Paaren
selbstverständlich zugestanden wird. Eine nachvollziehbare Begründung
gibt es dafür nicht, eine rechtliche Anpassung an die Lebensrealitäten
vieler gleichgeschlechtlicher Paare ist längst überfällig. Wir müssen
die Debatte beschleunigen und brauchen deshalb dringend eine Reform
des Abstammungsrechts. Immerhin hat nun auch die SPD auf Bundesebene
den Reformbedarf erkannt."

Köbler weiter: "In Deutschland wachsen rund 14.000 Kinder in
Regenbogenfamilien auf. Zahlreiche Studien belegen, dass es diesen
Kindern bei gleichgeschlechtlichen Paaren genauso gut geht wie in
anderen Konstellationen. Für uns ist Familie da, wo Menschen
füreinander Verantwortung übernehmen. Wir nehmen diesen Grundsatz in
unserer Familienpolitik ernst und stellen alle Familien auf eine
Stufe. Dazu zählen klassische Vater-Mutter-Kind-Konstellationen ebenso
wie Alleinerziehende, Patchwork- und Regenbogenfamilien. Familien
leisten unersetzliche Arbeit bei der Erziehung und Integration unserer
Kleinsten in die Gesellschaft. Sie spenden Fürsorge, Liebe,
Geborgenheit und vermitteln der neuen Generation wichtige Werte, die
unser soziales Miteinander erst ermöglichen. Umso wichtiger ist es,
endlich auch jene Familien zu stärken, die bisher in der Gesetzgebung
nicht eingeschlossen wurden oder zu kurz gekommen sind."


Hintergrund:

Mehr als 90 Prozent der Kinder in Regenbogenfamilien wachsen bei zwei
Müttern auf. Viele dieser Kinder wurden in eine bestehende
Partnerschaft hineingeboren (Zwei-Mütter-Ursprungsfamilien). Während
bei verschiedengeschlechtlichen Ehepaaren der Ehemann der Mutter
automatisch rechtlich anerkannter Vater und damit zweites Elternteil
ist, unabhängig davon, ob dies den Tatsachen entspricht, muss die
Lebenspartnerin der Mutter (die Co- bzw. Mit-Mutter) trotz Eheöffnung
erst das Verfahren der Stiefkindadoption durchlaufen. Erst so kann sie
auch rechtlich anerkanntes Elternteil werden. In der Zwischenzeit hat
das Kind rein rechtlich nur einen Elternteil. Ob der Antrag zur
Stiefkindadoption genehmigt wird, bleibt ebenso offen. Unsicherheiten
und Ängste sind in diesem Zusammenhang vorprogrammiert. Aus diesem
Grund forderte auch der unabhängige und vom Bundesministerium der
Justiz und für Verbraucherschutz eingesetzte Arbeitskreis
Abstammungsrecht 2017 eine Reform des Abstammungsrechts. Darin heißt
es: "Entschließen sich zwei miteinander verheiratete Frauen, gemeinsam
eine Familie zu gründen, so sollen die Gebärende und ihre Ehefrau von
Geburt an automatisch rechtliche Eltern des Kindes sein können." Vor
diesem Hintergrund hat das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz im März 2019 einen Diskussionsteilentwurf zur Reform
des Abstammungsrechts veröffentlicht, der die wesentlichen
Kritikpunkte der Expert*innenkommission aufgreift.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5141: Wohn-Pflege-Gemeinschaften sind Erfolgsgeschichte (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.05.2019

Wohn-Pflege-Gemeinschaften sind Erfolgsgeschichte - Menschen sollen
in ihren Heimat-Orten bleiben können



Zur Aktuellen Debatte der SPD-Fraktion "Gute Bilanz beim Aufbau von
Wohn-Pflege-Gemeinschaften" erklärt die gesundheitspolitische
Sprecherin der SPD-Fraktion, Kathrin Anklam-Trapp: "Die
Wohn-Pflege-Gemeinschaften in Rheinland-Pfalz sind eine
Erfolgsgeschichte. In den vergangenen Jahren haben sich bereits rund
30 Kommunen auf den Weg gemacht, eine Wohn-Pflege-Gemeinschaft zu
gründen, oder dies ist bereits geschehen. Gewinnbringend ist das
Projekt WohnPunkt RLP für viele: In erster Linie ist es im Interesse
der älteren Menschen, denn sie können weiterhin dort leben, wo ihre
Heimat ist, also wo sie ihren Lebensmittelpunkt und ihr vertrautes
Umfeld haben. Zum anderen wird die Versorgung vor Ort verbessert, neue
Arbeitsplätze geschaffen und ein Beitrag zur Dorferneuerung geleistet.
Aus Sicht der SPD-Fraktion sollte das gute Projekt daher
weiterentwickelt werden: Es bietet große Potenziale für die Menschen,
für die Dörfer und auch für kleinere Städte. Es ist daher sehr zu
begrüßen, dass künftig auch Orte mit bis zu 10.000 Einwohnerinnen und
Einwohner sich beteiligen können und dass der Beratungsprozess weiter
verbessert wird."

Anklam-Trapp sagt: "In den Fällen, in denen die Idee zu einer
Wohn-Pflege-Gemeinschaft im Raum stand, dann aber doch keine aufgebaut
wurde, gab es durch die intensive Beratung der Landeszentrale für
Gesundheitsförderung oft andere positive Effekte: Es haben sich neue
Unterstützungsstrukturen in Dörfern entwickelt, etwa Initiativen, die
Mittagstische oder Nachbarschaftshilfen anbieten. Auch
Genossenschaften und Bürgervereine sind rund um die Projekte
entstanden. Denkbar ist es in Zukunft auch, dass für ältere Menschen
Wohnungen barrierefrei umgebaut werden und sie einen Tagespflege-Platz
erhalten. Denn das wichtige Ziel ist in jedem Fall: Wir wollen
Menschen auch mit einer Behinderung oder mit Pflegebedarf ermöglichen,
dass sie in ihrem Heimat-Ort bleiben können und in die
Dorfgemeinschaft eingebunden sind."

 * 
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BILDUNG/1515: Mindestausbildungsvergütung für Auszubildende kommt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Mindestausbildungsvergütung für Auszubildende kommt



Yasmin Fahimi, zuständige Berichterstatterin:

Das Bundeskabinett hat heute den Gesetzentwurf zur Novelle des
Berufsbildungsgesetzes verabschiedet. Damit ist der Weg frei für die
parlamentarischen Beratungen.

"Endlich kommt die Mindestausbildungsvergütung für Auszubildende.
Jeder, der in Betrieben arbeitet, verdient Anerkennung, ob Chef oder
der Auszubildender. Die SPD-Bundestagsfraktion hat gegen den
Widerstand des Wirtschaftsministeriums und die Untätigkeit der
Bildungsministerin die Mindestausbildungsvergütung durchgesetzt. Die
Mindesthöhe ist jetzt mit 515 Euro festgelegt und wird sich bis ins
dritte Lehrjahr um sogar 35 Prozent erhöhen. Die Mindestvergütung für
Azubis wird vielen jungen Erwachsenen helfen: Laut Bundesagentur für
Arbeit bekommen 115.000 Azubis aktuell weniger als 500 Euro monatlich.

Die Mindestausbildungsvergütung ist ein erster und wichtiger Schritt,
um unser Ziel, die berufliche Bildung attraktiver zu machen, zu
erreichen. Besonders erfreulich ist, dass Bundesministerin Karliczek
eingesehen hat, dass die Mindestausbildungsvergütung sich, wie von uns
immer gefordert, am Durchschnitt der überwiegend tariflichen
Ausbildungsvergütungen orientieren muss. Allerdings lassen sich
Qualität der Ausbildung und gute Ausbildungsbedingungen nicht allein
an der Höhe der Vergütung oder neuen Bezeichnungen für Abschlüsse
festmachen. Das heißt zum Beispiel auch, dass unter anderem die
Rahmenbedingungen für Auszubildende verbessert werden müssen wenn es
um Freistellung von der Berufsschule geht. Wir freuen uns jetzt auf
die endlich beginnenden parlamentarischen Beratungen dieses
bedeutenden Gesetzes."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/705: Mietpreisbremse verlängern, Mietenstopp umsetzen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Mietpreisbremse verlängern, Mietenstopp umsetzen



Michael Groß, zuständiger Berichterstatter:

Steigende Mieten belasten Haushaltseinkommen über Gebühr. Eine
deutschlandweite Untersuchung von größeren Städten des
Böcklerinstituts zeigt die dramatische Entwicklung der
Mietbelastungsquote auf. Die SPD in der großen Koalition fordert die
Union auf, endlich zu handeln und die Justizministerin Barley nicht
länger zu blockieren.

"Die Mietpreisbremse ist wirksam, wo sie wirksam umgesetzt wurde. Das
zeigt die Auswertung mehrerer Studien durch das Bundesjustiz- und
Verbraucherschutzministerium. Eine moderate Verlangsamung der
Mietdynamik kann aber nur der Anfang sein. Der Markt regelt sich nicht
von alleine. Wir brauchen dringend weiterhin gute marktkorrigierende
Maßnahmen, um wuchernde Mieten zu verhindern. Daher begrüßen wir
ausdrücklich den Vorschlag der Bundesjustizministerin Katarina Barley,
die Mietpreisbremse um fünf Jahre zu verlängern. Mit der Überführung
des Verbots der Mietpreiserhöhung über § 5 Wirtschaftsstrafgesetz
in das Zivilrecht, wird dieses zu einem praxistauglichen Instrument
positiv für Mieterschutz umgestaltet.

In diesem Zusammenhang steht auch die Verlängerung des
Betrachtungszeitraums für die ortsübliche Vergleichsmiete von vier auf
sechs Jahre. Mit dem Umsetzungsvorschlag der SPD-Ministerin können wir
Mieterinnen und Mieter entlasten und vor weiteren Mietenexplosionen
schützen.

Wenn Mieten mehr als 30 Prozent des Haushaltseinkommens belasten, ist
das mehr als genug. Miete darf nicht zur unverhältnismäßigen Belastung
werden. Mieter sind längst an ihren Belastungsgrenzen angekommen. Es
trifft nicht nur große Städte wie München oder Frankfurt, auch Städte
wie Bremerhaven, Duisburg oder Saarbrücken stehen auf Grund der
niedrigeren Einkommen bereits bei einer Mietbelastungsquote von mehr
als 40 Prozent des Haushaltseinkommens. Das ist zu viel. Hier besteht
dringender Handlungsbedarf.

Deshalb ist es auch notwendig, die gesetzlich erlaubten Mieterhöhungen
von bisher 20 Prozent beziehungsweise 15 Prozent in angespannten
Wohnungsmärkten innerhalb von drei Jahren wesentlich abzusenken oder
einzufrieren. Ist die Mietenbelastung höher als 30 Prozent, muss ein
Mietenstopp greifen. Ansonsten muss die Mieterhöhung deutlich unter
zehn Prozent liegen.

Es wird Zeit, dass die Union in Regierung und Fraktion endlich ihre
Blockadehaltung aufgibt und sich zu Mieterschutz statt zu
Immobiliengewinnen bekennt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/704: Petitionen wirken - je mehr Eingaben, desto besser


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Petitionen

Petitionen wirken - je mehr Eingaben, desto besser



Stefan Schwartze, Sprecher der Arbeitsgruppe Petitionen:

Die gestiegene Zahl der Petitionen im Jahr 2018 ist eine gute
Entwicklung. Je mehr Eingaben an das Parlament gerichtet werden, desto
besser - denn Petitionen sind für die SPD-Bundestagsfraktion eine
wichtige Informationsquelle darüber, ob und wie Gesetze in der Praxis
wirken.

"Die gestiegene Zahl der Petitionen im Jahr 2018 ist eine erfreuliche
Entwicklung. Je mehr Eingaben an das Parlament gerichtet werden, desto
besser - denn Petitionen sind für die SPD-Bundestagsfraktion eine
wichtige Informationsquelle darüber, ob und wie Gesetze in der Praxis
wirken. Weiterer Grund zur Freude ist die Tatsache, dass immer mehr
Petitionen das Quorum von 50.000 Mitzeichnungen für die öffentliche
Beratung vor dem Ausschuss erreichen. Die beiden kommenden Termine für
die öffentliche Beratung sind bereits ausgebucht. In vielen
Einzelfällen - genauer bei 67 Prozent aller Petitionen im Jahr 2018 -
konnte der Petitionsausschuss den Bürgerinnen und Bürgern helfen, ob
durch die Bereitstellung von Informationen oder im Laufe des
Petitionsverfahrens. Die Anliegen flossen auch in die Gesetzgebung mit
ein, wie zum Beispiel die öffentliche Petition der Psychotherapeuten
zum Terminservice- und Versorgungsgesetz gegen die Einführung eines
sogenannten gestuften Zugangs zur psychotherapeutischen Versorgung,
die von rund 217.000 Menschen unterstützt wurde.

Die Zahl der beim Deutschen Bundestag eingereichten Petitionen ist im
Jahr 2018 gestiegen. Es wurden 13.189 Petitionen eingereicht - nach
11.507 im Vorjahr. Abschließend hat der Petitionsausschuss über 10.581
Petitionen beraten. Die meisten Petitionen betrafen den
Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales,
gefolgt vom Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat und des
Bundesministeriums der Justiz und für den Verbraucherschutz. Deutlich
gestiegen ist auch die Zahl der eingereichten
Unterstützerunterschriften und der Mitzeichnungen auf dem
E-Petitionsportal - insgesamt fast um das Dreieinhalbfache".

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/703: Deutscher Anwaltstag setzt wichtiges Zeichen für den Rechtsstaat


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Deutscher Anwaltstag setzt wichtiges Zeichen für den Rechtsstaat



Esther Dilcher, zuständige Berichterstatterin:

Der Deutsche Anwaltstag in Leipzig, der heute eröffnet wurde,
unterstreicht mit seinem Programm die Bedeutung eines funktionierenden
Rechtsstaats mit einer starken Anwaltschaft. Er setzt damit ein
wichtiges Zeichen gegen die zahlreichen populistischen Angriffe auf
den Rechtsstaat.

"'Rechtsstaat leben', dieses Motto für den diesjährigen Anwaltstag
greift ein sehr aktuelles Thema auf: In diesem Jahr feiern wir 70
Jahre Grundgesetz und damit die Verankerung des Rechtsstaats in
unserer Verfassung. Dieser bietet Schutz vor staatlicher Willkür und
sichert individuelle Freiheiten. Menschenwürde, Presse-, Meinungs-,
Versammlungsfreiheit, aber auch Religionsfreiheit und Schutz von
Rechtsgütern gewährleisten ein friedliches Zusammenleben in einem
sozialen Staat.

Auch wenn das Vertrauen von Menschen in das Funktionieren des
Rechtsstaats öffentlich in Zweifel gezogen wird, steht fest, dass wir
uns auf den Schutz des Grundgesetzes verlassen können. Das ist jedoch
keine Selbstverständlichkeit, deshalb ist es unser aller Pflicht,
Angriffen auf die Grundwerte unseres Grundgesetzes entgegenzutreten
und so den Rechtsstaat zu leben.

Der Anwaltschaft kommt dabei eine bedeutende Aufgabe zu, sie ist Organ
der Rechtspflege und damit wesentlicher Teil dieses Rechtsstaats.
Anwältinnen und Anwälte gewährleisten den Zugang zum Recht für alle
Bürgerinnen und Bürger. Dafür verdienen sie eine angemessene
Bezahlung. Die Forderungen der Bundesrechtsanwaltskammer und des
Deutschen Anwaltsvereins nach einer Anpassung der Anwaltsvergütung ist
daher zu unterstützen. Eine Umsetzung der Gebührenerhöhung soll noch
in dieser Wahlperiode erfolgen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/702: Mehr Geld für gesetzliche Betreuer


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Mehr Geld für gesetzliche Betreuer



Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher;

Dirk Heidenblut, zuständiger Berichterstatter:

Am morgigen Donnerstag wird der Deutsche Bundestag das Gesetz zur
Anpassung der Betreuer- und Vormündervergütung beschließen. Die Zeit
drängt, denn die finanzielle Situation der Betreuungsvereine wird
immer dramatischer.

"Bund und Länder hatten sich im Vorfeld in intensiven Verhandlungen
auf diesen Gesetzentwurf verständigt. An diesem Kompromiss sollte nun
nicht mehr gerüttelt werden. Es wäre gut, wenn der Bundesrat seine
kritische Haltung überwindet und dem Gesetz zügig zustimmt. Die Zeit
drängt, denn die finanzielle Lage der gesetzlichen Betreuung wird
immer kritischer. Bei einigen Betreuungsvereinen ist die Situation
bereits so dramatisch, dass sich die ersten Vereine aus Kostengründen
auflösen mussten.

Gerichtlich bestellte Betreuerinnen und Betreuer leisten eine wichtige
und unverzichtbare Arbeit. Sie übernehmen die rechtliche Betreuung von
Personen, die aufgrund von körperlichen, geistigen, psychischen oder
seelischen Leiden nicht mehr in der Lage sind, ihre Angelegenheit
selbstständig zu regeln.

Das Gesetz bedeutet eine durchschnittliche Vergütungserhöhung um 17
Prozent, die erste seit 2005. Das bisherige Vergütungssystem aus der
Kombination von Stundensätzen und Stundenzahlen wird durch
fallbezogene Monatspauschalen abgelöst."
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RECHT/701: Entschädigung von Opfern des SED-Unrechtsregimes wird entfristet


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Entschädigung von Opfern des SED-Unrechtsregimes wird entfristet



Karl-Heinz Brunner, zuständiger Berichterstatter:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt den Gesetzentwurf von
Bundesjustizministerin Barley, mit dem die Entschädigung von Opfern
des SED-Unrechtsregimes entfristet wird.

"Fast 30 Jahre nach der Wiedervereinigung führen vom
SED-Unrechtsregime Betroffene noch Rehabilitierungsverfahren. Wer mehr
Zeit bei der Aufarbeitung der eigenen, oft sehr traumatischen
Vergangenheit braucht, um Rehabilitierungsanträge zu stellen, muss sie
bekommen. Deswegen begrüßt die SPD-Bundestagsfraktion den heute vom
Bundeskabinett beschlossenen Gesetzentwurf von Bundesjustizministerin
Katarina Barley zur Entfristung der Rehabilitierungsgesetze.
Gleichzeitig bringt das Gesetz Verbesserungen für die Rehabilitierung
von Kindern und Jugendlichen, deren Unterbringung in einem Heim für
Kinder und Jugendliche in der DDR aufgrund politischer Verfolgung
angeordnet wurde. Wir hoffen, dass die vorgeschlagenen Änderungen im
parlamentarischen Verfahren zügig beraten werden, damit die
Entfristungsregelungen rechtzeitig in Kraft treten, denn die
Antragsfristen laufen teilweise zum Jahresende aus."
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RECHT/700: EuGH zur Erfassung der Arbeitszeit - mehr Schutz für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

EuGH zur Erfassung der Arbeitszeit: mehr Schutz für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin;

Gabriele Hiller-Ohm, zuständige Berichterstatterin:

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat geurteilt, dass Arbeitgeber ein
System zur Messung der täglichen Arbeitszeit einrichten müssen. Dieses
Urteil entspricht den Forderungen und Vorstellungen der
SPD-Bundestagsfraktion für eine gerechte Arbeitszeitpolitik.

"Wir begrüßen das Urteil des Europäischen Gerichtshofs zur Regelung
der Erfassung der Arbeitszeit ausdrücklich. Durch die Verpflichtung
der Arbeitgeber ein System einzurichten, mit dem die tägliche
Arbeitszeit gemessen wird, kann nun eine konsequente Erfassung der
Arbeitszeit sichergestellt werden. Ein einfaches, objektives und
verlässliches System schützt Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor
Ausbeutung und Missbrauch und sichert das Recht auf die täglichen und
wöchentlichen Ruhezeiten. So werden zum Beispiel auch die
Kontrollmöglichkeiten bei Verdacht von Schwarzarbeit deutlich
verbessert. Darüber hinaus trägt es zu einem fairen Wettbewerb der
Unternehmen bei.

Auch die deutschen Gewerkschaften kritisieren seit Jahren, dass eine
tatsächliche Registrierung von Überstunden und geleisteten
Arbeitszeiten nur möglich ist, wenn diese in ihrer Gesamtheit
systematisch erfasst werden. Mit Ausnahme bestimmter Branchen und
Sonderregelungen wie beispielsweise bei den Minijobs, mussten bis
jetzt nur die geleisteten Überstunden aufgezeichnet werden. Besonders
in Zeiten neuer Arbeitsformen und immer flexibleren Arbeitszeiten muss
sichergestellt werden, dass Arbeitszeiten eingehalten werden können.
Nur so können faire Arbeitsbedingungen und die Einhaltung der Rechte
der Beschäftigten garantiert werden.

Wir werden jetzt prüfen, ob in Deutschland Gesetze geändert werden
müssen, um die europäische Rechtsprechung umzusetzen und die Rechte
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu stärken und so auch für
faire Wettbewerbsbedingungen zu sorgen. Wir sind uns sicher, wir
werden zusammen mit den Gewerkschaften und den Arbeitgeberverbänden
eine gute und sozial gerechte Lösung finden."
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RECHT/699: Abmahnmissbrauch verhindern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Abmahnmissbrauch verhindern



Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher;

Nina Scheer, zuständige Berichterstatterin:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt den Gesetzentwurf von
Bundesjustizministerin Barley, mit dem missbräuchliche Abmahnungen
künftig effektiv verhindert werden.

"Missbräuchliche Abmahnungen sind insbesondere für kleine Unternehmen,
Onlineshops oder Vereine nach wie vor ein großes Problem. Abzocker
durchsuchen mit sogenannten Crawlern Websites automatisiert nach
Bagatellverstößen und versenden eine Vielzahl von Abmahnungen per
Serienbrief. Und dies nicht etwa, um fairen Wettbewerb
sicherzustellen, sondern um die Kostenerstattung und hohe
Vertragsstrafen zu kassieren.

Der nun von der Bundesjustizministerin Katarina Barley vorgelegte
Gesetzentwurf wird dem endlich ein Ende machen, indem Verstöße gegen
gesetzliche Kennzeichnungs- und Informationspflichten zwar noch
abgemahnt werden können, für Mitbewerber aber kein Anspruch auf
Erstattung der Kosten mehr besteht und bei erstmaligen Verstößen auch
keine Vertragsstrafen mehr anfallen dürfen. Wir begrenzen die Höhe von
Vertragsstrafen zudem auf 1.000 Euro in einfach gelagerten Fällen und
verhindern damit die bis heute leider immer wieder völlig überzogen
angesetzten Vertragsstrafen.

Abmahnungen, die nicht Verbraucherinteressen oder dem
Wettbewerbsschutz dienen, sondern die nur Geld einbringen sollen, sind
damit künftig unzulässig. Wer dennoch missbräuchlich abgemahnt wird,
kann dann einen Rechtsanwalt einschalten, dessen Anwaltsgebühren der
unberechtigt Abmahnende zu bezahlen hat.

Um kleine Unternehmen und Vereine zu entlasten, sollen Anwaltskosten
für Abmahnungen bei Verstößen gegen die Datenschutzgrundverordnung
ebenfalls nicht geltend gemacht werden können."
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BERUF/1922: Novelle des Berufsbildungsgesetzes - Warnung vor Begriffskonfusion (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 15.05.2019

Novelle des Berufsbildungsgesetzes: HRK-Präsident warnt vor
Begriffskonfusion



Nachdem das Bundeskabinett heute den Entwurf einer Novelle des
Berufsbildungsgesetzes verabschiedet hat, sagte der Präsident der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Prof. Dr. Peter-André Alt:

"Die im Zuge der Novellierung geplanten neuen Bezeichnungen für berufliche
Abschlüsse dürfen so nicht stehen bleiben. Ob es nun 'Berufsbachelor' (wie
bislang vom Bildungsministerium vorgeschlagen) oder (wie jetzt im Entwurf
vorgesehen) 'Bachelor professional' heißen soll, ob 'Berufsmaster' oder
'Master professional' - das ändert nichts an der Konfusion, die
angerichtet wird, auch wenn sie als 'Zusatzbezeichnungen' fungieren
sollen. Im Übrigen handelt es sich hier um eine Neuauflage von
Vorschlägen, die schon vor Jahren aus guten Gründen nicht umgesetzt
wurden.

Erst gestern hat die HRK-Mitgliederversammlung erneut davor gewarnt,
Intransparenz und Verwirrung im Bildungssystem zu stiften. Die Verwendung
von Abschlussbezeichnungen in der beruflichen Bildung, die europaweit
ausschließlich von Hochschulen vergeben werden, wäre auch im
internationalen Kontext eine Quelle völlig unnötiger Missverständnisse.

Die gute Absicht, den Stellenwert der beruflichen Bildung zu betonen und
zu stärken, würde durch die Nachahmung hochschulischer
Abschlussbezeichnungen geradezu konterkariert. Warum für die international
überaus anerkannte berufliche Bildung nicht ihre eigenen, eindeutigen
Marken wie 'Meister', 'Technikerin' oder 'Fachwirt' mit ihren spezifischen
Kompetenzen weiter stärken?

Jugendliche, Arbeitgeber und Öffentlichkeit brauchen eindeutige
Informationen, die die Qualität und den Chancenreichtum aller Ausbildungs-
und Karrierewege verdeutlichen. Die vom Kabinett verabschiedete Novelle
muss deshalb in diesem Punkt überarbeitet werden."




Weitere Informationen unter:

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 15.05.2019

WWW: http://idw-online.de
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ASYL/1371: Asylpraxis für Syrer nicht ändern (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 15. Mai 2019

Asylpraxis für Syrer nicht ändern

Instabile Sicherheitslage



Berlin/Freiburg, 15. Mai 2019. "Es ist gut für die geflüchteten Menschen
aus Syrien, dass die Asylpraxis für sie nicht geändert wird. Es wäre völlig
inakzeptabel, davon auszugehen, dass inzwischen eine Rückkehr nach Syrien
möglich ist", sagt Caritas-Präsident Peter Neher heute, anlässlich der
Entscheidung des Bundesinnenministeriums, die Leitlinien für die
Anerkennung syrischer Flüchtlinge nicht zu verschärfen.

Die Sicherheitslage sei weiterhin hochgradig instabil und nach wie vor
drohe eine weitere Eskalation der Gewalt. Der Deutsche Caritasverband (DCV)
und sein Auslandshilfswerk Caritas international hatten mit Sorge
beobachtet, dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) die
Entscheidungen über Asylanträge eines beträchtlichen Teils von
Schutzsuchenden aus Syrien seit einigen Wochen ausgesetzt hatte.
Vorangegangen war eine Änderung der amtsinternen Leitsätze des BAMF, die
insbesondere für die Zuerkennung des subsidiären Schutzes relevant sind.

Nach der kürzlich bekannt gewordenen Auffassung des BAMF herrsche in
Syrien, mit Ausnahme der Provinz Idlib, kein bewaffneter Konflikt mehr.
Damit hätte für einen großen Anteil der in Deutschland lebenden Syrerinnen
und Syrern, die aus anderen Landesteilen Syriens stammen, der subsidiäre
Schutzstatus in Frage gestanden. "Nicht nur die derzeitige Eskalation der
Gewalt in Idlib und der weiter anhaltende Beschuss von Teilen Aleppos
zeigen, dass in Syrien nach wie vor Krieg herrscht", unterstreicht Neher.
Angesichts dieser andauernden Gefährdungslage ist die Entscheidung richtig,
die Asylanträge von Schutzsuchenden aus Syrien weiterhin sorgfältig und im
Einzelfall zu prüfen. "Eine Rückkehr in das kriegsgebeutelte und zerstörte
Land ist auf absehbare Zeit undenkbar. Deutschland muss weiterhin für seine
humanitäre Verantwortung gegenüber schutzbedürftigen Flüchtlingen
einstehen", fordert Neher.

Aus Sicht des Deutschen Caritasverbandes und seines Auslandshilfswerks
Caritas international ist die Lage in Syrien weiterhin dramatisch. 13
Millionen Syrierinnen und Syrer sind noch immer auf humanitäre Hilfe
angewiesen. Viele wurden aus ihren Dörfern und Städten vertrieben und haben
all ihren Besitz verloren. Frauen und Mädchen gehören zu den
Hochrisikogruppen, da für sie die größte Gefahr besteht, Opfer von Gewalt
zu werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55
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KULTUR/1035: Soziales - erste und letzte Instanz der Entfremdung ... (SB)




Ist der Mensch sich nicht schon Roboter genug, als daß er ein Abbild seiner
selbst in mechanisierter Form schaffen muß? Ist die Formalisierung und
Normierung des Lebens, ohne die sich keine von wo auch immer ausgehende
Verfügungsgewalt über das einzelne Subjekt etablieren ließe, nicht
fortgeschritten genug, um auf den Gedanken zu kommen, eine ganz andere Richtung
humaner Entwicklung einzuschlagen? Oder bedarf der Mensch des sozialen Roboters,
um sich angesichts der hochentwickelten Entfremdung in den atomisierten,
rundumüberwachten Marktgesellschaften noch als Mensch fühlen zu können, und sei
es nur aufgrund der Abgrenzung zum Maschinenpersonal, das sich gegen den
sozialen Status der Sklaverei nicht wehren kann?

Die Entwicklung von Robotern zur Pflege alter und kranker Menschen wirft Fragen auf, die als
"ethisch" einzustufen das Problem auf marktopportune Weise verkürzt. Die
Kosteneffizienz im Umgang mit Menschen in bedrängten und finalen
Lebenssituationen zu verbessern bedarf keiner besonderen Begründung, sie ist im
neoliberalen Kapitalismus selbstevident. Derartige Entwicklungen mit ethischen
Bewertungen zu flankieren dient ihrerseits der Vermarktung der allzu geringen
Chance, an der weiteren Technifizierung menschlicher Beziehungen noch etwas
ändern zu können. Ob Bio- oder Technikethik, bei der Zurichtung des Menschen auf
die Verwertung des biomedizinisch optimierten und informationstechnisch
standardisierten Lebens ist von diesen Abteilungen des Wissenschaftsbetriebes
nichts als opportunistische Moderation vermeintlich ohnehin nicht aufzuhaltender
Entwicklungen zu erwarten.

Wäre es anders, dann müßte das Problem der von kapitalgetriebener
Technikentwicklung induzierten Entfremdung menschlicher Lebenswelten so
grundlegend und ergebnisoffen untersucht werden, daß die vollständige Ablehnung
jeder weiteren Technifizierung des Lebens als Resultat der Forschung mindestens
so wahrscheinlich wäre als die, wenn auch abwägende, Zustimmung zum Machbaren.
Dennoch ist letzteres, wie angesichts der Einbindung der Wissenschaften in die
Ziele von Staat und Kapital nicht erstaunen kann, fast die Regel. Die
Maschinenstürmerei bleibt als radikal verschrieenen AktivistInnen überlassen,
die als einzige dazu in der Lage zu sein scheinen, jene Handlungsfreiheit in
Anspruch zu nehmen, die in herrschaftskonformer Ideologie zwar propagiert, aber
zugleich durch Beschränkungen aller Art negiert wird.

Wird einer Demenzkranken ein Roboter im Robbenfell in die Arme gedrückt, der
sich bewegen und Geräusche von sich geben kann, um sie emotional zu stimulieren
[1], dann wird sie im Grunde genommen von einer mechanischen Apparatur in die
Irre ihrer eigenen Gefühlswelt geführt. Wird sie darüber hinaus von
Pflegerobotern so umsorgt, daß sich kein Mensch mehr - bis auf die Bewältigung
ernsthafter Zwischenfälle - um sie kümmern muß, dann ist sie auf eine Weise
ruhiggestellt, die einer Schattenexistenz in einem Kabinett voller Homunculi
gleicht. Die Befürworter des Austausches permanent zu bezahlender Pflegekräfte
durch geleaste oder käuflich einmal zu erwerbende und dann nur noch zu wartende
Maschinen nehmen in Anspruch, daß Demenzkranke den Betrug gar nicht merken, es
also aus ihrer Sicht gar kein solcher ist. Sie könnten auch damit argumentieren,
daß ein Haustier, das die gleiche affektive Dienstleistung wie ein Robbenroboter
erbringt, schon aus Tierschutzgründen nicht einem Menschen überlassen werden
dürfte, der organisches Leben und seine technische Simulation nicht mehr
auseinanderhalten kann.

"Was kostet uns das Älterwerden?" [2] - mit Fragen wie dieser wird der Preis des
Alterns als Negativposten in der gesellschaftlichen Gesamtbilanz dargestellt und
vorgeschlagen, vielleicht doch nicht mehr alles zu tun, was medizinisch geboten
wäre, um den Menschen am Leben zu erhalten. Kostensenkung durch automatisierte
Pflege ist eine der Lösungen, die dazu öffentlich diskutiert werden. Der in der
ärztlichen Sterbehilfe unternommene Schritt, nach der individuellen
Lebensqualität zu fragen und angeblich selbstbestimmtes, ärztlich assistiertes
Ableben in Aussicht zu stellen, braucht nicht mehr gegangen zu werden, wenn das
Gebot der Kostensenkung an erster Stelle steht. Für diejenigen, die sich auf ein
totes Gleis geschoben fühlen, wenn der Pflegeroboter nach dem Wohlergehen fragt,
heißt es, gute Miene zum bösen Spiel zu machen. Ansonsten könnte ihnen das
rechnergestützte Beobachtungs- und Analysesystem eine schwerwiegende Depression
attestieren, was die Empfehlung, sich für einen vorzeitigen Tod zu entscheiden,
beschleunigte.

Der hauptsächlichen Tendenz, unproduktives Altern kostengünstig zu entsorgen,
gegenüber erscheint, wenn bei zu pflegenden Menschen mit maschinell
hergestellter Emphase die gleichen Ergebnisse emotionaler Beschwichtigung
erreicht werden können wie durch menschliches Personal, der Unterschied zwischen
diesen beiden Formen der Sorgearbeit gering. Wer in der kapitalistischen
Arbeitsgesellschaft dazu genötigt ist, seine Lebenszeit als Ware Arbeitskraft zu
verkaufen und so der entfremdenden Wirkung des Lohnarbeitsverhältnisses
unterliegt, geht möglicherweise noch kälter und abweisender mit Menschen um als
ein Roboter, der auf freundlichen Umgang programmiert ist.

Im Zweifelsfall wird der Mensch im Servicejob nicht anders als eine Maschine
darauf konditioniert, als echt und authentisch erscheinen zu lassen, was durch
Druck und Drill erzeugt wurde. Das Höflichkeitsritual an der Supermarktkasse
dürfte dem Personal nach stundenlanger Wiederholung wie eine sinnentleerte
Pflicht erscheinen, der es sich schlicht zu unterwerfen hat. Eine solche
Höflichkeit ist von der Abstraktheit und Kälte des Zahlungsvorganges kaum zu
unterscheiden, warum also sollte nicht, wie bereits praktiziert, die
datenelektronische Erfassung und Bezahlung der Ware an die Stelle einer die
Kundschaft bedienenden Kassiererin treten?

Dagegen wird üblicherweise eingewandt, daß die Abschaffung von Lohnarbeit durch
Roboter noch mehr Menschen der Arbeitslosigkeit und damit der sozialen
Verelendung aussetze. So münden Diskussionen um die Robotisierung von
Deutschland schnell in die Enge der Wahl zwischen dem kleinen und dem größeren
Übel. Das Joch entfremdeter Arbeit nicht mehr auf sich nehmen zu müssen bedarf
der Überwindung des Kapitalverhältnisses, wenn dieser Traum nicht von der
immanenten Verwertungslogik gegenstandslos gemacht werden soll. Da die soziale
Revolution nicht in Aussicht steht, führt kaum ein Weg an der Einführung von
Pflegerobotern auf breiter Ebene vorbei. Letztlich wird das Kostenniveau über
die Wahl zwischen Mensch und Maschine entscheiden, so daß die Einführung von
Robotern im Servicesektor zu einer weiteren Prekarisierung dort noch vorhandener
Lohnarbeit führen dürfte

Relevante Gründe dafür, an der Tauglichkeit maschinensimulierter Emphase im
Servicesektor zu zweifeln, sind in der politischen Ökonomie sozialstaatlicher
Mangelverwaltung kaum zu finden. Sie betreffen unbescheidenere Ansprüche an die
menschliche Entwicklung, so das Streben danach, über den bloßen Verbrauchs- und
Wiederholungscharakter individueller Lebensprozesse hinaus Erkenntnis und
Veränderung initiieren zu können. Nichtentfremdete soziale Beziehungen auch
unter Bedingungen existentieller Notlagen herzustellen setzte ein solidarisches
Miteinander voraus, das die Abwertung im ökonomischen Sinne nicht mehr
leistungsfähiger Menschen so kompromißlos ausschlösse, wie es der
Verfassungsgrundsatz von der Unantastbarkeit der Menschenwürde vorsieht, aber
nicht einlöst. Da das offene Geheimnis aller innovativen Entwicklung in der
kapitalistischen Arbeitsgesellschaft in der graduellen Zunahme objektiver
Entfremdung und der tendenziellen Auslöschung subjektiver Autonomie liegt,
könnte sich die Frage nach einer Menschwerdung stellen, die der
sachzwanggetriebenen Logik gesellschaftlicher Rationalisierung ein Konzept von
Selbstbestimmung und Selbstorganisation entgegenstellte, für das die maschinelle
Objektivierung des Sozialen gar nicht erst in Frage käme.


Fußnoten:

[1]https://www.deutschlandfunk.de/technikethik-in-der-pflege-ein-roboter-zum-reden.886.de.html?dram:article_id=448612

[2] RAUB/1135: Alter - volle Gesundheitsversorgung obsolet ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/raub1135.html
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KIND/194: Rechtsanspruch auf Ganztag für Grundschulkinder in Deutschland (idw)


Deutsches Jugendinstitut e.V. - 15.05.2019

Rechtsanspruch auf Ganztag für Grundschulkinder in Deutschland

Forscherinnen und Forscher legen aktuelle Schätzungen zu den Kosten eines
bedarfsgerechten Ganztagsangebots durch Schule und Hort vor



Die institutionelle Betreuung für Kinder bis zum Grundschulalter in
Deutschland ist massiv ausgebaut worden. Trotzdem übersteigt die Nachfrage
nach wie vor das Angebot. Ab dem vollendeten ersten Lebensjahr bis zum
Schuleintritt besteht bereits heute ein Rechtsanspruch auf einen
Betreuungsplatz. Dieser Anspruch endet jedoch mit dem ersten Schultag.
Längst nicht alle Eltern in Deutschland haben die Möglichkeit, ihre
Grundschulkinder in Ganztagsschule oder Hort unterzubringen.

Im aktuellen Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD ist deshalb ein
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder vorgesehen.
Damit soll nicht nur die Vereinbarkeit von Familie und Beruf leichter
ermöglicht werden, sondern auch die Förderung aller Kinder und damit die
Chancengerechtigkeit verbessert werden. Ein deutschlandweiter Ausbau der
Ganztagsbetreuung im Grundschulalter ist jedoch ein großer Kraftakt,
zusätzliche Finanzmittel für Lehrkräfte und weitere pädagogische
Fachkräfte über die Halbtagsschule hinaus, bauliche Investitionen sowie
die Finanzierung laufender Kosten müssen dafür bereitgestellt werden.

Eine weitere Herausforderung sind die stark variierenden Rahmenbedingungen
der Betreuung in den Bundesländern. In Deutschland hat sich eine große
Angebotspalette von Ganztagsbetreuung etabliert. Neben Horten als
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sowie offenen und
(teil-)gebundenen Ganztagsschulen gibt es weitere, oft ungeregelte
Angebote für die Betreuung über Mittag sowie weitere Einzelinitiativen.
Sie unterscheiden sich regional stark voneinander in Bezug auf
Verbindlichkeit, Betreuungszeiten, Teilnahme, Ausstattung und
Finanzierung.

Voraussetzungen und Annahmen der Berechnungen

Erstmals legt das Deutsche Jugendinstitut (DJI) nun eine Einschätzung der
bundesweiten Gesamtkosten für einen bedarfsgerechten Ausbau der
Ganztagsbetreuung in Schule und Hort bis zum Jahr 2025 vor. Die
Forscherinnen und Forscher haben auf der Basis von Grundannahmen zu
Bedarfen und benötigtem Personal Kostenmodelle für Deutschland erarbeitet.
Die Modelle beschreiben den Bedarf der Eltern, die eine ganztägige
Betreuung der Kinder benötigen, auch in den Schulferien. Die Berechnungen
basieren auf der Annahme, dass 40 Stunden Betreuung in der Woche notwendig
sind. Grundlegend für eine erfolgreiche Umsetzung sind ferner
Qualitätsstandards, die auch für Schule und Kita gelten und die die
Betreuung der Kinder durch Fachkräfte und Lehrpersonal sicherstellen
sollen.

"Nur einem Teil der Eltern gelingt es bislang, ihre Betreuungswünsche
zufriedenstellend zu erfüllen. Die Unterversorgung ist regional
unterschiedlich. Um diese Betreuungslücke abzumildern, ist ein weiterer
schrittweiser, aber konsequenter Ausbau notwendig. Deshalb berechnen wir
auf der Basis der angenommenen Größenordnung der elterlichen Bedarfe, was
es kosten würde, die Ganztagsbetreuung pro Kind umzusetzen. Und dabei
zeigt sich, je nach Modell und Annahme, eine breite Streuung der Kosten im
Milliardenbereich", sagt Professor Dr. Thomas Rauschenbach, Direktor des
DJI und seit Jahren ein kritischer Begleiter des Kita- und
Ganztagsschulausbaus.

Grundlagen für die Kostenschätzung

Als Datengrundlage nutzen die Forscherinnen und Forscher bestehende
Erhebungen, wie die jährliche Ganztagsschulstatistik der
Kultusministerkonferenz (KMK), die amtliche Kinderbetreuungsstatistik der
statistischen Ämter sowie die vom DJI seit 2016 durchgeführte
Kinderbetreuungsstudie (KiBS).

"Für unsere grundsätzlichen Überlegungen gehen wir von einer Vielzahl von
Annahmen aus und schreiben die vorliegenden Werte aus dem Jahr 2017 für
Gesamtdeutschland aus den Befunden der DJI-Kinderbetreuungsstudie bis 2025
fort. Der von den Eltern genannte Bedarf an einem
Ganztagsbetreuungsangebot im Grundschulalter lag im Jahr 2017 bei 71
Prozent. Derzeit gibt es aber nur für 48 Prozent ein entsprechendes
Ganztagsangebot. Bis zum Jahr 2025 soll diese Lücke geschlossen werden",
erklärt Dr. Christian Alt, Leiter der Fachgruppe "Lebenslagen und
Lebenswelten von Kindern" am DJI, der für die Berechnungen verantwortlich
ist. "Wir gehen bei der Kostenkalkulation von einer Zunahme der
Lehrergehälter und der Gehälter der pädagogischen Fachkräfte um 2 Prozent
pro Jahr aus", ergänzt der Forscher. Zugrunde gelegt wird dabei die Anzahl
der Kinder im Alter von 6,5 bis 10,5 Jahren; dies waren 2017 ca. 2,8
Millionen.

Beim Umfang der Betreuung in Schule und Hort nehmen die Expertinnen und
Experten einen Bedarf der Eltern an fünf Tagen von je acht Stunden an.
Somit umfasst die Betreuungszeit 40 Zeitstunden pro Woche. Durch
Unterricht sind derzeit 21,2 Zeitstunden abgedeckt, also müssen die Kinder
18,8 Stunden pro Woche, das heißt 3,7 Stunden täglich zusätzlich betreut
werden (vgl. Klemm, Klaus/Zorn, Dirk 2017: Gute Ganztagsschulen für alle.
Kosten für den Ausbau eines qualitätsvollen Ganztagsschulsystems in
Deutschland bis 2030. Gütersloh: Bertelsmann Stiftung).

Die DJI-Forscherinnen und Forscher kalkulierten zunächst die laufenden
Kosten pro Platz und Jahr (Personalkosten) und zusätzlich die angenommenen
Investitionskosten pro Platz in einem Hort beziehungsweise im schulischen
Ganztag. Einkommensunterschiede des Lehrpersonals je nach
Anstellungsverhältnis oder nach Bundesländern sind in den Modellrechnungen
nicht berücksichtigt. Auch Verbesserungen bestehender Plätze oder
Kostenbeiträge der Eltern sind nicht Teil der Kalkulation. Eine
ausführliche Beschreibung der Vorgehensweise sowie der für die Modelle
relevanten Annahmen siehe Hintergrundinformation.

Kosten des Ausbaus bei Umsetzung des Rechtsanspruchs

Das Deutsche Jugendinstitut hat differenzierte Analysen des Bedarfs an
Ganztagsplätzen in zwei Szenarien ermittelt. In den Berechnungen wird
dabei eine Fortschreibung von Bedarf und Kosten, ausgehend vom Status Quo
und einer linearen jährlichen Steigerung des Angebots an Ganztagsplätzen
angenommen. Wenn alle aktuellen Elternwünsche in Deutschland durch ein
entsprechendes Angebot abgedeckt werden sollen, wären das 665.000
zusätzliche Plätze. Für die Schaffung dieser Betreuungsplätze bis zum Jahr
2025 würden insgesamt Investitionskosten in Höhe von etwa 3,9 Milliarden
Euro anfallen. Das entspricht einer Größenordnung von ca. 656 Millionen
Euro pro Jahr.

Da ein Teil der Eltern nur eine verlässliche Betreuung für die Zeit bis
maximal 14:30 Uhr, also nur eine kurze Übermittagsbetreuung wünscht,
müssten bis 2025 bei einem Fortschreibungsmodell nur etwa 322.000
zusätzliche Ganztagsplätze geschaffen werden. Die Investitionskosten
belaufen sich bei diesem Modell auf ca. 1,9 Milliarden Euro, verteilt auf
sechs Jahre, also ca. 319 Millionen Euro pro Jahr.

Neben den reinen Investitionskosten bis zum Jahr 2025 werden nach
Abschluss des Ausbaus der Ganztagsbetreuung jährliche Betriebskosten
anfallen, die im Szenario 1 bei 2,6 Milliarden Euro und im Szenario 2 bei
1,3 Milliarden Euro liegen werden.



Hintergrundinformation Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder - Kosten des
Ausbaus bei Umsetzung des Rechtsanspruchs

Weitere Informationen finden Sie unter:

https://www.dji.de/medien/pressemitteilungen/detailansicht/article/rechtsanspruch-auf-ganztag-fuer-grundschulkinder-in-deutschland.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution360

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Jugendinstitut e.V., 15.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DISKUSSION/451: Köln - "Envision Europe", Was für ein Europa wollen wir?, 22.5.19


Cologne Business School - 14.05.2019

"Envision Europe": Was für ein Europa wollen wir?



Diese Frage stellen vier Kölner Wissenschaftseinrichtungen im Vorfeld der
Europawahl. Zusammen mit den Kölnerinnen und Kölnern - jung und alt -
wollen wir herausfinden, was Europa ausmacht und wie wir die EU der
Zukunft gestalten können. Diskutieren Sie mit am 22. Mai 2019!

Köln, 14.05.2019 Europa hatte in den letzten Jahren viele
Herausforderungen zu bewältigen: vom Brexit über Trump, Flüchtlingspolitik
und Terrorismus bis hin zu neuen geopolitischen und wirtschaftlichen
Allianzen. Dabei darf nicht vergessen werden, dass insbesondere die junge
Generation der Europäerinnen und Europäer ein großer Wille zu Gestaltung
und Partizipation antreibt. Es sind jene, die die Zukunft Europas prägen
werden. Zu Wort kommen sollen sie in einem Kurzfilm, den Studierende der
Cologne Business School gestaltet haben, und in einer daran anschließenden
Diskussion mit Kölner Jugendlichen.

Mit Blick auf Europa und die EU gibt es eine Fülle von Wünschen,
Erwartungen und Hoffnungen. Aber nur mit ausreichend Hintergrundwissen
lässt sich beurteilen, was davon eigentlich sinnvoll und machbar ist. Die
Forscherinnen und Forscher der Cologne Business School (CBS), des GESIS -
Leibniz Institut für Sozialwissenschaften, des Max-Planck-Instituts für
Gesellschaftsforschung (MPIfG) und der Universität zu Köln beschäftigt
daher die Frage: Wie genau "tickt" Europa heute?

Migration, Regulierung der Wirtschaft und Krisenbewältigung sind die
Themen, die europäische Bürgerinnen und Bürger heute bewegen. Kurze
Impulsvorträge mit anschließenden Diskussionen und anschauliche Posters
zeigen, welche Erklärungen und Lösungsvorschläge die Wissenschaft geben
kann.

Zukunft gestalten - Europa entwickeln

22. Mai 2019 | 17-20 Uhr

GESIS - Leibniz Institut für Sozialwissenschaften

Unter Sachsenhausen 6-8, 50667 Köln

Anmeldung unter:

http://koelner-wissenschaftsrunde.de/kwr_termine/zukunft-gestalten-europa-entwickeln/

PROGRAMM

Durch das Programm führt Fritz Lietsch, forum Nachhaltig Wirtschaften.

17.00 Einlass

17.15 Begrüßung

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes, Stadt Köln und PD Dr. Simone Haasler,
GESIS

17.30 Impulsvorträge

Europäische Geschichte als maritime Geschichte

Prof. Dr. Jürgen Elvert, Historisches Institut der Universität zu Köln

Solidarität in der Gesellschaft

Prof. Dr. Alexia Katsanidou, Institut für Soziologie und Sozialpsychologie
der Universität zu Köln und Leiterin des Datenarchivs für
Sozialwissenschaften bei GESIS, Köln

Demokratische Legitimität in der EU: Die Rolle der Eurogruppe

Dr. Marina Hübner, Postdoktorandin am Max-Planck-Institut für
Gesellschaftsforschung, Köln

Nachhaltigkeit in Europa

Patrick Bungard, Leiter des Center for Advanced Sustainable Management
(CASM) an der Cologne Business School

Anschließend Paneldiskussion und Diskussion mit dem Publikum

18.45 Posterausstellung

zu den Themen Migration, Wirtschaft, Krisenbewältigung

19.15 "Envision Europe"

Kurzfilm über Europa von Studierenden der CBS unter der Leitung von Prof.
Michael Schwertel. Anschließend Gespräch mit Kölner Jugendlichen.

19.45 Schlusswort

Prof. Dr. habil. Elisabeth Fröhlich, CBS und Sprecherin der Kölner
Wissenschaftsrunde

20.00 Ende der Veranstaltung


AUS DER FORSCHUNG

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler präsentieren ihre Erkenntnisse

MIGRATION


	Migration und Entrepreneurship
 Maria Elo, Lakshmi Ramarajan, Per Servais, Prof. Dr. Florian Täube (CBS)

	Toleranz und Fremdenfeindlichkeit in Deutschland und Europa
 Nora Huth, Dr. Boris Heizmann (GESIS)

	Ökonomische Befürchtungen oder Angst vor kultureller Überfremdung?
 Dr. Kathrin Busch (GESIS)



WIRTSCHAFT


	Die Europäische Union der Verschiedenen
 Prof. Dr. Martin Höpner, Prof. Dr. Fritz W. Scharpf (MPIfG)

	Position der EU-10 im Wettbewerb der Volkswirtschaften
 Prof. Dr. Malgorzata Zmuda (CBS)

	Eine Währung ohne Staat: Legitimitätsprobleme in der Eurozone
 Dr. Benjamin Braun, Dr. Marina Hübner (MPIfG)

	Die Macht des Europäischen Gerichtshofs
 Prof. Dr. Martin Höpner (MPIfG)



KRISENBEWÄLTIGUNG


	Politisches Vertrauen in Zeiten europäischer Krisen
 Hanna Doose und Ann-Kathrin Reinl (GESIS)

	"Taking back control?": Die Brexit-Kampagne zwischen globalem Freihandel und ökonomischem Nationalismus
 Dr. Lisa Suckert (MPIfG)

	Junge Leute in Europa - Zwischen Frustration und Engagement
 Dr. Markus Quandt, Dr. Sabine Israel (GESIS)

	Kinder des Krieges in Europa zwischen Stigma, Integration und Sicherheit
 Prof. Dr. Ingvill C. Mochmann (CBS und GESIS), Prof. Dr. Elke Kleinau (Universität zu Köln)



Als Mitglieder der Kölner Wissenschaftsrunde (KWR) engagieren sich die
CBS, GESIS, das MPIfG und die Universität zu Köln bei den KWR-Europawochen
"Europa in Köln - wie viel steckt drin?" im April und Mai 2019. Hier geben
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Kölner
Wissenschaftseinrichtungen einen Einblick in ihre Forschung zu dem Thema.
Die vielen Events im Vorfeld der Europawahl laden dazu ein, sich über
Hintergründe zu informieren und sich auszutauschen.


Das ganze Programm der Kölner Themenwochen - Europa unter:

http://koelner-wissenschaftsrunde.de/kwr-termine/koelner-themenwochen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution533

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Cologne Business School, 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/2329: Bremen - Prof. Elmar Brähler in der Reihe "Nach den Rechten sehen", 27.5.2019


THEATER BREMEN

Nach den Rechten sehen

Montag, 27. Mai, 19:30 Uhr: Prof. Elmar Brähler



Im Januar begann die Reihe "Nach den Rechten sehen", eine Kooperation
der Heinrich-Böll-Stiftung Bremen und des Theater Bremen.

Mit rechtsextremen Dynamiken und ihren Einfluss auf die Mitte der
Gesellschaft beschäftigt sich Prof. Elmar Brähler, er forscht seit
2002 im Rahmen der "Mitte-Studie" gemeinsam mit Oliver Decker zu
diesem Thema und veröffentlichte 2019 mit ihm die
"Autoritarismus-Studie". 2416 Menschen wurden dafür befragt,
rechtsextreme Einstellungen wurden unter Bezugnahme auf die Aspekte
Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur, Chauvinismus,
Ausländerfeindlichkeit, Antisemitismus, Sozialdarwinismus und
Verharmlosung des Nationalsozialismus befragt. 

Prof. Brähler spricht
am 27. Mai um 19:30 Uhr im Foyer des Theater am Goetheplatz. Die
Veranstaltung wird moderiert von Ellen Best, die Besucher*innen werden
gebeten, sich vorher kostenlose Zählkarten an der Theaterkasse zu
holen.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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ARBEIT/2943: Erhebung für das erste Quartal 2019 - Weiterhin hoher Bestand an offenen Stellen (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 14.05.2019

Ergebnisse der IAB-Stellenerhebung für das erste Quartal: Weiterhin hoher
Bestand an offenen Stellen



Im ersten Quartal 2019 gab es bundesweit rund 1,38 Millionen offene
Stellen auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Gegenüber dem vierten Quartal 2018
verringerte sich die Zahl der offenen Stellen um 78.000, gegenüber dem
ersten Quartal 2018 stieg sie um 190.000. Das geht aus der
IAB-Stellenerhebung hervor, einer regelmäßigen Betriebsbefragung des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

In Westdeutschland waren im ersten Quartal 2019 rund 1.085.000 offene
Stellen zu vergeben, in Ostdeutschland rund 296.000.

"Der Arbeitsmarkt zeigt sich aktuell weiterhin sehr unempfindlich
gegenüber den konjunkturellen Gefahren am Horizont. Auch wenn die Zahl der
offenen Stellen im ersten Quartal saisonbedingt sank, sehen wir gegenüber
dem Vorjahresquartal ein deutliches Plus bei der Zahl offener Stellen",
erklärt der Arbeitsmarktforscher Alexander Kubis.

Die Arbeitslosen-Stellen-Relation lag im Bundesdurchschnitt bei 1,7. Auf
170 Arbeitslose kamen also 100 offene Stellen. Im Vorjahresquartal lag
diese Relation bei 2,1. In Westdeutschland betrugt das Verhältnis 1,6, in
Ostdeutschland 2,0. "Die Personalsuche ist für die Betriebe in vielen
Berufen und Regionen zweifellos deutlich schwieriger geworden als früher.
Um einen flächendeckenden Fachkräftemangel handelt es sich aber nach wie
vor nicht", so Kubis.

Das IAB untersucht mit der IAB-Stellenerhebung viermal jährlich das
gesamte Stellenangebot, also auch jene Stellen, die den Arbeitsagenturen
nicht gemeldet werden. Im ersten Quartal 2019 wurden Antworten von 9.000
Arbeitgebern aller Wirtschaftsbereiche ausgewertet.


Weitere Informationen unter:

www.iab.de/stellenerhebung/daten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/943: Ausgaben für Forschung und Entwicklung auf Rekordhoch (idw)


Stifterverband - 14.05.2019

Ausgaben für Forschung und Entwicklung auf Rekordhoch



Insgesamt gaben die Unternehmen 69 Milliarden Euro für ihre Forschung und
Entwicklung aus. Der Anteil der FuE-Ausgaben an der gesamtwirtschaftlichen
Leistung liegt im Jahr 2017 bei 3,03 Prozent des Bruttoinlandprodukts
(BIP). Fast zwei Drittel der Forschung erfolgt für den Fahrzeugbau. Das
belegen die endgültigen Ergebnisse der FuE-Datenerhebung der
Wissenschaftsstatistik im Stifterverband im Auftrag des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung.

Berlin, 14.05.2019. Noch nie wurde in Deutschland so viel geforscht und
entwickelt wie im Jahr 2017. 69 Milliarden Euro investierten die
Unternehmen 2017 in die eigene Forschung und Entwicklung. Das sind knapp
sechs Milliarden Euro mehr als noch ein Jahr zuvor. Der Anstieg der
internen FuE-Ausgaben von 9,5 Prozent ist so stark wie nie zuvor. Dafür
haben die Unternehmen zusätzliches Personal eingestellt. 436.571 Forscher
und Entwickler haben 2017 in den Forschungsabteilungen der Unternehmen
gearbeitet. Im Jahr 2016 waren es noch 413.027 FuE-Beschäftigte. Auch der
Wert der Forschungsaufträge, die Unternehmen an andere Unternehmen,
Hochschulen oder Forschungseinrichtungen im In- und Ausland vergeben, ist
auf ein neues Hoch gestiegen und liegt bei 19,5 Milliarden Euro.

Mit 3,03 Prozent des Bruttoinlandprodukts erreichen Wirtschaft und Staat
erstmals deutlich das Ziel der Bundesregierung, drei Prozent des BIP für
Forschung und Entwicklung auszugeben. Bundesforschungsministerin Anja
Karliczek sagt zu diesen neuen Zahlen:

"Deutschland ist ein forschungsstarker Standort. Wer heute in Forschung
und Entwicklung investiert, zählt auch morgen zu den Innovationsführern.
Die neuen Zahlen zeigen: In der Europäischen Union gehören wir zur
Spitzengruppe. Das 3-Prozent-Ziel haben wir erreicht. Die deutschen
Unternehmen haben ihren Anteil daran in 2017 weiter auf ein Höchstniveau
gesteigert. Die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft
entwickelt sich gut, darüber freue ich mich besonders. Diese gute
Entwicklung zeigt sich auch am Anstieg der vergebenen Forschungsaufträge.
Nur eine Kultur des Wissens- und Technologietransfers kann dazu beitragen,
dass Forschung transparent und von der Gesellschaft akzeptiert wird. Die
Bundesregierung sorgt darum mit der Hightech-Strategie 2025 dafür, dass
wissenschaftliche Erkenntnis schneller zur konkreten Anwendung kommt. Mit
einer steuerlichen Forschungsförderung wollen wir zusätzliche
Investitionen in Forschung und Entwicklung anreizen."

Der Kraftfahrzeugbau bleibt Innovationsmotor und bestimmt die
Forschungslandschaft. Ein Blick in die einzelnen Branchen zeigt: Allein bei
den Automobilherstellern wird mit mehr als ein Drittel aller finanziellen
und personellen Aufwendungen mit Abstand am meisten geforscht und
entwickelt. Dafür haben sie mit ihren Zulieferern in 2017 insgesamt 25,6
Milliarden Euro ausgegeben (2016: 21,9 Mrd. Euro). Die Zahl der
FuE-Beschäftigten erhöhte sich im gleichen Zeitraum sogar um 10 Prozent von
knapp 114.000 auf 126.400. Zum Vergleich: Über alle Branchen hinweg stieg
das FuE-Personal 2017 zum Vorjahr im Durchschnitt um 5,7 Prozent.

Rechnet man die Ausgaben aller Unternehmen nach ihren Forschungsfeldern
branchenübergreifend zusammen, werden sogar knapp zwei Drittel (59
Prozent) der FuE-Ausgaben im verarbeitenden Gewerbe und
Dienstleistungssektor für Technologien des Fahrzeugbaus investiert. So
forschen beispielsweise 82 Prozent der wissenschaftlich-technischen
Dienstleister für den Fahrzeugbau, im Wirtschaftszweig Gummi und
Kunststoff sind es 65 Prozent, in der Metallbranche 23 Prozent und im
Maschinenbau 19 Prozent.

Themen wie digitale Technologien (IT), Klima & Umwelt, Energie und Optik
werden von den forschenden Unternehmen zwar häufig als Forschungsfelder
genannt - spielen aber quantitativ betrachtet eine untergeordnete Rolle.
Allein das Thema Gesundheit weist mit 13 Prozent der FuE-Ausgaben auf die
Bedeutung Deutschlands als Pharmastandort hin.

Traditionell wird vor allem in den Großunternehmen geforscht und
entwickelt. Kleine und mittelständische Unternehmen mit weniger als 250
Beschäftigten machen lediglich acht Prozent der FuE-Ausgaben aus. "Wir
brauchen mehr Vielfalt in der Forschungslandschaft, um im internationalen
Wettbewerb nachhaltig mithalten zu können und die wichtigen
gesellschaftlichen Ziele wie Klima- und Umweltschutz, Sicherheit,
Gesundheit und Versorgung zu gestalten", sagt Andreas Barner, Präsident
des Stifterverbandes. "Um das Potenzial bei den kleinen und
mittelständischen Betrieben zu heben, sollte die steuerliche FuE-Förderung
schnellstmöglich von der Bundesregierung umgesetzt werden."

Im internationalen Vergleich befindet sich Deutschland bei der FuE-Quote
im vorderen Mittelfeld, vor den USA, Frankreich oder China. Zu den
Spitzenreitern gehören Südkorea, Israel und die Schweiz.


Alle Ergebnisse zur FuE-Datenerhebung unter:

https://www.stifterverband.org/fue-facts-2017

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/763: Unfall eines Radfahrers ohne Berührung - Haftung des Pkw-Fahrers möglich (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 10. Mai 2019

Unfall eines Radfahrers ohne Berührung: Haftung des Pkw-Fahrers möglich



Frankfurt/Berlin (DAV). Auch in Fällen eines "berührungslosen Unfalls"
kann der Autofahrer gegenüber einem Fahrradfahrer haften. Etwa wenn
der Radfahrer nicht beim Ausweichmanöver selbst stürzt, sondern erst
beim Wiederauffahren auf den befestigten Weg. Das Wiederauffahren auf
den ursprünglichen Weg ist noch Teil des Ausweichmanövers. Die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Frankfurt am
Main vom 19. März 2019 (AZ: 16 U 57/18).

Der Radfahrer war auf einem etwa zwei Meter breiten befestigten
Feldweg unterwegs, als ihm ein Pkw entgegenkam. Der Mann musste auf
den unbefestigten und zum Unfallzeitpunkt matschigen Seitenstreifen
nach rechts ausweichen. Rad und Auto berührten sich nicht. Beim
Versuch wieder auf den befestigten Weg aufzufahren, stürzte der
Radfahrer. Er zog sich eine Reihe von Verletzungen zu und forderte den
Ersatz entstandener Heilbehandlungskosten sowie der Fahrradreparatur.

Die Autofahrerin muss 50% des entstandenen Schadens tragen, so das
Landgericht. Das Oberlandesgericht Frankfurt bestätigte diese
Entscheidung. Obwohl es sich um einen "berührungslosen Unfall"
handele, sei der Sturz der Autofahrerin zuzurechnen und beim Betrieb
des Fahrzeugs entstanden. Das Haftungsmerkmal "bei dem Betrieb" sei
weit auszulegen. Es erfasse alle vom Kraftfahrzeugverkehr
beeinflussten Schadensabläufe. Es genüge, dass sich eine von dem
Fahrzeug ausgehende Gefahr ausgewirkt habe und das Kraftfahrzeug den
Schaden mitgeprägt habe. Zwar habe sich der Unfall hier zwar nicht
beim Ausweichen auf den unbefestigten Seitenstreifen ereignet, aber
beim Wiederauffahren auf den befestigten Radweg nach dem erfolgreichen
Passieren des Fahrzeugs. Zwar habe keine Gefahr der Kollision mit dem
Auto mehr bestanden. Dennoch sei der Sturz noch der Betriebsgefahr des
Fahrzeugs zuzurechnen. Das Wiederauffahren auf den befestigten Radweg
sei Teil des Ausweichmanövers gewesen. Letztlich handele es sich um
ein missglücktes Ausweichmanöver, das der Betriebsgefahr des Fahrzeugs
zuzurechnen sei.

Bei Abwägung der beiderseitigen Verursachungsbeiträge und
Verschuldensanteile gelange man zu einer hälftigen Haftungsverteilung.
Der Betriebsgefahr des Autos stehe gegenüber, dass der Radfahrer den
Unfall mitverursacht habe. Der Radfahrer hätte die Möglichkeit gehabt,
sein Fahrrad anzuhalten und den Pkw passieren zu lassen. Jedenfalls
sei er beim Wiederauffahren auf den Radweg nicht vorsichtig genug
gewesen.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 19/19 vom 10. Mai 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/762: Schadensersatz nach versperrter Zufahrt (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 10. Mai 2019

Schadensersatz nach versperrter Zufahrt



München/Berlin (DAV). Wer eine Einfahrt blockiert, hat keinen Anspruch
auf Schadensersatz, wenn beim Wegschieben sein Auto beschädigt wird.
Voraussetzung ist, dass die Beschädigung ohne Absicht erfolgte. Die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Amtsgerichts München vom
13. Juni 2018 (AZ: 132 C 2617/18).

Der Mann hatte seinen Wagen mit Anhänger vor einer Garageneinfahrt
abgestellt. Er wollte einen Schrank abholen. Dort bestand absolutes
Halteverbot. Das Gespann versperrte vollständig die Zufahrt. Der
Mieter der Garage stellte das Automatikgetriebe des Fahrzeugs von P
auf N und schob das Fahrzeug samt Anhänger zur Seite. Dort zog er dann
die Handbremse an. Danach parkte er sein Fahrzeug in seiner Garage.

Der Halter des Fahrzeugs kam nach eigener Schätzung etwa drei Minuten
nach dem Abstellen des Fahrzeugs zurück. Er habe dann beim
Weiterfahren bemerkt, dass das bis dahin intakte Getriebe durch das
Schalten bei abgezogenem Zündschlüssel beschädigt worden sei. Für
Reparatur und Mietwagen bezahlte er rund 1.300 Euro. Diese Kosten
wollte er ersetzt haben.

Die Klage scheiterte. Ein Anspruch bestünde nur, wenn den
Garagenbesitzer ein Verschulden treffe. Hierzu der Richter: "Schon
hieran fehlt es. Das Verhalten des Beklagten war durch
besitzrechtliche Selbsthilfe gedeckt und deswegen (...) nicht
widerrechtlich". Der Wagen habe den Mann an der Einfahrt in die Garage
gehindert. Zwar gelte die Verhältnismäßigkeit. So dürfe bei
geringfügigen Störungen nicht uneingeschränkt "Gewalt" angewendet
werden.

Der Mann habe allerdings nicht offensichtlich erkennen können, dass
das Verstellen des Schalthebels eines Automatikgetriebes, ohne dass
der Zündschlüssel steckt, zu einer Beschädigung des Getriebes führe.
Daher sei sein Verhalten nur fahrlässig. Er habe das fremde Auto
öffnen, den Schalthebel auf Fahrt umschalten und das Auto wegschieben
dürfen, da nicht offensichtlich gewesen sei, dass das Auto dadurch
beschädigt würde. Er hätte auch nicht abwarten müssen. Für ihn sei
nicht erkennbar gewesen, wann der Halter zu seinem Auto zurückkehren
würde. Auch habe es keinen sichtbaren Zettel gegeben, auf dem eine
Erreichbarkeit etwa über eine Handynummer vermerkt gewesen wäre.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 18/19 vom 10. Mai 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/761: Mobile Halteverbotszone - Autofahrer muss auf Verkehrsschilder achten (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 10. Mai 2019

Mobile Halteverbotszone: Autofahrer muss auf Verkehrsschilder achten



Nürnberg/Berlin (DAV). Parkt ein Autofahrer unerlaubt in einer mobilen
Halteverbotszone, muss er die Abschleppkosten übernehmen. Das gilt
auch dann, wenn das nächstgelegene Verkehrsschild auf der anderen
Straßenseite oder hinter ihm aufgestellt ist, warnt die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV).
Sie verweist dabei auf eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts
Koblenz vom 26. Oktober 2018 (AZ: 5 K 782/18.KO).

Der Fahrer hatte sein Auto am 1. Dezember 2017 in der Straße, in der
er wohnte, geparkt. Dort war eine mobile Halteverbotszone für den
Zeitraum vom 4. bis 8. Dezember eingerichtet worden war. Das Auto
wurde abgeschleppt. Die Stadt forderte die Erstattung der
Abschleppkosten in Höhe von rund 145 Euro. Dagegen wehrte sich der
Mann vor Gericht. Er habe die Schilder nicht sehen können.

Ohne Erfolg. Am 29. November 2017 sei die Halteverbotszone
eingerichtet worden. Durchschnittliche Kraftfahrer müssten die
Verkehrsschilder schon mit einem raschen und beiläufigen Blick
erfassen können. Dabei seien die Anforderungen an die Sichtbarkeit im
ruhenden Verkehr niedriger als im fließenden Verkehr. Hier sei die
Beschilderung ausreichend gewesen. Dem Fahrer wäre es zumutbar
gewesen, das zehn Meter hinter seinem Auto aufgestellte
Halteverbotsschild zur Kenntnis zu nehmen. Auf der gegenüberliegenden
Straßenseite seien ebenfalls Schilder aufgestellt gewesen, die er nach
dem Aussteigen ohne weiteres hätte sehen können.

Auch hätten die Mitarbeiter der Stadt nach seiner Mitteilung des
Klägers, sich anzuziehen und danach das Auto wegzufahren, länger
warten müssen, als der Mann auch sieben Minuten danach noch nicht
erschienen sei. Aufgrund der sehr angespannten Verkehrslage hätten sie
das Auto sofort abschleppen dürfen.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 17/19 vom 10. Mai 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06928: Bellende Hunde und Orchestermusik (SB)


Mit Widrigkeiten besonderer Art haben Schachfreunde fertigzuwerden,
wenn kein clubeigener Spielsaal zur Verfügung steht und daher auf
Lokale ausgewichen werden muß. Die Erfahrungen, die sie dabei machen,
können haarsträubender nicht sein. Ein schwatzfreudiger Nachbar am
Tisch ist noch das Kleinste der Probleme. Zur Not tut man sich eben
zusammen und befördert den Störenfried vor die Tür. Anders sieht die
Situation allerdings aus, wenn ausgerechnet zur Spielzeit ein
Blasorchester urwüchsige Tanzmusik losschmettert oder der Hofhund
pausenlos den Mond anbellt. Lokalbesucher, die über die Schulter der
Schachspieler aufs Brett stieren, nimmt man praktisch nicht mehr zur
Kenntnis. Es ist ein Übel, mit dem man sich bereits abgefunden hat.
Wer solcherart Umstände nicht länger ertragen will, hat nicht viele
Möglichkeiten. Entweder er gibt sein Hobby auf - doch welches
Schachherz will darüber schon gerne ausbluten? -, oder er wechselt
aufs Fernschach über. Beschaulich sitzt er dann in den eigenen vier
Wänden, und selbst wenn er auch dort keine Ruhe findet, verlegt er
seine Analysen eben auf die selige Nachtzeit, wenn alles unter den
Bettdecken schläft. Fehler können sich freilich auch dann
einschleichen wie im heutigen Rätsel der Sphinx, als der Nachziehende
zuletzt mit 1...Tg8-g6? die Partie aus der Hand gab, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06928: Bellende Hunde und Orchestermusik (SB)]



Rickers - Brinkmann

Fernpartie 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Heillos wurde die weiße Stellung nach 1...Dd7-c6!, der den Deckungszug
2.Kh2-g3 erzwang, weil auf 2.Sf2-d1 b5xc4 3.d3xc4 Tb8-b3 der
Zusammenbruch noch rascher eingetreten wäre. Nachdem der weiße König
auf dem mißlichen Feld stand, lief der schwarze Angriff fast wie von
selbst: 2...g6-g5 3.h4xg5 h6xg5 4.c4xb5 Tb8xb5 5.Sf3xg5 Se6xg5 6.f4xg5
f5-f4+ 7.Kg3-h2 Dc6-f3! und Weiß gab auf. Die Mattdrohung mit 8...Tf8-
h8+ war nicht mehr abzuwenden.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/537: Psychotherapieausbildung - Psychologische Universitätsinstitute unterstützen Gesetzesreform (idw)


Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs) - 14.05.2019

Psychotherapieausbildung: Psychologische Universitätsinstitute
unterstützen Gesetzesreform

Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Psychologie und des
Fakultätentages Psychologie zur Anhörung vor dem Gesundheitsausschuss des
Bundestags am 15.05.2019



Die Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs) und der Fakultätentag
Psychologie unterstützen in einer aktuellen Stellungnahme das
Gesetzesvorhaben zur Psychotherapieausbildungsreform. "Psychotherapie ist
ein verantwortungsvoller Heilberuf. Um hohe und einheitliche Standards
sicherzustellen, muss die Ausbildung universitär verankert bleiben, wie es
auch bei den anderen akademischen Heilberufen Medizin, Zahnmedizin,
Tiermedizin und Pharmazie der Fall ist", sagt Birgit Spinath, Präsidentin
der DGPs. "International anerkannte Psychotherapieforschung aus
Deutschland findet fast ausschließlich an universitären Fakultäten statt,
so dass nur hier die enge Vernetzung von Forschungsaktivitäten, Lehre und
Versorgung gesichert ist."

Der Fakultätentag Psychologie als Vertretung von 55 psychologischen
Universitätsinstituten hat sich eindeutig für eine Unterstützung der
Gesetzesreform ausgesprochen. Entsprechend haben die universitären
psychologischen Institute bereits flächendeckend Vorbereitungen
eingeleitet, um die reformierten Studiengänge einzurichten. Ein
polyvalenter Bachelorstudiengang für Psychologie wird die Anforderungen
der Approbationsordnung abdecken und gleichzeitig die Grundlagen für
andere psychologische Arbeitsfelder legen. So können die Studierenden nach
dem Bachelorstudium zwischen verschiedenen Masterprogrammen wählen. Auf
die Approbationsprüfung bereiten spezialisierte Masterstudiengänge mit
Schwerpunkt Klinische Psychologie und Psychotherapie vor. "Wir halten eine
Umsetzung trotz der engen Zeitvorgaben bis zum Inkrafttreten des Gesetzes
für möglich - sofern der finanzielle Mehraufwand für die Umsetzung der
neuen Studiengänge verlässlich zugesagt wird", erklärt Prof. Conny H.
Antoni, Vorsitzender des Fakultätentages Psychologie. "Die Inhalte der
Approbationsordnung müssen außerdem entsprechend des beispielhaften
Studienplans definiert werden, wie er mit dem Referentenentwurf
veröffentlicht wurde."


Über die DGPs:

Die Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs e.V.) ist eine Vereinigung
der in Forschung und Lehre tätigen Psychologinnen und Psychologen. Die
über 4500 Mitglieder erforschen das Erleben und Verhalten des Menschen.
Sie publizieren, lehren und beziehen Stellung in der Welt der
Universitäten, in der Forschung, der Politik und im Alltag.
Die Pressestelle der DGPs informiert die Öffentlichkeit über Beiträge der
Psychologie zu gesellschaftlich relevanten Themen. Darüber hinaus stellt
die DGPs Journalisten eine Datenbank von Experten für unterschiedliche
Fachgebiete zur Verfügung, die Auskunft zu spezifischen Fragestellungen
geben können.

www.dgps.de


Weitere Informationen unter:

https://www.dgps.de/fileadmin/documents/Stellungnahmen/Stellungnahme_DGPs_Gesundheitsausschuss_20190507.pdf

https://www.dgps.de/fileadmin/user_upload/DGPs_Broschuere_Klinische_Psychologie_und_Psychotherapie.pdf

https://psychotherapie.dgps.de/startseite/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution599

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs), 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TREFF/036: Hanau - Offenes Klettern an der Kletterwand in Wolfgang jeden Dienstag ab 14.05.19


Stadt Hanau

Die Klettersaison beginnt wieder!


Offenes Klettern an der Kletterwand in Wolfgang



Die Kletterwand des Familien- und Jugendzentrums Wolfgang erwacht nach
dem Winter wieder zum Leben. Ab Dienstag, 14. Mai, können sich wieder
alle Kletterwilligen zwischen 6 und 66 Jahren jeden Dienstag in der
Zeit von 17.30 bis 19.30 Uhr an der Kletterwand austoben. Die
Absicherung übernimmt das geschulte Personal des Familien- und
Jugendzentrums.

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Einfach mal vorbeikommen und
ran an die Kletterwand. Das Angebot ist kostenlos. 

Weitere Infos: 

Familien- und Jugendzentrum Wolfgang

Lehrhöfer Str. 45, 63457 Hanau 

Telefon 06181 / 57 41 05

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.05.2019

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - MUSICAL/269: Magdeburg - Das DomplatzOpenAir 2019 mit dem Musical »Chicago«, 14.6.-7.7.2019


Theater Magdeburg

Im Bann der öffentlichen Meinung:

Das DomplatzOpenAir 2019 mit dem Musical »Chicago«

Ein Musical-Vaudeville in zwei Akten

Buch von Fred Ebb und Bob Fosse 

Musik von John Kander 

Liedtexte von Fred Ebb 

Nach dem Theaterstück »Chicago« von Maurine Dallas Watkins 

Deutsch von Erika Gesell und Helmut Baumann

Premiere am Freitag, 14.6.2019, 21.00 Uhr, Domplatz
Vorstellungen bis Sonntag, 7.7.2019



Mit dem Erfolgsmusical »Chicago« präsentiert das Theater Magdeburg ab
dem 14.6.2019 auf dem Domplatz eine Neuinszenierung des
Broadway-Klassikers. Das Theater Magdeburg hat als eine der wenigen
Bühnen in Deutschland die Rechte für die Aufführung dieses legendären
Werks von Fredd Ebb, Bob Fosse und John Kander erhalten. Die
Manipulation der öffentlichen Meinung durch den geschickten Einsatz
der Medien spielt in diesem Musical eine besondere Rolle.

Roxie Hart wird unter Mordverdacht ins Frauengefängnis von Chicago
gebracht: Sie soll ihren Liebhaber erschossen haben. Im Gefängnis
trifft sie auf die ebenfalls mordverdächtige Velma Kelly, die sich vom
gewieften Anwalt Billy Flynn vertreten lässt. Dessen Erfolgsmasche
liegt in der Beeinflussung der öffentlichen Meinung: Er macht seine
Mandantinnen zu Stars. Als Billy Flynn auch Roxies Vertretung
übernimmt, beginnen die beiden Frauen um die öffentliche
Aufmerksamkeit zu konkurrieren. Und auf die Showbühne treibt es beide
auch ...

In den 1920er Jahren war Chicago die Stadt des Jazz und der
Gangstersyndikate. 1924 schrieb die junge Journalistin Maurine Dallas
Watkins über zwei Mordfälle, bei denen Frauen auf der Anklagebank
saßen - die eine schön, die andere reich. Später verarbeitete sie
beide Fälle in einem satirischen Theaterstück, auf dessen Grundlage
1975 das Musical »Chicago« entstand. Auf kongeniale Weise
unterfütterten Songautor Fred Ebb, Co-Autor, Choreograf und
Originalregisseur Bob Fosse sowie Komponist John Kander die
Kriminalhandlung mit einer Vaudeville-Dramaturgie und jazziger Musik
im Geiste der 1920er Jahre. Nachdem das Musical im deutschsprachigen
Raum lange Zeit nur in der New Yorker Revival-Inszenierung von 1996 zu
sehen war, gehört das Theater Magdeburg nun zu den wenigen Theatern,
die eine Neuproduktion herausbringen dürfen.

Die »Vierte Gewalt« in Form der Medien und ihr Einfluss auf
Meinungsbildung und Justiz interessieren Regisseur Ulrich Wiggers bei
seiner zweiten Domplatz-Inszenierung besonders, denn im Gefängnis und
vor Gericht - wie auch im Leben in Freiheit - wird alles zur Show
(Choreografie: Jonathan Huor). Die Gefängnis- und Gerichtssituation
spiegelt sich im Bühnenbild von Leif-Erik Heine: Drei Statuen - eine
mehr als zehn Meter hohe Göttin Justitia, flankiert von zwei mehr als
acht Meter hohen Wächtern - erheben sich aus dem Geschehen und halten
mahnend Wache. So wartet das DomplatzOpenAir 2019 schon von weitem
sichtbar mit einer szenischen Attraktion auf.

Um Erfolg beim Publikum buhlt vor und hinter den Gefängnismauern eine
Starbesetzung: Nachdem das Theater Magdeburg 2014 einen ersten Versuch
unternommen hatte, Sandy Mölling für den Domplatz zu gewinnen, ist das
Ex-No-Angels-Mitglied im Sommer 2019 nun tatsächlich als Roxie Hart in
Magdeburg zu erleben. Ihre Zellengenossin, Rivalin und spätere
Bühnenpartnerin Velma Kelly spielt die aus den Niederlanden stammende
Marcella Adema. Den durchtriebenen Staranwalt Billy Flinn gibt im
Sommer 2019 Daniel Rakasz. Gerben Grimmius verleiht der
Boulevardjournalistin Mary Sunshine, die Roxie als schillernde
»Jazz-Mörderin« ins mediale Rampenlicht rückt, Stimme und Gestalt. Als
Roxies Ehemann Amos Hart konnte das Theater Magdeburg Enrico de Pieri,
als korrupte Gefängnisaufseherin Mama Morton die gebürtige Wienerin
Carin Filipcic gewinnen.

»Chicago« is presented by special arrangement with Samuel French,
Inc., New York 

Aufführungsrechte: Verlag Felix Bloch Erben, Berlin 

www.felix-bloch-erben.de

Musikalische Leitung: Damian Omansen

Regie: Ulrich Wiggers

Bühne: Leif-Erik Heine

Kostüme: Franz Blumauer

Choreografie: Jonathan Huor

Dramaturgie: Ulrike Schröder

Roxie Hart: Sandy Mölling

Velma Kelly: Marcella Adema

Billy Flynn: Daniel Rakasz

Amos Hart: Enrico de Pieri

Mama Morton: Carin Filipcic

Mary Sunshine: Gerben Grimmius

Conferencier/Gerichtsdiener: Chris M. Nachtigall

Martin Harisson/Polizist 1: Michael Konings

Liz/Fahr-zur-Hölle-Kitty: Emma Hunter

Harry/Fred Casely: Christian Funk

Sergent Fogarty/Aaron: Nico Went

Arzt/Polizist 2: Pablo Martinez

Annie: Jasmin Eberl

June: Marja Hennicke

Hunyak: Antanina Maksimovich

Mona: Lara de Toscano

Mel/Sue: Cristina Salamon Lama

Ballett Magdeburg

Opernchor des Theaters Magdeburg

Magdeburgische Philharmonie

Premiere Fr. 14. 6. 2019, 21.00 Uhr, Domplatz

Weitere Vorstellungen:

Sa. 15.6. / So. 16.6. / Mi. 19.6. / Do. 20.6. / Fr. 21.6. / Sa. 22.6.
/ So. 23.6. / Mi. 26.6. / Do. 27.6. / Fr. 28.6. / Sa. 29. 6. / So.
30.6. / Mi. 3.7. / Do. 4. 7. / Fr. 5.7. / Sa. 6.7. / So.
7.7.2019
 Beginn jeweils 21.00 Uhr

Kartenpreise:


Premiere: 40-56 €/erm. 32-47 € - Fr.-Sa.: 36-53 €/erm.

30-45 € - Mi., Do. und So.: 30-46 €/erm. 25-40 €


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/810: Theater Bremen - "Verführung aus dem Serail", von Daniel Moreira, 23.-26.5.2019


THEATER BREMEN

Positionen

Verführung aus dem Serail

poetisch-dokumentarisches Musiktheater zu Mozarts "Entführung aus dem
Serail"

Komponist Daniel Moreira collagiert und verarbeitet das Singspiel mit
aus Zuschauerbefragungen gewonnenem Audio-Material

Inszenierung Vendula Nováková 

Premiere am 23. Mai 2019, 20 Uhr auf der Probebühne (Treffpunkt vor
dem Kleinen Haus)



Was ist eigentlich für uns heute das Spannende an Oper? Welche Themen
interessieren uns? Warum sind manche Stoffe so erfolgreich?
"Positionen | Verführung aus dem Serail" geht genau diesen Fragen
nach. Denn Mozarts "Entführung aus dem Serail" gehört sowohl im
deutschsprachigen Raum, als rund um die Welt, besonders aber in der
Türkei, zu den meistgespielten Opern überhaupt. Zu Mozarts Zeiten war
das Serail für viele Europäer*innen gleichermaßen Sehnsuchtsort wie
Schreckensszenario. Sündiger Abgrund, sexuelle Befreiung. Was bedeutet
aber das Serail heute für die Menschen?

Das Team rund um Regisseurin Vendula Nováková hat sich auf die Suche
gemacht: Im Vorfeld zu diesem Abend wurden Konzerte mit Sänger*innen
aus dem Musiktheaterensemble in Privathaushalten, Bürgerzentren und
Kirchengemeinden veranstaltet. Dabei wurde die Geschichte von Mozarts
"Entführung" erzählt, gesungen und sieben Fragen wurden an das Werk
gestellt, die die Bremer Zuschauer*innen im Anschluss für sich allein
beantworten konnten. Ihre auf Tonband aufgenommenen Gedanken und
Positionen bilden die Grundlage für eine spielerische
Auseinandersetzung darüber, wie Menschen sich heute begegnen. Der
Komponist Daniel Moreira führt das gewonnene Audio-Material mit
Mozarts Singspiel zusammen, dabei entsteht ein Abend mit
dokumentarischem Musiktheater, der Ende Mai Premiere feiern wird.

"Besonders und spannend an dieser Uraufführung ist das Moment der
Begegnung: zwischen Sänger*innen und Publikum, zwischen
unterschiedlichen Kulturen und Sprachen. Unser Ensemble spiegelt das
wider: Mehrsprachigkeit und verschiedene Musikstile von Pop bis Oper,
von Sezen Aksu über Whitney Houston und Mozart machen diese Produktion
zu einem außergewöhnlichen Abend", erklärt Isabelle Becker, die die
Produktion als Dramaturgin begleitet.

Die Regisseurin Vendula Nováková hat sich gemeinsam mit Nora Husmann
(Ausstattung) und Daniel Moreira (Komponist) zur Aufgabe gemacht,
tradierte Opernstoffe auf ihre Aktualität hin zu prüfen. Nachdem sie
das Konzept bereits in Hamburg und zuletzt im Rahmen des Mannheimer
Sommers auf Mozarts "Don Giovanni" angewendet haben, widmen sie sich
nun der "Entführung" - gemeinsam mit Ferdaouss Adda, der Referentin
für interkulturelle Öffnung am Theater Bremen, im Rahmen von 360° -
Fonds für Kulturen der neuen Stadtgesellschaft.


Verführung aus dem Serail

Ein poetisches Musiktheaterprojekt nach Mozart

Komposition und Musikalische Leitung: Daniel Moreira

Klavier: Polina Bogdanova

Konzept und Regie: Vendula Nováková

Bühne und Kostüme: Nora Husmann

Beratung: Ferdaouss Adda

Dramaturgie: Isabelle Becker / Caroline Scheidegger

Mit: Wissam Alkhalil, Patricia Andress, Christoph

Heinrich, Zeynep Özdemir, Lisa Florentine Schmalz

Es gibt nur vier Vorstellungen in vier Tagen: 23. Mai, 24. Mai um 20
Uhr, 25. Mai um 18 Uhr und die letzte Vorstellung am 26. Mai um 20
Uhr!

Gefördert im Programm 360° - Fonds für Kulturen der neuen
Stadtgesellschaft der Kulturstiftung des Bundes.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1277: Magdeburg - »Vor lauter Wand« & »Der noch viel größere Terror«, 25./27.5./3.6.2019


Theater Magdeburg

»Vor lauter Wand« & »Der noch viel größere Terror«

Dystopisch-skurrile Dramolette: Film und Szenische Lesung

Premiere Sa. 25.5.2019, 19.30 Uhr im Schauspielhaus/Studio

Weitere Vorstellungen Mo. 27.5. / Mo. 3.6.2019



Seit der Spielzeit 2017/2018 kooperierten das Schauspielhaus und das
Deutsche Literatur Institut Leipzig, eine der renommiertesten
Autorenschmieden Deutschlands. Nun präsentiert der Leitende
Schauspieldramaturg und Regisseur David Schliesing dem Publikum die
Ergebnisse dieser spannenden Zusammenarbeit bei der Premiere am Sa.
25.5., 19.30 Uhr im Schauspielhaus/Studio.

Neun junge Autor*innen, Studierende des Deutschen Literatur Instituts
Leipzig, entwickelten unter Anleitung der Dramatikerin Gerhild
Steinbuch und nach dem Vorbild des amerikanischen »Writers' Room« als
Autorenkollektiv Dramen- und Prosa-Texte rund um das Phänomen der
alternativen Geschichtsschreibung, dem »quantenmechanischen« Spiel
zwischen historischem Fakt und alternativer Fiktion.

Entstanden sind zwei Dramolette, die nun in der Reihe »Sprungbrett« im
Studio des Schauspielhauses uraufgeführt werden. »Vor lauter Wand«
erzählt von einer Welt, deren Bewohner*innen von einem diffusen Nebel
der Kopf verdreht wird. Sediert wie sie sind, versuchen sie ein
»Weiter so«, nur die junge Kriemhild sagt der trüben Luft den Kampf
an.

»Der noch viel größere Terror« treibt die permanente Furcht auf die
Spitze, die Menschen ins Internet, rausgehen will bei all dem Terror
keiner mehr, der sich derweil selbst ad absurdum führt.

Beiden Werken ist gemein, dass sie in einer dystopischen Zukunft
spielen und sich mit den Themen Digitalisierung, Fake News, Populismus
und der sich ergebenden Vereinzelung und Vereinsamung der handelnden
Figuren auseinandersetzen. Der Abend lässt beide Stücke aufeinander
prallen, das eine als Film, das andere als Szenische Lesung auf der
Bühne und so findet diese Zusammenarbeit der literarischen
Nachwuchsförderung ihren Abschluss.

»Vor lauter Wand« & »Der noch viel größere Terror«

Zwei Dramolette des DLL-Kollektivs

Film & Szenische Lesung

Uraufführung

Inszenierung: David Schliesing

Ausstattung: Nadine Hampel/Josefine Krebs

Dramaturgie Maiko Miske

Mit: Anne Hoffmann, Christoph Förster und Björn Jacobsen

Karten zu 17,- €/erm. 9,- €


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





JUSTIZ/234: Kükentötung - Kommentar zum Revisionsverfahren (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 15. Mai 2019

Kükentötung - Kommentar zum Revisionsverfahren



Das Bundesverwaltungsgericht Leipzig entscheidet morgen (16.5.) in einem
Revisionsverfahren über das Töten von Eintagsküken. Das
nordrhein-westfälische Landwirtschaftsministerium hatte 2013 mit einem
Erlass die Tötung untersagt, zwei Brütereien hatten daraufhin geklagt und
in erster und zweiter Instanz Recht erhalten. Zu der morgigen Verhandlung
und den Alternativen zur Kükentötung durch eine Geschlechtererkennung im Ei
kommentiert Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes:

Wirtschaftliche Interessen können niemals ein vernünftiger Grund für das
millionenfache Töten von Tieren sein, die dann nicht einmal als
Nahrungsmittel genutzt werden können. Wir setzen daher darauf, dass das
Bundesverwaltungsgericht Leipzig wirtschaftliche Interessen nicht als
vernünftigen Grund anerkennt und die Rechtmäßigkeit des Erlasses
Nordrhein-Westfalens bestätigt. Jedes andere Urteil wäre ein ethischer
Skandal und würde von der großen Mehrheit der Gesellschaft nicht
akzeptiert.

Die Branche hatte Jahrzehnte lang Zeit, etwas zu ändern, blieb aber untätig
- und bekam bzw. bekommt dafür offenbar Rückendeckung durch die Regierung.
Sollte das Töten weiter erlaubt bleiben, dann geht jedes einzelne getötete
Küken ab dem Tag auf das persönliche Schuldkonto der jetzigen
Bundesministerin und im Besonderen auch der Bundeskanzlerin, die sich seit
ihrem Amtsantritt mit keiner von ihr eingesetzten Bundesregierung um eine
grundlegende Lösung gekümmert hat. Es ist ein politischer Offenbarungseid,
dass auch Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner - wie schon zuvor
ihr Amtsvorgänger Christian Schmidt - heute immer noch eingestehen muss,
dass man noch mehr Zeit für eine Lösung braucht.

Klar muss sein: Die Alternative der Geschlechtsbestimmung im Ei ist nur
eine technische "Lösung", die das eigentliche Problem, nämlich die extrem
spezialisierte Zucht auf Legeleistung bei den Hühnern und die damit
verbundenen Tierschutzprobleme, nicht angeht. Schon längst aber hätte die
Bundesregierung den Weg zur Rückkehr zu Zweinutzungshühnern ebnen können.
Stattdessen wird an einem kaputten Haltungssystem herumrepariert. Das nenne
ich Klientelpolitik zum ökonomischen Vorteil der Tiernutzer. Nachhaltige,
glaubhafte Tierschutzpolitik geht anders.

Hinzu kommt: Die Geschlechtsbestimmung im Ei ist nur dann als
Übergangslösung akzeptabel, sofern ein Schmerzempfinden des Embryos sicher
ausgeschlossen werden kann. Das ist bei der von Frau Klöckner viel
gepriesenen endokrinologischen "SELEGGT-Methode" nicht der Fall, da Eier
hierfür bereits acht bis zehn Tage bebrütet werden. Die spektroskopische
Methode dagegen setzt bereits früher - am vierten Bruttag - an. Statt mit
aller Kraft diese Art der Geschlechtererkennung zügig zur Serienreife zu
bringen, haben es Lebensmitteleinzelhändler und Eierbranchenvertreter mit
Versprechungen geschafft, die Bundesminister zu überreden, weiter Geld und
Zeit in die aus Tierschutzsicht schlechtere Übergangslösung zu investieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 15. Mai 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





ABWASSER/288: Eliminierung von Spurenstoffen durch nachhaltige Adsorbenzien (idw)


Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik
UMSICHT - 10.05.2019

Eliminierung von Spurenstoffen durch nachhaltige Adsorbenzien



Die Verunreinigung durch Medikamente, Biozide und Industriechemikalien
im Abwasser nimmt immer weiter zu. Fraunhofer-Forschende entwickeln
ein neues Adsorptionsmittel für die Eliminierung von Spurenstoffen in
kommunalen Abwässern - auf Basis nachwachsender Rohstoffe und mit
weiteren Vorteilen gegenüber bisher verwendeter Aktivkohle.

Nicht alle Substanzen werden in Kläranlagen abgebaut. Rückstände von
Medikamenten, Bioziden und Industriechemikalien etwa gelangen daher in
die Umwelt. Zwar verfügen Kläranlagen häufig über eine nachgeschaltete
Aktivkohleadsorption, aber auch hier können diese Spurenstoffe nur zum
Teil zurückgehalten werden. Hinzu kommt, dass Aktivkohle ein fossiler
Rohstoff ist, der in erster Linie unpolare oder wenig polare
Substanzen binden kann. Polare und ionisierte Stoffe hingegen bleiben
meist im Wasser zurück. Hier setzt das Projekt BioSorb an.

Das Fraunhofer UMSICHT entwickelt gemeinsam mit dem Fraunhofer ITWM
neue Adsorptionsmittel für die Eliminierung von Spurenstoffen in
kommunalen Abwässern. Die Adsorptionsmittel sollen auf nachwachsenden
Rohstoffen basieren und dabei deutlich ressourcenschonender und auch
selektiver als herkömmliche Aktivkohle vorgehen. Besonders
proteinbasierte Materialien sind vielversprechende Biosorbenzien, da
diese weltweit in großem Umfang und endlos vorhanden sind; oft sogar
als Abfallstoffe.

Schritt für Schritt zu sauberem Wasser

Dazu wird beim Fraunhofer UMSICHT zunächst ein Screening verschiedener
proteinhaltiger Materialien durchgeführt. Die natürlich nachwachsenden
Rohstoffe werden genau untersucht und in ersten Adsorptionsversuchen
in kleinem Maßstab auf ihre Eignung getestet. Erste Versuche zeigen,
dass oftmals eine einfache chemische Behandlung - wie eine Kombination
aus Säure- und Wärmebehandlung - die Adsorptionsfähigkeit deutlich
verbessern kann.

Anschließend werden im Rahmen einer groß angelegten Versuchsreihe
vielversprechende Materialien auf ihre Wirksamkeit als Adsorbenz
gegenüber Perfluorbutansulfonsäure (PFBS) geprüft. PFBS ist ein
Vertreter der 850 verschiedene Substanzen umfassenden Stoffgruppe der
perfluorierten Tenside. Diese sind nahezu überall verbreitet, kaum
abbaubar und oft gesundheitsschädlich. Eingesetzt werden sie z. B. als
Imprägnierungsmittel für Papier, Kleidung und viele andere
Materialien, in Feuerlöschschäumen und Reinigungsmitteln sowie als
Antistatika bei der Chipherstellung. Über das Grund- und
Oberflächengewässern gelangen sie in Kläranlagen, wo sie jedoch nicht
abgebaut werden.

Fraunhofer ITWM liefert Simulationsexpertise

Parallel zur Versuchsreihe erfolgt die Entwicklung eines numerischen
Adsorptionsmodells. Das Fraunhofer ITWM nutzt dazu selbst entwickelte
Simulationswerkzeuge. Dieses Vorgehen ermöglicht es, in Kombination
mit hoher Rechnerkapazität und der Erfahrung mit Simulationsstudien,
die Adsorbenzien und insbesondere Effekte chemischer Behandlungen mit
einer Multiskalensimulation virtuell zu bewerten.

Basierend auf den Laborexperimenten und Erkenntnissen aus den
Simulationen optimieren die Forschenden daraufhin die Biosorbenzien.
In einem nächsten Schritt werden sie in Wasser getestet, das aus dem
Kläranlagenablauf in Wuppertal-Buchenhofen stammt.



Originalpublikation:

https://www.umsicht.fraunhofer.de/de/presse-medien/pressemitteilungen/2019/biosorb.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.itwm.fraunhofer.de/en.html

https://www.umsicht.fraunhofer.de/de/kompetenzen/photonik-umwelt.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news715437

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution10

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT - 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/668: Gespräch mit Umweltminister Olaf Lies über die Zukunft der Brennelementefabrik in Lingen (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Lingen,
Hannover, 15.05.2019

Gemeinsame Pressemitteilung mit:

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Bündnis AtomkraftgegnerInnen im Emsland (AgiEL)

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Elternverein Restrisiko Emsland

Bürgerinitiativen sprechen am Donnerstag mit Umweltminister Olaf
Lies in Hannover über die Zukunft der Brennelementefabrik in
Lingen



Mitglieder mehrerer Anti-Atomkraft-Initiativen aus Niedersachsen und
Nordrhein-Westfalen, sowie ein Vorstandsmitglied des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), treffen sich am Donnerstag (16.
Mai 2019) in Hannover mit NiedersachsensUmweltminister Olaf Lies.
Hauptthema wird dabei die umstrittene und bundesweit einzige
Brennelementefabrik in Lingen (Emsland) sein. In der Anlage kam es im
Dezember zu einem Brand und der gesamte Anlagenbetrieb wurde im
Anschluss daran für rund zwei Monate stillgelegt. Bürgerinitiativen
und Umweltverbände fordern schon lange die Stilllegung der Anlage und
werden diese Forderung mit Nachdruck bei dem Treffen am Donnerstag
bekräftigen.

In der Brennelementefabrik in Lingen werden Brennstäbe für den Einsatz
in Atomkraftwerken hergestellt. In der Anlage, für die es bisher keine
Laufzeitbegrenzung gibt, kam es in der Vergangenheit immer wieder zu
Pannen und Störfällen. Zudem ist der Anlagenbetrieb mit zahlreichen
hochgefährlichen Atomtransporten von und nach Lingen verbunden.

Zu den Kunden der Lingener Brennelementefabrik, die von der
Framatome-Tochter Advanced Nuclear Fuels GmbH (ANF) betrieben wird,
gehören auch die belgischen Pannenreaktoren. In Gutachten, die von der
ehemaligen Bundesumweltministerin Barbara Hendricks in Auftrag gegeben
wurden, wird belegt, dass die Brennelementefabrik rechtsicher
stillgelegt werden kann. Mit vielfältigen Aktionen hat die regionale
und überregionale Anti-Atomkraft-Bewegung immer wieder der Forderung
nach sofortiger Stilllegung der Anlage Nachdruck verliehen. So wurde
zum Beispiel am 40. Jahrestag der Inbetriebnahme der
Brennelementefabrik am 19. Januar 2019 in Lingen eine Demonstration
durchgeführt.

Bei dem Treffen am Donnerstag wird auch das Atomkraftwerk Lingen 2
(AKW Emsland) zur Sprache kommen. Das AKW soll noch bis Ende 2022 am
Netz bleiben, die Anti-Atomkraft-Bewegung fordert dagegen die
sofortige Stilllegung des AKW Lingen 2.

Schon über 350 Initiativen und Verbände fordern mit der
"Lingen-Resolution" die sofortige Stilllegung der Brennelementefabrik
in Lingen sowie des AKW Lingen 2.



Mehr dazu unter

https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202019.pdf

Weitere Informationen:

https://atomstadt-lingen.de, https://www.lingen-demo.de,
https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf, https://sofa-ms.de,
http://www.bi-luechow-dannenberg.de, https://bbu-online.de

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 15.05.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





VERBAND/632: Das BUND-Jahr in Baden-Württemberg - Der Umweltverband zieht Bilanz (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 14. Mai 2019

Jahresbericht 2018

Das BUND-Jahr in Baden-Württemberg

Der Umweltverband zieht Bilanz und blickt auf ein erfolgreiches Jahr
in Naturschutz und Umweltpolitik zurück.



Stuttgart. Der BUND Baden-Württemberg hat 2018 vor allem in der
Umweltpolitik, im Naturschutz und bei der Nachhaltigkeit viel
erreicht. Die Zahl seiner Mitglieder und Spender*innen stieg auf über
95.000 an, so viele wie noch nie. Landesweit engagierten sich über
5.000 Menschen in 250 BUND-Gruppen ehrenamtlich für Umwelt- und
Naturschutz. Der Jahresbericht erstrahlt mit überarbeitetem Layout und
mit über 100 Fotos und Grafiken in neuem Glanz. Er ist online und
gedruckt erhältlich.

"Unsere starke politische Kraft und Stimme erhalten wir durch die über
95.000 Unterstützer*innen, die in Baden-Württemberg hinter uns stehen.
Das sind so viele wie noch nie. Wir freuen uns über den großen
Zuspruch für unsere Arbeit. Das ermöglicht es, uns politisch und
finanziell unabhängig für Natur und Umwelt in Baden-Württemberg
einsetzen zu können", sagt Brigitte Dahlbender, Landesvorsitzende des
BUND Baden-Württemberg. "Herz und Hand des Verbandes sind die über
5.000 aktiven Ehrenamtlichen. Jedes Jahr leisten sie über 750.000
freiwillige Arbeitsstunden im Umwelt-, Arten- und Biotopschutz. Ihnen
gilt zu allererst mein herzlichster Dank", so Dahlbender.

Schwerpunkte 2018: Nachhaltigkeit, Klimaschutz und Biotopverbund

Im Mittelpunkt standen 2018 BUND-Aktionen zur nachhaltigen Mobilität,
zum Klima- und Naturschutz sowie rund um den Biotopverbund:

"Der BUND hat den Umwelt- und Naturschutz auf politischer Ebene
mitbestimmt. In der konkreten Naturschutzarbeit lag unser Schwerpunkt
im Aufbau und der Weiterentwicklung von vier Biotopverbünden. Mit den
Projekten Biotopverbund im Offenland und Rettungsnetz Wildkatze
schaffen wir Netze des Lebens. Pflanzen und Tiere wie die Wildkatze
finden dadurch sichere Wander- und Ausbreitungswege in unseren
ausgeräumten und zersiedelten Landschaften. So haben Tiere und
Pflanzen auch in Zeiten des Klimawandels langfristig eine
Überlebenschance", blickt Landesvorsitzende Brigitte Dahlbender auf
das vergangene Jahr zurück.

"Im Umweltschutz haben wir entscheidende Impulse angestoßen. Landauf
und landab engagieren wir uns von der Kommunal- bis hin zur
Landespolitik für die konsequente und nachhaltige Mobilitätswende. Die
Folgen des globalen Klimawandels können wir nur mit einer radikalen
Verkehrswende eindämmen. Die vom BUND initiierte Studie Mobiles
Baden-Württemberg hat wissenschaftlich belegt: Ohne Verkehrsreduktion
ist der Klimaschutz nicht zu schaffen", so Dahlbender.

Wie es 2019 weiter geht

Für 2019 und die Folgejahre liegt der Fokus des BUND noch stärker auf
Nachhaltigkeit, Klimaschutz und Artenschutz: "Trotz der Erfolge, dem
tatkräftigen Engagement der Ehrenamtlichen und Hauptamtlichen im
ganzen Land gibt es noch viel zu tun. Wir werden die Ärmel
hochkrempeln und selbstbewusst für saubere Luft, eine lebenswerte
Umwelt, Natur- und Artenschutz eintreten und politischen Druck ausüben
für den Klimaschutz und den Stopp des Artensterbens", so Dahlbender.

Über den BUND

In Baden-Württemberg engagiert sich der BUND seit über 55 Jahren für
den Erhalt einer lebenswerten Zukunft, für Natur, reine Luft, sauberes
Wasser und gesunde Lebensmittel. Über 95.000 Unterstützer*innen
ermöglichen das. Die Arbeit seiner über 5.000 ehrenamtlich aktiven
Mitglieder ist Herz und Hand des Verbands. Mit mehr als 750.000
Einsatzstunden im Jahr leisten sie einen wichtigen Beitrag für den
Naturschutz im Land.

Jahresbericht 2018 lesen

Den Jahresbericht 2018 finden Sie online hier: 

www.bund-bawue.de/jahresbericht 

Die gedruckte Ausgabe können Sie kostenlos bestellen in der
BUND-Hauptgeschäftsstelle, Mühlbachstraße 2, 78315 Radolfzell,
Telefon: 07732.150.70, info.bawue@bund.net

 * 
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FORSCHUNG/580: Warum die CO2-Emissionen Deutschlands nur langsam sinken (idw)


acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften, Geschäftsstelle
ESYS, 14.05.2019

Warum
die CO2-Emissionen Deutschlands nur langsam sinken - ESYS-Fachleute
nennen Gründe



Im vergangenen Jahr sind die CO2-Emissionen in Deutschland laut
Umweltbundesamt erstmals seit 2014 merklich auf 866 Millionen Tonnen
gesunken. Um die Klimaschutzziele zu erreichen, genügt das nicht.
Warum sinken die Emissionen nicht deutlicher, obwohl Windkraft- und
Solaranlagen stetig ausgebaut werden? Immerhin deckten regenerative
Energiequellen 2018 fast 38 Prozent des deutschen
Bruttostromverbrauchs. Vier Hauptgründe nennen Fachleute des
Akademienprojekts "Energiesysteme der Zukunft" (ESYS) in der neuen
Publikation "Kurz erklärt!": zu wenig Erneuerbare im Wärme- und
Verkehrssektor, viel Strom aus Braunkohle, hohe Stromexporte ins
Ausland und den Rückgang CO2-armer Kernenergie.




[image: Grafik: © acatech/Leopoldina/Akademienunion 2019]

Jährliche THG-Emissionen aller Sektoren nach Kategorie und Anteil der
Erneuerbaren am Bruttostromverbrauch

Grafik: © acatech/Leopoldina/Akademienunion 2019



Erstmals seit fünf Jahren schafft Deutschland eine leichte Trendwende
beim Ausstoß von Treibhausgasen: Nachdem die CO2-Emissionen zwischen
2014 und 2017 etwa auf gleichbleibendem Niveau stagnierten, sind sie
im Jahr 2018 um 4,5 Prozent gesunken. Angaben des Umweltbundesamtes
zufolge liegt der Rückgang vor allem an der milden Witterung.
Deutschland musste weniger heizen. Gleichzeitig ließ die Dürre die
Wasserstände sinken, sodass zum Teil keine Güterschiffe mehr fahren
konnten. Dadurch stiegen die Preise für Kohle und Heizöl; in der Folge
wurden weniger fossile Energieträger verbrannt.

Mittlerweile stammen 37,8 Prozent des in Deutschland verbrauchten
Stroms aus erneuerbaren Energien. Trotzdem sinken die CO2-Emissionen
bei weitem zu langsam, um die Klimaschutzziele des Pariser Abkommens
zu erreichen. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Akademienprojekts "Energiesysteme der Zukunft" (ESYS) nennen in der
Publikation "Kurz erklärt!" vier Hauptgründe.

Ein wichtiger Aspekt sind die Braunkohlekraftwerke mit ihren niedrigen
Grenzkosten: Wenn zusätzlicher Strom benötigt wird, weil die Sonne
nicht scheint und der Wind nicht weht, dann lässt er sich mit
Braunkohle am billigsten produzieren - aber auch deutlich
emissionsintensiver. Eine Kilowattstunde Strom aus Erdgas erzeugt
Emissionen in Höhe von 374 Gramm; bei Steinkohle sind es 815 Gramm,
bei Braunkohle sogar 1.142 Gramm. "Obwohl Kohle nur ein Drittel der
Stromerzeugung deckt, ist sie für fast 75 Prozent der Emissionen im
Stromsektor verantwortlich. Die Lenkungswirkung des Europäischen
Emissionshandels, der klimaschädliche Kraftwerke verteuern soll, kommt
bisher nicht zum Tragen. Erst wenn der CO2-Preis stabil zwischen 30
und 40 Euro liegt, wird Erdgas gegenüber Kohle konkurrenzfähig",
kritisiert Karen Pittel. Die Leiterin des ifo Zentrums für Energie,
Klima und Ressourcen ist Mitglied des ESYS-Direktoriums und hat das
vorliegende Papier mit verfasst.

Darüber hinaus haben die erneuerbaren Energien in den vergangenen
Jahren eine andere emissionsarme Technologie zur Stromerzeugung
ersetzt - die Kernkraft. Ihr klimaschonender Effekt wird dadurch in
Summe abgedämpft. Wenn Kohlekraftwerke in wind- und sonnenarmen Zeiten
einen Teil der Stromerzeugung aus Kernenergie übernehmen, steigen die
CO2-Emissionen sogar an.

Eine dritte Bremse des Klimaschutzes sind die hohen Stromexporte:
Deutschland hat 83 der im Jahr 2018 produzierten 646 Terawattstunden
Strom ins Ausland exportiert - das ist in Europa Rekord. "Die Exporte
sind so hoch, weil ein Teil der fossilen Kraftwerke auch bei einem
großen Angebot an grünem Strom betrieben wird. In der Folge sinkt der
Börsenstrompreis, und das Ausland kann günstig Strom aus Deutschland
importieren", erklärt die Ökonomin Karen Pittel. Die entstandenen
Emissionen belasten die deutsche CO2-Bilanz, während das CO2-Konto der
Empfängerländer verschont bleibt. Mehr Stromspeicher, hochflexible
Kraftwerke und ein flexibler Stromverbrauch können dazu beitragen, die
schwankende Stromerzeugung aus Wind- und Solarenergie besser zu
steuern und Exporte zu begrenzen.

Vor allem aber sind die CO2-Emissionen außerhalb des Stromsektors in
den letzten Jahren kaum gesunken. In den Sektoren Wärme und Verkehr
spielen erneuerbare Energien mit einem Anteil von 13,9 Prozent bzw.
5,6 Prozent weiterhin eine geringe Rolle. Rund zwei Drittel der
CO2-Emissionen werden in Verkehr, Industrie, Landwirtschaft, Wärme und
anderen Sektoren verursacht - deshalb reicht es nicht aus, allein die
Stromproduktion auf Erneuerbare umzustellen. Ein einheitlicher, alle
Sektoren umfassender CO2-Preis könnte dafür sorgen, dass sich
klimaschonende Technologien auch in der Wärmeversorgung und der
Mobilität etablieren können.

Die Publikation "Kurz erklärt! Warum sinken die CO2-Emissionen in
Deutschland nur langsam, obwohl die erneuerbaren Energien stark
ausgebaut werden?" ist abrufbar unter 

www.energiesysteme-zukunft.de/publikationen.



Die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, acatech -
Deutsche Akademie der Technikwissenschaften und die Union der
deutschen Akademien der Wissenschaften unterstützen Politik und
Gesellschaft unabhängig und wissenschaftsbasiert bei der Beantwortung
von Zukunftsfragen zu aktuellen Themen. Die Akademiemitglieder und
weitere Experten sind namhafte Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus dem In- und Ausland. In interdisziplinären
Arbeitsgruppen erarbeiten sie Stellungnahmen, die nach externer
Begutachtung vom Ständigen Ausschuss der Nationalen Akademie der
Wissenschaften Leopoldina verabschiedet und anschließend in der
Schriftenreihe zur wissenschaftsbasierten Politikberatung
veröffentlicht werden. Für die gemeinsame Initiative "Energiesysteme
der Zukunft" (ESYS) hat acatech die Federführung übernommen. Im
Akademienprojekt erarbeiten mehr als 100 Energiefachleute aus
Wissenschaft und Forschung Handlungsoptionen zur Umsetzung einer
sicheren, bezahlbaren und nachhaltigen Energieversorgung.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://energiesysteme-zukunft.de/publikationen/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news715615

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution858

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften, Geschäftsstelle ESYS, 14.05.2019
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INITIATIVE/178: Hamburg muss Klimanotstand erklären (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 15. Mai 2019

Hamburg muss Klimanotstand erklären

BUND fordert deutlich größere Anstrengungen im Klimaschutz /
Einsparziele werden verfehlt



Der BUND Hamburg fordert von der Hamburgischen Bürgerschaft, umgehend
den Klimanotstand für Hamburg zu erklären. Die aktuellen Maßnahmen der
öffentlichen Hand und der Hamburger Wirtschaft reichen nicht aus, um
die für den Klimaschutz notwendigen Einsparziele bis 2030 auch nur
annähernd zu erreichen. Im Verkehr steigen die Emissionen wieder, im
Gebäudebereich bricht die energetische Sanierungsquote ein und die
Hamburger Industrie verharrt auf einem viel zu niedrigen Level, um den
Ausstoß des Klimagases Kohlendioxid zu reduzieren.

"Der BUND Hamburg fordert die Hamburgische Bürgerschaft auf, umgehend
den Klimanotstand für Hamburg auszurufen. Alle bisherigen Hamburger
Programme und Maßnahmenpakete wie der Masterplan Klimaschutz und jetzt
aktuell der Hamburger Klimaplan sind gescheitert. Die darin
angegebenen Einsparziele werden nicht erreicht. Jedes Projekt mit
öffentlicher Beteiligung, jedes Vorhaben der Hamburger Verwaltung und
jede Investition der öffentlichen Unternehmen muss auf seine
Klimaverträglichkeit überprüft werden. Insbesondere Hamburgs
Stadtentwicklungs- und Verkehrspolitik ist nicht zukunftsfähig", so
Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Der BUND stellt vor allem eine unzureichende CO2-Einsparung im
Gebäudebereich und in der Industrie fest. Aufgrund der Konzentration
auf den Neubau bricht nach Einschätzung des Umweltverbandes die
energetische Sanierung des Gebäudebestandes in Hamburg weitgehend
zusammen. Entsprechende Förderprogramme werden unzureichend abgerufen
und die Stadt selbst hat trotz eindeutiger Vorgaben bislang keinen
einzigen Sanierungsfahrplan für ihre eigenen Gebäude aufgestellt
(Drucksache 21/16533).

Die Hamburger Industrie hat von allen Sektoren bislang die mit Abstand
geringste Einsparung an CO2-Emissionen geleistet. Während die Sektoren
Verkehr, Gewerbe/Handel/Dienstleistungen und Private Haushalte
zwischen 17,5 und 23,4 % eingespart haben (Bezugsjahr 1990), liege die
Quote der Industrie gerade bei 11,5 %. Im Verkehrssektor hat sich die
zwischenzeitlich erzielte Einspardynamik allerdings wieder ins
Gegenteil gedreht. 2016 stieg die CO2-Emission im Vergleich zum
Vorjahr sogar wieder an (letztverfügbare CO2-Bilanz Hamburg,
www.statistik-nord.de, Juni 2018)

"Der Klimanotstand ist real, es gibt keine Ausflüchte mehr. Die
Bürgerschaft hat jetzt die Chance, ein deutliches Signal zu setzen und
den Klimaschutz parteiübergreifend zur demokratischen Chefsache zu
machen", fordert Manfred Braasch.

 * 

Quelle:

Presseinformation 21/19, 15.05.2019
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POLITIK/658: Rede von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel beim 10. Petersberger Klimadialog (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung - 15. Mai 2019

Rede von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel beim 10. Petersberger 
Klimadialog am 14. Mai in Berlin: 



Sehr geehrte Frau Umweltministerin Schmidt Zaldívar,

sehr geehrte, liebe Kollegin Svenja Schulze,

sehr geehrte Damen und Herren und Teilnehmer am Petersberger
Klimadialog, der in der Tat nach
Ruhrgebietszählung schon lange Tradition ist - aber beim zehnten Mal
wird selbst in Berlin etwas zur
Tradition -,

ich möchte Sie alle hier in Berlin zu dieser Veranstaltung herzlich
willkommen heißen. Es freut mich sehr, dass Chile und Deutschland
gemeinsam den diesjährigen Petersberger Klimadialog ausrichten. Ich
bitte Sie, ganz herzliche Grüße an Präsident Piñera zu übermitteln.

Wir haben erfahren, dass Chile große Ambitionen hat. Das freut mich.
Die geografische Distanz zwischen unseren Ländern ist zwar
beträchtlich, aber das gemeinsame Wollen ist erkennbar. Deshalb freut
es mich, dass es hier eine sehr gute Zusammenarbeit gibt.

Die nächste Konferenz wird in rund einem halben Jahr stattfinden. Es
ist guter Brauch, dass immer in der Mitte zwischen diesen Konferenzen
der Petersberger Dialog mit vielen wesentlichen Akteuren versucht, die
Weichen zu stellen und die Dinge voranzubringen.

Gegenüber den vergangenen Jahren hat sich etwas verändert. Es hat sich
nicht nur verändert, dass das Thema als solches weiter an Bedeutung
gewonnen hat. Weltweit treffen jetzt auch Kinder und Jugendliche immer
freitags zum Schulstreik für den Schutz des Klimas zusammen und machen
Druck auf die Politiker weltweit. Ehrlich gesagt, ist das natürlich
alles andere als bequem. Aber ich will ausdrücklich sagen: Das ist
verständlich. Denn aus der Perspektive junger Menschen stehen unsere
Natur und unser Zusammenleben zur Disposition. Sie fühlen, dass sie
vor dieser Katastrophe warnen und den heutigen Akteuren sozusagen
Dampf und Druck machen müssen. Das sollten wir aufnehmen und in
Handeln umsetzen.

Das Klimaabkommen von Paris aus dem Jahr 2015 gibt das Versprechen ab,
dass wir dem Klimawandel wirksam begegnen und seine Folgen begrenzen.
Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf es sowohl des globalen Handelns
als auch der jeweils nationalen Beiträge. Jedes Land ist aufgefordert,
seinen eigenen Weg zu beschreiten. Aber es stellt sich eben auch die
Aufgabe, die globalen Zusammenhänge zu erkennen und dafür zu sorgen,
dass wir weltweit vorankommen. Es ist völlig klar - das ist seit
Beginn der Klimadiskussion auch immer wieder gesagt worden -, dass wir
eine gemeinsame Verantwortung haben, aber aus sehr unterschiedlichen
Situationen heraus agieren. Das heißt, dass wir die unterschiedlichen
Situationen in den verschiedenen Regionen der Welt auch
berücksichtigen, wenn es darum geht, Klimapolitik global zu gestalten.

Auf der einen Seite geht es darum, Emissionen von CO2 und anderer
klimaschädlicher Gase zu reduzieren. Auf der anderen Seite geht es
auch um Resilienz, also um Widerstandsfähigkeit, um mit den Folgen des
Klimawandels fertigzuwerden. Dabei gilt es, die Kosten der
Klimaschäden auf möglichst viele Schultern zu verteilen. Als
Instrument dafür haben sich Versicherungslösungen durchaus etabliert
und können auch weiterentwickelt werden. Während unserer
G7-Präsidentschaft und der G20-Präsidentschaft in den Jahren 2015 und
2017 haben wir die Globale Partnerschaft für Klimarisikoversicherungen
ins Leben gerufen und weiterentwickelt. Damit sollen bis 2020
zusätzlich 400 Millionen Menschen gegen Klimarisiken abgesichert
werden. Wir kennen solche Absicherungen in Industriestaaten. Sie sind
dort gang und gäbe. In wirtschaftlich schwächeren Ländern sind sie
noch nicht so ausgeprägt. Aber gerade sie sind ja die Länder, die die
Folgen des Klimawandels besonders zu spüren bekommen.

Daher wollen wir auch in und mit der Globalen Anpassungskommission den
politischen Stellenwert der Anpassung an den Klimawandel steigern.
Wenn wir beispielsweise mit Blick auf die Nachhaltigkeitsziele Armut
und Hunger bekämpfen wollen und dabei ja auch einige Fortschritte
erreicht haben, dann darf uns das natürlich in keiner Weise ruhig
stimmen, sondern wir dürfen uns über die Gefahren nicht täuschen
lassen. Klimabedingte Naturkatastrophen können und werden Hunger und
Elend wieder verschärfen, wenn wir nicht handeln. Die Landwirtschaft
wird leiden. Immer mehr Menschen werden den ländlichen Raum verlassen.
Und auch die Anfälligkeit für politische Instabilität und Terrorismus
wird wachsen. Dem müssen wir uns entgegenstemmen. Ich habe mir bei
einem Besuch in drei westafrikanischen Ländern in den letzten Tagen
wieder angeschaut, wie schwierig die Situation ist. In Ländern wie
Burkina Faso, Niger oder Mali kann man dieses Zusammenspiel sehr gut,
aber eben auch sehr leidvoll beobachten.

Wenn wir beim Klimaschutz versagen, sind angesichts der wachsenden
Weltbevölkerung Konflikte geradezu vorprogrammiert, weil Ressourcen
zunehmend knapper werden. Das ist auch der Grund dafür, dass
Deutschland als nicht-ständiges Mitglied im UN-Sicherheitsrat derzeit
auch einen Schwerpunkt auf das Thema Sicherheit und Klimaschutz legt.
Ich freue mich auch sehr, dass Sie das Thema Frauen hier diskutiert
haben. Auch das ist ja ein Thema der deutschen Mitgliedschaft im
UN-Sicherheitsrat - auch in dem Monat, in dem wir die Präsidentschaft
innehatten. Ich denke, Frauen als Akteure zu ertüchtigen und zu
befähigen, ist auch im Zusammenhang mit Sicherheit und Klimaschutz von
besonderer Bedeutung.

Klimaschutz und Resilienz kosten Geld, das ärmere Staaten nicht
ausreichend aufbringen können. Daher haben die Industrieländer
zugesagt, ab 2020 jährlich 100 Milliarden US-Dollar für diese Staaten
aufzubringen. Für Deutschland kann ich nur wiederholen, dass wir zu
diesem Ziel der 100 Milliarden US-Dollar stehen und bis 2020 unsere
öffentliche Klimafinanzierung verdoppeln werden.

Für die Förderung einer emissionsarmen und klimaresilienten
Entwicklung ist auch die Wiederauffüllung des Grünen Klimafonds sehr
wichtig. Dieses Thema wird auf der diesjährigen Klimakonferenz in
Chile eine besondere Bedeutung haben. Deutschland hat angekündigt,
seinen Beitrag zum Grünen Klimafonds im Vergleich zur ersten
Auffüllungsrunde zu verdoppeln. Wir haben uns vorgenommen, insgesamt
1,5 Milliarden Euro bereitzustellen. Es würde mich freuen, wenn sich
dem möglichst viele Länder anschlössen und ihre Beiträge ebenfalls
substanziell erhöhten. Mit Blick auf die besonders betroffenen Länder
will ich sagen: Auch wenn es um große Zahlen geht, müssen wir aber
aufpassen, dass daraus auch Projekte werden. Denn vieles wird in Töpfe
getan. Aber wenn man dann auf kleinen Inseln oder anderswo nachfragt,
was denn nun vor Ort wirklich angekommen und geschehen ist, dann zeigt
sich, dass der Weg vom Pledging über den Fonds bis hin zur Umsetzung
des Projekts oft ein sehr langer ist, obwohl die Zeit drängt.

Letztlich müssen wir als Weltgemeinschaft dafür sorgen, dass die
globalen Finanzflüsse insgesamt stärker als bislang auf Nachhaltigkeit
und auf die Ziele des Pariser Abkommens ausgerichtet werden. Deshalb
kann ich nur begrüßen, dass sich auf Initiative von Chile und Finnland
eine Finanzministerkoalition gebildet hat, der auch Deutschland
beigetreten ist. Die verabschiedeten Helsinki-Prinzipien machen
deutlich, was eine klimafreundliche Finanzpolitik ausmacht.

Es kommt natürlich auch auf geeignete Rahmenbedingungen an, um
privates Kapital für den Klimaschutz zu mobilisieren und
klimafreundliche Investitionen anzuregen. Investoren müssen und sollen
sehen, dass es sich lohnt, in moderne Effizienztechnologien zu
investieren statt in ressourcenverschlingende Anlagen. Viel zu lange
Zeit waren Innovation und Wachstum mit mehr Rohstoffverbrauch und mehr
Schadstoffemissionen verbunden. Dies können wir uns auch angesichts
der wachsenden Weltbevölkerung nicht länger leisten. Dabei kommt es
besonders darauf an, dass Industriestaaten ihre Innovationsfähigkeiten
noch mehr im Sinne von Nachhaltigkeit nutzen.

Bei uns in Deutschland gibt es sehr oft die Diskussion, dass wir doch
nur einen geringen Anteil an den CO2-Emissionen hätten; von uns hänge
doch gar nicht so viel ab. Den Menschen, die so diskutieren, muss man
immer und immer wieder sagen: Wir haben einen unglaublichen
Ressourcenverbrauch bereits hinter uns, womit auch wir die Weichen
dafür gestellt haben, dass die Welt heute in einer so schwierigen Lage
ist. Deshalb haben wir angesichts unseres Wohlstands auch die
Verantwortung, für klimafreundliche Innovationen in ganz besonderer
Weise da zu sein. Diese Diskussion müssen wir in den entwickelten
Industrieländern führen.

Deutschland hat bei der Entwicklung erneuerbarer Energien einiges
geleistet und ist hiermit sozusagen in Vorleistung getreten. Wir haben
relativ hohe Förderkosten auf uns genommen, bevor diese Technologien
jetzt fast Marktreife erlangt haben. Wir haben gesehen, dass
Skalierungseffekte dazu geführt haben, der Wirtschaftlichkeit doch
sehr nahezukommen. Heute zeigt es sich, dass wir über Ausschreibungen
zum Beispiel für die Vergabe von Windenergien an vielen Stellen ohne
zusätzliche Subventionen Windenergie erzeugen können.

Es ist also eine Frage der Gerechtigkeit, dass Industrieländer
klimafreundliche Technologien entwickeln und zum Einsatz bringen, da
sie eben über lange Zeit Hauptverursacher klimaschädlicher Emissionen
gewesen sind. Es ist eine weitere Frage der Gerechtigkeit, dass sie
sich auch für den Technologietransfer verantwortlich fühlen. Das
heißt, dass wir zum Beispiel im Rahmen unserer Entwicklungspolitik
Einführungsmöglichkeiten in anderen Ländern suchen, um dann auch dort
zu marktreifen Produkten zu kommen. Das wird im Übrigen unsere
Entwicklungspolitik in den nächsten Jahren verändern. Wir müssen
Entwicklungspolitik in Zukunft stärker sozusagen als Scharnier zu
einer marktwirtschaftlichen Nutzung von Innovationen begreifen. Heute
verlaufen marktwirtschaftliche Mechanismen der Wirtschaft einerseits
und Entwicklungspolitik andererseits häufig noch auf völlig getrennten
Gleisen. Wir müssen im Grunde dazu kommen, dass ein Teil von
Entwicklungspolitik und Entwicklungszusammenarbeit auch auf einen
Transfer von Innovation hin zu einem marktreifen Produkt vor Ort
abstellt.

Technologische Neuerungen spielen also eine wichtige Rolle für die
Transformation hin zur globalen Treibhausgasneutralität. In diesem
Zusammenhang gibt es neben vielem, was uns Sorge machen kann, auch
sehr viele positive Beispiele. Ich will Chile nennen. Wir sehen dort
einen bemerkenswerten Aufschwung erneuerbarer Energien. Windenergie,
Fotovoltaik und Solarthermie verzeichnen seit fünf Jahren hohe
Wachstumsraten. Ich finde es auch sehr schön, dass die
deutsch-chilenische Zusammenarbeit in diesem Zusammenhang Früchte
trägt. Costa Rica ist ein weiteres Beispiel. Das Land arbeitet an
einer Energie-, Verkehrs- und Agrarwende mit dem Ziel von
Nullemissionen bis 2050. Auch China weist ein weiterhin beachtliches
Wachstum der erneuerbaren Energien auf. 2018 haben sie dort bereits
mehr als ein Viertel zur Stromproduktion beigetragen. Wenn man sich
überlegt, dass China ein sehr großes Land mit einer sehr großen
Bevölkerung ist, dann sieht man, dass das etwas ist, was im weltweiten
Maßstab auch wirklich Wirkung zeigt und deutlich macht, mit welcher
Entschiedenheit sich China der Herausforderung des Klimawandels
stellt.

Wir sehen sehr große Potenziale für erneuerbare Energien in Afrika. So
bringt sich Deutschland auch in den "Compact with Africa" mit ein. Das
ist eine Initiative, die wir während unserer G20-Präsidentschaft
entwickelt haben. Hierbei geht es darum, Investitionen in Afrika
anzureizen - darum, afrikanische Länder dazu zu ermutigen, ihre
gesamte Finanzpolitik transparenter auszurichten, die Kreditwürdigkeit
zu verbessern und auch deutsche Unternehmen dazu aufzufordern, gerade
in diesen Ländern zu investieren. Im Rahmen unserer bilateralen
Reformpartnerschaften zum Beispiel mit Ghana und der Elfenbeinküste
haben wir schon recht gute Erfolge erzielt.

Die Transformationsfortschritte dürfen sich nicht nur auf den
Energiebereich beschränken. So stellt zum Beispiel der indische
Bundesstaat Sikkim seine Landwirtschaft auf 100 Prozent ökologischen
Landbau um. Drei weitere indische Bundesstaaten planen dies ebenfalls.
Auch das ist ein Beitrag für den Klimaschutz.

Aber wir sind uns einig - ich könnte natürlich noch viele gute
Beispiele aufzählen -, dass das alles noch nicht ausreicht, um unsere
Ziele wirklich zu erreichen. So sehen wir nach wie vor, dass die
Erwärmung in den nördlichen Polarregionen zunimmt. Eisflächen und
Permafrostböden drohen zu verschwinden, was dann die Erderwärmung noch
weiter anheizt.

Wir wissen, dass es im Klimawandel Kipppunkte gibt, die sehr schwer
vorauszusagen sind, die dann aber auch neue große und qualitative
Auswirkungen haben werden. Deshalb muss es uns auch mit Sorge
erfüllen, dass lange Hitze- und Dürreperioden ihre Folgen zeigen. Die
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, die FAO, schätzt,
dass die weltweite Getreideernte im aktuellen Agrarjahr 2018/19 nicht
ausreichen wird, um den Verbrauch zu decken. Wir sehen also an einigen
Stellen, dass es wirklich im wahrsten Sinne des Wortes an die Reserven
geht. Auch Stürme und Überschwemmungen tragen dazu bei. Und wir
wissen, dass das viele Menschenleben kostet und viel Leid verursacht.

Wir sehen, dass der Klimawandel eine Tatsache ist. Ich begrüße es
deshalb sehr, dass uns der Generalsekretär der Vereinten Nationen
zusätzlich zu der Klimakonferenz in Chile für den September auch noch
einmal als Staats- und Regierungschefs zu einem Gipfel der Vereinten
Nationen eingeladen hat, um zu sehen, welche Fortschritte wir seit der
Verabschiedung des Abkommens in Paris erreicht haben. Ich werde daran
teilnehmen. Er wird dort auch noch einmal Druck machen. Und Frau
Schulze hat natürlich recht: Mit dem Thema Klimaschutz darf man die
Umweltminister nicht allein lassen, sondern jeweils das ganze Kabinett
und damit auch die politische Leitung jedes Landes muss
dahinterstehen.

Jetzt komme ich zu Deutschland. Wir haben uns, wie es in Europa auch
verabredet wurde, Ziele gesetzt. Beim ersten Ziel für 2020 gibt es -
das muss man ganz offen sagen - eine Lücke zu dem, was wir bezüglich
der Frage "Werden wir das umsetzen können?" in Aussicht genommen
haben. Wir haben uns für 2020 ein sehr ambitioniertes Ziel
vorgenommen. Es gab von 1990 bis 2010 eine CO2-Reduktion um 20 Prozent
- also 20 Prozent innerhalb von 20 Jahren. Das beinhaltete noch den
gesamten Strukturwandel nach der deutschen Wiedervereinigung. Wir
haben dann gesagt: Von 2010 bis 2020 wollen wir noch einmal 20 Prozent
schaffen. Das erweist sich jetzt doch als nicht ganz einfach. Umso
mehr fühlen wir uns verpflichtet, jetzt bei den Zielen für 2030
deutlich zu machen: Diese müssen wir erreichen.

Deshalb ist es nicht immer bequem, aber richtig, dass die
Umweltministerin darauf beharrt, dass wir dazu auch rechtliche
Rahmensetzungen vornehmen. Uns kann zwar erfreuen, dass die
Treibhausgasemissionen im letzten Jahr um 4,5 Prozent gegenüber dem
Vorjahr gesunken sind. Das liegt unter anderem auch daran, dass wir
erneuerbare Energien inzwischen zum wesentlichen Pfeiler unserer
Energieversorgung ausgebaut haben. Weit mehr als jede dritte
verbrauchte Kilowattstunde in Deutschland kommt jetzt aus Wind-,
Wasser-, Solar- oder Bioenergie. Womit wir große Schwierigkeiten
haben, ist, den Leitungsausbau zeitgerecht voranzubringen, damit die
Energie von einem Teil Deutschlands auch in die Teile transportiert
werden kann, in denen mehr Strom gebraucht wird. Das drängt, weil wir
ja Anfang der 20er Jahre auch aus der Kernenergie aussteigen werden
und damit noch einmal vor großen Herausforderungen stehen werden.

Wir haben in den letzten Monaten einen großen Erfolg errungen, der uns
bis 2030 auch sehr helfen wird. Wir haben in einer umfassend
zusammengesetzten Kohlekommission Einigkeit darüber hergestellt, bis
2038 aus der gesamten Kohleverstromung auszusteigen. Das ist im
Hinblick auf die Rolle der Kohle und im Hinblick auf die Tatsache,
dass wir vorher aus der Kernenergie aussteigen, wirklich ein Kraftakt.
Dass parteiübergreifend und vor allen Dingen auch zwischen
Umweltverbänden und deutscher Wirtschaft vereinbart wurde, den
Ausstieg aus der Kohleverstromung bis spätestens 2038 vorzunehmen, ist
eine sehr wichtige Wegmarke. Wir werden nächste Woche im Kabinett die
Eckpunkte für die betroffenen Regionen beschließen, da die Menschen in
den betroffenen Kohleproduktionsregionen natürlich fragen: "Was wird
aus uns, was bedeutet das für unsere Zukunft?" Die entsprechenden
strukturellen Zusagen müssen wir dann auch einhalten. Eines ist
nämlich auch wichtig: Wir müssen gesellschaftliche Akzeptanz für
diesen Wandel haben; und das heißt, eine breite Diskussion zu führen.

Ich glaube also, vor uns liegt noch viel Arbeit. Wir werden noch vor
Ende dieses Jahres die Maßnahmen in Bezug darauf beschließen, wie wir
vorgehen wollen. Wir diskutieren noch über verschiedene Mittel und
Wege. Es gibt ja in der Europäischen Union für einen Teil der
Emissionen, insbesondere im Industriebereich, einen Zertifikatehandel.
Nach langem Ringen ist die Menge jetzt sozusagen auch wieder so weit
austariert, dass man einen signifikanten CO2-Preis für die Zertifikate
hat. Aber für die Bereiche Verkehr, Wohnen und Landwirtschaft haben
wir ein solches Instrument noch nicht. Wir werden uns fragen müssen:
Welches ist das richtige Instrument? Welcher Mix aus Ordnungsrecht und
marktwirtschaftlichen Methoden ist der richtige Weg, um auch in der
Landwirtschaft, im Verkehr und im Bereich des Bauens, im
Gebäudebereich, die CO2-Emissionen so zu verringern, dass wir unsere
Ziele für 2030 - eine Reduktion in Höhe von 55 Prozent - auch wirklich
erreichen? Das wird nicht einfach, da Deutschland zum Beispiel ein
Transitland ist. Im Verkehrsbereich zählt jeder, der bei uns tankt.
Das können deutsche Autohalter und Lkw-Halter sein, es können aber
auch polnische oder französische sein oder andere aus unserer
Nachbarschaft.

Wir müssen schauen, dass wir auch viele europäische Maßnahmen haben.
Die haben wir auch. Europa hat ja einen sehr detaillierten Plan
hinsichtlich der Budgets für die Zeit von 2020 bis 2030, die jedem
Mitgliedstaat zur Verfügung stehen. So kann und muss man jetzt im
Grunde in jährlichen Scheiben vorgehen und die jeweiligen Ziele
erreichen. Und das muss dann auch wirklich verlässlich umgesetzt
werden. Ansonsten wird das eine sehr teure Angelegenheit. Ansonsten
müssen wir für viel Geld Zertifikate kaufen. Das Geld können wir
besser investieren, wenn wir unsere Ziele einhalten.

Nun gibt es eine neue Diskussion. Die schließt an das an, was auch in
Paris gesagt wurde. In Paris wurde gesagt, dass man "in der zweiten
Hälfte dieses Jahrhunderts ein Gleichgewicht zwischen den
anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen und dem Abbau
solcher Gase durch Senken" erreichen soll. Darüber, wie die "zweite
Hälfte des Jahrhunderts" zu definieren ist, gibt es eine Debatte. Sie
wird unstrittig im Jahr 2050 beginnen. Deshalb haben neun europäische
Länder unter der Führung von Frankreich gesagt: Wir wollen die
Klimaneutralität 2050 erreichen.

Auch wir in Deutschland führen jetzt eine Diskussion darüber. Und ich
will hier an dieser Stelle ganz deutlich Folgendes sagen: Es geht um
Klimaneutralität. Das heißt, es muss nicht sichergestellt werden, dass
es überhaupt keine CO2-Emissionen mehr gibt, sondern man muss, wenn es
noch CO2-Emissionen gibt, alternative Mechanismen dafür finden, wie
man diese Emissionen kompensieren kann. Das kann man etwa durch
Aufforstungen machen - das ist in entwickelten Ländern begrenzt
möglich -; und das kann man durch CO2-Speicherung tun. Die
CO2-Speicherung ist in Deutschland sehr umkämpft. Viele Menschen haben
Sorgen. Andere Länder nehmen diesen Weg ins Auge.

Ich schlage vor - ich habe das der Umweltministerin gerade gesagt -,
dass wir im Klimakabinett, das wir haben, eine Diskussion darüber
führen, wie wir dieses Ziel, 2050 klimaneutral zu sein, erreichen
können. Die Diskussion soll sich nicht darum drehen, ob wir es
erreichen können, sondern darum, wie wir es erreichen können. Wenn wir
darauf eine vernünftige Antwort finden, dann können wir uns der
Initiative der neun Mitgliedstaaten der Europäischen Union
anschließen. Ich würde mir wünschen, dass wir das können. Ich möchte
aber auch, dass wir nicht einfach Ja sagen, sondern dass wir das
untermauern und es fundiert betreiben. Unser Klimakabinett ist der
richtige Ort dafür, diese Diskussion miteinander zu führen.

Damit zeigt sich: Wir haben als Bundesregierung viel zu tun. Es gibt
den Kohleausstieg, die 2030er Ziele; und wir blicken in Richtung 2050.
Wir wissen noch nicht ganz genau, was wir in zehn, 20 Jahren
technologisch können werden. In der Zeit ab 2030 wird es vielleicht
Dinge geben, die wir heute noch gar nicht genau überblicken können.
Aber ich glaube, wenn wir uns keine ehrgeizigen Ziele setzen, dann
werden wir auch große Schwierigkeiten damit haben, überhaupt den Weg
dorthin zu finden. Deshalb ist die Zielsetzung über lange Zeiträume
hinweg richtig. Und deswegen werden wir hierbei auch sehr intensiv
miteinander ringen.

Die Frage lautet ja nicht "Was kostet es uns, diese Ziele zu
erreichen?", sondern die Frage lautet: Wie viel mehr würde es uns
kosten, wenn wir nichts täten? Leider sind noch nicht alle auf der
Welt davon überzeugt, dass das die richtige Fragestellung ist. Ich bin
es. Deshalb ist es aus meiner Sicht richtig, sich auf langfristige
Wege zu machen, weil dann die Anpassungskosten geringer sind, als wenn
man ad hoc entscheiden muss. Das ist das, was uns leitet. Ich bin sehr
froh, dass Chile mit an unserer Seite ist und dass Sie alle, die Sie
hier sind, auf diese und jene Weise Ihren Beitrag dazu leisten, dass
wir das Pariser Abkommen auch wirklich umsetzen.

Meine politische Laufbahn hat unter anderem mit der Berliner Konferenz
begonnen, bei der wir das Kyoto-Protokoll vorbereitet haben. Wir haben
dann sehen müssen, dass die verpflichtenden, völkerrechtlich bindenden
Ziele sozusagen nicht der Weg waren, auf dem wir wirklich
vorangekommen sind. Aber wir haben nach Kopenhagen dann in Paris mit
dem Erreichen des Pariser Abkommens einen Weg gefunden, der es sehr
viel mehr Ländern möglich macht, den Weg der CO2-Reduktion mitzugehen.
Dabei geht es um nicht völkerrechtlich bindende Verpflichtungen, aber
zum Schluss geht es darum, für die gesamte Welt etwas Bindendes zu
erreichen. Das appelliert nun an die Verantwortung von jedem.
Deutschland will seinen Beitrag dazu leisten und wird seinen Beitrag
dazu leisten. Ich freue mich, dass wir dabei bei Weitem nicht allein
sind auf der Welt.

Herzlichen Dank.



Nr. 62-2 - PDF, 145 KB, barrierefrei

[https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975954/1611324/70ecccdbc29764672d867b85fd42bd6d/62-
2-bkin-klimadialog-data.pdf?download=1]

Link zur Meldung im Webangebot: 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/bulletin/rede-von-
bundeskanzlerin-dr-angela-merkel-1611332
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INITIATIVE/405: Ausweisungsprozess für Naturschutzgebiet "Bromberg" beschleunigen (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 14. Mai 2019

BUND Thüringen fordert beschleunigte Ausweisung des
Naturschutzgebietes "Bromberg" 

Waldbrücke zwischen bestehenden Naturschutzgebieten muss erhalten
werden



Erfurt/Nordhausen. Anlässlich der geplanten Erweiterungen der
Gipssteinbrüche "Rüsselsee" und "Himmelsberg" im aktuellen Entwurf des
Regionalplans Nordthüringen fordert der BUND Thüringen vom Thüringer
Umweltministerium schnelles Handeln. Der bereits gestartete
Ausweisungsprozess für das Naturschutzgebiet "Bromberg" solle
beschleunigt werden, um die einzig verbleibende Verbindung zwischen
den Naturschutzgebieten "Himmelsberg" und "Mühlberg" dauerhaft zu
sichern.

"Mit der geplanten Erweiterung der Gipsabbauflächen steht der zentrale
Biotopverbund zwischen zwei wertvollen Naturschutzgebieten auf dem
Spiel", mahnt Ron Hoffmann, Landesvorsitzender des BUND Thüringen.
Nach Angaben von Hoffmann verbindet ein Rotbuchenwald von 50 bis 100 m
Breite nördlich des "Bromberg" die beiden Naturschutzgebieten
"Himmelsberg" und "Mühlberg". "Der Waldkomplex muss unbedingt erhalten
und zu diesem Zweck in das geplante Naturschutzgebiet integriert
werden. Die angestrebte Erweiterung der vorhandenen Gipssteinbrüche
"Rüsselsee" und "Himmelsberg" über die bestehenden Steinbrüche hinaus,
würde diesen Höhenzug unwiederbringlich zerschneiden", so Hoffmann.

Das neue Naturschutzgebiet "Bromberg" könne einen wichtigen Beitrag
liefern, um die Vernetzung der hochwertigen Lebensräume auf Dauer
sicherzustellen. Es befindet sich im besonders schützenswerten
Flora-Fauna-Habitat (FFH)-Gebiet "Mühlberg-Himmelsberg-Kammerforst",
für dessen Erhalt Thüringen eine besondere Verantwortung trägt.

"Das Umweltministerium muss jetzt handeln und das Naturschutzgebiet
"Bromberg" unverzüglich ausweisen", fordert Hoffmann.

 * 
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LAIRE/298: Agrar - Resistenzen im Aufwind ... (SB)




Eine internationale Gruppe aus Medizin und Wissenschaften warnt in
einem Bericht mit dem Titel "No Time to Wait" (Keine Zeit zu warten)
für den UN-Generalsekretär vor der zunehmenden Antibiotikaresistenz
von Erregern. Das sei eine globale Gefahr. Ein Jahrhundert der
Fortschritte in der Medizin und beim Erreichen der
UN-Nachhaltigkeitsziele (SDGs) drohe wieder zunichte gemacht zu
werden. Antibiotikaresistenz tritt unabhängig vom Wohlstand in allen
Ländern auf, aber besonders betroffen sind die ärmeren Länder, weil
sie sich noch schlechter dagegen schützen können. Unter anderem
empfiehlt die Arbeitsgruppe, weniger Antibiotika in der Tiermast
einzusetzen, damit die Erreger nicht so viele Möglichkeiten haben,
Resistenzen zu entwickeln.

Wenn nicht "unverzüglich koordinierte und ambitionierte Maßnahmen"
ergriffen werden, könnten im Jahr 2050 im schlimmsten Fall zehn
Millionen Menschen jährlich aufgrund von Antibiotikaresistenz
sterben, schreibt die von den Vereinten Nationen einberufene
Interagency Coordination Group on Antimicrobial Resistance. [1]

Die Autorinnen und Autoren sehen einige der 17
UN-Nachhaltigkeitsziele, auf deren Erfüllung bis zum Jahr 2030 sich
die internationale Staatengemeinschaft geeinigt hat, in besonderer
Weise gefährdet. Unter anderem werden "Keine Armut" (Ziel 1), "Kein
Hunger" (Ziel 2), "Gesundheit und Wohlbefinden" (Ziel 3) und
"Sauberes Wasser und Sanitäreinrichtungen" (Ziel 6) und "Weniger
Ungleichheiten" (Ziel 10) genannt. Wiederholt wird in dem Bericht
festgestellt, daß die Zeit drängt. Die Welt müsse unverzüglich
handeln, ansonsten werde die Entwicklung zu weiterer
Antibiotikaresistenz innerhalb einer Generation "verheerende Folgen"
zeitigen. Schon heute stürben jedes Jahr mindestens 700.000 Menschen
an Krankheiten, deren Erreger gegen die Behandlung resistent sind,
darunter allein 230.000 an multiresistenter Tuberkulose.

Daß die Antibiotikaresistenz die Kluft zwischen Arm und Reich noch
vertieft, zeigt sich an zwei Zahlen: Dem Bericht zufolge könnten
zwischen 2015 und 2050 rund 2,4 Mio. Menschen in den reichen Ländern
wegen der Unwirksamkeit der Antibiotika sterben. Zugleich wird aber
von bis zu zehn Millionen Opfern pro Jahr (!) ab 2050 aufgrund von
Antibiotikaresistenz ausgegangen.

Der Bericht benennt eine Reihe von Gründen, die die
Resistenzentwicklung von Antibiotika begünstigt haben, einer von
ihnen betrifft die Landwirtschaft, weshalb der Bericht die Empfehlung
ausspricht: "Die sofortige Einstellung der Verwendung der auf der
'WHO-Liste der wichtigsten antimikrobiellen Wirkstoffe von höchster
Priorität für die Humanmedizin' als Wachstumsförderer ist ein
wesentlicher erster Schritt, um die Verwendung antimikrobieller
Wirkstoffe zur Wachstumsförderung vollständig einzustellen."

In der Europäischen Union sind seit 2006 sämtliche antibiotischen
Wachstumsförderer in der Tiermast verboten. Die Mittel dürfen
allerdings unter bestimmten Bedingungen als Therapeutikum verwendet
werden. In Agrarländern wie Indien, China, USA und Brasilien dagegen
werden diese Mittel unverdrossen entweder zur Mast oder zur
Prophylaxe verwendet, auch wenn einige von ihnen in der Humanmedizin
eingesetzt werden. Besonders problematisch ist dabei die
niederschwellige Verabreichung eines Antibiotikums, denn wenn bei der
Mast, Prophylaxe oder Behandlung nicht alle Keime ausgemerzt werden,
erhöht sich dadurch die Chance, daß die überlebenden Erreger
Eigenschaften entwickeln, durch sie gegenüber der nächsten Attacke
durch die Menschen besser gewappnet sind. Es wird also eine Selektion
betrieben. Genau diese Erreger werden sich in Folge dessen verstärkt
vermehren.

Doch selbst dann, wenn sich alle Staaten an die Empfehlungen des
Reports hielten, würde noch immer eine große Gefahr der
Resistenzentwicklung bestehen, weil Tiere krank werden und in dem
Fall auch jene Mittel zum Einsatz kommen, die in der Humanmedizin
verwendet werden. Sind beispielsweise eine Handvoll Schweine in einem
Bestand von mehreren tausend Schweinen erkrankt, ist es üblich, nicht
nur die unmittelbar betroffenen Schweine zu behandeln, sondern
prophylaktisch auch ihr Umfeld. Wegen dieser und weiterer Gefahren
hat die Weltgesundheitsorganisation WHO im November 2017 "Leitlinien
zum Einsatz medizinisch wichtiger Antibiotika in
lebensmittelproduzierenden Tieren" herausgegeben. Unter anderem wird
darin eine stärkere Trennung zwischen den Antibiotika für Mensch und
Tier empfohlen. [2]

Die WHO geht davon aus, daß bis 2050 nahezu alle heutigen Antibiotika
wirkungslos sein werden. Es müssen also laufend neue Wirkstoffe oder
-mechanismen entwickelt werden, um im Wettrüsten mit den
Krankheitserregern die Oberhand zu behalten. Es gibt jedoch keine
Garantie auf Erfindungen. Zumal mit neuen Antibiotika womöglich gar
nicht so hohe Profite erzielt werden können. Denn erstens rechnet man
mit einer Entwicklungszeit von zehn Jahren, bis ein Mittel auf dem
Markt gebracht wird, und zweitens besteht eben wegen der wachsenden
Resistenzgefahr das unternehmerische Risiko, daß sich die Investition
nicht rentiert. Somit ist das globale Problem der
Antibiotikaresistenz nichts, was über Marktmechanismen geregelt
werden kann.

Was weder die WHO noch der UN-Report in den Mittelpunkt der 
Ausführungen stellt, obgleich pauschal von Gefahren für "die
Menschen" geschrieben wird: Heute schon besteht eine
Zweiklassenmedizin. Niemals erhält die große Mehrheit der Menschen
beispielsweise im Globalen Süden die gleichen wirkungsvollen
Antibiotika wie das dortige Establishment. Da wird dann mit Mitteln
gearbeitet, wenn überhaupt, die sich längst als untauglich erwiesen
haben. Die Höhe des Einkommens teilt die Menschen - die letzten
Bastionen im Kampf gegen Keime sind den wohlhabenderen vorbehalten.

Wenn nun seitens der Medizin eine Reduzierung der Antibiotikamenge
nicht nur bei der Fleischproduktion, sondern auch bei der Behandlung
von Menschen gefordert wird, bei wem wird dann gespart? Oder anders
gefragt, für wen sind die vielleicht wenigen noch wirksamen Mittel
vorbehalten? So fragte im November 2016 der Deutsche Ethikrat beim
FORUM BIOETHIK mit Titel "Antibiotikaresistenz. Ethische
Herausforderungen für Patienten und Ärzte": "Was kann Menschen heute
zugemutet werden, um Antibiotika für die Zukunft wirksam zu
erhalten?" Die Frage impliziert eine Einschränkung des Gebrauchs von
Antibiotika zum Zweck des Erhalts ihrer Wirksamkeit und die
potentielle Belastbarkeit von Menschen, die keine Antibiotika
erhalten, obschon sie sie gebrauchen könnten. [3]

Ausgehend von der heutigen krassen Diskrepanz beim Zugang zu
wirksamen Antibiotika kann man nicht davon ausgehen, daß im Jahr 2050
die letzten Reserven massenhaft zur Behandlung von Epidemien in den
Ländern des Globalen Südens ausgegeben werden. Das wäre vom
Selbstverständnis der politischen Klasse und gesellschaftlichen
Funktionseliten her betrachtet vermutlich pure Verschwendung, auch
wenn es nicht beim Namen genannt wird. Angesichts dessen hinterläßt
der Bericht "No Time to Wait", so bedeutsam die Warnungen auch und
gerade mit Blick auf die Tiermast sind, einen bitteren Nachgeschmack.


Fußnoten:

[1] https://www.who.int/antimicrobial-resistance/interagency-coordination-group/IACG_final_report_EN.pdf

[2] https://apps.who.int/iris/bitstream/handle/10665/259243/WHO-NMH-FOS-FZD-17.5-eng.pdf

[3] https://www.ethikrat.org/forum-bioethik/antibiotikaresistenz-ethische-herausforderungen-fuer-patienten-und-aerzte/
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STANDPUNKT/1098: Was versteht die Kanzlerin unter Klimaneutralität? (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 15. Mai 2019

Was versteht die Kanzlerin unter Klimaneutralität?



Berlin, 15.5.2019 - Beim Petersberger Klimadialog hat Bundeskanzlerin
Angela Merkel angekündigt, dass Deutschland bis zum Jahr 2050
klimaneutral werden solle. Das waren große Worte, allerdings blieb sie
sowohl in ihrem Verständnis von Klimaneutralität nebulös als auch in
der Frage, wie diese erreicht werden kann, warnt Michael Müller,
Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands:

"Frau Merkel hat sich in der Vergangenheit als Klimakanzlerin feiern
lassen wie der Kaiser ohne Kleider. Heute weiß jeder, dass dies nur
heiße Luft war. Bildet die angekündigte Klimaneutralität nun eine
Fortsetzung ihrer folgenlosen Ansagen oder kommt es tatsächlich zu
einer Wende? In den letzten Jahren jedenfalls hat die Bundeskanzlerin
keinen Finger gekrümmt, um ihre Umweltministerinnen beim Klimaschutz
zu unterstützen - im Gegenteil.

Würde Frau Merkel es wirklich ernst meinen mit dem Klimaschutz, hätte
sie beim Petersberger Klimadialog auch den Ausstieg aus den fossilen
Energien, die Verkehrswende und die Abkehr von der industriellen
Landwirtschaft angesprochen. So aber blieb sie nebulös.

Insbesondere ihr Verständnis von Klimaneutralität muss hinterfragt
werden. Einige verstehen darunter auch die Nutzung der Atomenergie,
die unterirdische Verpressung von Kohlenstoff oder das Geoengineering,
mit dem die Atmosphäre manipuliert werden soll. All das aber hätte mit
echtem Klimaschutz wenig zu tun.

Frau Merkel hat der Öffentlichkeit zu oft eine Show geboten, ohne der
Menschheitsherausforderung Klimawandel gerecht zu werden. Vor allem
bei der Verkehrswende gehört sie zu den großen Bremsern. Will die
Bundeskanzlerin im Klimaschutz wieder glaubwürdig werden, muss sie nun
Taten liefern."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.05.2019

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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AKTIONSTAGE/1000: Woche der Nachhaltigkeit an der Universität Witten/Herdecke, 21.-24.5.


Universität Witten/Herdecke - 14.05.2019

Woche der Nachhaltigkeit an der Universität Witten/Herdecke

Unter dem Motto "Wertewandel - Individuum, Arbeit, Gesellschaft"
treffen sich ab dem 21. Mai Studierende sowie Bürgerinnen und Bürger



Der studentische Verein oikos Witten/Herdecke lädt alle interessierten
Studierenden sowie Wittener Bürgerinnen und Bürger zur diesjährigen
Woche der Nachhaltigkeit ein. In der Zeit vom 21. bis 24. Mai wird es
dabei um die Implementierung von Nachhaltigkeit auf individueller,
beruflicher und gesellschaftlicher Ebene gehen. "Durch eine
Kombination von sowohl praxis-als auch theoriebasierten
Programmpunkten möchten wir einen vielfältigen Zugang zum Thema
Nachhaltigkeit ermöglichen, der über die akademische Bildung oder den
Bio-Einkauf hinausgeht", erläutert Valerie Raiß vom Organisationsteam.

In der Woche der Nachhaltigkeit, die in diesem Jahr unter dem Motto
"Wertewandel - Individuum, Arbeit, Gesellschaft" stattfinden wird,
werden sich die Teilnehmenden insbesondere mit der Frage beschäftigen:
Mit welchen Werten möchte wir unsere Zukunft gestalten und welchen Weg
sollten wir als Individuum, Arbeitnehmerin und Arbeitnehmer sowie als
Gesellschaft einschlagen, um diese zu realisieren? Neue
Gestaltungsmöglichkeiten und Handlungsalternativen werden unter
anderem im Rahmen einer Diskussionsrunde zu alternativen ökonomischen
Denkschulen, praktischen Workshops zum Thema Umweltpsychologie und
einer Messe der Möglichkeiten vermittelt.

Die einzelnen Veranstaltungen finden über vier Tage verteilt in
unterschiedlichen Räumen auf dem Campus der Universität
Witten/Herdecke (UW/H), im kleinen Saal des Forschungs- und
Entwicklungszentrums (FEZ) und im Unikat(club) Witten statt.

Ein besonderes Highlight wird die Messe der Möglichkeiten sein, die am
22. Mai in Kooperation mit dem Career Service der UW/H stattfindet. An
diesem Tag können sich Studierende und auch interessierte Schülerinnen
und Schüler sowie Wittener Bürgerinnen und Bürger mit ausgewählten
Unternehmen und Organisationen, die sich an den Schnittstellen von
nachhaltigem Wirtschaften, ökologischem Bewusstsein und sozialer
Verträglichkeit bewegen, vernetzten. "Zu der Idee kam es, da vor allem
viele Studierende aus dem Studiengang "Philosophie, Politik und
Ökonomik" sich von gängigen Jobmessen mit einem Fokus auf
profitorientierte Wirtschaftsunternehmen nicht angesprochen fühlen",
erläutert Flora Dicke vom Organisationsteam. "oikos als studentischer
Verein für Nachhaltigkeit hat die Aufgabe gesehen, ein Angebot zu
schaffen, welches sich auf Sozial- und gemeinnützige Unternehmen,
NGOs, Stiftungen, Vereine, Think Tanks und Forschungsinstitute
konzentriert. Dadurch möchten wir den Studierenden ermöglichen,
interessante Berufsperspektiven zu erkunden, Praktika zu finden, zu
netzwerken und zu sehen, welche Möglichkeiten die Arbeitswelt bietet,
um persönliches Engagement in den Berufsalltag zu integrieren."


Das Programm zur Woche der Nachhaltigkeit

Dienstag, 21. Mai - Individuum


	Workshop "Psychologie im Umweltschutz - Ansatzpunkte und Barrieren"

	Kleidertauschparty im Unikat mit RepairCafé



Mittwoch, 22. Mai - Arbeit


	Messe der Möglichkeiten in Kooperation mit dem Career Service Donnerstag, 23. Mai - Gesellschaft

	Workshop "Ich & die Anderen - Kommunikationsstrategien zum Thema Nachhaltigkeit"

	Diskussionsrunde mit dem Titel "Ökonomisches Wachstum im Spannungsfeld der Nachhaltigkeit - welches Transformationspotenzial bieten alternative ökonomische Denkschulen?"



Freitag, 24. Mai


	Filmaufführung von "Die grüne Lüge" (Werner Boote, 2018)



Über uns:

Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982
eine Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.600 Studierenden in den Bereichen
Gesundheit, Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der
klassischen Alma Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand
in Hand mit Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH



Weitere Informationen:

https://oikos-international.org/wittenherdecke/projekte/wdn2019/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news715614

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke - 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TOUR/558: Münster, 19.5. - Spaziergang zu seltenen Pflanzen über den Waldfriedhof Lauheide


Stadt Münster - Pressemitteilung von Freitag, 10. Mai 2019

Lauheide: Spaziergang zu seltenen Pflanzen



Münster (SMS) Dr. Thomas Hövelmann von der Nabu-Naturstation
Münsterland e. V. nimmt am 19. Mai mit auf einen zweistündigen
Spaziergang über den Waldfriedhof Lauheide. Dabei macht er auf
besonders seltene Pflanzen aufmerksam. Treffpunkt ist um 15 Uhr an der
Feierhalle. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Die botanische
Führung ist Teil der Reihe "Sonntags auf dem schönsten Friedhof
Deutschlands", zu der die Friedhofsverwaltung der Stadt Münster
einlädt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 10.05.2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt

Tel.: 0251/492-1301, Fax: 0251/492-7712

Internet: www.muenster.de/stadt/medien
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FORSCHUNG/536: Vom Regen zum Hochwasser (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 14.05.2019

Vom Regen zum Hochwasser



Extreme Wetterereignisse wie Gewitter oder starke Regenfälle und
darauffolgende Überflutungen beeinflussen Erd- und Umweltsysteme
langfristig. Um die Auswirkungen hydrologischer Extreme ganzheitlich -
vom Niederschlag über den Wassereintrag in den Boden und den Abfluss
bis hin zum Eintrag ins Meer - zu untersuchen, startet nun innerhalb
der Helmholtz-Initiative MOSES eine Messkampagne im Müglitztal in
Sachsen. Koordiniert wird die Messkampagne vom Karlsruher Institut für
Technologie (KIT).

Ein einzelnes Starkregenereignis kann schwerwiegende Folgen für ein
ganzes Flusssystem haben - von Landveränderungen durch Überflutung
über Nährstoff- und Schadstofftransporte bis hin zu Veränderungen im
Ökosystem. Die aktuelle MOSES-Messkampagne untersucht hydrologische
Extremereignisse übergreifend von der Quelle in der Atmosphäre bis hin
zur Reaktion von Biosystemen.

MOSES steht für "Modular Observation Solutions for Earth Systems". In
dieser gemeinsamen Initiative bauen insgesamt neun Forschungszentren
der Helmholtz-Gemeinschaft mobile und modular einsatzfähige
Beobachtungssysteme auf, um die Auswirkungen zeitlich und räumlich
begrenzter dynamischer Ereignisse wie extremer Niederschlags- und
Abflussereignisse auf die langfristige Entwicklung von Erd- und
Umweltsystemen zu untersuchen. Die aktuelle vom KIT koordinierte
Messkampagne zu hydrologischen Extremen läuft von Mitte Mai bis Mitte
Juli 2019 im Müglitztal in Sachsen. In diesem Gebiet im Osterzgebirge
kommt es bei bestimmten Wetterlagen zu extremen Niederschlägen und
Überschwemmungen, wie bei der Flutkatastrophe 2002. Ausgelöst werden
solche Extremereignisse entweder durch Tiefdruckgebiete, die verstärkt
durch Staueffekte an Gebirgen kräftigen Niederschlag erzeugen, oder
durch kleinräumige konvektive Niederschlagsereignisse, das heißt
Gewitter, die Hochwasser in einem begrenzten Gebiet wie einem
Gebirgstal mit sich bringen können.

An der aktuellen Messkampagne sind neben dem Institut für Meteorologie
und Klimaforschung - Department Troposphärenforschung (IMK-TRO) des
KIT auch das Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) aus Leipzig,
das Forschungszentrum Jülich (FZJ) sowie das Helmholtz-Zentrum Potsdam
-Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ mit ihren Messsystemen beteiligt.

Das KIT setzt sein mobiles Observatorium KITcube ein. Dieses liefert
Informationen über Entstehung und Entwicklung von Starkniederschlägen,
Niederschlagsverteilung und Verdunstung. Zum Einsatz kommen unter
anderem ein Radar zur Erfassung des Niederschlags in einem Radius von
100 Kilometern, ein Mikrowellenradiometer zur Bestimmung des
atmosphärischen Temperatur- und Feuchteprofils sowie ein Lidar-System
zur Erfassung des Windprofils mithilfe von Lasern. Radiosonden liefern
Informationen über den Zustand der Atmosphäre bis zu einer Höhe von 18
Kilometern. Ein Netz aus Distrometern - also Messgeräten zur
kontinuierlichen Überwachung der Niederschlagsintensität und Größe der
Regentropfen - liefert zusätzliche Informationen über die Vorgänge im
Beobachtungsgebiet.

Im Fokus der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des UFZ steht
die Bodenfeuchte. Sie ist eine zentrale Steuergröße für den Abfluss
des Regenwassers: Ist der Boden sehr feucht oder extrem trocken,
fließt das Regenwasser über die Landoberfläche ab und es kommt
schneller zu Überflutungen. Um die Entwicklung der Bodenfeuchte
optimal überwachen zu können, installiert das UFZ während der
Messkampagne ein mobiles, drahtloses Sensornetzwerk, das Bodenfeuchte
und -temperatur in verschiedenen Tiefen misst. Gegenüber klassischen
Systemen zeichnet sich das Sensornetzwerk dadurch aus, dass sich die
Positionierung und Verteilung der Sensoren sowie die Abtastraten genau
auf die lokalen Messbedingungen abstimmen lassen. Zusätzlich zu dem
fest installierten Sensornetzwerk kommt der mobile Cosmic Ray Rover
mit speziell entwickelten Neutronensensoren zum Einsatz. Durch sie
können die Forscher die Variation der Bodenfeuchte im Einzugsgebiet
der Müglitz auch großräumig beobachten.

Die Wissenschaftler des Forschungszentrums Jülich lassen Ballonsonden
bis in 35 Kilometer Höhe steigen, um unter anderem zu ermitteln, wie
sich Gewitter langfristig auf das Klima auswirken. Mit Wasserdampf-,
Ozon- und Wolkeninstrumenten untersuchen sie den Spurengastransport
durch das Gewitter in die obere Troposphäre - die unterste Schicht der
Erdatmosphäre - oder sogar in die darüber liegende Stratosphäre.

Die Forscher des GFZ ermitteln mit mobilen Messeinheiten den Einfluss
des gespeicherten Wassers auf den Verlauf eines Hochwassers. Neben
Cosmic Ray Sensoren zur Messung des Wassers im Oberboden und Sensoren
zur Messung des oberflächennahen Grundwassers verwenden sie dabei auch
sogenannte Gravimeter. Diese Geräte detektieren die Änderungen der
Schwerkraft der Erde infolge sich ändernder Wassermassen im
Untergrund, auch in größeren Tiefen.

Die aktuelle Messkampagne ist Teil der Aktivitäten der
MOSES-Arbeitsgruppe innerhalb des Moduls "Hydrologische Extreme" im
Forschungsbereich Erde und Umwelt der Helmholtz Gemeinschaft.




Homepage von MOSES:

https://www.ufz.de/moses/

Weitere Materialien:

https://blogs.helmholtz.de/moses/de/

Details zum KIT-Zentrum Klima und Umwelt:

http://www.klima-umwelt.kit.edu

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ufz.de/moses/

https://blogs.helmholtz.de/moses/de/

http://www.klima-umwelt.kit.edu

http://martin.heidelberger@kit.edu

http://www.sek.kit.edu/presse.php

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news715638

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie - 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FESTE/2546: Lippstadt - Altstadtfest vom 30.05. bis 02.06.2019


Stadt Lippstadt

Altstadtfest in Lippstadt

Die City zeigt sich vom 30. Mai bis 2. Juni in Feierlaune



Lippstadt. So bunt wie die Frühlingsblumen, so bunt wird das
Altstadtfest Lippstadt, das vier Tage lang von Donnerstag, 30. Mai,
(Christi Himmelfahrt) bis Sonntag, 2. Juni, die historische Altstadt
in eine Festmeile verwandelt. Vom Bernhardbrunnen bis zum Rathausplatz
erstreckt sich die Aktionsfläche mit ihren interessanten Angeboten.
Streetfood-Variationen garantieren an allen Altstadtfest-Tagen ab 12
Uhr leckere Abwechslung.

Der Rathausplatz ist wieder das Mekka der Live-Musik. "Cris Cosmo"
serviert seinen Zuhörern einen tanzbaren Sommercocktail - bestehend
aus deutscher Popmusik mit Raggae, Latin oder Electronica kombiniert,
während "Wingenfelder" mit ihrem eigenen Stil und neuen Songs in
coolem Tempo punkten. "Kapelle Petra" weiß ihr Publikum mit
musikalischer Versiertheit in Verbindung mit textlicher Raffinesse zu
begeistern und "Safe by Sound" unterhält die Besucher mit eingängigen
Melodien, groovenden Rhythmen und mehrstimmigem Gesang. "Benoby"
schließlich singt und rappt sich in die Herzen der Altstadtfest-
Besucher und "Jini Meyer", die frühere "Luxuslärm"-Frontfrau, feiert
ihr großes Bühnencomeback und trumpft als kraftvolle und kreative
Powerfrau mit deutschsprachigen Liedern auf. Die jüngsten Besucher
freuen sich auf "herrH", der mit seinen witzigen Texten und fröhlichen
Songs die Neue Deutsche Kinderlieder-Szene geprägt hat. Mit im Gepäck
hat er sein neues Album "Wenn ich groß bin".

Am Bernhardbrunnen ist erneut künstlerische Kreativität, fröhlicher
Aktionismus und solide Fitness zu Hause. Denn auch hier wird den
kleinen und großen Altstadtfest-Besuchern im und am Zirkuszelt ein
vielfältiges (Mitmach-)Programm geboten. Kouamé Akpetou lädt zu einem
afrikanischen Trommelworkshop ein. Das Duo "Einfach Riesig" hat die
freche und witzige "Circle Show Fritz und Frida" im Gepäck und "Astrid
Gloria" versetzt mit ihren Zauberkünsten das Publikum erst ins Staunen
und bringt jungen Nachwuchszauberern anschließend in einem Magisch-
Mini-Workshop kleine Tricks bei. "Tommy, der Verkehrszauberer"
vermittelt spielerisch sichere Verhaltensweisen im Straßenverkehr. Und
wer gern einige Augenblick allein spielen möchte, der findet im großen
Fundus des Spielmobils, das an der Jakobikirche Halt macht, sicherlich
das Richtige.

Viele Lippstädter Tanz- und Sportgruppen sowie Vereine wirken beim
diesjährigen Programm am Bernhardbrunnen sowie auf dem Rathausplatz
mit. Kindertanz, HipHop, Modern Dance und Ballett - aber auch
Kampfsportarten und weitere Fitness-Aktionen begeistern die Zuschauer.

Am Samstag, 1. Juni und Sonntag, 2. Juni, können Schnäppchenjäger und
Flohmarkt-Fans jeweils von 8 bis 18 Uhr den Kinderflohmarkt oder den
Erwachsenen-Flohmarkt besuchen. Berechtigungskarten dafür sind seit
dem 10. Mai in der Stadtinformation im Rathaus erhältlich.

Abgerundet wird das viertägige Altstadtfest durch den ökumenischen
Gottesdienst am Donnerstagmorgen, 30. Mai, der unter dem Motto steht
"Wenn der Himmel die Seele berührt". Der Rotaract-Club Lippe-Hellweg
unternimmt am Sonntag, 2. Juni, um 10 Uhr die 2. Lippe-Hellweg
Oldtimer-Tour vom Marktplatz aus. Nicht zu vergessen die Rundfahrten
mit dem "Berliner Bus" sowie die Kanufahrten auf der Lippe - all das
macht unser Altstadtfest-Wochenende unverwechselbar.

Verkaufsoffener Sonntag zum Altstadtfest?

Der Lippstädter Handel und die Organisatoren freuten sich schon sehr
auf den neuen verkaufsoffenen Sonntag zum Lippstädter Altstadtfest. Ob
und in welcher räumlichen Ausdehnung dieser wie geplant stattfinden
kann, ist durch einen sogenannten Normenkontrollantrag der
Gewerkschaft Verdi allerdings jetzt offen.

Sobald das Oberverwaltungsgericht Münster hierzu entschieden hat,
werden wir unverzüglich und umfänglich informieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.05.2019

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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MARKT/4182: Braunschweig - Flohmarkt im Bürgerhaus Wolfgang am 02.06.19


Stadt Braunschweig

Flohmarkt im Bürgerhaus Wolfgang am 2. Juni



Das Familien- und Jugendzentrum Wolfgang veranstaltet am Sonntag, 2.
Juni, einen Flohmarkt im und um das Bürgerhaus Wolfgang. In der Zeit
von 9 bis 14 Uhr kann Nützliches, Originelles, Kurioses und
Sehenswertes aus zweiter Hand - oftmals für einen Schnäppchenpreis-
erstanden werden. Das Team des Familien- und Jugendzentrums Wolfgang
bietet zudem ein buntes Programm für die kleinen Flohmarktgäste an.

Anmeldungen für den Verkauf nimmt das Familien- und Jugendzentrum
ausschließlich am Donnerstag, 22.05.19 zwischen 10 und 12 Uhr
persönlich, per Fax oder E-Mail entgegen. Eine telefonische Anmeldung
ist nicht möglich. Die Standgebühr beträgt acht Euro.

Weitere Informationen zu diesem und anderen Angeboten des
Familien- und Jugendzentrums Wolfgang gibt es telefonisch unter 06181
- 574105, per Fax unter 06181 - 3646943, online über die E-Mailadresse
torsten.rosa@hanau.de oder persönlich in der Lehrhöfer Straße 45,
63457 Hanau-Wolfgang.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.05.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MARKT/4181: Magdeburg - Pflanzenmarkt in den Gruson-Gewächshäusern, 19.05.19


Landeshauptstadt Magdeburg

Pflanzenmarkt in den Gruson-Gewächshäusern

Am Sonntag von 10.00 bis 16.00 Uhr



Die Gruson-Gewächshäuser laden für diesen Sonntag, 19. Mai, von 10.00
bis 16.00 Uhr zum zweiten Pflanzenmarkt für botanische Raritäten ein.
Dabei verkaufen Gärtnereien und Pflanzenzüchter besondere Pflanzen für
Fensterbank, Wintergarten, Balkon, Teich und Garten, die sonst kaum im
Handel erhältlich sind.

Darunter sind Orchideen, Kakteen und andere Sukkulenten,
fleischfressende Pflanzen, Duftpflanzen, Stauden, Aquarien- und
Teichpflanzen und vieles mehr. Die Aussteller kommen aus
Sachsen-Anhalt, Niedersachsen, Brandenburg, Berlin und Thüringen.

Der Eintritt kostet 3,50 Euro, ermäßigt 2,00 Euro. Die Eintrittskarte
berechtigt zum Aufenthalt in den Gruson-Gewächshäusern im Rahmen der
Öffnungszeit am Veranstaltungstag.

Für den Pflanzenmarkt gelten die regulären Eintrittspreise der
Gruson-Gewächshäuser (3,50 Euro, ermäßigt 2,00 Euro). Diese sind auch
an diesem Tag von 9.00 bis 17.00 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.05.2019

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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MELDUNG/018: IV. Lateinamerikanisches Humanistisches Forum in Santiago de Chile eröffnet (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 3. Mai 2019

Das IV. Lateinamerikanische Humanistische Forum wurde in 
Santiago de Chile eröffnet

Von Walker Vizcarra, 14. Mai 2019






[image: Zahlreiche Menschen auf einem Platz - Bild: © Walker Vizcarra]

Erster Tag des IV. Lateinamerikanischen Humanistischen Forums in
Santiago de Chile

Bild: © Walker Vizcarra



Santiago de Chile - 14.05.2019. Das Lateinamerikanische Humanistische
Forum ist ein Instrument der Information, des Austauschs und der
Diskussion zwischen Menschen und Institutionen aus den
unterschiedlichsten Kulturen Lateinamerikas. Es hat einen permanenten
Charakter entwickelt, so dass alle relevanten Informationen sofort
unter den Mitgliedern zirkulieren.

Das Forum wurde am 10. Mai 2019 in Chile eröffnet mit Besuchern aus
nord-, mittel- und südamerikanischen Ländern, von denen viele bereits
nationale Foren oder Vorbereitungstreffen abgehalten haben.

Was einige Themen betrifft, zu denen wir einen Austausch für wichtig
halten und zu denen wir die beste praktische Handlungsform finden
müssen, sind dies: der wachsende Rassismus und die zunehmende
Einmischung angeblicher Friedensorganisationen in die inneren
Angelegenheiten der Länder; die Manipulation der Menschenrechte als
Vorwand für eine Einmischung; die Wahrheit über den Zustand der
Menschenrechte in der Welt und insbesondere in unserer Region; die
Zunahme der globalen Arbeitslosigkeit und der Unsicherheit der Arbeit
in unserer Region; die Zunahme der Armut in verschiedenen Regionen und
auf verschiedenen Ebenen, auch in wohlhabenden Gesellschaften; die
fortschreitende Verschlechterung von Gesundheit und Bildung; die
Segregation und Kriminalisierung der Ureinwohner; die Zunahme der
Drogenabhängigkeit; die Zunahme des Selbstmords; die religiöse
Verfolgung und die Radikalisierung religiöser Gruppen; die
psychosozialen Phänomene der Entfremdung und Gewalt; die realen,
Gefahren der Umweltzerstörung und die gebührende Priorisierung; der
kulturelle Krieg der Aneignung von Begriffen durch die Manipulation
der Massenmedien; die öffentliche und private Korruption; der Versuch
der sozialen Disziplin im Hinblick auf Lebensmodelle, die versuchen,
die Endlichkeit existentiell zu leugnen.

Das Forum beabsichtigt, bei der Artikulation einer aufblühenden
Vielfalt zusammenzuarbeiten, um den Wiederaufbau des sozialen Netzes
und die Schaffung einer sozialen Bewegung eines sich wandelnden Themas
und Förderer des Wandels voranzutreiben.

Auf diese Weise hoffen wir, dass das Lateinamerikanische Humanistische
Forum die beteiligten Menschen und Bewegungen zusammenbringt und sich
an der Diskussion des Systems beteiligt und Aktionen in einer sich
verändernden und humanisierenden Richtung erzeugt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/045: Europaweite Kritik am drohenden EU-Veggie-Burger-Verbot (ProVeg)


ProVeg Deutschland e.V. - Pressemitteilung vom 14. Mai 2019

Europaweite Kritik am drohenden EU-Veggie-Burger-Verbot

ProVeg koordiniert die Kampagne und Petition



Ein Antrag des EU-Parlaments, Bezeichnungen wie "Burger" und "Wurst" für
vegane und vegetarische Produkte zu verbieten, wird europaweit kritisiert.
Die Ernährungsorganisation ProVeg geht in die Offensive und startet eine
Kampagne.

Berlin, 14. Mai 2019 - Im April 2019 stimmte im Zuge der Verhandlungen zur
europäischen Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der Agrarausschuss des
EU-Parlaments für den Antrag mit der Begründung, dass Bezeichnungen wie
"Burger" und "Wurst" für vegane und vegetarische Produkte Verbraucher in
die Irre führen würden. Sollte der Antrag angenommen und ein entsprechendes
Gesetz verabschiedet werden, würden Veggie-Burger fortan beispielsweise mit
"Disc", "Bratstück" oder anderen unverständlichen Begriffen bezeichnet
werden müssen.

ProVeg fordert verbraucherfreundliche Lebensmittelkennzeichnung
Um dem Verbot entgegenzuwirken, hat ProVeg eine Kampagne ins Leben gerufen.
In einer Petition fordert die Ernährungsorganisation das künftige
EU-Parlament auf, den Vorschlag abzulehnen, da er unnötig und irrational
ist.

Felix Domke, Leiter Politik von ProVeg, erklärt: "Es gibt keine empirischen
Studien oder sonstige Belege, die darauf hinweisen, dass Verbraucher durch
die aktuellen Bezeichnungen von veganen und vegetarischen Produkten
verwirrt oder getäuscht werden. Zu behaupten, dass Konsumenten die
Bedeutung des Begriffs 'Veggie-Burger' und ähnlicher Bezeichnungen nicht
verstehen, ist Unsinn. Begriffe wie 'Burger', 'Wurst' und 'Milch' für
pflanzliche Produkte vermitteln den Verbrauchern die Eigenschaften der
Produkte, nach denen sie beim Kauf suchen, beispielsweise in Bezug auf
Verwendung, Geschmack und Textur. Das hat sich seit Jahren bewährt, warum
sollte es erschwert werden?"

Das Veggie-Burger-Verbot behindert Innovationen

"Das vorgeschlagene Verbot würde Produzenten einschränken. Darüber hinaus
hätte es Auswirkungen auf die positiven gesellschaftlichen und
umweltfreundlichen Veränderungen, die der Markt pflanzlicher Lebensmittel
mit sich bringt", so Domke. Der vegane Lebensmittelmarkt ist einer der
heute am schnellsten wachsenden und innovativsten Sektoren der
Lebensmittelindustrie.

Die Petition wird dem EU-Parlament vor der finalen Abstimmung übergeben.


Link zur Petition:

https://proveg.com/de/veggie-burger-petition/

 * 

Quelle:

ProVeg Deutschland e.V. (ehem. VEBU - Vegetarierbund Deutschland e.V.)

Genthiner Straße 48, 10785 Berlin

Telefon +49 30 29 02 82 53-0/-19

E-Mail: presse@proveg.com

Internet: www.proveg.com/vebu-wird-proveg
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